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Nundfchreiben des Bundespräſidialge⸗ 
fandten an fänmtliche bei dem Bundes: 
tage beglaubigten Gefandten und Ge- 
febaftsträger, Die Beendigung der Tha- 
tigteit Der Bundesverſammlung betr., 
\ d. d. Iten Suli 1848. 


Die auf Veranlaffung der deutfchen Regierungen 
aus freier Volkswahl hervorgegangene und in Frants 
furt a/M. vereinte Nationalverfammlung hat durch das 
bier im Abdruck mitfolgende Gefeg eine proviforifche 
Gentralgewalt gegründet, welcher bis zur Einführung eis 
ner gemeinfamen Berfaffung für die Gefammtheit der zu 
Deutfchland gehörigen Staaten die Leitung der öffentlis 
hen Angelegenheiten nach Maßgabe des erwähnten. Ges 
feed anvertraut worden if. Durch die hierauf von 
der deutjchen Rationalverfammlung in ihrer Sikung vom 
20. v. M. vorgenommene Wahl eined Reichsverweſers 
wurde Se. Kaiferl. Hoheit der durdylauchtigfte Herr Erzs 
herzog Johann von Defterreich zu Diefer hohen Würde 
berufen, welcher diefelbe auch nad) ihm zugeficherter Zus 
ftimmung fämmtlicher deutfchen Regierungen angenoms 
men und am heutigen Tage in feierlidher Sigung der 
Rationalverfammlung angetreten hat. Die über den Aft 
der Wahl, fowie über die erfolgte Uebernahme der Gens 


tralgewalt, flattgefundenen Veröffentlichungen liegen hier 
Roth und Merck, Quellenſammlung. IL Bo. 1 
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bei. In Folge diefed letztern Aftes hat auch die Buns 
desverfammlung die ihr verfaffungsmäßig zuftehenden 
Befugniffe und Verpflichtungen Namens der von ihr ver: 
tretenen Regierungen auf die für Deutfchland eingefeßte 
proviforifche Gentralgewalt übertragen, beziehungsweife 
in die Hände Sr. Kaiferl. Hoheit des Herrn Erzherzog 
Reichsverweſers niedergelegt, womit fie ihre bisherige 
Thätigkeit ald beendet anfieht. Indem der Unterzeich⸗ 
nete fi) deehrt, Sr. Crcellenz dem außerorbentfihen 
Gefandten und bevollmächtigeen Minifter....... 
einen Abdruck des über diefen feierlichen Vorgang auf 
genommenen Protokolls zu überreichen, verbindet er das 
mit die. erneuerte Berficherung ſeiner ausgezeichneten 
Hochachtung ꝛc. 


2. 


Schreiben des k. hannoveriſchen Ge⸗ 
ſammtminiſteriums an die Stände des 
Königreichs Hannover, die Wahl des 
Erzherzogs Johann zum Neichsverwe- 
fer nnd die Wirkſamkeit Der deutſchen 
Rationolverfanmlung betr, d. d: Ites 


Den löblichen Ständen find ohne Zweifel Diejenigen 
Befchlüffe befannt , weldje von der deutfchen National 
verſammlung über die Begräubung einer proviforifchen 
Gentralgewalt und die Lebertragung derſelben auf Seine 
Kaiſerliche Hoheit den Erzberzog Johann von Oeſter⸗ 
reid) gefaßt worden. 

Die Perfönlichkeit dieſes erhabenen Fürſten iſt fo 


vollkommen geeignet, Dad Bertraumi ber Fürſten wie 
der Bölker Dentfchlande anf ſich zu lenken, dag Selrie 
Majeftät der König Ihre Zuftimmung zu diefer Wahl 
au erklären und diefelbe als ein höchft günſtiges Ereig⸗ 
niß in der gegenwärtigen verhängnißoollen Zeit zu bes 
grüßen einen Augenblid Anftand genommen. Auch has 
ben Allerhöchftdiefelben im Vertrauen anf diefe Perfärs 
lichkeit und in der Vorausfegung, daß Seine Kaiſerliche 
Hoheit die Wahl annehmen werden, Bedenfen, weldye 
die Form und der Inhalt des Befchluffes über die Dems 
felben zu übertragende Gewalt zu erregen wohl geeignet 
gewefen, jetzt nicht geltend zu machen Sich entfchloflen. 

Inzwiſchen haben Seine Wajeftät fih bewogen ges 
funden, in Beziehung auf diefe hochwichtige Angelegens 
heit den löblichen Ständen folgende Mittheilungen mas 
chen zu laffen. 

Seine Majeftät haben die gebieterifhe Nothwendig⸗ 
feit erfannt, der Verfaſſung Deutfchlands eine größere 
Kraft und Einheit zu verleihen, daher Ihre Zuftimmung 
dazu gegeben, daß die Berfaffung durch eine Bertretung 
des Volkes am Bunde vervollftändigt werde, und Sich 
zu Opferu für die Erreichung des Zweckes einer größeren: 
Einheit und Kraft gern bereit erklärt. 

Allein Seine Majeftät hegen auch die unwandelbare 
Ueberzeugung, daß der gefammte Zuftand Dentſchlands 
die Herftellung einer folchen Sentralregierung, weldye 
auch die inneren Angelegenheiten des Landes ordnen und 
die Fürften lediglich ald Untergebene eines andern Mo⸗ 
narchen erfegeinen laffen würde, nicht zulaffe, und daß 
fo wenig dad Wohl und die Freiheit der Völker ald 
Ihre eigene fürftlihe Ehre es geftatten würde, einer 
Berfaffung Ihre Zuffimmung zu geben, weldye der Selbfts 
ftändigfeit der Staaten Deutfchlands nicht die nothwens 
dige Geltung ficherte. 

| % 
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Unter biefen Umftänden find Seine Majeftät zwar 
entfchloffen, auf der einen Seite dem wahren Wohle des 
Landes alle Opfer zu bringen, auf der andern Seite 
aber würden Sie, falld die geforderten Befchränfungen 
der Selbfiftändigfeit über dasjenige Maaß hinausgingen, 
welches die Pflichten gegen das Allerhöchſt Shnen von 
Gott anvertraute Land und Ihre eigene Ehre bezeichnen, 
lieber das Aeußerfte ertragen, ald zu Maßregeln die 
Hand zu bieten, weldye Pflicht und Ehre als verwerflich 
darftellen würden. 

Seine Majeftät haben daher die Unterzeichneten bes 
auftragt , bei der Berhandlung über die Verfaſſung 
Deutfchlands und insbefondere auch rüdfichtlicdy der dem 
Erzherzoge Sohann anzuvertrauenden proviforifchen Gens 
tralgewalt auf alle geeignete Weiſe dahin zu wirken, 
daß jene Verfaffung und insbefondere die Fünftige Stel 
lung des Reichsverweſers mit der Selbftftändigfeit des 
Königreichd in dem angebeuteten Sinne vereinbar fei. - 

Zugleich aber haben Allerhöchftdiefelben auch erklärt, 
daß, falle diefe Verhandlungen zu einem günftigen Res 
fultate nicht führen, vielmehr die Befchränfung der Selbfts 
ftändigfeit des Königreichd über diejenige Gränze, welche 
Seine Majeftät Sid; fielen zu müflen geglaubt haben, 
hinausgehen würde, Seine Majeftät ſich nicht verpflich⸗ 
tet erachten Fünne, in einer Stellung zu beharren, wel 
che alddann in Ihren Augen jede Möglichkeit, das Wohl 
des Landes zu fördern, abfchneiden würde. 

Hannover den Tten Julius 1848. 

Königlich-Hannoverfhes Gefammt-Minifterium. 

- Bennigfen. Prott. Stüve Dr Braun. 
Lehzen. Düring. 





Erlaf des Neichöverweiers an ſämmt⸗ 

liche Deutfche Negierungen, Die Ueber 

nahme Der proviforifchen Eentralgewalt 

betr., d. d. Frankfurt den AGten Zuli 
1848. 


Der von der conflituirenden Nationalverfammlung 
zu Frankfurt a. M. nad, dem Gefete vom 28. Juni 1848 
erwählte Reichöverwefer, Erzherzog Sohann von Defters 
reich, hat vom 12. Juli 1848 die Leitung der proviforie 
{hen Eentralgewalt übernommen, fofort am 15. Juli 

1848 dad Reichöminifterium gebildet, und zwar dem⸗ 

naͤchſt 
1) für die auswärtigen Angelegenheiten, 
2) für das Innere, 
3) für das Kriegsweſen und 
4) für die Juſtiz. 
Die proviſoriſche Centralgewalt beginnt daher mit 

der Ausübung der in dem Geſetze vom 28. Juni 1848 
vorgezeichneten Befugniſſe und Verpflichtungen. 

Die proviforifche Centralgewalt kennt genau bie 
Grenzen der ihr ertheilten Rechte und Gewalten, fie 
wird ſich nur inner derfelben bewegen, fie wird insbe 
fondere die vollziehende Gewalt nur in Angelegenheiten 
ausüben, welche die allgemeine Sicherheit und Wohl 
fahrt des dentfchen Bundesftaated betreffen. Die pros 
viforifche Gentralgewalt erfennt es als ihre Aufgabe, das 
hin zu wirfen, daß die Einheit Deutfchlande auf frieds 
lihem Wege erreicht, daß Deutichland nad außen hin 
ftart und unabhängig werde. Sie rechnet, indem fie 
diefeö Ziel anftrebt, auf die thätige, vertrauensvolle Miss 
wirkung aller deutfchen Negierungen, die mit ihr in Dem 


lebendigen Wunſche fic vereinigen, dem deutſchen Volke 
die Segnungen der Freiheit, der Unabhängigfeit und des 
Friedens zu verfchaffen. Die proviforifche Centralge⸗ 
wait wird fih in Beziehung auf Die Vollziehungsmaßre⸗ 
ges ſoweit thunlich mit den Bevollmächtigten der Lanu⸗ 
desregierungen ins Einvernehmen ſetzen; ſie wünſcht, 
daß dieſe Bevollmächtigten bei der proviſoriſchen Cen⸗ 
tralgewalt ſobald als thunlich ernannt werden, um mit 
Ihnen in Verbindung treten zu können. Die proviſori⸗ 
ſche Gentralgewalt wünfcht mit den Bedürfniffen der 
deutfchen Megierungen und der beutfchen Volksſtämme, 
foweit fie den nadı dem Geſetze vom 28ten Juni 1848 
beftimmten Wirkungskreis berühren, auf bas umfaſſendfſte 
befannt zu werben, und fie zählt hiebei auf freimüthige, 
unummundene Mittheilung , die fie auch bei allen ihren 
Handlungen zu befolgen willen wird. | 
Sranffurt a. M., den 15ten Juli 3848, | 
Der Reichverweier: Erzherzog Johann. 
. Der Reichöminifter ded Innern: Schmerling. 


4. 
K. Preußiſche Vorſchläge bezüglich der 
Wenplimächtigten der Deutichen Stan: 


ten bei der proviſoriſchen Eentralgewalt 
dd. d. IJten Juli 1848, 


J. 

Um ein proviſoriſches Organ für die Verbindung 
zu ſchaffen, welche nach S. 14 des Beſchluſſes der deut⸗ 
ſchen Mationalverfammlung vom 28. Juni d. J. zwischen 
Dans proviſoriſchen Reichs verweſer und den Wegierungen 


Deutſchlands boſtehen fol, -beikellen Die leztern einen 
Rath von Bevollmächtigten, der feinen Sitz in Br 
fart a. M. haben wird. 

II. | | 

Die Beltimmung dieſes proviforifchen Organs bey 
Regierungen ift, fich mit dem Reichsverweſer über alle 
in. Folge des obgedachten Befchlufles vom 28tem Suni 
zu treffenden Maßregeln zu verftändigen, und deren Ause 
führung durch die Einzelftaaten zu vermitteln. I 

UL 

Die Mitglieder dieſes Bollegiums beißen „Staatens 
Bevollmächtigte.‘ Ihre Zahl beläuft fich in der Regel 
auf Sieben; unter Umfläuden (eonf. $. VIII.) hö ch⸗ 
tens auf Eilf. 

IV, 

In dem gedachten Sollegium find alle Einheiten 
vertreten: 

1) Deſterreich, 9) Preußen, 8) Bayern, 

Y) Rönigreih Sachſen mit Garen“ Weimar, 
fowie mit ben Herzoglich Sächſiſchen, Fürſtlich Schwarg 
burg’fchen und Fürftlich Reußiſchen Landen, 

5) Würtemberg und Baden mit den Fürftlih 
Hohengolleru’fchen Landen. 

6) Hannover mit Oldenburg, Mecklenburg, Braun 
fchweig, Holftein und Lauenburg, Schaumburg Lip 
und den freien Hauſeſtädten Läheck, Bremen. und Hau 
burg. 

7) Die beiden Heffifhen Hauptflaaten mit 
Hefien- Homburg, Naffau und der freien Stadt Frank⸗ 
furt a. M. 

V. 

Die Frage, mit welchen größeren Staaten, unter den 
im vorhergehenden Paragraphen genannten, die Herzog⸗ 
lich Luremburg’fche und Herzoglich Limburg’fche Regie 


sung, die Herzoglich Auhalt’fchen und bie Fürftlichen Res 
dierungen von Lippe und Walde eine Einheit zu bil 
den haben, bleibt näherer Befprechung’vorbehalten, zu des 
ren Herbeiführung die Erflärung diefer Regierungen ſo⸗ 
port erwartet wird. 

VI. 

Innerhalb der im $.IV von 4—7 aufgeführten Staa⸗ 
ten » Einheiten wird dem an der Spige ftehenden größ⸗ 
ten Staate von den übrigen ihre Bertretung durch eis 
nen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten delegirt, infofern 
es für den Fall längerer Dauer dieſer proviforifchen 
Einrichtung nicht vorgezogen werden follte, die Beftels 
lung des Bevollmächtigten zeitweife alterniren zu laflen, 
worüber eventuell eine nähere Verftändigung unter den 
Betheiligten ftattzufinden hätte. 

J VII. 

Die Vertreter der gedachten Sieben⸗Staaten⸗Ein⸗ 
heiten bilden einen Rath, welcher über die gemeinſamen, 
mit der proviſoriſchen Centralgewalt zu verhandelnden 
Angelegenheiten der von ihnen vertretenen Regierungen 
nach Stimmenmehrheit Beſchlüſſe faßt. 

VIII. 

Bei dergleichen Beſchlußfaſſungen haben Oeſterreich 
und Preußen, jedes für Sich, drei Stimmen abzugeben, 
und können Sich, wenn Sie es nöthig finden, durch 
eben fo viele Bevollmächtigte im Rathe vertreten laſ⸗ 
ſen. Jede von den übrigen Kurien führt Eine Stimme. 


5. 


Huudfchreiben des Neichsminiiteriums 
Des Krieges an Die Kriegsminifterien 
ſämmtlicher Deutichen Staaten, Die 
Viebernahme der yproviforifchen Cen- 
tralgewalt durch Erzberzog Johann be; 
treffend, d. d. 16. Zuli 1848. 


Der NReichsminifter ded Krieges an das Minifterium des 
Ä Krieged U oo 2er 


Der von der conflituirenden deutfchen Nationalvers 
fammlung nadı dem Gefege vom 28ten Juni 1848 ers 
wählte Reichöverwefer, Erzherzog Joh ann von Defters 
reich, hat am 12. Suli d. J. die Leitung der proviforis 
fchen Gentralgewalt für Deutfchland übernommen, fofort 
am 1dten Suli d. 3. das Minifterium gebildet, und 
hierbei den unterzeichneten Königl. preußifchen Generals 
major, Eduard v. Peuder, zum Reichöfriegsminifter 
ernannt. _ Ä 

Der Erzherzog Reichsverweſer hat bereits ein Notifica⸗ 
tiondfchreiben in Betreff der Sonftituirung der proviforifchen 
Gentralgewalt an alle deutfchen Regierungen erlaffen. Da 
jedoch die Ausfertigung deſſelben durch die zeitige Abwes 
fenheit des Reichsverweſers von hier einige Verzögerung 
erleiden dürfte, fo beehrt fi der unterzeichnete Reichs⸗ 
friegsminifter, feine Ernennung hierdurch zur Kenntniß 
des Minifteriumd des Krieges mit dem Bemerfen zu 
bringen, daß die proviforifche Gentralgewalt für Deutfch- 
land in Ausübung der nach dem Gefeße vom 28ten Juni 
1848 zu ihrem Wirkungskreiſe gehörigen Kunctionen auf die 
thätige und vertrauensvolle Mitwirfung aller deutfchen 
Regierungen zählt. 


Der unterzeichnete Reichskriegsminiſter hat demnach 
die Ehre, das Kriegsminifterium für jegt zu erfuchen, in 
aken in den Wirkungskreis des Reichkriegsminiſterinms 
gehörenden Angelegenheiten mit demfelben fogleich in Bers 
Iche treten, die Truppen deſſen Bereichs aber anweiſen 
zu wollen, die ausnahmsweiſe in befonderd dringenden 
Fälen an folde unmittelbar vom Reichskriegsminiſte⸗ 
rium ergangenen Befehle fofort zu befolgen. 

Derfelbe wird mit dem aufrichtigften Danke ale Mitthei- 
Lungen entgegennehmen, welche ihn in den Stand feßen, die 
eigenthümlichen Zuftände und Bedürfniffe der verſchiede— 
nen deutfchen Bundestruppen fo genau ald möglich fens 
nen zu lernen, und bittet um Erwiederung des vollen und 
offenen Bertrauend, mit welchem bderfelbe hiemit feine 
amtlichen Verbindungen anfnüpft. 

Da der Erzherzog Neichöverwefer mit der proviſo⸗ 
rifchen Gentralgewalt auch die Oberleitung der gefamm- 
ten: deutfchen bewaffneten Macht übernommen hat, fo fins 
det fich das Neichöfriegminifterium verpflichtet, zu ver: 
anlaffen, daß von diefem Acte die gefammten deutfchen 
Bundestruppen durch feierliche Verfündigung des beige: 
ſchloſſenen, an das deutfche Volk erlaffenen Aufrufes 
Kenntniß erlangen, und gleichzeitig ihnen Gelegenheit ges 
geben werbe, dem Reichsverweſer ihre öffentliche Huldis 
gung darzubringen. | 

Zu diefem Zwecke haben Sonntag den éten Auguſt 
1848 alle deutfche Bunbestruppen in ihren Garnifonen 
in Parade auszurücden, wonäcft der vorgedachte Auf⸗ 
ruf ihnen worzulefen, zum Ausdrucke der Hnldigung dem 
Reichsverweſer ein dreimaliges Lebehoch auszubringen, 
und, wo hierzu die Möglichkeit vorhanden iſt, eine drei⸗ 
malige Geſchützſalve abzufeuern ſein wird. 

"Bon diefem Tage an find überall, wo es bis dahin noch 
nicht gefchehen fein follte, die deutfchen Karben, und zwar 
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in Kokarden an den Kopfbedeckungen und in Bändern 
an den Panieren anzulegen. | 


6. 


NHundfchreiben Der proviforifchen Cem: 

tralgewalt über ihre Stellung zu Den 

Bevollmächtigten Der einzelnen Deut- 

fchen Regierungen, d. d. 30. Auguſt 
ISAS. 


Durch das Geſetz Aber die proviſoriſche Central⸗ 
gewalt vom 28. Junius 1848 iſt der Wirkungskreis 
derſelben, ſowohl was die Oberleitung des Heerweſens 
als auch den völkerrechtlichen Verkehr und die Ausübung 
der voßjiehenden Gewalt in allen Angelegenheiten, weis 
che bie allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deut⸗ 
fchen Bundesftantes betreffen, angeht, feitgeftellt worden. 
Ju diefem Geſetze ift in S.14 die Beflimmung enthaften, 
daß fih in Beziehung auf die Vollziehungsmaßregeln, 
ſoweit thunlich, mit den Bevollmächtigten der Kandeds 
regierungen ind Einvernehmen zu ſetzen fei. 

Bereitö unterm 15ten Julius 1848 hat ſich die pro⸗ 
siforifche Sentralgewalt dahin ausgeſprochen, daß ffe 
bei Ausübung ihrer Befugniffe und Berpflichtungen anf 
die vertrauungsvolle Mitwirkung aller dentichen Res 
gierungen zähle, mit Denen file nur ein gemeinfames Ziel 
erfirebe , und daß fie, wie fie hierbei auf freimäthige 
Mittheilung rechne, diefe auch ftetd zu beobachten wiſſen 
werde. Diefem ihrem Ausfpruche getreu glaubt fie, da 
nun von beinahe allen Regierungen Bevollmächtigte bei 
der Centralgewalt ernannt find, über ihre Beziehungen 
zu denfelben fich erklären u ſollen. 
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Die Centralgewalt erfennt die Größe und Wichtig⸗ 
feit ihrer Verpflichtungen, fie weiß, daß ihre Löſung in 
ber Kraft und Entfchiedenheit bei ihren Anordnungen 
bedingt ift, und daß, wenn auch den gerechten Anfprü- 
chen der einzelnen Staaten Rechnung getragen werden 
fol, die Einheit Deutfchlands vor allem erftrebt und ges 
wahrt werden muß. 

Mit diefen Grundfäßen ift das Verhältniß ber Gens 
tralgewalt zu ben bei ihr Bevollmächtigten bezeichnet. 
Es wird darin erfannt, daß durch fie die Vollziehung 
ber Befchlüffe der Gentralgewalt vermittelt, befördert 
und erleichtert werde, ohne daß ihnen die Befugniß eins 
geräumt werben könnte, auf die Befchlußnahme der Gens 
tralgewalt entfcheidend einzumwirfen oder irgend eine cols 
lective Gefchäftsführung auszuüben. Die Centralgewalt 
behält es fich daher vor, nach Umftänden unmittelbar mit 
den Regierungen der einzelnen deutfchen Staaten und 
deren leitenden Organen in Berfehr zu treten, wobei fle 
ber gleichen Erwiederung entgegenfieht, Sie wird aber 
auch nach Lage ſich wegen Durchführung von Bollzies 
hungsmaßregeln an die Bevollmächtigten felbft und als 
fein wenden, und in entfprechendem Wege deren Zus 
fohriften entgegennehmen, wenn diefer Weg ihr zur Fürs 
derung geeignet erfcheinen wird. Dabei wird die Gens 
tralgewalt bedacht fein, durch Berfehr mit den Bevoll 
mächtigten von den Wünfchen, Bedürfniffen und Vers 
hältniffen der einzelnen deutſchen Staaten fortgefeßt ſich 
zu unterrichten, und denſelben jene Rückſicht angedeihen 
zu laffen, die. mit ben allgemeinen Intereflen Deutichlande 
vereinbarlich iſt. 

Frankfurt a. M. am 30 Auguſt 1848. 

Der Reichsverweſer: (gez.) Erzherzog Johann. 
Der Reichsminiſter des Innern: (ge) Schmerling. 
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7. 


Rote des k. bayriſchen Geſammtſtaats⸗ 

miniſteriums au Das Neichsminiſterium, 

Uuterſtützung Der proviſoriſchen Eemws 

tralgewalt betreffend, d. d. Sten Sept. 
1848. 


Das Sefammtftaatsminifterium des Königreichd Bayern 
erfennt in einer möglicherweife aus den Verhandlungen 
der Nationalverfammlung über den Waffenftiliftand mit 
Dänemark hervorgehenden Spaltung zwifchen der Gens 
tralgewalt und einzelnen deutſchen Regierungen die größte 
Gefahr für das gefammte Vaterland, zu deren Abwens 
dung Alles aufgeboten werden muß. Die bayerifche Res 
gierung erflärt demnach feierlich, daß fie nicht nur die 
Sentralgewalt anerfenne und bereit fei, den Beſchluß 
der Nationalverfammlung vom 28ten Suni d. 9. in als 
len Punkten zu vollziehen, fondern daß fie auch außers 
dem alle ihre Kräfte aufbieten werde, um bie Einheit 
Deutfchlande in Verbindung mit dem conftitutionell-mos 
narchiſchen Princip der Einzelftaaten herzuftellen, zu bes 
feftigen, und zur friedlichen Vermittelung der widerftres 
benden Intereſſen auf jede mögliche Weife beizutragen. 
Die Sentralgewalt möge zu diefem doppelten Zwede der 
aufrichtigften Mitwirkung und fräftigften Unterſtützung 
Bayerns verfichert fein. 

München den Sten September 1848. 

Königlich bayerifches Gefammtftaatsminifterium. 
Zhon- Dittmar. Heint. Lerchenfeld. Graf 
Bray, Freiherr von Hohenhaufen. Strauß. 


24 
B. 


Rate des Noichsminiſſeriums in Ask 

wet anf Dis F. bayeriſche ste vom 

Sten Sept, 1848, d. d. DOten Sept: 
1848: 


Dad Reichsminiſterium hat mit ungetheilter Befrie- 
bigung die Erklärung des k. bayerifchen Geſammtſtaats⸗ 
minifteriumd vom Sten September 1848 empfangen, wo⸗ 
rin dasfelbe die Anerkennung der Sentralgewalt und bie 
Bereitwilligfeit, den Befchluß der Nationalverfammlung 
vom 28ten Suni d. J. zu vollziehen, audfpricht, und bei« 
fügt, daß die E. bayerifche Regierung alle ihre Kräfte 
anfbieten werde, um die Einheit Deutfchlande in Bers 
bindung mit dem conftitutionellemonardhifchen Princip 
ber Einzelftaaten herzuftellen, zu befeftigen, und zur fried« 
lichen VBermittelung der widerftrebenden Intereffen auf 
jede mögliche Weife beizutragen. Das Reichsminiſterium 
erfennt in diefen Ausſprüchen eine große Bürgfchaft für 
die GSeftaltung Deutſchlands zu einem großen mächtigen 
Reiche, ed erwiedert die offene Erflärung mit ber Zufiches 
rung, daß das conftitutionell = monarchifche Princip der 
Einzelftaaten immer gewahrt fein werde. Das Reiches 
miniflerium iſt erfreut, bei der großen Aufgabe, die ihm 
geworden, der unterflüßenden Mitwirkung der Föniglich 
bayerifchen Regierung ficher zu fein. 

Frankfurt am 20ten September 1848. 
Das Reicheminifterium. 
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9. 


Königlich niederländifche Dentichrift, 
de Verhältniſſe Des Gerzogthums Lim: 
burg betreffend. 


I. Völkerrechtliches Verhältniß. 


Wie man auch über die Frage der fortbauernden 
Rechtögältigfeit der Europäifchen Staatöverträge von 
1814 und 1815 bdenfen möge, fo ift doch von feiner Seite 
in Zweifel gezogen. worden, daß Diejenigen Tractate, 
welche in den Jahren 1831 und 1839 über die Scheidung 
Belgiens von Holland zwiſchen den großen Mächten, fo 
wie zwifchen ihnen und den KRönigreichen der Niederlande 
und Belgien, gefchloffen worden, nody in dieſem Augen⸗ 
blicke in voller Rechtskraft beitehen. 


Es fragt ſich daher zunächſt: ob durch Diefe Vers 
fräge ein früher nicht beftandened Herzogthum Limburg 
vörferrechtlic als unabhängiger Staat gefchaffen worden 
11, 4 Zu 

Diefe Frage muß unbedingt verneint werden. 

Em Blick auf die Beftimmungen, welche der unterm 
19, April 1839 abgefchloffene Vertrag (deffen Ratifica⸗ 
tionen unterm 8. Juni ausgewechfelt worden) über die 
Provinz Limburg enthält, wird dieſes zur Genüge dars 
tbun. Diefer Vertrag bezeichnet im Artifel I. die nies 
berländifchen Provinzen, welche dad belgifche Grundges 
biet ausmachen follen, folgendermaßen : 

„Sübbrabant, Lüttich, Ramur, Hennegau, Weftflans 

dern, Dftflandern, Antwerpen und Limburg, fo wie 

dieſelben zu dem im Sahre 1815 errichteten König- 
rriche⸗der Mieberlande gehört haben, mis. Ausnahme 


ber im Artikel IV. bezeichneten Diftricte der Pros 
vinz Limburg. 

Das beigifche Grundgebiet wird außerdem den im 
Artifel II. angezeigten Theil des Großherzogthums 
Luremburg begreifen.” 

Nachdem hierauf im Artifel II. die belgifchen Gren⸗ 


zen „in dem Großherzogthum Luremburg’ gezogen wor; 
den, beflimmt der Artifel IIT: 


„Daß für die in dem vorhergehenden Artifel abges 
tretenen Gebietötheile dem Könige der Niederlande, 
Großherzoge von Luremburg, eine Territorialents 
ſchädigung in der Provinz Limburg angewiefen wers 
den folle.“ 

Diefe Entfchädigungen werden in dem Artikel IV. 


folgendermaßen bezeichnet: 


1) 


2) 


Auf dem rechten Maasufer: 

Zu den alten hofändifchen Enclaven auf biefem 
Ufer in der Provinz Limburg follen diejenigen Dis 
ftricte diefer Provinz auf demfelben Ufer gefügt wer; 
den, welche den Generalftaaten im Jahr 1790 nicht 
gehörten, fo daß der auf dem rechten Maasufer lies 
gende Theil der jegigen Provinz Rimburg (und zwar 
zwifchen diefem Strome weftlich und dem Preußifchen 
Grundgebiete öftlich, der jeßigen Gränze der Provinz 
Lüttich ſüdlich und dem Holländifchen Gelderland 
nördlich) Fünftig ganz Sr. Majeftät dem Könige 
der Niederlande gehören fol, es fei in feiner Eigens 
fchaft als Großherzog von Luremburg, ed fei um 
mit Holland wieder vereinigt zu werben. 

Auf dem linfen Maadufer: 


- Bon dem füdlichften Punkte der Holländifchen Pros 


vinz Norbbrabant wird bis an die Maas unterhalb 
Weſſem, zwifchen diefem Orte und Stevenswaardt, 


;:.eine Linie gezogen bis zu dem Punkte, wo auf dem 
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linken Maadufer die Grenzen ber jeßigen! Arrondiſ⸗ 
ſements Roermonde nnd Maaftricht fich berühren, 
in der Weife, daß Bergerot, Stambroy, Neer-Ittes 

ten, Ittervoord und Thorne mit ihren Weichbilden, 
fo wie alle anderen OÖrtfchaften nördlich von diefer 

Linie gelegen, einen Theil des holländischen Grund⸗ 

gebieted ausmachen follen. Die ehemaligen holläns 

difchen Enclaven auf dem linfen Ufer der Maas in 
' ber Provinz Limburg werden dagegen zu Belgien 
gehören, mit Ausnahme der Stadt Maaftricht, wels 
che, mit einem Rayon von 1200 Toifen, vom äu⸗ 
Bern Glacis der Feftung auf dem gedachten linken 

Ufer an gerechnet, fortfahren wird, mit voller Son⸗ 

verainetät und @igenthumörecht von Sr. Majeſtät 

dein Könige ber Niederlande befefien zu werden.‘ 

Nädfichttich dieſer Territorialentfchädigungen wurs 
ben dem Stönige der Niederlande im V. Artifel des Bers 
trage folgende Berbindlicykeiten auferlegt: 

ASe. Majeftät der König der Niederlande, Groß⸗ 
herzog von Luxemburg, wird ſich mit dem deutfchen 

Bunde und den Agnaten des Haufed Naffau über 

die Ausführung ber in den Artikeln III. und IV. 

enthaltenen Beftimmungen verftändigen, fo wie über 

Alle Vereinbarungen, welche die erwähnten Artikel, 

es fei mit den oben erwähnten Agnaten des Haufed 

Naſſan, es fei mit dem deutfchen Bunde, erforderlich 
machen ſollten.“ 

Auf der Baſls dieſes Artikels ſind denn auch wirk⸗ 
lich, wie weiter unten gezeigt werden wird, die ſtaats⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe der in den angeführten Artikeln 
erwähnten Gebietstheile durch beſondere Vereinbarungen 
mit den naſſauiſchen Agnaten und dem deutſchen Bunde 
feſtgeſtellt worden. 


+ Nachdem in obigen Artikeln die Territorialverhält⸗ 
Reit u. Merk, Quellenſammlung. II. Baur. 2 
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niſſe zwiſchen Mieberland.,. Luremburg unb Belgien ges 
ordnet waren, beflimmt der Artikel ILL des Vertzags 
ausdrücklich Folgendeß 
„Belgien wird, innerhalb der i in den. Artileln L IL 
und IV. angezeigten Grenzen, einen wnabhängigen, 
beftändig neutralen. Staat bilden.” — 
Wenn es die Abficht gewefen wäre, baß die in, dem 
Artikel IV. bezeichneten Gebietstheile der Provinz Lim⸗ 
burg, welche dem Könige der Niederlande zugetheilt wor⸗ 
deu, gleichfalld (unter deſſen Souverainesät) einen uns 
abhängigen Staat im völferrechtlichen Sinne, — ein 
Herzogthum Limburg — bilden follten, ſo würde dieſes 
ohne. Zweifel hier ebenfalls ausdrücklich feſtgeſetzt wor⸗ 
bey, fein. Eine ſolche Ahfiht bat aber niemals beſtan⸗ 
den;;. Die erwähnten Gebietötheile wurden Dem Könige 
der Niederlande, theils ald alt⸗holländiſches Territor, 
theils als Entſchädigung für andere Gebistötheile .guger 
wieſen, welde Er ald König der Niederlande von dem 
ehsmaligen Territorium der nieberläudifchen NRepublit, 
ſo wie als Großherzog von.Luremburg von dem Gebiete 
bed Großherzogthums, an den neuerrichteten Stapt Bel 
gien abgetreten hatte. 
7 Dabei wurde. es Ihm ganz kreigeſtellt, einige ieſer 
Gebietstheile (von andern wurde ausdrücklich beſtimmt, 
daß. fie zum holländifchen Zerritor ‚gehören ſollten) ents 
weder in Seiner Eigenfchaft ald König der Nieberkande, 
oder in Eeiner Eigenfchaft ald Großherzog von Luxem⸗ 
burg, zu befigen, — vorandgefegt, daß :er ſich Darüber 
mit den Agnaten des Hauſes Naffay und dem Peru 
Myabe verfländigt haben werde. hr 
Es wurden alfo offenbar Niederland und kurxenbria 
ai ſchon befichende Staaten betraditet, welche ſich in 
die ihnen zugewiefenen Limburgifchen Gebietstheile zu 
theiſen. Ohex.fich darüber Rit Anderen zu nerfändigen 
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Hinten: Nivgends aber iſt volkerrechtlich ſtipulirt, daß 
dieſe Sebietstheile einen unabhäugigen Staat, und noch 
weniger, daß fle. einen unabhängigen deutſchen Bundes⸗ 
flaat bilsen'follten. — So ift es Denn auch ſehr narür⸗ 
lich, daß in dem ganzen Bertrage von einem Herzogthum 
timburg nirgends die Rede ift, ein folches völkerrechtlich 
gar nicht eriftirt. 

Auch über. bie Frage: ob der König der Nieberlande 
die ihm im Artikel IV. des Vertrages zugemwiefenen Lim⸗ 
burgifchen Gebietötheile in feiner Eigenſchaft ald König, 
"der ale Großherzog von Luxemburg, beſitzen wolle, wal⸗ 
tete nicht lange ein Zweifel ob. Gleich nach Auswech⸗ 
ſclung der Ratijſicationen des Vertrags wurden unternr 
12. Juni zwei niederländiſche Commiſſarien ernannt, 
welche die gebadıten Sebietötheile, im Namen Sr. Mas 
jeftät des’ Königs der Niederlande, in Beſitz nahmen. 
In der unterm 22. Juni 1839 zu Maaftricht publicirten 
Bröftamatton der beiden Sommiffarien wird ausdrücklich 
gefagt, daß die im Artikel IV. des Vertrages bezeichne⸗ 
fen Theile Ber Provinz Limburg (alſo alle, ohme Unter 
ſchied, N fie auf dem -rediten oder dem linken Maabufer 
liegen) unter die Herrfchaft des Königs der Niederlande 
zneldlfchren, deſſen Eigenſchaft als Großherzog von -Bus 
zenitarg in diefer Proflamation, um febes Mipverfänts 
mp zu vermeiden, gar nicht erwähnt wird. u 

Zugleich wurde ein Königlicher Beichluß in 20. Po 
* bekannt gemacht, worin die neue Berwaltung der 
„Preovinz Limburg“ geordnet wurde, 

Wegen dieſen Act der niederländiſchen Regierung: 
wurde von ‚feiner Seite — weder von den großen Mäch⸗ 
tett, die den Traetat mit Niederland abgeſchloſſen, noch: 
von dem Beutfchen-Bunbe, noch von Belgien, noch von: 
Susemburg, wo von Limburg felbft, je der mindeſte 
spruch dAhoben, anb ſo bürfte unzweifelhafd erwieſen 

3 * 


fein, daß ſämmtliche, im: Artikel IV. des Vertrages von 
19. April 1839 ‚bezeichneten: Iimburgifchen Gebietstheile 
in Folge dieſes Vertrages, .ald eine Provinz dem Kin 
nigreiche der Niederlande inforporirt worden find.. .;.,.7} 
J we or, Ze RT 
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IL Staatsrechtliches Berhältnig. 


| Nachdem in. vorftehend bemerkter Weiſe das Schia⸗ 
ſal der unter die Herrſchaft des Könige der Niederlande, 
zurückgekehrten Theile der Provinz Limburg völkerrecht⸗ 
lich entſchieden war, blieb auf Sr. Majeſtät die Ver⸗ 
pflichtung haften, deren ſtaatsrechtliche Verhaltniſſe, nach 
Mapgabe der im Artifel V. des Vertrages. angenomme⸗ 
nen Bedingungen, im Einverſtändniß mit den Agnaten 
des Hauſes Naſſau und dem deutſchen Bunde zu ordnen 


Auch dieſer Verpflichtung wurde von dem Könige 
der Niederlande fofort Genüge geleiftet.. 

r) Was zunächſt die Agnaten des Hauſes Kaffan 
beteaf, ſo mußte von Ddenfelben, da fie auf. Diejenigen 
limhurgiſchen Gebietötheile, welche eventuell als Entſchä⸗ 
digung für die vom Großherzogthum : Luremburg abge 
tretenen Gebietstheile gelten follten, nach dem zwiſchen 
den beiden Linien. ded Hauſes Raffau beflehenden: um. 
durch die wiener Congreßacte auf dad Großherzogthum 
uremburg anwendbar erklärten Erbverein, im Hall. bes: 
Erlöſchens des Mannesftammes der Walramifchen Linie, 
ein Erbrecht hätten geltend machen können, eine Berzichts 
leitung hierauf erwirkt werden. Da nämlid Die erwähn⸗ 
ten. ‚limburgifchen Gebietötheile nicht mit Dem Großher⸗ 
zogthum Luxemburg, fondern mit dem. Königreich ber 
Miederlande vereinigt worden waren, fo mußten fie. auch 
mit der nieherlänbifchen. Krone, welche, nad) der niee 
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berländifchen Berfaffungsurtumbe, auch auf bie weibliche 
Descendenz ber gedachten Linte übergeht, vererbt wer 
deu. Dem zu Folge. wurde von Sr. Majeität, dem Ks 
hige der Nieberlaude: im Monat Juni 1839 eine: eigene 
Gefandtfchaft. nach Wiesbaden abgeordnet und nuterm 
37. deſſelben Monats mit dem Herzoge von -Raffau uns 
fimmilichen Agnaten eine Uebereinkunft abgefdrloffen; 
wodurch Diefeiben anf ihre eventuellen Erbanfpräce auf 
die mehrerwähnten limburgifchen Gebietstheile verzichte 
ten, wogegen: ihnen die fofortige Auszahlung einer Sumutt 
von 780, 000 fl. zugefichert und bei Auswechfelung ber 
Ratificativnen ded Vertrages auch wirklich aus der nie⸗ 
derlaäͤndiſchen Staatskaſſe ausgezahlt worden iſt. Hier⸗ 
durch erhielt alfo das Königreich der Niederlande einem 
nenen oneroſen Titel auf den ſtaatsrechtlichen Beſitz der 
fimmtlichen im Artilel IV. erwähnten Timburgifchen Gen 
bietötheile. | j 
2) Na Erledigung dieſes Punktes wurde zur Ber 
Rändigung mit dem deutfchen Bunde gefchritten. Dieter 
konnte, in Zolge bed Tractates vom 19. April 1830 für 
die von dem Großherzogthum Luremburg ‚abgetretenen 
Gebietötheile eine Territorialentfchäbigung aus ben: im 
Artikel IV.-sub Nro. 1 bezeichneten Diftricten in An⸗ 
ſpruch nehnten, inbent bie sub Nro. 2, bezeichneten Ter⸗ 
ritorien , incl. der Stadt Maaftricht, ausſchließlich mik 
dem "holländiichen Grundgebiete vereinigt fein und biei« 
ven follten. 
9 handelte ſich daher nnãcht um die Frage: Zu 
: weiches find Die auf dem rechten Maasufer liegen⸗ 
den Gebietötheile, welche ald Entfchädigung für das 
im Großherzogthum Luremburg abgetretene Gebiet 
betrachtet werden müflen ? 
Da in den Werkanblungen, welche der Abſchließung 
des Vertrages vom⸗170. April: 18030 vorausgegangen, dem 


Königreich der Niederlande die Herſtelnug des Territes 
rialbeſitzſtandes der holländiſchen Republik ine J. 13200 
wie auch die Contiguität des Texrritors Mit Der Feſtuug 
Maaſtricht, zugeſichert worden war, fo mußten zumächſt 
die alcholändiſchen Beſitzungen akf den rechten: WMaad⸗ 
wfer ‚usb eine Entſchädigung für Die auf Bewi Hinfen 
lifer. abgetretenen Enclaveit, fo wie für bie won. Fraul⸗ 
reich arworbenen 19 Gantoue von niederländifcher Stite 
in Anſpruch genommen werben, wogegen ber dentſche 
Bund in dem alsdaun noch übrig bleibenden Gebiete 
auf der.rechten Beite der Mans: nur.eine ſehr umzurei⸗ 
chende, unzuſammenhängende Territorialrutſchädigung fÜR 
bie abgefretenen. turemburger Diftriche: gefunden: haben 
würbe.. Unter biefen Umſtänden entſchloß fih Ge. Migs 
jeftät, Der König der Niederlande, dem deutſchen Bunde 
ein für beide Cheile vortheilhaftes, . befonders. aber. fi 
die Provinz Limburg, welche mit einer. erneuerten Der⸗ 
ſtückelung ihres Gebietes bedroht war, fehr wohlthätiges 
Aurrbieten machen zu laſſen. Diefed beitaud darin: aß 
Ge, Mafeftät ſich bereit erklärten, mit den fämmtlichest 
im Artikel EV. bezeichneten limburgifchen Gebietötheilen;- 
alfo auch. mit denjenigen, welche unzweifelhaft alßs hol⸗ 
länbiſches Grundgebiet betrachtet werden mußten, mit 
alleiniger Ausnahme der. feſten Plätze Maaſtricht nu 
Venlo und deren Rayons, dem deutſchen Bunde un⸗ 
tevider Begingung beizutreten, daß dieſe Gebietötheile 
unter die Niederländiſche Verfaſſung und Berwaltugg: 
geftellt, alfo mit. audern Worten — -.nine Prowing bes 
Königreich® der. Niederlande würden. : Die über Diefen 
Entfchluß dem dentſchen Bunde Cin der 16, Sitzung am 
16: Auguſt 3830). gemachte Eröffnung lautet wortlich fol⸗ 
gendermaßen: 
Wenn Se Majeſtaͤt ‚untere 15. Juai E J. 
u·. „biefer. hohen Berfammlung erllüren lieſten, deß Al⸗ 


lerhöchſtdieſelden geneigt felen, den IV. Artikel des 
nnmehr rTatificirten londoner Vertrags vom 19, 


uUpril d. J. im Sinne einer Territorialemfchädigung 


für den deutfchen Bund anzunehmen, fo waren das 


mit noch keineswegs alle Schwierigfeiten der Frage: 
wo und innerhalb welcher Grenzen bas zur Ent 


fhäbdigung des deutfchen Bundes beſtimmte Xerris 


. tortum zu finden ſei? befeitigt. Im Gegentheil ftells 


u. den ſich dieſelben bei jedem Verſuche einer nähern 
Erörterung biefer Frage nur noch mehr heraus, ins 
.: dem einer Seit bie anf den Bellimmungen des 


— 


oben erwähnten Artikels beruhenden Anſprüche des 
deutſchen Bundes von Sr. Majeſtät zwar anerkannt, 
anderer Seits aber auch die Rechte des Königreichs 


der Niederlande auf altniederländiſche Beſitzungen, 


welche von den fibrigen geographiſch nicht zu tren⸗ 


nen waren, durch die dem Traetate vorangegange⸗ 


ner Ionboner Berhandlungen feftgeftellt worden wa⸗ 


ren. Hierzu kam bie Betrachtung, daß eine aber- 
malige Scheidung der unter die Herrfchaft Sr. Ma- 
jeftät ded Könige Großherzogs zurücktehrenden Lim⸗ 


burgiſchen Gebietötheile, fo wie deren gänzliche Tren⸗ 


tung von dem Königreich der Niederlande, auf Die 


maoraliſchen und materiellen Interefjen berjelben von 
weſentlich nachtheiligem Einfluſſe fein würde, 


Von dieſer Ueberzeugung geleitet, haben Se. Ma⸗ 


. Feſtät, zunächſt in Folge der mit beim Herzoglich⸗ 


Naſſauiſchen Haufe abgeſchloſſenen Uebereinkunft, 


feſtgeſetzt, daß die obenermähnten großenthells ſchon 
altniederländiſchen, nach dem IV. Artikel des Lon⸗ 


doner Vertrags unter Allerhöchſtihre Regierung zus 


rüucktehrenden Gebietstheile für ewige Zeiten nach der 
.... für Ne Niederländische Krone beftehenden Succefs 


flowsorbuung vererbt werden follen.. Allerhöchſtdie⸗ 


ben, dem denifchen Munde beitreten wollen, -babeiı Sich 
aber vorbehalten müſſen, nad Maßgabe der oben ange: 
Denteten Verhältmiſſe, daffelbe-unter dieſelbe Berfaffung 
und Berwaltung mit dem Königreich der Rieberlande 
au Stellen, ‚jenoch: Hit der Zuficherung , Daß diefer- Uns 
ſtand die Anwendung der (damaligen) beutfchen Bundes⸗ 
verfaffung auf das Herzogtham in keiner Waiſe hindern 
ſoa; 

. 4): daß Akerhöchkdiefeihen zugleich : dem Großherzog: 
thum Zuremburg md Herzogthum Limburg (als zwei vers 
fihledenen Ländern) diejenigen Rechte und Borzüge col⸗ 
lectiv. vorbehalten, weiche früher‘ dem Großherzogthum 
Puxemburg (nach. ber Bundeöverfaflung, an Summbe⸗ 
rechtigung j. ſ. w.) allein zuflanden; ..::- - 
siurh), daß Se; Majeſtät, in der Erwartung, PR ihre 
Eroͤfnung von Ihren Mitverbündeten werde angenom⸗ 
wen werden, auch als König ber Niederlande bei. vor; 
fommenden DBeranlaffungen dem deutfchen Bunde: Bes 
weife Ihres Freundſchaft und nachbarlichen Zuneigung 
ertheilen werde. 

In .der hierauf erfolgten Erwiderung des K. R. 
öferreichifchen Präſidialgeſandten trag Derfelbe auf An⸗ 
wahme ſämmtlicher, von der Königlich niederländifchen 
Geſandtſchaft gemachten Anerbietungen an. Diefe Eur 
wideruna lautete wörtlich folgendermaßen: —. : n.. 

308: ſo fern die eben vernommene Erflärung der 

: Möntglich niederländifchen Geſandtſchaft für Luxem⸗ 
::: burg, unter Beiftimmung der Herzoglich⸗naſſauiſchen 

Geſandtſchaft, die Eutfchließung Sr. Majeftät dei 
- Königs der Niederlande, Großherzogd von kLuxem⸗ 
. burg, zur Kenntniß bringt, daß fämmtliche tan. Art, 

IV des Tractats vom 19, April 1. 3. bezeichneten 
Gebietstheile im Limburgſchen, fiatt des vom Groß⸗ 
schergegthum; abgatretenen Territoriums/ old Herzog⸗ 


thum imburg, dem deutſchen Bunde einverleibt wer⸗ 


den ſollen, in fo fern wird dieſe Erklärung von 


der hohen Bundesverfammlung nur mit Befriedis 


:. gung. vernommen Werben; dem s«s entſpricht Dies 


 felbe dem in.der.ISten Sitzung v. J. 1836 auf den 


Grund eines BYutachtend der Militärcommiſſion und 


des Bundestago⸗LAusfſchuſſes in Miktärangelegenheis 
.: ten gefaßeen, einhelligen Befcyiufle, vermöge welchem 
set Bund feine Einwilligung zur Abtretung des Ters 
ritoriams im Luxemburgiſchen gegen. eine Territo⸗ 
kialentſchädigung vermittelſt der im Art. IV. bezeich⸗ 


weten Gebietstheile gegeben hat. 
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Daß ie mit vem Großherzogthum urenburg in 
feiner Geſammthrit verbundenen Rechte und Vor⸗ 
zäde auf bad nunmehr dem Bunde einverleibte Her⸗ 


zozthuni Limburg und ben verbleibenden Theil des 
Groͤßherzogthums Luxemburg collecrid zu Übertfagen 


felen, iſt bereits, als im Rechte begründet und den 


föödetdtlven Geſinnumngen der Mitverbündeten für Se. 


Königlich niederländiſche Majeſtät entſprechend, in 


dei ebenerwähnten Gutachten des Bundestags⸗Aus— 
ſchuffes bevotwortet worden. Es wird daher "auch 


feinem Bedenken unterliegen, dieſe Zuſicheruitg von 


Geiten des Bundes hietmit förmlich zu ettheiien. 


Was die bundesmäßigen Verpflichtungen und Beie 


ſtungen betrifft, fo in in dem imehrgedadhten ‚Mer 


trage bemerkt, daß diefelben Feine andere, ald die 
matrifularmäßige Örundlage haben können; ed wird 


vi daher wegen Erhaltung des in ber Bundesverfafs 


fang begründeten Prinzips, wenn auch der Unter⸗ 


u ſchies non 149,572 Seelen, welche vom Großherzog⸗ 


thum Lusemburg entfallen, zu 147,527 Seelen, . wels 
de mit dem Herzogthum Limburg. dem Vnude zus 


nt gehen; nicht erheblich ft; doch eine: nenerliche Bes 
1. richtigung der Bundesmatrifel nicht umgangen wers 
::.: den können, welche daher zu verfügen. ſein wird. 

„2. ber Erflärung Sr. Majeſtät des Könige der 
is5' Miederlande, daß, unbeſchadet der mit dem’ Königs 


gn:: 


reich der ‚Nieberlande gleichen: Verfaſſung und Ver⸗ 


waltung bed Herzogthums Limburg, die Anwendung 

' ber Bundesgeſetze auf das Herzogthum in Feiner 
Weiſe beeinträchtigt werben fol, wird die Bundes⸗ 
... verfanmlung- bie ficherfte Bürgfchaft dafür: finden, 
xt daß die: Weisheit Sr. Majeſtät des Könige Maß⸗ 


* 
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regeln treffen werde, wodurch Unzutömmlichleiten 
„vorgebeugt werde, die fonft möglichermeife aus dies 
, „ten Berhältuiffen entftehen könnten. . 

„Die fchlieglih von Sr. Majeſtät bei dieſem An⸗ 
laffe auch in Ihrer Eigenſchaft als König der Nie⸗ 
derlande kundgegebenen wohlwollenden Geſinnungen 
‚ von Sreundfchaft und nachbarlicher Zuneigung zu 
- jeder Zeit zu erwidern „wird ber deutſche Bund 
dewiß ſich ſtets bereit und verpflichtet finden. 

Auf einen in diefer Art motivirten Bundesbeſchluß 


den Antrag zu machen, findet ſich die Praſidialge⸗ 


landtſchaft beauftragt.“ 
Nachdem fänmtliche Bundesſtaaten Diefem Praſidial⸗ 


Antrage beigeſtimmt hatten, wurde in der 19ten Sitzung 
der Bundesverſammlung am Sten September 1839 eins 
fiimarig folgender Befchluß gefaßt: 

»iDie Bundesverſammlung erkennt mit Befriedi⸗ 


gung in der von Sr. Majeſtät dem König berlies 


derlande, Größherzog von Luxemburg, gefaßten Ent 


ſchließung, an die Stelle des burch den Art. II bed 


: zu London am 10ten April I. J. abgefchlöffenen 


—— an Belgien abgetretenen Gebiets 


im⸗ Großherzogthum Luxemburg, wit dem ganzen 


ı..eine Benölferung von 149,527 Seelen in ſich bes 


greifenden, neugebildeten Herzogthum Aimburg bem 
beutfchen Bunde beizutreten, eine genügenbe Erfüls 
Iung derjenigen Bedingung, unter welcher allein der 
deutſche Bund, vermöge des im der 13ten Sigung 
vom Juhr 1836. gefaßten Befchluffes, zu ber Abtre⸗ 
tuwg: eines bisher bdemfelben einverleibten Gebiets 
feine Einwilligung geben zu wollen, erklärt hat. 


+ &g .wie daher der deutfche Bund von nun andas 
Herzogthum Limburg ald zum Bundesgebiete gehö⸗ 
tig betrachten wird, fo bleiben auch dem nunmehris 

gen Großherzogthum Luremburg und Herzogthum 
Limburg collectiv alle Diejenigen Rechte und Vorzüge 
vorbehalten, welche bisher mit dem Großherzogthum 
umemburg allein verbunden waren. 


Belangend das matrikularmaͤßige Verhältniß für 
“ Domıfdafifehung und für Geldleiſtungen, fo iſt 
daſſelbe verfaſſungsmaͤßig durch die von den Bun⸗ 


u desgliedern angegebene Volkszahl bedingt, und eb 


" “wird daher nad) dem von Sr. Majeflät dem König 
Großherzog in der Erklärung vom 16. Auguft I. J. 
‚. angegebenen _ Zahlenverhältniß die Bundedmatrifel 
berichtige werden. 

Die Bundesverfammlung findet übrigens in der 


Erklärung Sr. Majeflär, daß unbeſchadet der mit 
‚.. dem. Königreidy der Niederlande gleichen Verfaſſung 


23 und Verwaltung ded Herzogthums Limburg, die Aus 


wendung der Bundesgefeße auf dad Herzogthum 
Limburg in feiner Weife beeinträchtigt werben folle, 


. bie ſicherſte Bürgfchaft dafür, daß die Weisheit Sr. 
‚Königlichen Majeftät Maßregeln treffen werde, wel⸗ 


che geeignet find, den Unzukömmlichkeiten vorzubene, 


7, BR, bie: ſonſt / möglicherweiſe and Diefen Verhaatniſ⸗ 
J ‚sem anstehen: fünntee.  :: 

'..., Die bei: dieſem für ganz Deutfchland wichtigen 
une  Mulaife,aud in ber Eigenſchaft als König ber Nies 
.: . derlaunde dem deutſchen Bunde fund gegebeiten:wohls 

mollenden Geſinnungen von Freundſchaft und nach 
er. Harlicker Sunwrigung zu jeder Zeit zu. erwidern, wird 

der Bund ſich Metk ſo bereit als verpflichtet fins 
den.’ 

72: Mon Diefan Beſchluſſe wurde die Königlich nieder; 
Nmibiiche, Großherzoglich⸗ luxemburgiſche Geſandtſchaft, 
uf die in das Protokoll der 16ten Sitzung niedergelegte 
Erktarung, noch beſonders in Kenntniß zu ſetzen, wie auch 
die bieherige Bundesmatrikel darnach zu rettiferten be⸗ 
ſtuloſſen, welches Beides geſchehen iſt. — 

Nach dieſen Borgängen-wird ed’ nicht: ital: kön⸗ 
nen, daß das Herzogthum Limburg in der im Jahre 
1840, neu reyipirten erfaſſungsurkunde, mit Vorhehalt 
feiner Beziehungen zu dem deutfchen Bunde, ‚unter. ben 

rovinzen bed Konigreichs aufgezählt wurde, wozu bie 
—— hinlänglich nachgewieſen iſt. Auch hat das 
Herzogthum Limburg gegen dieſes ſein ſtaatsrechtliches 
Verhältniß niemals proteſtirt, vielmehr an den ‚jährlichen 
Zufammenkünften der Generalſtaaten die von iöm erwähls 
tem Deputirten unweigerlich Theil nehmen laffen. — 


A Politiſche Verhältniſſe. 


Aus der in den beiden vorigen Abſchuitten enthalte: 
8 und dorumentirten Darſtellung geht nun tot ums 
siieifelhaft hervor: 

1) Daß das Herzogthum Limburg weder in völker⸗ 
noch in ſtaatsrechtlicher Hinſicht ein unabhängiger, für 
ſich beſtehender deuntfcher Sundes 9 Staat geworben 
iſt. 


® 
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Daß daffelbe Seinen Theil des Großherzogthume⸗ 
Luremburg anusmacht, obwohl einige Theile des jetzigen 
Herzogthums urſprünglich als Entſchäbigung für was 
dem Brobßherzogthum abgetretene Gebietstheile bezeich⸗ 
net waren. 

3) —* daſſelbe vielmehr, unter auedrůcklicher sb: 

weetragämäßiger Zuftimung des deutſichen Bundes, un⸗ 
ter die Verfaſfung und Verwaltung des Königreichs ber. 
Niederlaude geſtellt worden, alſo ein integrirender Theil 
deſſelben geworden, für ‚welchen: der König ber. Niedera 
lande, ald ſolcher, und nicht als Großherzog von kuzenmn 
burg, dem beusfchen Bunde beigetreten ift! 
:  WDiefed Verhältniß ift, wie eben erwähnt, durch die 
im Zahre 1840 vevidirte Berfaffungsurfunde des König⸗ 
reichs ber Niederlande ſanctionirt worden, in welcher an⸗ 
wre. den Provinzen bed Reichs auch das Herzogthum (vin 
bloßer Titel) Limburg, mit Vorbehalt feiner iichun· 
gen zum deutſchen Bunde, aufgeführt wird. 

Daſſelbe wird and in ber gegenwärtig ganz umge 
Rnltet werbenden Verfaflungäurfande der Fall fein; in⸗ 
dem das Königreich der Nisberlande fich nicht das Recht 
beitegt, in Folge innerer, wenn: auch noch fo ‚großer: Um⸗ 
gekalsungen, Berpflichtungen ‚einfeitig 3% Andeng, Weldhe 
ed mit europäiſchen Mächten, worunter ‚allerdings Bez 

bentfche Bund zu reden if, für die Befammsheit: ober 
einzelne - Cheite ‚de Neiche, verragemäßig eingegane 
gen iſt. 

Die briglia miederländiſche Bregiensmg iſt Dayen 
gen nolllommen überzengt, daß der beutfche Bund, ine 
Begriffe, feine innere pelitifche Verfaſſung weſentlich nd 
änbemı, ſich durch feine ungegrünbeten Vorkellungen bes 
wegen .lafien wird, Berkältnifle einfeitig aufzuheben, über 
deren xechtliche Feſtſtellung er ſich mit andern Staates 
vertragsmäßig vereinigt hat. Am wenigften barf dien 


fedı tat: ſtantmoerwandte und ‚eben darch das Herzog⸗ 
thum Limburg eng. mit: Deutſchland verbundene Nisden? 
mad beforgen. Auch liegt wahrlich fein volitiſcher Grund 
dazu wor uno com 

Seit das Herzogthum eimburg in obenerwähnten: 
Meife als Iheil:..dves: Königreichs der Niederlande mit 
Dem deutschen Bunde Vereinigte. worden iſt, hat. nicht dar 
Herzogtum, tonderu das Königreich die fammtlichen, für: 
ana won megen des Erfteren übernommenen Bundedlaften 
und Pflichten, gewiflenhaft und ohne daß je Klage darüß 
ben: vom Bunde wäre geführt worden, geleiftet. und em; 
füllt. Die Grundgefege und ſpäteren Beichlüffe des Bun⸗ 
des find in .dem Herzogthum publicirt und ausgeführt 
worden; das Bundes⸗Contingent ift von den ans Lime 
barg zur Riederläudifchen Armee geftellten Milizpflichti⸗ 
gem: zufammengefeßt, befonders uniformirt und ganz: nach 
ben Beſtimmungen ber. Bundeöfriegsverfaflung gebildet 
worden, ohne :daß der: Provinz. Limburg deshalb eine 
guößere Laſt, al&:- den übrigen Provinzen des. Reiche, 
wäre auferlegt worden; endlich find alle Bundesmatwni 
kelarzahlungen für die. Bundesfeftungen und fonftigew 
Baudesbedürfniſſe jeder Zeit. pünktlich, ohne Beſchwerde 
Bes. Herzogthums Limburg, - aus dem Königlich nieder⸗ 
landiſchen Staatsfchaße geleiſtet worden. 

Es ſpringt ia die Augen, daß ber: deutſche Bund. 
4 die Vereinbarung, wodurch ein Theil bed Königs 
reichs der Niederlande mit dem Bunde vereinigt worden, 
mit ‚der: ſtammverwandten niederländifchen Nation in ein 
enges politifched. Bündniß getreten: iſt. Kein Augeiff 
kann von Seite. ded Herzogthumd Limburg ber auf den 
Deutichen Bund. unternommen werden, ohne baß burdy 
denfelben zugleich niederlänbifche& Grundgebiet verlegt 
würde, zu deſſen Schuße ganz Nieberland verpflichtet 
und. bereit iſt. Die niederländifchen Garniſonen von 
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Maaftricht und Venlo find zu biefem Zwecke an Drt und 
Stelle, wogegen fie — eben wegen ihrer Lage — gleich 
von Niederland abgefchnitten werben könnten, falls Mißs 
heligfeiten zwifchen Niederland und Deutfchland andzus 
brechen drohen follten, in welchem Falle auch das nies 
derfändifch » fimburgifche Bundescontingent vorforglich vom 
Bunde aufgerufen und ganz von ber niederländifchen 
Armee getrennt werben könnte. 

Während alfo Riederland, wegen des Verhältniffes 
des Herzogthums Limburg zu Deutfchland, nur unter 
jehr erfchwerenden Umftänden an einen Krieg mit Deutfchs 
land denfen kann, findet es fich in der Lage, falt an jes 
dem Kriege Deutfchlands gegen weftliche Feinde ald Vers 
bündeter Theil nehmen zu müſſen. Daß ein folches Ders 
hältniß, um nicht zu fagen Bündnig, bei Feſtſetzung der 
Verhältniffe Limburgd zu Niederland und Deutfchland, 
mehr oder weniger von beiden Theilen beabfichtigt wurde, 
deuten die am Schluſſe der oben angeführten gegenfeitis 
gen Erklärungen enthaltenen YAeußerungen der Freunds 
fhaft unzweifelhaft an. 

Warum follte Deutfchland nun ein folches vortheils 
haftes Berhältniß zu Niederland, durch gewaltfame Loss 
reißung des Herzogthums Limburg von dem Königreiche 
und deſſen Zutheilung zu Ruremburg, welches die natürlis 
he und tractatenmäßige Folge davon fein würde, zu flös 
ren fuchen? Welchen Gewinn würde Deutfchland davon 
siehen, welcher die offenbar daraus entftehenden Nach⸗ 
theile zu überwiegen geeignet wäre? Gewiß gar feinen! 

Deutfchland würde durch das Verlangen der Trens 
nung Limburgs von Niederland, welche nicht ohne bie 
größten Schwierigfeiten rücfichtlich der inneren Verhält⸗ 
niffe Des Königreiches und des Herzogthumes felbft, bewerks 
flefligt werden kann, feinen natürlichen Allürten, Niebers 


derland, bedeutend ſchwächen, ohne felbft an Stärfe im 
Roth uud Mer, Quellenſammlung. IL By. 3 
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Mindeften zu gewinnen. Während jetzt bad ganze Kö⸗ 
wigreich der Niederlande die Bürgichaft für die richtige 
Leiftung der auf Limburg fallenden Bundeslaften au Con⸗ 
tingent und Geld übernommen hat, würde dieſes zerſtückelt 
und nur theilweife Fünftig mit Luxemburg vereinigt und 
verwaltet werben müffen, welches Letztere felbft feine Ver⸗ 
pflichtungen gegen den Bund nur in weit geringerem 
Maaße als Limburg hat erfüllen können. 

Es muß nämlich bei dieſer Gelegenheit bemerkt werden, 
daß Luxemburg feit 1831 durchaus von Niederland geſchie⸗ 
den ift, und einen eigenen, unabhängigen deutſchen Bunbeds 
ſtaat bildet, welcher mit Riederland nur denfelben Sou⸗ 
yerain gemeinfchaftlich. hat, fo daß zwifchen beiden Staa⸗ 
ten nur eine fogenannte PVerfonalunion befieht. Kine 
Bereinigung limburgifcher Landestheile mit dem Groß⸗ 
berzogtbume Luxemburg würde alfo deren gänzliche Tren⸗ 
nung von dem Königreicye der Niederlande zur Folge haben, 

Bleibt Limburg mit Niederland vereinigt, fo werden 
deſſen Bewohner all’ derjenigen liberalen Juſtitutionen 
theilbaftig werden, welche die niederländifche Berfaffung, 
ihnen — ohne die Befchränfungen des Bundes — 
ſchon früber gewährt hätte nnd welde die künftigen 
gieterländifche Sonftitution ihnen, in voller Ueberein⸗ 
ſtimmung mit den zu erwartenden Deutfchen Inſtitutio⸗ 
nen, in noch reicherem Maaße gewähren wird, — und 
Deutichland kann ficher fein, daß Diejenigen Verpflichtuns 
geu und Leiſtungen, welche Nieverland für dad Herzogs 
thum Limburg, dem Bunde gegenüber, auf fich zu nehmen 
haben wird, und worüber allerdings eine neue Berftäns 
Digung zwiſchen beiden Xheilen nöthig werden dürfte, 
ven demfelben auch pünftlich und vollftändig werden era 
füllt werden. Ein folched Berhältniß wurde ſchon von. 
Belgien in Anregung gebracht, als daffelbe (in einer 
Rote des beigifchen Gefandten van. de Weyer zu Loms, 
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den, vom en Febrnar 1839) einen lebten Verſuch machte, 
die Rückgabe ber. nnter bie niederländifhe Regierung 
zurückkehrenden Iuremburgifchen und. limburgifchen Ges 
bietötheile zu vermeiden, und ſich bereit erflärte, für des 
ren Beibehaltung gewifle Verpflichtungen bem deutfchen 
Bunde gegenüber, zu übernehmen. Nach Lage der 
Dinge if mit Sicherheit vorauszuſehen, daß jede wer 
ſentliche Beränderung in ben rechtlich beflchenden Ver⸗ 
hältniſſen des Herzogthums Limburg für alle Theile nur 
von nachtheiligen Folgen begleitet fein fann, — zumal 
für das Herzogthum felbfi, wie in bem IV. Abſchnitte 
nachgewieſen werden ſoll. 

In jedem Falle aber würde eine von Seiten Deutſch⸗ 
laues ausgehende, einfeitige Aufhebung des jetzigen Ben 
hältniſſes die Einmiſchung der europäiſchen Mächte, auf 
Grund bes Tractates vom 19ten April 1839, zur Folgs 
haben; denn es läßt ſich norandfehen,. daß weder Ale 
Thetlung der limburgifchen Gebietötheile zgwifchen Nie 
derlaud und bem deutfchen Bunde, resp. Luremburg, 
nach Maaßgabe des IV. Artikels des londoner Vertra⸗ 
ges pom APten April 1839, noch die Bedingungen, unter 
welchen das. Herzogthum Limburg tbeilmeife von Nieder⸗ 
Igub wieder. getrennt. werden könnte, ohne Differenzen 
und. ohne weſentliche Interpretationen über die Ausle⸗ 
gung verſchiedener Artikel jenes Bertraged, gefchehen und 
zu Stande fommen fönuten. 


w. Finanzielle und kommerzielle Berhäftr 
' niffe. 


+ Aus opiger Darftellung der Sachverhältniſſe geht 
hervor, daß die Behauptung, ald habe die Provinz oder 
das Herzogthum Limburg doppelte. Laſten zu tragen, 
einmal die wisperländifchen Abgaben und dann bie. Bein 

3 * 


träge an ben. Bund für Militär, und fonflige Ausgaben, 
eine ganz irrige und unbegrünbete ifl. Allerdings hat 
das Herzogtbum an das. Königreich Mitigpflichtige zu 
ftellen und die öffentlichen Abgaben zu entrichten, uber 
nur in demfelben Berhältniffe, wie alle übrigen Provin⸗ 
zen des Neiched. Ans den geftellten Rekruten wird das 
für Limburg dem Bunde zu leiftende Kontingent nad 
Borfchrift der Bundeöbefchlüffe gebildet und ganz befon« 
ders uniformirt. Alle Geldbeiträge iu die Bundeskaſſen 
werden, nicht aus einer limburgifchen Provinziallaffe, 
fondern aus der nieberländifchen Staatskaſſe, ohne alle 
Befchwerde für dad Herzogthum, gezahlt. 

2) Wenn in dem Königreiche der Niederlande und 
mithin auch in dem Herzogthum. Limburg Abgaben erho⸗ 
ben werben, welche höher find, als bie Abgaben anderer 
Staaten‘, 3. B. des Großherzogthums Luremburg, fo iſt 
diefed möglich, da die Abgaben der Staaten ſich nach ih⸗ 
ren Bedürfniffen richten. Dagegen participirt das Her⸗ 
zogthum auch an allen Bortheilen, welche die nieberläns 
diſchen Staatseinrichtungen, die mit andern Staaten ab». 
gefchloffenen Handelöverträge, der Beſitz bedeutender Ko⸗ 
Ionien und Seehäfen, dem Königreicdye gewähren. 

Namentlich. find in dem Handelövertrage mit Bels 
gien verfchiedene Stipulationen zu Gunften des limbur⸗ 
ger Handeld enthalten, für welche Das ganze Königreich. 
an Belgien Konzeffionen gemacht hat, weiche übrigens 
Niederland feinen Anftand nehmen wird, aud an Deutfchs 
land zu gewähren, fobald Letzteres geneigt ift, in desfall⸗ 
fige Unterhandlungen mit Niederland ſich einzulaflen. 

3) Außerdem hat das Königreich für Die fpeziellen 
Intereflen des Herzogthumd bedeutende Opfer aus dem 
Staatöfchage gebracht, wohin bie Anlage einer höchſt 
toftfpieligen Chauffee und die beabfichrigte Verbindung: 
wit Aachen durch. eine Eifenbahn zu rechnen ifk. > 
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4) Es fcheint wohl außer Zweifel, baß berjenige 
Theil der Einwohner Limburgs, welcher jegt die gänzs 
liche Trennung bed Herzogthums von Niederland befür⸗ 
wortet, hieran nicht aus Anhänglichkeit an Deutfchlanb, 
befien Sprache ihm fremd ift, oder in Erwartung ber 
durd) eine Bereinigung mit Deutfchland zu erlangenden, 
politifchen ober materiellen Bortheile bewogen wird, fons 
bern lediglich Durch die Hoffnung, von ben hohen nies 
berländifchen Abgaben und implicite von der Verbind⸗ 
lichkeit zur Verzinſung der niederländifchen Staatsſchuld 
beizutragen, befreit zu werben. Laut geftehen die Lim⸗ 
burger, daß ihre Sympathien für ihre ehemaligen Brü⸗ 
der, die Belgier, find, — woraus folgt, daß fie fünftig 
Alle ebenfo unzufriebene Deutſche fein würden, wie fie 
jegt zum Theil unzufriedene Limburger oder Nieberläns 
ber find. Diefes wirb um fo ficherer der Kal fein, je 
weniger die Hoffnungen, welche fie fich von den Folgen der 
Separation machen, erfüllt werden können. 

Was zunäcft die Vorftelung betrifft, daß, im Se 
parationgfalle, Limburg feinen Theil der hollänbifchen 
Staatöfchuld zu übernehmen haben werde, weil es nur 
ald -Entfchädigung für abgetretene Gebietöftreden bes 
Großherzogthums Luremburg, welchem kein Theil der ges 
dachten Staatefhuld auferlegt worden, zu betrachten 
fei, fo ift diefelbe eine burchaus irrige, und muß ſolcher 
von nieberländifcher Seite auf dad Entfchiedenfte wider⸗ 
fprochen werben. * 

Die Beſtimmungen bed Artikels XIII. des Trarta⸗ 
tes vom 19ten April 1839 ſprechen nur von demjenigen 
Theile der Schuld, für welchen Belgien eine gewifle — 
fpäter kapitaliſirte — Rente an Holland zu bezahlen 
baben fol. Bon Luremburg und Limburg ift babei feine 
Mebe, weil diefe unter berfelben Souverainetät mit Nies 
berland flanden und es ihnen ‚won den paziszirenden 


Theilen überlaſſen werben fonnte, wie fie ſich in ihren 
inneren Verhältniſſen dieſerhalb verſtändigen wollten. &8 
iſt eben ſo wenig in dem Traktate feſtgeſetzt worden, — 
wie ſolches für Belgien geſchehen — welchen Antheil Lu⸗ 
zemburg und Limburg von dem Aktivvermögen des ehe⸗ 
maligen Königreichs der Niederlande anzuſprechen häte 
ten. Luxemburg und Limburg blieben, in den Augen 
der. Konferenz, unter derſelben Souverainetät mit Nies 
derland, und für Limburg fonnte um jo weniger Etwas 
feftgejegt werden, als die Frage: welche Theile zu Mies 
derland und welche zu Luremburg gehören follten, weis 
terer Berfländigung mit dem deutfchen Bunde vorbehald 
ten blieb: Diefe Verftändigung hat fpäter ftattgefunden 
ad zwar gerabe bahin, daß Limburg unter die- nieder⸗ 
ländiſche Berfaflung amd Verwaltung geſtellt, mishin mit 
bem Königreiche der Niederlande wereinigt bleiben .fole, “— 
weidyes mit dieſem Theile feiner Staaten zugleicd in den 
deutſchen Bund trat. Es tft eine ganz falſche Berfieh 
lang, daß Limburg, nachdem der König mit bemfelben 
ww Den deutſchen Bund. getreten, nicht mehr wit Dem 
Rönigreiche hätte. vereinigt werben fünnen. Gerade. bis 
Berembaring mit dem beutfchen Bunde hatte diefe Bars 
einigung zur Folge Wäre der Bund damit nicht ei 
verſtanden gewefen, fo. hätte zur traftatenmäßigen. Rıheis 
kung der jlimburgifchen Gebietstheile zwifchen Riederland 
and: Luremburg (refp. beutichem Bunde) gefchritten und 
dabei auch natürlich eine Auseinanberfegung ‚ber man) 
siellen Verhälmiſſe ſtattſinden müſſen. | 

= Dbmns in welcher Weiſe eine folche Auseinanderſetzung 
zwiſchen Nieberland und Luxemburg flattgefunden.: ha, 
thut hier Nichts zur Sache, und kann für Limburg, wel⸗ 
ches unzweifelbaft vor, während und nad) der belgiſches 
Revolution einen Theil ded Königreichs der Niederlande 
ansgemnacht hat und noch jetzt ausmacht, und anf. anels 
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chem alſo die Schulden dieſes Reiches mit haften gebfte 
ben find, in Feiner Weiſe yräjudizirlich fein. In frühern 
Fahren wurde die Liquidation mit Turemburg wieder 
holt in den niederländifchen Generalftaaten zur Sprache 
gebracht und von der Regierung jeder Zeit verfichert, daß 
man damit befchäftigt fei, und weit entfernt, ihre Anfprüs 
he auf die Antheilnahme Luremburge an ben allgemeis 
nen Schulden bed Königreichd ber Niederlande aufgeges 
ben zu haben, bringt die Regierung fortwährend anf 
die Theilung diefer Schulden und wird dieſerhalb nach 
wie vor mit bem Großherzogthum unterhandelt. In 
feinem Kalle aber kann ber. deutfche Bund berechrigt 
fein, über diefe Trage irgend einen Ausſpruch zu thun. 
Mit ihm hatte Niederland ſich nur über eine ihm zu lets 
flende Territorinlentfhädigung zu verftändigen. Die finans 
zieße Audeinanderfegung war lediglich Sache Nieder⸗ 
lands und Luxemburgs, wenn einige Iimburgifche Ges 
bietötheile Inremburgifd. geworben wären, — wie allen 
dings nach dem Traktate möglih war. — Auf diefe 
Frage fann man aber nicht zurückkommen, ohneTzugleich 
das mit dem Bunde über die Territorialfrage abgefchlofs 
fene Uebereintommen wieder aufzuheben. Was die Ber 
hauptung betrifft, Limburg habe jedenfalld nur an dem 
beigifchen und nicht an dem niederländifchen Schuldens 
theile zu -participiren gehabt, fo geht (außer demjenigen, 
was bereitö oben über die fchon beftehende allgemeine 
Verpflichtung diefer Provinz, ihren Antheil an der nie 
derlänbifchen Schuld zu tragen, bemerft worden), deren 
Unhaltbarkeit nody befonders aus der Note hervor, wels 
che der beigifche Bevollmächtigte unterm 14ten Januar 
1830 an die Iondoner Gonferenz richtete, und worin Bel⸗ 
gien fh zur Uebernahme eines größeren Antheild an 
der niederländiſchen Schuld erbot, wenn ed im Beſitze 
der an Niederland zurüchzuftellenden limburgifchen Ger 


bietstheile verbleiben könnte. Diefed Anerbieten beweist, 
daß, wenn Limburg Belgien zugetheilt worden wäre, 
Niederland, wegen des Schuldantheiled diefer Provinz, 
von Belgien Entfhädigung erhalten hätte. 


5) Endlich darf nicht unerwähnt gelaffen werden, 
daß die königlich niederländische Regierung mit einer 
Reorganifation ihres Finanzweſens, Cinführung größer 
rer Oekonomie und Aufhebung oder Verminderung ber 
jenigen Steuern beſchäftigt ift, welche in dem Herzogs 
thum Limburg als befonders drüdend angefehen werden, 
Diefed wird weſentlich zur Beruhigung der Provinz beis 
tragen. Daß aber die Aufhebung der Bereinigung mit 
Niederland nicht überall gewünfcht, ja daß fie an mans 
den Orten für höchft nachtheilig und als die wichtigften 
Intereſſen des Herzogthums bedrohend angefehen wirb, 
ſolches gebt aus mehreren Borftellungen hervor, weldye 
an die fönigliche Regierung gerichtet worden, und in 
welchen um Aufrechthaltung der Bereinigung mit Nie 
berland gebeten wird. 


Reſumeé. 


1) Durch den Tractat vom 19. April 1839 iſt in 
völkerrechtlichem Sinne kein Herzogthum Limburg geſchaf⸗ 
fen worden. 

2) Durch dieſen Tractat wurden gewiſſe Theile der 
ehemaligen Provinz Limburg theils dem Königreiche der 
Niederlande, theils dem Großherzogthum Luxemburg, mit 
welchem fie dann eo ipso einen Theil des deutſchen 
Bundes ausgemacht haben würden, zugewiefen. 

. 3) Ueber die Ausfcheidung und: Vertheilung diefer 
Gebietötheile ward Niederland verpflichtet, ſich mit den 
Agnaren ded Hauſes Naffau und dem deutfchen Bunde 
zu verftändigen. | 
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4) Diefe Berfländigung hat mit den Agnaten des 
Hanfes Naffau dahin Statt gefunden, daß biefelben, 
mittelft Zahlung einer bedeutenden Summe, auf ihre Erbs 
anfprüde an die Luremburg zugewiefenen limburgifchen 
Entfchädigungstheile Verzicht geleiftet. 

5) Mit dem deutfchen Bunde hat eine Verftändigung 
dahin Statt gehabt, daß derſelbe — unter Vorbehalt 
ber Anwendung der Bundeögefege, — zugegeben, daß 
die unter 4) erwähnten Gebietötheile unter die nieders 
landifche Berfaffung und Verwaltung geftellt, folglich — 
fatt mit Luremburg — mit Niederland vereinigt wärs 
den, weldyed dafür nicht nur mit Diefen, fondern auch 
mit dem ihm privativ tractatenmäßig zugewiefenen lims 
burgifchen Entfhädigungsgebiete (ercl. Maaftriht und 
Benlo), unter der Sefammtbenennung: Herzogthum Lim- 
burg, dem deutfchen Bunde beigetreten ift. 

6) Diefes rechts und tractatenmäßig eingeführte Vere 
hältniß hat frit 1839 ohne jede Störung, zur Zufrieden« 
heit aller Theile, beftanden, und kann einfeitig nicht wies 
der aufgehoben werden. 

7) Wichtige Betrachtungen höherer Politit müſſen 
den deutfchen Bund beitimmen, dasfelbe, felbft bei der 
Umgeftaltung feiner inneren Berhältniffe, nicht wefentlidh 
in verändern, fondern ſich mit Niederland über die etwa 
notwendig werdenden Modiftfationen zu verftändigen. 

8) Im Fall einer Trennung Limburgs von Nieders 
land würde eine Theilung des jegigen Herzogthums zwi⸗ 
fhen Niederland und Luxemburg unerläßlich Statt fine 
den müfjen, wobei die inneren Verwaltungs⸗ und finans 
ziellen Einrichtungen, weldhe dann fünftig Statt finden 
follen, nur zwifchen Niederland und Limburg geordnet 
werben fönnen. | 

. 9) Die Trennung Limburgs von Niederland wirb 
jmwar, von einem Theile der Bewohner aus finanziellen 
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Mädfichten gewünſcht, von einem anberen Theile aber 
ld der Ruin ded Landes betrachtet. 

- 10) &imburg kann in feinem Falle von der Antheil⸗ 
nahme an der niederländifchen Schuld befreit werben ; 
Die Regierung wird aber. Alled anwenden, um bie brüs 
@endften Steuern aufzuheben oder zu vermindern. 


j 


10. 


Gefeß, betreffend Die Verkündigung der 
Heichsgefete und Der Verfügungen Der 
vroviſoriſchen Centralgewalt d. d. 

| 2Iten September 1SAS. 


Der Reichöverwefer, in Ausführung des Beſchluſ⸗ 
ſes der Reichöverfammlung vom 23ten September 1848, 
verkündet als Geſetz: 
" Art. 1. 
.. Die Verkündigung der Reichögefege gefchieht durch 
ben Reichsverweſer. Er vollzieht diefelbe Durch. die Reichs 
inifer. 
9— Art. 2. . 

Der betreffende Minifter macht das Geſetz durch 
Abdruck in dem Reichsgeſetzblatte befannt, und theilt es 
zugleich den Einzel Regierungen zum Zwecke der örtlichen 
eroffentlichung mit. | 
Art. 3 

Die verbindende Kraft eines Geſetzes beginnt 
fans es nicht felbft einen anderen Zeitpunet feſtſtellt — 
für ganz Deutfchland mit dem zwanzigſten Tage 
nad dem Ablaufe desſenigen Taged, an welchem das 
betreffende Stück des Reichsgeſetblattes m Frankfurt 


auögegeben. wird. Der Tag ber Herausgabe in Br 
furt wird auf dem Blatte angegeben. 
Art. 4. 

Das Neichögefegblatt ift auch das amtliche Organ 
zur Veröffentlichung der Vollziehungsverordnungen der 
proviforifchen Gentralgemalt. 

Frankfurt den 27. September 1848, 

Der Reichöverwefer 
Erzherzog Johann. 


Die Reichdminifter ’ 
Schmerling Peuder v. Bederath, Duds 
wie R. Mohl. 
II. 


Rote des k. k. öſterreichiſchen Miniſte⸗ 

riums der Juſtiz, die Rechtsverbindlich⸗ 

keit Der Reichsgeſetze, in specie des 

Reichsgeſetzes vom 2Dten Septenber 

1848 für Oeſterreich betreffend, di. & 
| Gten Dezember ISAS. 


Der k. k. bevollmächtigte Miniſter bri der freien 
Stadt Frankfurt hat in Dienſtesabweſenheit des dama⸗ 
ligen k. k. Bevollmächtigten bei der proviforifchen Gens 
tralgewalt Deutfchlande, Herrn Ritterd von Brud, dem 
öfterreichifchen Juſtizminiſterium eine Zufchrift des Reichs⸗ 
miniſteriums der Juſtiz zugefendet, in welcher letzteres 
mit Beziehung auf die in Wien. flattgefundene Berhafe 
tung der beiden Mitglieder des bdeutfchen nerfaflungge 
benden Reichstages, Robert Blum und Julius Fröbel, 


au 


bie genane Handhabung bed Neichögefehed vom 20/80, 
September d. 3. in Anſpruch nimmt. 

Diefe Zufchrift, welche erft am 20. November d. J, 
alſo 11 Tage nach der in Folge ſtandrechtlichen Erkennt⸗ 
niſſes vollzogenen Juſtifikation des Robert Blum an das 
Juſtizminiſterium gelangte, iſt auf die Vorausſetzung ge⸗ 
gründet, daß das erwähnte — dem Juſtizminiſterium zus 
vor officiell nicht mitgetheilte Reichsgeſetz in Oeſterreich 
kundgemacht und zur Gefegeöfraft gebracht worden fei, 
eine Vorausſetzung, die ſich aus der vorerwähnten De 
merfung als nicht richtig darftellt. 

Bald darauf erfchienen die Herren Abgeorbneten der 
Deutfchen Neichöverfammlung, Adolph Paur und Joſeph 
Pötzl, und nahmen, als laut der Vollmacht vom 14. Nos 
vember d. J. audgewiefene Bevollmächtigte bed Herrn 
Reichsminiſters der Juſtiz, DieEinficht der gegen Robert 
Blum und Julius Kröbel aufgenommenen Unterfuchunges 
aften in Anfpruch, welche ihnen auch durch das Lk. 
Juſtizminiſterium alfogleich verfchafft wurde. . " 

Laut ded Schreibens vom 22. November d. J. er 
‚Hären. bie genannten beiden Herren Bevollmächtigten, 
and. den eingefehenen Unterfuchungsaften bie Ueberzeu⸗ 
gung gewonnen zu haben, daß bei dem ftandrechtlidien 
Verfahren gegen Blum und Fröbel dad mehrermwähnte 
Reichsgeſetz vollkommen unbeachtet gelaffen worden fei; 
bie beiden Herren Bevollmächtigten legen gegen biefed 
Berfahren feierliche Proteftation ein, behalten ausdrück⸗ 
lich der proviforifchen Gentralgewalt alles Weitere bes 
vor und fielen dad Verlangen, daß das öſterreichiſche 
Suftizminifterium fogleidy die erforderlichen Verfügungen 
treffe, welche dem erwähnten Geſetze fofort den beſtimm⸗ 
ten Vollzug von Seiten der Behörde und Gerichte: aller 
Art zu ſichern geeignet wären. 

Das k. k. Zuftizminifterimm- erachtet nun uwörbeof 


bemerken su follen, daß das Reichsgeſetz vom 29/30. 
September 1848 von den ?. ?. Militärgerichten in ber 
fraglichen Unterfuchungsangelegenheit fchon Deshalb nicht 
beachtet werden fonnte, weil daſſelbe in Defterreich nicht 
als ein rechtöverbindliched Geſetz kund gemacht worben 
iſt. Die genannten Gerichte fonnten daher bei der Bes 
handlung der Abgeordneten Blum und Fröbel Feinerlet 
Ausnahme ald zu Gunften berfelben beftehend anerfens 
nen, fondern waren verpflichtet, dDiefelben mit Rückſicht 
auf das kundgemachte Standrecht nach den allgemeinen 
Kriegögefegen zu behandeln. 

Das Zuftizminifterium, welchem zwar feiner Stel 
lung nad) eine Würdigung der Amtshandlungen der Mis 
litärbehörden nicht zufteht, hat gleichwohl durch Einſicht 
der diesfälligen Unterfuchungsaften die Ueberzeugung 
gewonnen, daß bei der Aburtheilung der beiden Abge⸗ 
ordneten Blum und Fröbel das zur Anwendung gekom⸗ 
mene öfterreichifche Kriegsgeſetz weder in formeller nody 
matericller Rückſicht verlegt worden fei, fondern in beis 
den Beziehungen dad Militärgericht feiner Pflicht getreu 
geurtheilt und gehandelt habe. 

Diefe Thatfache wird auch in dem Proteftationds 
fehreiben der Herren Bevollmächtigten des Neichdminis 
ſters der Juſtiz nicht inAbrede geftellt, fondern ihre Ver⸗ 
wahrung beruht einzig und allein auf der hiebei unters 
laufenen Nichtbeachtung des Gefeßed vom 29/30. Sep⸗ 
temiber 1843, was, abgeſehen von jedem anderen inneren 
Grunde thatſächlich ſchon Durch den Umſtaud, daß die 
offizielle Mittheilung dieſes Geſetzes an die öfterreichifche 
Regierung erft nach der Verurtheilung ber genannten 
Individuen erfolgte und daher eine Kundmachung defs 
felben an die öfterreichifchen Civil und Militärgerichte 
in. ‚gefeglicher Weife gar nicht möglich war, genügend- 
aufgeklärt: if. 


- Sierdurd fällt ber Grund des fraglichen Proteſtet 
von jelbft weg. Was aber das weiter geflellte Aufuchen 
betrifft, daß dem gedachten Geſetze fofort in Oeſterreich 
volle gefetzliche Kraft ertheilt, und beflen Beobachtung 
den öfterreichifchen Behörden zur Pflicht gemacht werben 
folle, jo kaun ich nicht umhin, darauf hinzumeifen, daß 
die non der Rationalverfanmlung in Frankfurt ausge⸗ 
benden. Geſetze keineswegs fofort ald für bie -deutfchr 
öfterreichifchen Länder verbindlich erachtet werden fans 
nen, da die Anerkennung des Geſetzgebungsrechtes Yan 
gedachten Verſammlung bezüglich der öfterreichifchen Mo—⸗ 
nnechie weſentlich von der Borfrage abhängig ift, auf 
welche Weiſe überhaupt in Hinfunft die Verbindung Des 
flerreich& mit Dentichland ftaatlidy geitatset werden. folle, 
daher wohl, in fo lange dieſes Berhältnig nicht feſt ges 
orduet iſt, auch die Krage wegen der Wirkfammachung, 
der: von ber deutſchen Reichsverſammlung ausgehenden 
Beſchlüſſe für Deſterreich in der Schwebe vu bleiben dam 
ven dürfte. 

Indem es hiernach dem löblichen k. k. Minikerin 
ahkheimgeftellt bleibt, in weichem Wege Wohldafjelbe dieſe 
Mirtheilung zur Kenntniß der proviforifchen deutſchen 
Gentralgewalt zu bringen für angemeffen erachtet, Tank 
ich nur das Bedauern ausdrücken, daß öfterreichifche Ge⸗ 
richte in die Lage kommen mußten, die Strenge des Ge⸗ 
feed gegen Männer in. Anwendung zu bringen, welche 
gerade durch ihre Stellung berufen gewefen wären, dem 
Geſetze und der ftaatlichen Ordnung die gebührende Gelo 
fung zu verfchaffen, flatt denfelben im offenen Aufruf‘ 
entgegenzutreten und fic zu Mitſchuldigen einer, gegen 
ben Beftand nicht blos Oeſterreichs, fondern überhaupt: 
Ber. gefellichaftlichen Ordnung gerichteten anarchiſchen 
Bewegung zu machen, für welche fein perfönliches Poi⸗ 


“ 
ylegium ‚irgend welcher Art einen Freibrief gewähren 
fonnte 


Kremſier, den 6. Dezember 1848. 
(gez.) Bach. 


12. 


Note des k. k. öſterreichiſchen Bevoll⸗ 

mãchtigten bei Der proviſoriſchen Ceu⸗ 

tralgewalt au Das Reichsjuſtizminiſte⸗ 

tin, Die Kundmachung Der Neichsge⸗ 

tee in Defterreich betr. d. d. 10ten 
Februar 1849 *). 


Der Gefertigte beehrt fid die Mittheilung zu mas 
chen, daß er die verehrliche Zufchrift ded Reichsminiſte⸗ 
riums der Juſtiz vom 17. Sanuar 1849 wegen Kunds 
machung ber Neichögefege in Defterreich feiner Regie⸗ 
rang vorgelegt hat, und ihm hierauf der Auftrag gewor⸗ 
den ift, Folgendes zu erwidern: 

Die k. k. Regierung hat bereits in der Minifterials 
erklärung vom 17. April 1848 **) andgefprocden, baß 
fie fich die Zuftimmung zu den Beſchlüſſen der Nationats 
verſammlung vorbehalte, und hat in dem Referipte vom 
28. Dezember 1848”) wiederholt, Daß Defterreich das 
dent che Verfaffungswert nur im Wege der Verſtändi⸗ 


7 Eine Erklaͤrnug der E. preußifchen Regierung in bemfelben Bes 
teeff ſ. umten Nro. 83. 


*) S. Band I. ro. 76. 
we ©. Band H. ro. ak. 
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gung in Wirkſamkeit treten zu Iaffen, erfläre. Wenn 
ſonach die Zuftimmung oder Verftändigung für Befchtäffe 
der deutſchen Nationalverfammlung und fir die Berfafs 
fung felbft vorbehalten wurde, fo muß das bei Reiches 
gefegen um fo mehr der Fall fein, ald manche von ihs 
nen die Sonftituirung Deutſchlands gar nicht oder fehr 
entfernt berühren. 

Ohne in den Umfang der gefeglichen Gewalt der 
Rationalverfammlung und ihres Rechtes, die Derfaffung 
allein hinzuftellen, einzugehen, muß es doch anerkannt 
werden, daß Oeſterreich ſich das Recht der Zuſtinnnung 
zu allen Beſchlüſſen vorbehalten müſſe, weil ſein Gebiet 
theils deutſches, theils nichtdeutſches iſt, letzteres aber 
bei ſeiner ſtaatlichen Verbindung mit erſterem von allen 
Aenderungen weſentlich berührt wird, welche die deut⸗ 
ſchen Gebietötheife in’ihrer DVerfaffung oder Legislation 
erfahren. Die Vertretung der außerdeutfchen: Provinzen 
muß durch die k. k. Regierung geübt werden. | 

Der Unterzeichnete ift aber angewiefen, zu erflären, 
daß feine Regierung, von dem Wunſche befeelt, das große: 
Einheitswerk nach Möglichkeit zu fördern, ed gewiß nicht 
unterlaffen wird, jene Befchlüffe und Reichögefege, welche 
fi) den dortigen fo complicirten Berhältniffen und Bes 
bürfniffen aneignen laffen, auch zur gefeßlichen Nichts 
ſchnur für die öfterreichifchen Behörden und Untertbanen 
fund zu machen — fo wie fie nun auch namentlic, kei⸗ 
nen Anftand genommen hat, die Promulgirung der von: 
dem Reich&minifterium der Juſtiz mitgetheilten allgemeis 
nen deutfchen Wechfelordnung, bei welcher die oben ans 
gedeuteten Bedingungen für Defterreich eintreten, ale 
sunmehrige gültige Norm in Wechfelfachen für die Deuts 
fhen Fänder der öfterreichifchen Monarchie zu befchlies 
Ben und anzuordnen, welcher Maßregel jene der gleich« 
mäßigen Einführung der gedachten Ordnung and) in den 


49 
nichtdeutſchen Gebietötheilen des Reiches unter geringen 
Modififationen demnächft folgen wird. 


Frankfurt a, M. den 10. Februar 1849. 
(gez) Schmerling. 


13. 


Depeſche des Fön. Bannöverifchen Mini: 
fterö Der auswärtigen Angelegenheiten: 
on den Fön. haunöverifchen Bevollmäch- 
tigten bei der proviforifchen Central- 
gewalt, die Publikation Der Neichöges 
fee betr. d. d. Ateu November 1848. 


Wir eröffnen dem- Herrn Bevollmächtigten, daß bie 
königliche Regierung auf die unter dem 11. bie 13. v. 
M, hierher übermittelte Anfrage ded Herrn Reihsminis 
flerd der Tuftiz vom 6. v. M. den Beichluß gefaßt hat, 
bie örtliche Veröffentlichung der Reichsgeſetze für: das 
Königreih Hannover in dem Maße eintreten zu laffen, 
daß das zu deren Aufnahme beftimmte Reichsgeſetzblatt 
auf gleihe Art, wie die behufd Verkündigung der hiefls 
gen Landeögefeße dienende erfte Abtheilung der Geſetz⸗ 
fammlung im Lande vertheilt werde. Diefe erfte Abtheils 
ang ber Gefekfammlung, mittelft welcher vorfchriftsmäs 
Big alle allgemeinen Gefege und diejenigen Verfügungen 
der oberen Landesbehörden zur Öffentlichen Kenntniß ges 
bracht werden müſſen, welche fämmtliche Unterthanen 
bed Königreiches verbinden, wird den fämmtlichen Ges 
meinden, Obrigkeiten und Behörden unentgeltlich zuges 
ſandt. Für dieſen Zweck ift, den eingegogenen Nachrich⸗ 

Noth u. Merk, Quellenſammluug. IL Baud. 4 


son infolge, wind ‚Anzahl von 6800 ber jedednial zu dar 
theilenden Exemplare erforderlich. Es wirb baher. eier 
gleichen Anzahl von Exemplaren bed Meichögefeßblattes 
bedürfen, bie Wir durch die Vermittelung des Herrn Ber 
vollmädhtigten an und eingefandt zu fehen wünſchen, das 
mit fodann, wenn deren Dietribuirung an die oben ges 
dachten Empfänger erfolgt, Unfererfeitd das Nöthigever 
fügt werden Fönne. — 

Indem wir den Herrn Bevollmächtigten erſuchen, 
an den Reichsminiſter der Juſtiz eine emſprechende Air 
öffuung gelangen zu laſſen, und die Mittheilung degz 
Reichsgeletzblattes nach Maßgabe des vorſtehend erwähn⸗ 
ten Bedarfs zu beantragen, koͤnnen Wir nicht umhin 
einige Bemerkungen über die lebhaften Beforgniffe- für 
den Rechtözuftand ber hiefigen Lande hinzuzufügen, tape 
dur) die eingeltitete Verkündigung von Reichsgeſtheij 
durch die proviforifche Gentralgewalt bei der hieſigen 
Negierung haben rege gemacht werden müſſen. Diefe 
Beforgniffe beruhen in der Unvereinbarkeit bed Gefekeh 
vom 37. September d. J. (die Verfündigung der Reid 
gefege und deu Verfügungen der proviforifchen Centrah 
gewalt betreffend) mit den Beſtimmungen der hiefigag 
Landesverfaſſung, deren Wirkſamkeit ſchon Durch. DEM 
Beſchluß der Rationalverfammlung pom 27. Maid. 35. 
bis zur Gründung des allgemeinen Verfaſſungswerkaß 
mithin, unter Berückſichtigung der Beſtimmung der 66. 
1 und 15 des Geſetzes vom 28. Juni d. J. für die Zeit 
außer Zweifel geſetzt iſt, wo Die Thätigkeit der yrovifes 
zifchen Gentralgewalt nicht aufgehört. bat, Die biefigan 
Verfaſſungsgeſetze vom 6. Auguft 1840 und 5. Septem⸗ 
ber 1648, von denen eine überſſchtliche Zuſammenſtellung 
in zwei Abdrücken anliegt, machen bie Gültigkeit eines 
jeglichen Geſetzes von der vom Könige vorzunehmenden 
Verkündigung defielben abhängig. (8. 7 des Landesvar/ 
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faffungögefeßes vom 6, Aug. 2840), Die Verfänbigung 
wuß unter Beobachtung der vworgefchriebenen Kornek 
(5 78926 Geſetzes vom Bten September 1848) geſche⸗ 
hew,: unten denen Die Zuſtimmung der allgemeinen Stäns 
beeerfamminng ($. 85 ibidem) voranfieht. In zwei Fäls 
len geftatten bie Verfaſſungsgeſetze eine Abweichung von 
biefer fonft underbrüchlichen Vorſchrift. Jene Fälle find 
bie im 6. 2 Hed Landesverfafungsgefeges von 1849 und 
im $.: 72 des Geſetzes von 1848 genannten. Unter den 
im $: 2 des Lanbeöverfaffungsgefeged gedachten Beſchlüſ⸗ 
fen. Der beutfchen Bundesverſammlung fünnen aber die 
von ber proviforifchen Gentralgewalt zu verfünbenden 
Nieichögefete nicht ohne Weiteres verftanden werben. 
Shre Örsliche Veröffentlichung auf ben Grund jenes Par 
ragraphen wärbe nach hiefiger Anficht eine vorgängige 
Pobliration bed Bundesbeſchluſſes vom 10ten Yati d. 8. 
erheifhen, auf dem bie Erklärung. der vormaligen Bu 
betvoerfammlung vom 12ten Juli wegen Webertragung 
ihrer verfafiungsmäßigen Befugniſſe und Verpflichtungen 
au. die proviſoriſche Centralgewalt beruht. Die koͤnig⸗ 
che Regierung, welche ſich im Beſitze einer anthentifchen 
Audfertigung jenes Protofolled nicht befindet, würde aber 
zu eines folchen Publication durch eine entforechenbe 
Mittheiung aud dem Bundesarchive durch die provifer 
riſche Centralgewalt in: den Stand gefeht werben: nrüßs 
fen, und wärbe dazu überhaupt nicht andere als im Ein» 
verſtaͤndniſſe wit der Ießteren zu fchreiten geneigt fein, 
Wags hingegen die Ausnahme des S. 72 des Geſe⸗ 
des vom aten September 1848 betrifft, fo kann felbige 
bermalen ſchon Deshalb wicht in Frage kommen, weil it 
dieſen Paragraphen eine Ubänderung der Berfaffung, 
wie das Geſetz vom Prien September d. I. fie für 
das Königreich Hannover in Ausſicht ftellt, ausdrücklich 
als Hinderniß einer fonft etwa zuläffigen: Gefehverkins 
4 * 


digung ohne ſtäudiſche Zuſtimmung bezeichuet wird. ‚Mon 
der nach hiefiger Verfaflung für. alle übrigen Geſetzuen⸗ 
fündigungen mithin unerläfflich bleibende Zuſtimmung bey 
dieöfeitigen ‚Stände kann gleihwohl die Nechtönerbiebs 
tichfeit der von der proviforifchen Gentralgewalt zu pub⸗ 
lizirenden Reichögefete nicht haben abhängig bleiben fol 
len, während hinwieberum auch in dem Die proviforifche 
Gentralgewalt begründenden Gefete vom 28. Juni d. J. 
feine Borfchrift anzutreffen ift, welche die Regierung ex, 
mächtigt, bei der örtlidyen Veröffentlichung jener Verfü 
digungen von dem Requiſite der ftändifchen Zuſtimmung 
abzuſehen. 

— Welche verwirrende Folgen unter dieſen Umftäuben 
für die rechtliche Ueberzeugung ber Randeögerichte von 
der verbindlichen Kraft der nicht vom Könige verkünde⸗ 
ten Reichögefeße, für die durch verfchiedene Intereſſen 
und entgegengefeßte politifche Meinung abweichend ben 
ſtimmten desfallſigen Rechtsanfichten der Individuen und 
in Verbindung damit für die geſammten ſozialen Zuſtände 
des Landes befürchtet werden müſſen, dies bedarf kaum 
einer näheren Andeutung. Dieſe Befürchtungen bezielen 
nichts Geringeres, als eine völlige Rechtsunſicherheit, 
welche das hieſige Land in allen den Fällen bedroht, wo 
vor definitiver Begründung des allgemeinen Berfaffunge 
werkes DBefchlüfle der Nationalverſammlung von: der pro— 
viſoriſchen Sentralgewalt allein als Reichsgeſetze verkün⸗ 
det und in Ausübung gebracht werden ſollen. Die Wir⸗ 
kungen dieſer Verwirrung der Rechtsbegriffe würden um 
ſo verderblicher ſein, wenn die Verkündigungen ſolche 
Beſchlüſſe zum Gegenſtande haben ſollten, welche, wie 
die im Rundſchreiben des Reichsminiſters bed Inneren 
vom 22ten Oktob. d. J.*) erwähnten, die wichtigſten 
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umter dem Schutze der Landeögefete ſtehenden Rechte 
und Intereſſen einer großen Anzahl von Beſitzenden aufe 
löfend und vernichtend berühren. Ein durch Feine fors 
melle Bermittelung gelöfter materieller Miberftreit zwifchen: 
beiden Gefebgebungen droht einen Zuftand herbeiführen, 
welcher die beftehende und als wirffam anerfannte Sans 
deöverfaffung den ihr gebührenden Schutz in den Aus⸗ 
fprächen der Gerichte nicht mehr finden läßt. Es fehlt 
im Lande fchon dermalen weber an richterlichen Erkennt. 
niſſen über bie Linverbindlichfeit der von der proviſori⸗ 
chen Regierung verkündeten Reichsgeſetze, noch an bes 
jüglichen Anfragen und Vorftellungen bei der Regie 
ng, weldye jene Beforgniffe rechtfertigen. Die in Abs 
ſchrift beigefügten Attenftüde und die auf anderweiten 
Aulaß heute mitgetheilte Anfrage bed Univerſitäts⸗Ge⸗ 
richt® zu Göttingen mögen hiezu weitere Belege liefern.: 
Aber die Regierung befindet ſich Angefichte der Gefah—⸗ 
ven eined Widerſtreits zwifchen beiden Gefeßgebungen 
in der peinlichen Lage, für den Augenblid eine Abhülfe 
ihrerfeitd um fo weniger treffen zn können, ba bie vers. 
faffungsmäpige Unabhängigkeit der Landeögerichte ($. 9- 
bed Lanbeöverfaflungsgefebes, pag. 5 der gedrudten Ans 
lage), verbunden mit deren Befugnig, über die Gränzen 
ihrer Zuftändigfeit felbft zu enticheiden (8. 10 bed Ges 
ſetzes vom ten Sept. pag.14 der Anlage), eine gericht. 
liche Cognition über die Stattnehmigfeit ber. im Wege 
der Verwaltung hierunter etwa zu treffenden Verfügung - 
nicht .ausfhliegen würde. Andererſeits Dagegen von der 
Nothwendigkeit durchbrungen, den Anordnungen ber pros- 
viſoriſchen Gentraigewalt jede Berädfichtigung zu gewähs 
ren, welche mit der ausgeſprochenen Anertennung bee: 
Geſetzes vom 28. Juni d. 3. irgend im Einflang zu ers 
halten fteht, hat die königl. Regierung geglaubt, behufs 
ber: begehrten örtlichen Beröffentlichung der fraglichen - 


Sk 


Berfimbigungen dem oben erwähnten Barfahren don pn⸗ 
zug geben zu müſſen. 

Die Regierung verhehlt ſich nicht, daß der banal 
unvermeidlich eintretende Zuſtand von Rechtsunſicherheit 
der thunlichften Abkürzung dringend bedarf. Sie wirh, 
fo viel an ihr ift, ihr eifriged Bemühen darauf gerichtet: 
fen laffen, und wird in diefer Abficht auf möglich hal⸗ 
digfte Einberufung der allgemeinen Stänbeverfammiung: 
des Königreichs behufs entfprechender Vereinbarung mit 
derselben Bedacht nehmen. Bor Ablauf der nmächſten 
zwei Monate wird folge gleichwohl nicht erfolgen Fü: 
nen, theild weil Die umfangreichen Vorarbeiten zu den 
den Ständen anderweit zu machenden Borlagen in air 
ner kürzeren Zeit fich nicht werben befchaffen laſſen, theilß 
weil die allgemeine Ständeverfammlung des Königreichs 
nach ben Beſtimmungen bed Verfaſſungsgeſetzes now; 
5ten September und auf ben Grund eines eben exlaffe« 
neu Wahlgeſetzes erſt neu gewählt und berufen werbag- 
muß, Unterdefien, und weil wor Eintritt dieſes Zeit 
punktes auf eine fchließliche Begründung des allgemein 
nen Verfaſſungswerkes kaum zu zählen fein bürfte, bieibt- 
der Regierung nur der Wunfch und die zuverſichtliche 
Hoffnung übrig, daß die materiellen Beſtimmungen der 
etwa ferner als Meichögefete zu promulgirenden Bes 
fhläffe der Nationalverfammiung geeignet fein mögen, 
die drohende Gefahr einer unheilbaren Rechtsverwirrung 
der angebenteten Art von den hiefigen Lauben bis bahiy- 
fern zu halten, biö Regierung and Stände über die Ergün⸗ 
zung ber in den Lanbeöyerfaffung für die Formen: Mer 
Veröffentlichung der Reichögefege hervorgetretenen Ur: 
Nah werden verftändigt haben, 

Erfüllt von dem gern: gebegten Vertrauen daß 9 
woviſoriſche Centralgewalt, in umſichtiger Würbigung: 
ber. Sege des hieggen Königreich—, und mit ıkewährten:; 


Fürſorge für das Wohl des gemeinfamen Vaterlandes, 
geneigt fein werde, der biesfeitigen Regierung in ihren 
Bemühungen uw thunlichite Erleichterung des Ueberganges 
m Dem nen zu begründenden Berfaffungsverkältsifle 
kräftig au Hülfe zu fommen, wünſchen Wir auch obige 
Bemerkungen zur Kenntniß des Reichsminiſterinms ges 
bracht , und für diefen Zweck demfelben etwa eine Abs 
fehrift der gegenwärtigen Eröffnung mitgetheilt an fer 
hen. 


Hannover den Aten November 1848. 
Königlich hannönerifched Minifteriam ver auswärtigen 
Angelegenheiten. 
Graf von Beunigſen. 


14. 


Aundfchreiben der proviforifcheit Ten- 
teslgewalt an fämmtliche Deutiche Ne- 
gierungen, Die Wirkſamkeit der Neiche- 
KRommifläre betr., d. d. 2. October 

Ä 1848. Be 


In dem Rımbfchreiben vom 22ten September 1848 
bat. Die proviforifche Centralgewalt ſich bereitö ausge 
fprochen, daß fie Hand in Hand mit den beutfchen Res 
gierungen Maßregeln treffen werde, Damit bem Geſetze, 
deſſen Vollzug im manchen Theilen. Deutichlands fliller 
fleht, wieder Geltung und träftige Wirkſamkeit werde. 
Sie hat an diefe Erklärung die Aufforderung geknüpft, 
alle Behörden und Beamte, fowie jene Inftitute, bie zur 
Vertheidigung der Ordnung und ber Geſetze beftchen, 
zur eifrigen Pflichterfüllung eruſtlich zu ermahnen. Sum 


55: 

ift es aber wohlbefannt, daß die Beamten häufig Be⸗ 
drohungen , felbft Mißhandlungen: ſich ausgeſetzt fahen,. 
wenn fie pflichtgemäß vorgegangen find, und daß die gez 
wöhnlichen Kräfte oft nicht ausreichen, der eingeriffenen:; 
Zügelloſigkeit zu feuern. In diefen Verhältnifien ‚liegt: 
die. Aufforderung für die yproviforifche Gentralgewalt, 
Sorge zu tragen, daß diefen Hebelftänden fofort abgehol⸗ 
fen werde. Als eine dazu geeignete Maßregel wurde 
die Aufftellung bedeutenderer militärifher Streitfräfte: 
an verfchiedenen Punkten ‚Deutichlands erkannt — bei 
Frankfurt, Kreuznach, Freiburg, an-der Iller und 
in Thüringen — nicht minder die Abfendung eigener 
Reichscommiſſäre mit ausgedehnten Vollmachten in jene 
Gegenden, wo bereitd auffallende Auheftörungen vorges 
fallen oder zu beforgen find. DieAufgabe dieſer Reiches 
kommiſſäre wird dahin gerichtet fein, durch das Anfehen 
ber Eentralgewalt und durch die ihr zu Gebot fiehenden 
umfafjenden materiellen Mittel die thärigen Bemühungen, 
der _ einzelnen Regierungen, die Herrfchaft der Geſede 
durchzuführen, kraͤftig zu unterſtützen, und die Reicho⸗ 
trappen find nur dazu beſtimmt zu dieſer ut taun 
mitzuwirken, und die Verſuche jener zu bekämpfen, die 
einen gewaltſamen Umſturz der beſtehenden Verhältniſſe 
(deren geſetzliche und friedliche Umgeſtaltung überall ein⸗ 
geleitet iſt) beabſichtigen, welche die perſönliche Sicher⸗ 
heit einzelner deutſcher Bürger oder ihr Eigenthum au—⸗ 
greifen oder bedrohen, und die damit Zuſtände der Ge⸗. 
ſetzloſigkeit herbeizufuhren bemüht find, die nie und nie. 
mer geduldet werden dürfen. Die entgegentommende: 
Bereitwilligkeit, mit der biöher ergangenen Anorbnungen 
entfprochen wurde, die mufterhafte Haltung der deutfchen 
Reichötruppen, der herzliche Empfang, den. fie bei ber 
Bevölferung aller Gegenden fanden, und der ungetrübt 
freundliche Berfehr, der zwifchen ben Bürgern und. ben 


Kriegern herrfcht, bethätigt,. daß das deutſche Bolt und 
die beutfchen Regierungen über die Richtung der getrofs 
fenen Maßregeln nicht irre find, daß fie darin eine Bürg⸗ 
ſchaft für die Bewahrung ihrer Freiheit erkemen, bie: 
nur unter dem Schuße ber Ordnung und Geſetzlichleit 
‚ gedacht, und daß fie in einer einheitlichen und fräftigen 
Durchführung jener Verfügungen, welche die Wohlfahrt 
Deutfehlande betreffen, nur beruhigende Gewähr einer 
erfrenlichen Zukunft und einer Durchbildung aller ſtaatli⸗ 
hen Berhbältniffe erbliden. Die proviforifche Centralge⸗ 
walt wird daher, ficher der Zuftimmung aller wahren: 
Baterlandöfrennde, bie getroffenen Maßregelu fo lange. 
befiehen laſſen, bis der theilweife unterbrochene innere. 
Friede befefligt, der Sinn für Ordnung vollfländig wies; 
dergekehrt ift, und bie die vollſtändige Beruhigung ges. 
wonnen fein wird, Daß die Geſetze und_ihre Durchfüh—⸗ 
rung überall vollftändige Haltung finden. Ein Theil 
jener Reichtötruppen, die im fübweftlichen Deutfchland 
aufgeſtellt find, fol aber überdieß auch dazu dienen, um 
den gerechten und dringenden Forderungen Deutfchlande 
nöthigenfalls die erforderliche Unterflübung zu gewähren — 
Forderungen, bie von der proviſoriſchen Gentralgewalt: 
gegen einen Nachbarftaat bereits erhoben find, der fchon 
zweimal in dieſem Sabre e8 geduldet, daß räuberifche 
Schaaren auf feinem Gebiete fich fammelten, um von da 
aus Einfälle in einen Theil Deutfchlande zu unternehs 
men und dort Die Gräuel des Bürgerkrieges zu entflams 
men. u Ä 
Frankfurt a. M. den 2ten Detober 1848. 
Der Reichöverweier. 
(gez) Erzherzog Johann. 
Der Reicheminifter des Innern. 
(gez.) v. Schmerling. 
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Vortrag des Handelsminiſters Dad. 

wit, Die commerzielle Einheit Deutſche 

lando betreffend, d. d. 33. September 
1SA8. 


: Dad Reichsminiſterium des Handel hält es für 
ferne Bflicht, der hoben Nationalverfammlung den Man 
vorzulegen, nad) welchem ed wünfcht ermächtigt zu wer⸗ 
ben, die commerzielle Einheit Deutfchlands zu begründen. 
Es kann fich dabei für jet nur um bie: leitenden Ge⸗ 
ſichtspunkte Handeln, indem bie Einzelheiten fich erſt ſpä⸗ 
ter. aus den zur Befchlußnahme zu verftellenden Geſetz⸗ 
vorfchlägen ergeben werben. Da aber die commerziele: 
Einheit Deutfchlande nicht and Bruchftüden zuſammen⸗ 
gefeßt werden darf, wenn ein wahrhaft einheitliche® Gau⸗ 
zes gefchaffen werden fol, wird von Anfang an der 
Standyunft feſt begeichnet werden müffen, von welchen 
aid bis in die details hinab die große Zahl der erfor⸗ 
deriichen Gefeße und der mit fremden Staaten zu ſchueß 
ſenden Verträge zu behandeln iſt. 

Für dieſe dürften folgende Grundzůge in —2*R 
zu nehmen ſein: 

NM die größtmögliche auf Gegenſeitigkeiten ſich geitus 
deonde Freiheit des Handels umd der earth | 
mit fremden Staaten; 2 
2) Einrichtungen im Zollwefen, weldye die Anwen 
dung von Repreſſalien wider fremde Nationen 
auf Schiffe und Waaren zuläffig machen, und 
zwar zum Zwecke der wirkfamen Erfirebung wahr, 
hafter Gegenfeitigfeiten in Handel, und Schiff⸗ 

fahrt. J 
3) Bei der Schiffahrts⸗Geſebgebung über die Natio⸗ 


nelitůt beutfcher Schiffe Anwendung felcher Grund⸗ 
fäne, welche bie Vermehrung berfelben möglichſt 
erleichtern, und Erfchwerungen des Schiffsbaues, 
der Ausrüſtung und der Bemannung vermeiden, 
4) Möglichfte Schonung der Handeld«Bemegung bei 
Kefiftellung der Formen und Controien der Zoll 
erhebung. Ä 
5) Befreiung der Verkehrs⸗ und Transportmittel im 
Inneren Deutſchland's von den feitherigen ve 
| niffen und Ungeregeitheiten. 

- 9) Bei Feſtſtellung des Zolltarifed möglichfte Berück⸗ 
ſichtigung des internationalen Verkehres mit Rohe 
produften, foweit folches mit den finanziellen Be⸗ 
dürfniffen irgend verträglich erfcheint, und Schutz⸗ 
gewährung der deutſchen Induſtrie in demjenigen: 
Maaße, wie es zu ihrem ficheren Gedeihen noth⸗ 
wendig und zweckmäßig if. 

Der leitende Gedanke bei biefen Grundzügen it bas 
her, dem Verkehre im Inneren wie demjenigen mit dem 
Auslande die möglichſte Leichtigkeit zu gewähren, dem 
Erſteren durch Sicherung eines weiten Abſatzgebietes 
für die heimiſche Gewerbthätigkeit, dem Letzteren durch 
Oeffnung des weiteſten Feldes für den Austauſch gegen⸗ 
ſeitiger Erzeugniſſe. 

Unter Beobachtung dieſer Grundzüge würde nadı 
felgendem Plane die Handels⸗ und Zollverfaſſung Deutſch⸗ 
land's Schritte vor Schritt in's Leben zu führen fein. 

Der Anfang wird gemacht werden müffen wit ber 
Umwandlung ber Handels⸗ und Gciffahrtöverträge ber 
einzelnen deutichen Staaten in Reichdverträge, um den 
Bundesftaat ald Einheit in den Völkerverkehr einzufüh⸗ 
ren. Haft alle beſtehenden Berträge haben Segenfeitigfeit 


- zur Baflö; fle ift aber häufig befchräuft auf dem einzel⸗ 


nen betreſfenden Staat und baher von Hiringerem Wei⸗ 


the, als wenn fie für bie®efammtheit Anwenbung hätte. 
Es dürfte indeffen wohl keine namhafte materielle Schwies 
rigteit haben, dem Prinzipe der Reziprozität für den 
Bundesſtaat Eingang zu verfchaffen Mit der Ablöfung 
und Umwandlung ber Verträge wirb aber {chen aus bem 
Grande begonnen werden müflen, weil verfchiebene ders 
felben einer alsbaldigen Zolleinigung hindernd in den 
Peg treten, weshalb mit Diefer daher vor ber Befeitis 
gung folcher Berträge nicht mit der wünfchendwerthen 
Schnelligkeit vorgefchritten werden Tann. Es werben 
ferner in verfchiedenen Ländern vertragsmäßig bie Rechte 
beutfcher Reichsconſuln feitzuftelen fein, Damit die dem⸗ 
nächſt zu beftellenden Reichsconfuln diejenigen Befugnifle 
auszuüben vermögen, welche das Bölferrecht den Conſuln 
umter befreundeten Nationen einräumt. Ein umfaffen- 
bed Reglement für den Gonfulatödienit des Neiches 
bürfte ebenfalld der Ernennung der Eonfuln vorhergehen 
mäflen, weil nach jenem fich die Wahl des Perfonales zu 
richten haben wird. - Krk 

Gleichzeitig mit der Umwandlung der Verträge mess 
den die Geſetze über die Erforberniffe eines deutſchen 
Schiffes, über Umwandlung fremder Schiffe in deutfche,' 
über Mufterrollen, Seepäfle u. f. w. zu entwerfen fen, 
damit dad Gefeß über die deutfche Handelöflagge in Muss: 
führung gebracht werden fönne. Denn wenn Handels⸗ 
und Schifffahrtöverträge. mit fremden Staaten hinſichtlich 
beutfchen. Handeld und deutfcher Schifffahrt gefchloffen 
werben. follen, muß nicht nur ber Begriff des deutfchen 
Bundesſtaates feftfiehen, fondern auch klar vorliegen;; 
durch welche Erforderniffe die Schiffe als beutfche les⸗ 
timirt werden können. 

Aber in dieſen erſten Schritten zur Begründung der: 
materiellen Einheit Deutfchland’s ift nicht mit Sicherheit: 
vorzugehen, wenn bie Grundprinzipien nicht. feſtgeſtellt 


And, nach weldyen dad Gebäube fortgebant werben fol, 
und zwar auch fowohl hinſichtlich der Zollſätze ale ber 
Zollformeu. Daher find die Grundſätze in möglichfter 
Kürze hier bereits hervorgehoben worden. Wäre es 5.8. 
die Abficht, durch das Zollweien das zum Schiffeban 
uud Schifföbedarfe zu verwendende Material, welches dab 
Ausland liefert, hoch zu befteuern, fo würde unfere Schiffs 
fahrt, wenn mit der fremden auf gleichen Fuß und Ges 
genfeitigfeit geftellt, nicht concurriren können und folges 
weife bei den internationalen Bertragsverhältnifien das 
Prinzip der Reziprozität nur mit großer Beſchränkuug 
sur Geltung gebracht werden dürfen, auch würden bie 
Gefeße über Rationalität der Schiffe dadurch etheblich 
modifizirt werben. 


Will man aber dem Schiffsbau und der Ansräfung 
der Schiffe völlig freien Spielraum gewähren, will man 
bei Feftftelung der Formen der. Zollerhebung die Hans 
delsbewegung möglichft fchonen, will man bei Keftftellung 
de Zolltarifes ben internationalen Verkehr möglichſt ber 
rüdfichtigen,, unter vollftändiger Befchügung der heimis 
fhen Induftrie, und den Handel im Inneren des Landes 
von. Hemmniffen befreien, fo Finnen die Handels⸗ und 
Schifffahrtöverträge auch unbedenklich auf ber allerfrets 
finnigften Baſis gefchloffen werden. ft ferner ausge⸗ 
fprohen, daß die Einrichtung des Zollweſens bergeftalt 
getroffen werden fol, daß die Anwendung von Reprefs 
falien wider fremde-Nationen auf Schiffe und Waaren 
‚ ohne Schwierigkeit ausführbar ift, fo wird folcher Aus⸗ 
ſpruch es gar ſehr erleichtern, den Bundesſtaat im Wege 
des Vertrages bei allen Rationen zur vollen Anertens 
nung in kurzer Zeit bringen. 


Daher ift ſchon jetzt ein Aueſpruch i über die Grund⸗ 
füge erforderlich, nach welchen das Gebäude der deut⸗ 


0% 
Pan Bewele un Zoll⸗Verfaſſang auferbauet werven 


* "Endlich maß. das Reichsminifterium des Handei 
fe wech eine Bemerkung erlauben. 

Es erhellt fchon aus dem Borftehenden, daß bie 
Banbeit- und Zollgeſetzgebung Dentfchland’d, um ein or⸗ 
ganifches Ganzes zu werben, nicht andere, ald Yon 
einem Gentralpunfte aus geleitet werben kann. Es 
Yärften daher Mißſtände mancher Art zu beforgen fein, 
wWenn die Geſetze über verfchiedene Theile diefer Geſetz⸗ 
gebang von verfchiedenen Ausſchüſſen der Rationefver- 
Tammlung auſgehen, zumal dadurch die Reihenfolge ders 
fetben wahrfcheinlich Tücenhaft werden möchte. Es wird 
fi) daher empfehlen, in Erwägung zu ziehen, in welchet 
Matte dad Berhältniß des Handeldminifteriums zu den 
Ausſchüſſen angemeſſener zu regeln fei, wobei es nor 
Allem zweckmäßig fein würde, Daß die Ausſchüſſe dem 
Ministerium die ausfchließliche Vorlage ber Gefege über 
Handel und Schifffahrt, wenigftend für einen. Theil bier 
ſes Gebietes überließen. Jedenfalls aber wird ein ger 
gegelter Seichäftögang ein unerläflliches Erferderuiß bei 
der Neugefisitung ber materiellen Berhältniffe dexia⸗ 
mn’ fein. 
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—— des verſtärkten landesſtaͤndi⸗ 
en Uusfchufles in Krain, den 8. 2 und 
Der Deutichen Reichsverfaſſung betr., 

d. d. 13ten Nov. 1848. i 


.. Eure Kaiferliche Majeſtät! 
In der beuktſchen Natienalvetfammlung sur Frankfurt 


am Mein ſiud die nachftehenden Paragraßphe der küufti⸗ 
gen Reichsverfaſſung mit überwiegenber Mejorität . 
genommen worden: 

$. 1. Das dentfche Reich beſteht aus dem Benin 

des bisherigen deutſchen Bundes. 

8%. .Rein Theil des beutfchen Reiches barf — 
nicht deutſchen Ländern zu einem Staate ven 
| reigige fein. 

5.8 Hat ein dentſches Land mit einem nicht beat 
(chen Lande daſſelbe Staatdoberhaupt, fo {ft 
das Berhältniß zwiichen beiden Ländern nad 
deu Srunbfägen. der reinen Perſonalunion “ 

ordnen. 

| Hiermit wäre denn von der dentſchen Natienaleer⸗ 
ſan aalung ausgeſpryochen, daß die bisher zu dem beit 
ſchen Bunde gehörigen Provinzen Oeſterreichs in Doutſch⸗ 
lend aufzugehen haben, die übrigen ihrem Scidfale 
zreis gegeben werden mögen, Der öfterreichifche Kaiſer⸗ 
flant, welcher — mannichfaltige Nationalitäten in ſich faß 
ſend — Yon ber Vorſehung dazu beſtiumt ik, die hohe 
Ider einer freien Völlerverbrüderung auf der Baſis dar 
reinften Humanität durch Gleichberechtigung aller Natia⸗ 
walisäten zu vealifiren, mußte durch die Ausführung Dar 
obigen Beichlüffe in feinem Läuderfomplere zerſplittert 
und dadurch feinem unaufhaltfamen Untergangs. zupeführt 
werden. Defterreidy würde nicht mehr genannt werders 
#0: Dan. Blättern: der Geſchichte! 

Dar verſtärkte ſtändiſche Ausſchuß, erwägend die 
traurigen Folgen der angeführten Pgragraphe, erachtet 
ed als DOrgan ber Bevölkerung Krains für dringend 
nothwendig, ſich hierüher frei und offen auözufprechen;-, 

Die Gefertigten, ohne die Vortheile eines Deuticyeg 
Staatenbundes zu erfennen, . erflären den. Fortbeſtaud 
eines ‚nereinien maãchtigen Meilssneichh, auer: Gleichba 


rechtigung aller verbrüberten Stämme, ald eine unab⸗ 
weislihe Nothwendigfeit; fie konnen daher der frank 
furter Nationalverfammlung nicht das Necht zuertennen, 
über. öfterreichifehe Provinzen,. von Denen der größte Theil 
nichtdeutfchen Stammes ift, zu verfügen, eine Verfügung, 
welche, in anmaßender Willführ hanbelnd, im $. 1. feis 
ae Grundrechte den beutfchen Bund vom Jahre 1815 
aufrecht erhalten wiffen. will, weil er zu Gunſten ihrer 
See fpricht, wodurd ein großer Theil ber Provinzen 
Defterreichd jenem Bunde fortan einverleibt. bleiben fol, 
während fie in den 88. 2 und 3 Oeſterreichs pragmati⸗ 
fe: Sanktion vernichtet, - welche im Jahre 1732 vom 
beutfchen Reiche felbft förmlich, feierlich und unwiderruf⸗ 
lich gewährleiftet und von den europäifchen Mächten ans 
estannt und befeftigt, noch in voller Geltung bafteht. 
Die Gefertigten können nicht zugeben, daß Krain, feit 
Jahrhunderten bewährt in feiner Treue an bad Kaiſer⸗ 
haus, einen integrirenden Theil Deutfchlands bilden fol, 
daß die zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen mit 
den übrigen aufhören follen, Beftandtheile einer Geſammt⸗ 
monarchie zu bilden; nicht fol das franffurter Parlas 
ent Geſetze geben, die wir nur von unferem Kaifer, 
Uniferen Reichdtage empfangen. Keine Provinz Defters 
reichs kann folche Uebergriffe der Berfammlung in ber 
Paulslirche dulden, bie geradezu den. Untergang Defler 
reichs bezwecken. 

Geruhen Ew. Majeſtät, dieſe freimüthige Erklärung 
mit der Bitte entgegenzunehmen, im Vereine mit dem 
Sfterreichifchen Reichötage jene Maaßregeln ergreifen zu 
Wollen, welche ben ungetheilten Fortbeftand der Monar⸗ 
hie zu fihern geeignet find. Krain mit feiner flavifchen 
Beoblkerung, hat zwar, wie ed aus den Wahlprotetollen 
hervorgeht, ohne Sympathie und gegen feine Ueberzen⸗ 
zung, nur and Achtung Bor ber geſetzlichen Behörbe, 


* 
durch welche die Wahlen für Frankfurt eingeleitet wur⸗ 
ben, Abgeorbnete für das deutfche Parlament gewählt, 
welche Wahlen jedoh nun, bei näherer Erfenntniß ber 
Berhältniffe, im Lande nur bebauert werben können. 
Nachdem jedoch die letzten Vorgänge in Frankfurt es 
heraudgeftellt haben, daß die öfterreichifchen Depntirten 
im franffurter Parlamente unvermögend find, Beſchlüſſe 
zu hindern, welche ben Fortbeſtand eines ftarfen, eints 
gen und freien Defterreichd im deutfchen Staatenbunbe 
gefährden, fo flieht fi) der in Ehrfurcht gefertigte vers. 
ftärfte ftändifche Ausfchuß, im Intereſſe der Geſammt⸗ 
bevölferung der Provinz Krain, zu ber weiteren Bitte: 
verpflichtet, Euer Majeftät geruhen, im Einverftändniffe 
mit den übrigen Provinzen, die Abberufung der ſämmt⸗ 
lichen öſterreichiſchen Deputirten von dem frankfurter 
Parlamente zu verfügen. 

Bom verftärkten ftändifchen Ausfchuffe in Krain. 

Laibach, den 13. November 1848. 
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Addrefie Des proviforifchen Landtags: 
ausfchuffes von Kärntben an die Ras 
tionalverſammlung zu Frankfurt a. M. 
den $. 2 und 3 der Neichsverfaflung 
betr., d. d. Gten Dezember 1848. 


Hohe conftituirende Nationalverfammiung! N: 
Die vierzig öfterreichifchen Abgeordneten der hohen 
Berfammlung, welche gegen die dermalige Faſſung der 


95.2 und 3 der fiinftigen Reichöverfanung in ber . She, 
Reit uud Dierk, Dnelienfammlung. 


a: 


tzung wen; 97. Dftaber dieſes Jahres ihre Proteſtalien 
zu Protokoll gegeben haben, und unter welchen ſich auch 
die damals anweſenden kaͤrnthneriſchen Abgeordneten be⸗ 
fanden, haben ihre Committenten in offenem Schreiben 
arfgeforbert, die Billigung oder Mißbilligung dieſes ihr 
red Proteſtes auszuſprechen. Der proviforifche Land⸗ 
tagsnausſchuß erfennt ed als feine verantwortliche Pflicht, 
ig. einer fo wichtigen Frage der hohen konſtituirenden 
Rotionalverſammlung den Ausdruck derjenigen Geſinnun⸗ 
gen darzulegen, welche dem Ausſchuſſe als der heſtimmt 
auageſprochene Wille der Volksvertreter bekannt find: 
Kaärnthen wünſcht aufrichtig innigen Anſchluß Oeſterreichs 
an das übrige Deutſchland, kann aber nicht verkennen, daß 
dieſer Anſchluß, wie ſolcher durch die angetragenen Par 
ragraphe in Ausführung gebracht werben ſoll, bie Era 
ftenz der öfterreihifchen Gefammtmonardie bebraht und 
als unvereinbarlich mit dem durch Sahrhunderte beftes 
henden und die wicktigften Beziehungen und heiligiten 
Berpflichtungen enthaltenden Berbande mit den übrigen 
‚nichtdeutfchen Provinzen der öfterreihifchen Monardyie 
ſich darftelt: Verhältniffe, die bereits eine folche gründ⸗ 
liche Erörterung in der Preffe und den öffentlichen Vers 
bandlungen erhalten haben, baß es als überflüffig ers 
ſcheint, in eine Detaillirung berfelben einzugehen. Der 
Landtagsausſchuß muß jedoch die Bemerkung beifügen, 
daß die böfen Folgen, welche mit dem Aufgehen ver 
dentſchen Prowinzen Defterreiche in Deutſchland verbun⸗ 
den fee würden, zunächſt und in übtrwiegender Made 
das Sag Käruthen wegen feiner geographiſchen, politi⸗ 
ſchen und kommerziellen Lage als Gränzland treffen 
müßten. | Ä 

Es hat zwar ber fich fo nennende Volföverein in 
Kärnthen im entgegengefegten Sinue in ber augeburs 
gar allgemeinen Zeitung vom A..biried Mongats bie Er⸗ 
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klarung abgegeben, baf die große Mehrheit der Berwegut 
wer Kärnthens die von ber hohen Verfammiung bemis 
tragte Verſchmelzung anftrebt. Weit entfernt von ber’ 
Abſicht, der abweichenden Meinung jener entgegen zu tes 
ten, Deren bifferirende Anfichten zweifelsohne aus ihrer 
Ueberzeugung hervorgehen, ift jedoch der Ausſchuß ges 

genüber feinen Gommittenten, den Randestagsabgeordner 
ten, welche, aus der Wahl der Bevölferung hervorges 
gangen, das Land repräfentiren, verpflichtet, die Mand⸗ 
feftation bes genannten Vereines infoferne, ald dadurch 
bie Geſinnung des Landes oder auch nur einer Mehrheik” 
Dargelegt werden wollte, entfchieden zu Dedavoniren und: 
zu erfiären, daß jener Berein jedenfall nur eine fehr 
fleine abgefonderte Partei bilde, deren Sefinnungen und: 
Anfichten mit der durch die ermwählten Volksvertreter 
audgeſprochenen Majorität durchaus in feinem Eintlange 
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rogrem von Kremfier d. d. 05 
November 1848. | 


Meine Herrn! ! 

Aufolge der Berufung Sr. Majeftät iſt der conſti 

tuirende Reichſtag zur Fortſetzung der Berathungen über‘ 
bie Berfaffung hier zufammen getreten. 

Als das Bertrauen des Kaiferd und in den Mat. 
der Krone berief, verfannten wir nicht die Schwierigfeit 
ber Aufgabe, bie Größe der Berantwortlichkeit gegen“ 
über dem Throne, wie dem Volke. H 
Wunden aus der Bergangenheit find zu heiten, Vers 
legenheiten des Augenblicks zu befeitigen, men Dode⸗ 


nung der Dinge in der nächſten Zukunft aufzubauen. 
Das Bewußtfein eines redlichen Strebens für das Wohl 
des Staated, ded Bolfes und für die Freiheit, das Ver⸗ 
trauen auf Ihre Mitwirkung bei dem großen Werfe, bes 
flimmten und, perfönliche Rüdfichten der Liebe für das 
Baterland zu opfern und dem Rufe des Monarchen zu 
folgen. 

Wir übernehmen die Handhabung der Regierungs⸗ 
gewalt aus den Händen Sr. Majeftät zugleich mit der 
Berantwortlichfeit, feft entjchloffen, jeden unverfaſſungs⸗ 
mäßigen Einfluß fern zu halten, aber eben fo wenig Eins 
griffe in die vollziehende Gewalt zu geflatten. 

Einig in den Grundfäßen, werden die Worte und 
Handlungen eined Jeden von und der Ausdrud der pe⸗ 
litik des Geſammtminiſteriums ſein. 

Wir wollen die conſtitutionelle Monarchie aufrich⸗ 

tig und ohne Rückhalt. Wir wollen dieſe Staatsform, 
deren Weſen und geſicherten Beſtand wir in der gemein⸗ 
ſchaftlichen Ausübung der geſetzgebenden Gewalt durch 
den Monarchen und die Repräſentantenkörper Oeſter⸗ 
reichs erfennen, — wir wollen fie begründet auf der 
gleichen Berechtigung und unbehinderten Entwidelung 
aller Nationalitäten, fo wie auf der Gleichheit aller 
Staatsbürger vor dem Geſetze, gemwährleiftet durch Defs 
fentlichfeit in allen Zweigen ded Staatölebend, getragen 
von ber freien Gemeinde und der ‚freien Geftaltung ber 
Ländertheile in allen inneren Angelegenheiten, umfchluns 
gen von dem gemeinfamen Bande einer fräftigen Gew 
tralgewalt. 

- Wir hoffen, dad Ergebniß Ihrer Berathungen über 
die Verfaſſung möglichft bald der Sanction Sr. Majer 
ftät des Kaiferd unterlegen zu können. 

Das Minifterium wird die Verwaltung nach ben 
Bedürfuiſſen der Zeit umzuformen bemüht fein und, bis. 
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hierfür im Wege der Gefebgebung bleibende Beſtimmun⸗ 
gen getroffen find, die nöthigen Verordnungen erlaffen. 

Ein zweifached Ziel wird uns hierbei vorſchweben: 
ungefchmälerte Erhaltung der den Völkern Oeſterreich's 
zugeficherten Freiheit, Sicherftellung der Bedingungen, 
‚ohne welche die Kreiheit nicht beftehen kann. Daß diefe 
zur Tebendigen Wahrheit, daß ihren Bedingungen Er, 
fülung werde, dahin gedenken wir mit Ernft und Nady 
druck zu wirken. 

Das Minifterium will nicht hinter den Beſtrebun⸗ 
gen nad freifinnigen und volföthümlichen Einrichtungen 
zurückbleiben, ed hält vielmehr für feine Pflicht, fih an 
bie Spiße diefer Bewegung zu ftellen. 

Die Landbevölferung, eben erft befreit von ben 
Grundlaften, harrt mit Ungebuld der gefeglichen Beſtim⸗ 
mungen über Maapftab und Art der Entſchädigung, fo 
wie den von ihr zu tragenden, nach den Grunbfägen 
ber Billigfeit zu bemeffenden Antheit. 

Die Grundlage des freien Staates bildet die freie 
Gemeinde; daß diefer durch ein freifinniged Gemeinde 
geſetz die felbftitändige Beltimmung und Verwaltung ins 
nerhalb der durch die Nüdfiht auf das Gefammtwohl 
gezogenen Gränzen gefichert werde, ift dringendes Be⸗ 
dürfniß. | 

Ald eine nothwendige und unabweisbare Folgerung 
der Selbſtſtändigkeit der Gemeinden ergibt ſich die Ver⸗ 
einfachung der Staatsverwaltung und eine dem Bebürfs 
niffe der Zeit entfpredyende Regelung der Behörden. 

Ueber diefe Gegenftände, fo wie über Umgeftaltung 
ber Rechtöpflege im Eonflitutionellen Geifte, Einrichtung 
Tandesfürftlicher Gerichte, ftatt der Patrimonials und 
Kommunalgerichte, und durchgreifende Trennung 
der Verwaltung von der Juftiz, werden Ihnen, meine 
Herren, die geeigneten Vorlagen gemacht werben. Eben 


ſe auch über Hintanhaltung des Mißbrasches ber Preſſe 
durch Repreffismanßregeln, über Regelung des Vereins 
rachtes, auf einer mit den Staatdzweden verträglichen 
GSrundlage, und über Die Einrichtungen der Rational 
‚garden. Denn eben weil dad Minifteriuns die Sache 
ber Freiheit zu der feinigen macht, hält e& die Wieder⸗ 
herftelung eines geficherten Rechtözuftandes für eine hei⸗ 
lige Pflicht. 

Das Miniſterium verſpricht ſich das thätige und 

pflichtgetreue Zufammenwirfen aller Behörden. Die Re⸗ 
gierungsorgane im Mittelounfte der Monarchie, fo wie 
in ben Provinzen, in der Ausübung ihrer amtlichen Ob⸗ 
liegenheiten auf dad Nachdrücklichſte zu Fräftigen, wird 
feine vorzüglichſte Sorge fein. 
-  Bellagendwerthe Ereigniffe haben flattgefunden,. Die 
Mewalt der Waffen mußte zur Anwendung fommen ge 
BER eine Fraktion, welche die. Haupt und Reſidenzſtadt 
in einen Schauplag anarchifcher Wirren verwandelt "hatte, 
Kiefe Wunden find gefchlagen worden. Sie zu lindern 
and zu heilen, fo weit Died möglich, Wien, bad Herz des 
Meiches, feinem früheren Wohlftande zurädzugeben und 
Dafür zu forgen, daB dem durch dad Gebot der Not 
wendigkeit herbeigeführten Ausnahmezuftande, fobald ed 
die Berhältniffe geftatten, ein Ende gemacht werde, wird 
nut eifriges Beftreben fein. . 

In Italien bat unfer glorreiches Heer über Treu⸗ 
ken und Berrath geflegt, und die alten Tugenden ber 
öfterreichifchen Armee, Die .brüderlihe Eintracht aller 
Stämme, die todesmuthige Hingebung für Oeſterreich's 
Ehre, Ruhm und Größe, auf dad Glänzendfie bewährt, 
Noch muß es dort gerüftet ſtehen, um die Integrität des 
Reiches zu wahren. 

. Sn der organifchen Verbindung mit bem tonflitutige 
nellen Deſterreich wird das lombardiſch⸗venetiauiſche Kör 
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wigreich nach Abſchluß des Friebens die ſicherſte Bing. 
ſchaft finden für die Wahrung feiner Nationalität. Die 
Yerantwortlichen Mäthe der Krone werden fefkehen auf 
dem Boden ber Verträge. Sie gehen ſich der Hoffnuug 
Hin, daß in nicht ferner Zukunft auch das italieniſche 
Bolt die Wohlthaten einer Verfaſſung genießen werke, 
welche die verſchiedenen Stämme in voller Gleichbere⸗ 
tigung umſchließen ſoll. 

Diie Verletzung dieſes erſten Rechtes ber Nation 
eutzündete den Bürgerfrieg in Ungarn. Gegen eine Pau 
tei, deren letted Ziel der Umſturz und bie Losfagung 
Yon Defterreich ift, erhoben flch dort die in ihren under 
äußerlichen Rechten gefränften Völfer. Nicht der Freak 
heit gilt der Krieg, fondern denjenigen, die fie ber Freis 
heit beranben wollen. Aufrechthaltung ber Geſammtue⸗ 
narchie, ein engerer Verband mit und, Unerfennung wib 
Sewaͤhrleiſtung ihres Rationalität find der Gogenſtaub 
ihrer Beftrebungen. Das Minifſterium wird Ku uni 
fügen mit alien ihm zu Gebote ftehenden Mitteln. Mit 
Gewalt ber Waffen wird, da leider alle Wege der Ver⸗ 
fühnung fruchtlos eingeſchlagen worden, die Schreckens⸗ 
herrſchaft einer verbrecheriſchen Partei bekämpft und der 
innere Frieden wieder hergeſtellt werden. 

Meine Herren! Das große Wert, welches ung iu 
Einverftändnife mis den Bölfern -obliegt, ift die Begrün 
dang eines neuen Bandes, das alle Lande uud Stämm 
der Monarchie u Einen großen Staatskörper vera 
gen fol. 

Diefer Standpuukt zeigt zugleich den Weg, den dus 
Minifterium in der deutfchen Frage verfolgen wird. 
Nicht in dem Zerreißen der Monarchie liegt Die Größe, 
wicht in ihrer Schwächung bie Kräftigung Deutſchlands. 
Defterreih’% Fortbeſtand in fiaatlicher Einheit if ein 
dentſches, wie europäisches Bedürfniß. Von dieſer U 
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berzeugung durchdrungen, fehen wir ber natürlichen Ent 
widelung des noch nicht vollendeten Umgeftaltungöpros 
zeffes entgegen. Erft wenn das verjüngte Oeſterreich 
und das verjüngte Deutfchland zu neuen und feiten For⸗ 
men gelangt find, wird ed möglich fein, ihre gegenſeiti⸗ 
gen Beziehungen ftaatlich zu beftimmen. Bid bahin wird 
Deſterreich fortfahren, feine Bunbespflichten treulich zu 
erfüllen. 

In allen äußeren Beziehungen ded Reiches werben 
wir die Intereffen und die Würde Defterreichd zu wahs 
sen wifien und Ffeinerlei beirrenden Einfluß von außen 
auf die unabhängige Geftaltung unferer inneren Bers 
bältniffe zulaffen. 

Dies find die Hauptgrundzüge unferer Politik. Wir 
baben fie mit unummundener Dffenheit dargelegt, weil 
ohne Wahrheit fein Bertrauen, und Vertrauen die erſte 
Bedingung eined gebeihlichen Zuſammenwirkens mwiſcheꝛ 
Regierung und Meichötag. 


1 9. 


&rlaf des k. k. öfterreichifchen Miniſter⸗ 
präfidenten an Den E. k. Bevollmächtig- 
ten bei Der proviforifchen Centralge: 
wolt, Das Programm von Kremfier be- 
; trefſend, d. d. 28. November 1348. 


Hochwohlgeborner Freiherr! Ä 
Das deutfche Reichsminifterium hat in Dem letter 
Vorgängen zu Wien Veranlaſſung gefunden, in einem 
Schreiben an das k. k. Miniſterium Bedenken verſchie⸗ 
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bener Art auszufprechen und auf bie in Dentichland ent» 
fanbenen Befürchtungen reaftionärer Tendenzen in Des 
fterreich hinzuweiſen. | 


Obgleich für das, was vor unferem Amtsantritte 
gefchehen ift, nicht verantwortlich, müffen wir Doch ers 
fennen, daß die in Wien getroffenen Maßregeln zur Bes 
fampfung der Anarchie und Wiederherftelung der geſetz⸗ 
lichen Ordnung, mithin im Intereffe der wahren Freiheit 
geboten waren. Sie haben ihren Zweck erreiht. Der 
Kaifer hat ein neues Minifterium ernannt. 


Die unummwundene Darlegung der Grundſätze, welche 
dasfelbe zu befolgen entfchloffen ift, und welche Eure 
Hochwohlgeboren in dem beigefchloffenen geſtern im fons 
ftituirenden Neichdtage unter allgemeiner Zuftimmung 
des Haufes verlefenen Programme des Minifteriumd vers 
zeichnet finden, dürfte ein Eingehen in die einzelnen Punkte 
ber bezogenen Zufchrift des Reichdminifteriume überflüfs 
fig machen und alle Beforgniffe deffelben über unfere 
Politik befeitigen. 

Weit entfernt, Defterreich Deutfchland entfrembes 
zu wollen, find wir vielmehr bereit, mit der Reichszen⸗ 
tralgewalt Hand in Hand zu gehen, und was bad fünfs 
tige ftaatliche Verhältniß zu Deutſchland anbelangt, der 
Entwicdelung der beiderfeitigen inneren Zuftäude in kei⸗ 
ner Weife vorzugreifen. Unfer Programm fol fein tobs 
ter Buchſtabe bleiben, fondern zur lebendigen Wahrheit 
werden. Dad Reichdminifterium wird bei allen Gelegen⸗ 
beiten, wie eben erſt in der Schweizerfrage, auf unfere 
Bereitwilligfeit zum gemeinfamen Handeln redynen kön⸗ 
nen, fo wie wir und von demfelben ein vertrauensvolle® 
Entgegenfommen und Berüdfichtigung der eigentlichen 
Berhältniffe der Monarchie verfprechen zu können glass 
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Eure Hochwohlgeboren find beauftragt, gegenwär⸗ 
tige Depeſche ald Antwort auf dad Eingangs erwähnte 
Schreiben dem Reichdminifterium mitzutheilen, | 

Empfangen ıc. ꝛc. 
(gez.) Fürft Schwarzenberg 
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Vortrag des Neichsminiſters von Ga— 
gern über die öſterreichiſche Frage vom 
1Sten Dezember 1848. . 


Ein Gefühl der Nothwendigfeit, ein heißes Verlan⸗ 
gen durcdringt das Voll: daß das Verfaſſungswert 
ſchnell vollendet ſein moͤge. 

Die verfaſſungsgebende Reichsverſammlung hat dies 
ſes Bedürfniß erfannt und nähert ſich dem Ziele rer 
wropen Aufgabe, —* 

‚Zwar {ft die Errichtung des Verfaſſnugswertes von 
Fo Wirkſamkeit der Zentralgewalt auögefchloffen; die 
Wege aber anzubahnen, damit die vollendete Verfaſſung 
Mm Wirkſamkeit treten könne, thätig zu fein, wo voraus⸗ 
zuſehenden Hinderniffen vorgebeugt werben Tann und etwa 
wintretende zu befeitigen find; — eine folhe das Ber 
fafiungswert betreffende Wirkſamkeit der Zeutralgewalt 
erſcheint in fo hohem Grade ald Bedingung ber allge 
weinen Wohlfahrt, daß das Neichsminifterinm fie für 
die nächfte und wichtigſte erfennt. 

Die Stellung, welche Defterreich zur beutfchen Nas 
Weoralverfammiung und zu dee prewiforifchen Zentralges 
walt für Deutfchland eingenommen hat, legt dem Reichs⸗ 


75 


miniſterium bie Pflicht auf, ber Rationalverfammlung, 
deren Aufmerkſamkeit durch dieſe wichtige Frage bereite 
vielfad, in Unfpruch genommen ift, Borlage gu machen. 

Das Programm des öfterreichifchen Minifteriums 
vom 27. November fpricht aus: 

1) daß alle öfterreichifchen Lande in ſtaatlicher Eins 

heit verbunden bleiben follen, 

2) daß die Beziehungen Defterreichs zu Deutfchland 
dann erft ftaatlich geordnet werden fünnten, wenn 
beide Staateneomplere zu neuen und felten For; 
men gelangt fein, d. h. ihre innere Geſtaltung 
vollendet haben würden. 

Diefe Auffaffung der Stellung Defterreich’d zu Deutfch- 
land hat nicht allein den Beifall des öfterreichifchen Reichs- 
tages zu Kremſier erhalten, fondern fcheint aud) den Wins 
hen und Anfichten der großen Mehrheit der Bewohner 
der beutfchsöfterreichifchen Lande zu entfprechen. 

Es iſt Damit öfterreichifcher Seit die Antwort auf 
die Frage ertheilt, welche in der Befchlußnahme der Nas 
tionalverfammlung über den Berfaffungdentwurf: „Kas 
pitel vom Reich und der Reichsgewalt“ namentlidy in 
deit SS. 1 bis 3 enthalten, an Defterreich geftellt wor; 
ben ift. 

Das Reichsminiſterium glaubt in Beurtheilung der 
Stellung der Sentralgewalt zu Oeſterreich von folgen, 
ben Sägen ausgehen zu müffen: 

I) Bei der Natur der Berbinbung Defterreich’s mit 
außerdeutfchen Ländern befchränft fich für jegt 
and während des Proviforiums die Pflicht der 
Reichsgewalt darauf, das beftehende Bundesver⸗ 
hältniß Defterreichd zu Deutfchlaud im Allgemeis 
sen zu erhalten. Es if aber bad Sonderver⸗ 

hältuiß Defterreichd anzuerfenuen, wonach es am 
ſpricht in dem zu errichtenden deutſchen Busbadu 
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flaat unter Bebingungen, die die ſtaatliche Ver⸗ 
bindung der deutfchen mit den nichtdeutfchen 
öfterreichifchen Bundestheilen alteriren, nicht ein⸗ 
zutreten. 


2) Oeſterreich wird alſo nach den bis jetzt durch die 


Nationalverſammlung gefaßten Beſchlüſſen, wo⸗ 
durch die Natur des Bundesſtaates beſtimmt 
worden iſt, als in den zu errichtenden deutſchen 
Bundesſtaat nicht eintretend zu betrachten ſein. 


3) Oeſterreichs Unionsverhältniß zu Deutſchland 


mittelſt einer beſonderen Unionsakte zu ordnen, 
und darin alle die verwandtſchaftlichen, geiſtigen, 
politiſchen und materiellen Bedürfniſſe nach Mögs 
lichkeit zu befriedigen, welche Deutfchland und 
Defterreih von jeher verbunden haben und in 
gefteigertem Maaße verbinden können, bleibt der 
nächften Zufunft vorbehalten. 


4) Da Oeſterreich zu dem von der proviforifchen 


Sentralgewalt repräfentirten Deutſchland zwar 
in einem nnauflöslichen Bunde fteht, in den Bun⸗ 
desftaat aber nicht eintritt, fo ift Die Verſtändi⸗ 
gung über alle gegenfeitigen, fowohl bereite bes 
ftehenden, als fünftigen Bunbdespflichten und. 
Rechte auf gefandtfchaftlihem Wege einzuleiten 
und zu unterhalten. 


5) Die Verfaffung des deutfchen Bundesſtaates, ber 


ren fchleunige Beendigung zwar im beiderfeitigen 
Intereſſe liegt, Fan jedoch nicht Gegenſtand der 
Unterhandlung mit Defterreich fein. 


Indem ich dieſe Säbe ber Prüfung ber Nationals 


verfammlung übergebe, fuche ich für das Reichsminiſte⸗ 
rinm um die Ermächtigung an, die gefandtfchaftliche Vers 
bindung mit der Regierung des. öfterreichifchen Kaiſer⸗ 
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reiches, wobnrch den erörterten Verhältnifien entfprochen 
wird, Namens der Zentraigewalt anknüpfen zu dürfen. 

Sch erlaube mir, daran die Bitte zu knüpfen, daß 
diefe Borlage zwar nach ihrer Wichtigfeit an einen Aus⸗ 
ſchuß zur Begutachtung überwiefen, Die Verhandlung der 
Sache aber möglichft befchleunigt werben möge. 


21. 


Erlaf des E.F. Öfterreichifchen Miniſter⸗ 

prafidenten an den FE. k. Bevollmächtig- 

ten bei Der provifprifchen Zentralge- 

welt, Das Programm Des Neichsmini⸗ 

ſters v. Gagern betr. d. d. 28ten Der 
jember 1848. 


Wien, den 28. Dezember 1848, 
Hochwohlgeborner Freiherr! 

Dhne in eine erfchöpfende Erörterung des von dem 
Herrn Minifter von Gagern der deutfchen NRationalvers 
fammlung vorgelegten Programmes einzugehen, was eis 
nem anderen Zeitpunkte vorbehalten bleibt, glaube ich 
dennoch die Aufmerkſamkeit des Minifters fchon heute 
anf nachftehende Punkte lenfen zu müffen: 

Es wird in diefem Programme von der Anficht aus⸗ 
gegangen, als fpreche Defterreich an, in den zu errichs 
tenden deutfchen Bundesftaat nicht einzutreten, das heißt, 
fih von demfelben auszufchließen. 


- Die Darlegung der Politik des öfterreichifchen Ras . 


binetd, wie fie am 27. v. M. zu Kremfler gefchehen ift,. 
hat jebach ausdrüdlich die Regelung ber dentſchen Ver⸗ 
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heltuifſe einer weiteren Vereinbarung vorbehalten, 1b: 
eine Abficht, wie fie und in bem Programme des Herrn 
von Gagern unterlegt wird, keineswegs ausgefprochen. 
:v. &8 ergibt fih daraus, daß, wenn wir die Prämiffe 
nicht zugeben, wir und auch mit den weiten Folgerun⸗ 
gen unmöglich für einverftanden erklären können. 

Oeſterreich ift heute noch eine Deutfche Bundesmacht. 
Diefe Stellung, hervorgegangen aus der naturgemäßen 
Entwidelung taufendjähriger Verhältniffe, gedenkt es 
nicht aufzugeben. 

Kann ed gelingen, wie wir aufrichtig wünfchen und 
gerue erwarten, daß eine innigere Verfchmelzung ber 
Intereſſen der verſchiedenen Beſtandtheile Deutſchlands 
zir Stande gebracht werde, wird das Verfaflungswert, 
an Welchem Seiterreich fich betheiligt, auf eine gedeih⸗ 
lichs Weife feinem Ziele zugeführt, fo wird Oeſterreich 
ig,oiefem nenen Staatöförper feine Stelle zu behaupten 
wiffen. Sedenfalld wiirde der fünftigen Geftaltung des 
bisherigen deutfchen Staatenbundes auf eine wefentliche 
Woiſo vorgegriffen, wollte man fchon jeßt Das Ausfcheis 
den Defterreichd aus dem, wie es in dem genannten 
Mograume heißt, „zu errichtenden Bundesſtaate“ ale 
eine ausgemachte Sache annehmen. 

. Eine Kolgerung diefer von und als uuſtatthaft zus 
räsfgewiefenen Borausfegung erfcheint die von dem Herrn 
Mieifter bei ber deutſchen Nationalverfammlung nad 
gefuchte Ermächtigung, die gefandtfchaftliche Verbindung - 
mit. dem äfterreichifchen Kaiferreiche anfnüpfen zu dürfen. 
» Bir haben eben fo wie alle anderen deutfchen Bum 
dedftaaten einen Bevollmächtigten am Site ber Zentral⸗ 
gewalt. Seine Bermittelung wird, wie bigher, hinreichen; . 
den Geſchäftsverkehr mit den Minifterium zu nuter⸗ 
halten. 

Tr fEnep. Hochwohlgeboren werden demnach beaufwagt, 


Mm \ 


bei Herin von Gagern babin zu wirken, baß er von 
diefer Anknüpfung einer biplomatifchen Verbindung and 
den oben angebeuteten Gründen abftehe. 

Das, was wir fuchen, iſt eine gebeihliche Löſung. 
der großen Frage. Diefe wird nur — bavon möge der 
Herr Minifter überzeugt fein — auf Dem Wege der Bew 
ftändigung mit den beutfchen Regierungen, unter welchen 
die Faiferlicde den erften Platz einnimmt, zu erreichen 
fein. 

Gerne find wir bereit, ihm bei dem ſchwierigen 
Werke die Hand zu reichen. Wir erwarten auch feiner 
ſeits — und feine ausgezeichneten flaatsmännifchen Bis 
genfchaften rechtfertigen biefe Hoffnung — eine richtige 
Würdigung der Verhältniffe und jened bereitwillige Ente 
gegentommen, das allein zu einer befriebigenben keſuns 
führen kann. 

Empfangen ꝛc. 
(gez.) Fürſt Schwarzenberg. 
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Schreiben Des Heichsminifters von Sa’ | 
gern on den VBorfitenden Des für Die 
Dfterreichifche Frage niedergefettten Muse 
fchufles in Betreffder voritchenden Note 

d. d. 5ten Januar 1849. = 


Indem das Reichsminifterium dem obengenannten: 
Ausſchuſſe eine Mittheilung abfchriftlich zur Kenntniß 
bringt, welche ihm von Seiten der 8. k. öfterreichifchen: 
Regierung, durch deren Bevollmädtigten bei der Zus 


’ 


so 


tralgewalt zugegangen ift, findet es fich veranlaßt, biete 


Mittheilung mit folgenden Bemerkungen zu begleiten: 

1) In dem Sage 1 des Antrages des Neichdminis 
ſteriums vom 18. v. M. ift dieſes von der Pflicht der 
Neichögewalt ausgegangen, das beftehende Bundesver⸗ 
hältniß Defterreichd zu Deutfchland zu erhalten. Es iſt 
alfo nicht von ihm in Zweifel gezogen worden, daß Des 
fierreich eine Bundesmacht und beredhtigt fei, im Buu⸗ 
besverhältniffe zu verbleiben. 


2) Das deutfche Volk in feiner Mehrheit will uns 


beftreitbar die frühere Bundesverfaffung fo umgeftaltet 
wiflen, baß die Gefammtintereffen der Nation durch eine 
Gefammtregierung mit Bolfevertretung, unter Aufrecht- 
haltung der Selbftftändigfeit der Einzelnftaaten, in fo 
weit fie damit verträglich ift, fouverain verwaltet wers 
den. 

Der Charakter dieſes Fünftigen Bundesftaates ift 
vorlänfig in denjenigen Theilen einer Reichsverfaſſung 
— (vom Reiche, von der Reichdgewalt, vom Reichdges 
richte, vom Neichdtage), deren erfte Lefung ftattgefunden 
hat, gezeichnet. Es ift nicht wahrfcheinlich, daß die fons 
flituirende Nationalverfammlung bei der zweiten Leſung 
ſolche Beränderungen befchließen werde, die den Charak⸗ 
ter des fünftigen Bundesſtaates wefentlich ändern. 


" I) Dem fo in Ausſicht flehenden Bundesftante beis 


zimeien, wird kein rein deutſcher Staat verweigern kön⸗ 
num. Was aber ODeſterreich betrifft, fo glaubte das 


Reichſminiſterium, umd glaubt noch, daß dieſes bei der- 


Natur feiner Zufammenfegung mit außerbeutfchen Län⸗ 
dern eine Sonderftellung einnehmen werde, einnehmen 
müſſe. 


4) Wenn auch Oeſterreich früher nicht ausdrücklich 


erklärt hatte, in den deutſchen Bundesſtaat, wie er nach 


ben. vorliegenden Beſchlüſſen fich geflalten würde, nicht. 
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eintreten zu wollen, unb wenn es ſich jet feine weitere 
Erflärung barüber vorbehält: fo glaubt das Reichsmini⸗ 
fterium berechtigt zu fein, aus dem von der öffentlichen 
Meinung in Oeſterreich fanftionirten Programme von 
Kremfler und aus dem Verhalten der öfterreichifchen Res 
gierung, gegenüßer den Anordnungen ber Gentralgemwalf 
und den Befchlüffen der Nationalverfammlung, eine ſolche 
Anficht der öfterreichifchen Negierung, in den deutfchen 
Bundesftaat nicht eintreten zu können, unterftellen zu 
müfjen. Sn diefem Programme heißt ed nämlich: „Oe⸗ 
fterreichd Fortbeftand in ftaatlicher Einheit ift ein deut⸗ 
fched, wie ein europäifches Bedürfniß. 

Die Fortdauer einer ftaatlichen Einheit der öfterreis’ 
chiſchen Monarchie ift unvereinbar mit der Unterordnung 
eined Theiled unter einen, von der Geſammtmonarchie 
unabhängigen, ftarfen einheitlich regierten, furz dem Wil⸗ 
lien der Nation entfprechenden deutfchen Bundesſtaat. 
Jetzt erflärt der neue öfterreichifche Bevollmächtigte bei, 
der Zentralgewalt, daß das öfterreichifche Minifterinm 
die politifche Anficht, welche dem Programme von Krems 
fier zu Grunde lag, weſentlich modifizirt habe. Die Res 
gierung des Kaiferftaates hält ihre Antwort auf die an 
Defterreich durch den deutfchen Berfaflungsentwurf ges 
ftellte Frage noch für frei. Diefe Freiheit ihr zu beftreis 
ten, kann nicht Sache der Reichsgewalt fein. Aber auch 
nach den von dem Bevollmächtigten Defterreichd geges 
benen Erläuterungen der Note vom 28 v. M. glaubt 
das Reichöminifterium, daß der Erfolg feine Anficht rechts 
fertigen werde. 

5) DasReichsminifterium ging in dem fünften Satze 
des Vorfchlaged vom 18. v. M. von der Anficht aug, 
daß die Berfaffung des Bundesſtaates nicht Gegenftand 
der Unterhandlung fein könne. In der Note vom 28. 
v. M. wird wohl mit Rückſicht daranf bemerkt, daß bie‘ 

Roth u. Mer, Quellenſammlung. II. Baud. 6 


Sf 


Löſung der großen Frage nur auf, dem. Wege der Derr. 
fländigung mit den, heutfchen Regierungen, unter weis 
chen die Faiferliche den erften Rang einnehme , zu errei⸗ 
chen fen, 

So menig überall der Weg der: Berftändigung. zu 
vernachläßigen fein wird, wo er zum Ziele führen kann, 
fo. entfchieden wird das mit der von. der konftituirenden.. 
Rationalverfammlung genommenen Stellung unverträg- 
liche,. allgemeine Bereinbarungsprinzip, bezüglich des Ders 
faffungswerfes zurüdgewiefen werden müflen. 

Die Hoffnungen, wo fie auftauchen. mochten, daß 
die Zeit gefommen fei, den flarfen Bundesſtaat mit dau⸗ 
erhafter einheitlicher oberfter Gewalt in der Geburt zu 
erflifen und durch ein. Surrogat zu erfegen, das dem 
alten Bundeötage mehr oder weniger ähnelt, diefe Hoffs 

nung wird zu Schanden werben. 

6) Aber auch abgefehen von. dem Berfaffungswerte, 
der Note vom 28. v. M. und den Crläuterungen des 
neuen öfterreichifchen Bevollmächtigten, bleibt eine Ber: 
handlung mit der öfterreichifchen Regierung nothwendig,. 
fowohl um das Inslebenführen der deutfchen, Verfaflung 
dadurch zu befchleunigen, daß eine gegenfeitige Erklä⸗ 
rung über das Berhältniß des nichtdeutfchen Defterreichs- 
zu dem Gefammtdeutfchlande, oder eventuell eine Union 
des Gefammtöfterreichd zu dem übrigen Deutfchlande 
vorbereitet werde; ald aud) zur Erreichung der unmit- 
telbaren Regierungszwecke der Zentralgewalt und zur 
Erfüllung ihrer. Pflicht, welche einen Bevollmächtigten an 
dem Orte nothwendig macht, wo die Nengeftaltung eis 
ned. Reiches fich enticheidet, Dad zu einem großen Theile 
zu Deutfchland gehört, und wo große europäifche Sur 
terefien ihren Mittelnunft finden. 

Sn welcher Form die Verhandlung geführt wird, 
ik an ſich Nebenſache. Indem das Reichsminifterium 
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die Ermächtigung nadhfischte, die gefandtfchaftliche Vers 
bindung. mit dem öfterreichifchen Kaiferreiche anknüpfen 
zu dürfen, gefchah Died aus dem Grunde, weil die Sen⸗ 
dung von Reichskommiſſären von Seiten der Zentral 
gewalt deu Anfpruch auf eine erefutive Gewalt begrüns 
Des, welche ihr in Delterreich geradezu abgeſproches 
worden: ift, 

7) Das Reichöminifterium wiederholt daher feines 
in der Proyofition vom 18. v. M. begründeten: Antrag; 
dahin, daß ed autorifirt werde, zu geeigneter Zeit und 
im geeigneter Weiſe mit der Regierung des öfterreichifchen 
Kaiferreiches, Namens der Zentralgewalt, über das Bere 
hältniß Defterreiche zu Deutfchland in Verhandlung zu 
treten, | , 

| H. v. Öagern 
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Note des Reichsminiſteriums an den k. 
k. öſterreichiſchen Bevollmächtigten bei 
Der proviſoriſchen Zenutralgewalt in Ant- 
wort. auf Die Note vom 28ten Dezem⸗ 
ber 1848 d. d. 32ten Jannar 1849. 


Herr Benollmädhtigter! 

Das gegenwärtige Minifterium bed Reichsverweſers 
hatte am 18. Dezember v. 3. bei der deutfchen verfafs 
funggebenden Rationalverfammlung um die Ermächtigung: 
angeſucht: 
„Die geſandtſchaftliche Verbindung mit der Regie⸗ 
rung des öſterreichiſchen Kaiſerreiches Namens der 
deutſchen Zentralgewalt anknüpfen zu dürfen, zu: 
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dem Zwecke, die Verftändigung über die gegenſei⸗ 

tigen, fowohl bereitö beftehenden, als künftigen 

Bundespflichten und Rechte einzuleiten und zu ars 

terhalten. 

Ein ähnlicher Antrag war fhon von dem Miniftes 
rtum des Reichsverweſers, ald noch Sie an der Spike: 
beffelben fanden, vorbereitet worden. Es war nämlich 
unter ihrer Mitwirkung beabfichtigt gewefen, den in fol- 
gender Weife formulirten Antrag an die Rationalvers 
fammlung zu bringen: 

Die Reiheverfammlung — in Erwägung, daß nach 
der Natur der Verbindung Defterreichd mit außerbents 
fchen Ländern und nad ‚den vorliegenden Erklärungen 
der öfterreichifchen Regierungen der Eintritt der deutſch⸗ 
Öfterreichifchen Provinzen in den deutfchen Bundesftaat 
auf den Grund der von der deutfchen Nationalverfamms 
lung angenommenen Berfaffungsbeftimmungen nicht ers 
wartet werden kann; daß das öfterreichifche Minifterinm 
die Anficht feierlich ausgefprochen hat, es feien die Vers 
faffungen Deutfchlande und des öfterreichifchen Kaifers 
ftaated unabhängig ‚von einander zu begründen, und erit 
nachdem beide Staatencomplexe fefte Geftalt gewonnen, 
die Bedingungen des Anfchluffes zu verabreden; daß: 
‚war bie Verabredung der Verfaſſung des deutfchen Bun⸗ 
desftaates nicht aufgehalten werden darf, daß aber eine 
gänzlich getrennte Feſtſtellung beider Berfaflungen, ohne 
Berftändigung über die möglichen Grundlagen des fünfs 
tigen Berbandes Defterreichd mit Deutfchland, dieſen 
Verband felbft und mit ihm die höchften Intereſſen der 
gefammten Nation gefährden könnte, daß ein Anlaß zur 
Berftändigung mit Defterreich auch in der unabweisbas 
ren Rothwendigfeit liegt, den Umfang jener Bundeöpflichs 
ten näher zu beftimmen, zu deren Erfüllung Defterreich 
auch in den gegenwärtigen Berhältniffen fich bereit er. 


65 


Härt hat; baß endlich Berathungen mit der öfterreichi- 
fhen Regierung in den erwähnten Beziehungen zweck⸗ 
mäßig nur durch die Gentralgewalt gepflogen werden 
fönnen, dad Geſetz vom 28. Juni aber diefen Kal nicht 
borgefehen bat, befchließt: 

„Dem NReichöminifterium Die Ermächtigung zu er⸗ 

theilen, mit der öſterreichiſchen Regierung in Vers 

handlung zu dem Zwede vorbereitender Verſtändi⸗ 
gung über die möglichen Grundlagen der fünftigen 

. Verbindung Defterreih8 mit Deutfchland einzutres 

ten.” — 

Beide Anträge hatten ihren Grund in der Ueber⸗ 
jengung, daß die in Defterreich beftehende Verbindung 
deutfcher und nichtdeutfcher Lande zu einer Staatseinheit 
von fo großer Feſtigkeit und Macht, wie der Fortbeftand 
der öfterreichifhen Monarchie fie erheifcht, mit einer 
gleichförmigen, über das ganze deutfche Bundesgebiet, 
alfo auch über Die deutfchzöfterreichifchen Provinzen, ſich 
erftreddenden Berfafiung eined Bundesftaates nicht vers 
einbar fei. Beide jene Anträge beruhten auf der Bors 
ausfegung, baß diejenigen Souverainitätsrechte, welche 
ald unveräußerliche Nechte der öfterreichifchen Gentrals 
gewalt über die fämmtlichen öfterreichifchen Lande öfters 
reichifcher Seite betrachtet werden, im Weſentlichen aud) 
als der Inbegriff der Nechte gelten würden, welche ber 
deutſche Bundesſtaat aniprecdyen müfle, damit die Staas 
ten umfchlungen feien von dem gemeinfamen Bande eis 
ner kräftigen Gentralgewalt. Es erfchien als ein Widers 
fpruch, die deutfch söfterreichifchen Provinzen rüdfichtlich 
derfelben flaatörechtlichen Berechtigungen und Verpflich⸗ 
tungen beiden, in Beziehung auf diefe Provinzen für 
gleichberechtigt erachteten und mit denfelben Befugniſſen 
ausgerüfteten Gentralgewalten untergeordnet zu benten. 

Die Löfung dieſes Widerfpruches zu fuchen durch 


Sefährpung des Fortbeſtandes der Monarchie, iſt nicht 
der. Gedanke, mit welchem der Unterzeichnete die Fl 
zung der Gefchäfte im Reichsminiſterium übernahm; fie 
zu fuchen durch Verzicht auf das nothwendige Maaß ber. 
Einigung Deutfchlande, diefem anderen Gedanten Darf 
and fann er nicht Raum geben. 8 blieb nur die Lö⸗ 
fung übrig, anzunehmen, daß Defterreich in dem zu ers 
tichtenden deutfchen Bundesflaat nicht eintrete; mit dem⸗ 
ſelben aber fig fo enge ald möglich — enger, wenn mög⸗ 
lich, :ald bisher im Staatenbunde, — verbinden werde. 
In diefer Auffaffung des DVerhältniffes Oeſterreichs zu 
Deutſchland durfte das Neichsminifterium mehr ald eine 
bloße Anficht, es durfte darin den eigenen Wunsch und 
Anfpruch der Kaiferlichen Regierung erfennen. . Deſter⸗ 
reich hatte ſich durch Wort und That der Zummnthung 
erwehrt, ald feien feine deutfchen Gebiete einer an bie 
Stelle des früheren Bundestages tretenden oberften Voll⸗ 
ziehungsgewalt unterzuordnen. 
„Bir wollen die Eonftitutionelle Monarchie ‚ar 
richtig und ohne Rüdhalt —“, 
ſo heißt ed im Programme von Rreinfier d. d. 27ten Nor 
vember 1848, 
„Bir wollen diefe Staatsform, deren Mefen und 
gefiherten Beftand wir in ber gemeinfchaftlichen 
Ausübung der gefeggebenden Gewalt durch ben 
* Monarchen und die Repräſentantenkörper Defter- 
reiche erfennen — „wir wollen fie’ ıc. getragen 
von ber freien Gemeinde und ber freien Geftak- 
tung der Ländertheile in allen inneren Angelegen- 
heiten, umfchlungen von dem gemeinfamen Bande 
einer kräftigen Gentralgewalt” ıc. ıc. 
„In allen äußeren Beziehungen des Reiches wers 
den wir die Intereffen und bie Würde Deſterreichs 
zu wahren willen, und keinerlei beirrenden Einfluß 
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von außen anf die unabhängige Stellung unferer 

inneren Berhältniffe zulaſſen.“ 

Zwar lag Defterreihd Zuftimmung vor zur Grün: 
bung der durch das Gefeh vom 28. Juni v. J. gefchafs 
fenen proviforifhen Centralgewalt über Dentfchland; 
aber die Wirkfamkeit, die dieſes Geſetz derſelben über 
wies, hatte Defterreich ihr nicht einzuräumen vermochte. 
Das erwähnte minifterielle Programm von Kremffer hatte 
den Kortbeftand ver Monarchie in ftaatlicher Einheit 
verfündet und die Verbindung Defterreichd mit Dentfchs 
land dem Zeitpunfte vorbehalten, in welchem beide Staas 
tenförger zu neuen und feften Formen gelangt fein würs 
den. Die gegenfeitige Unabhängigkeit der inneren Ges 
Kaltung ſchien hiermit andgefprochen; Defterreich hatte 
fie für fi) auch thatfächlich geltend gemacht, indem es 
ohne Vorbehalt bezüglich der Verfaffung des deutſchen 
Bundes den gemeinfchaftlichen öfterreichifchen Reichstag 
für dentfche und nichtsdeutfche Provinzen berufen hatte. 
Der Natur der Fünftigen Verbindung fonnte das Reiches 
minifterium nicht vorzugreifen glauben, indem ed unter 
Diefen Umftänden einerfeitd: und andererfeitd nach den 
bis jeßt vorliegenden Befchläffen der deutſchen Nationat 
verfammlung bezüglich des Verfaſſungswerkes, worin das 
Syſtem des Bundesftanted mit einer gemeinfchaftlichen 
Regierung und Volfövertretung für die gemeinfamen Ins 
terefien der Nation feftgehalten wird, die Sonderftellung 
Defterreichd neben dem deutfchen Bundesftaate als bes 
reits entichieden annahm. 

Diefe Vorausſetzung mit ihren Kolgerungen wird 
in dem Schreiben des ?. k. Herrn Minifterpräffbenten 
FKürften von Schwarzenberg, welches der Unterzeichnete 
durch Bermittelung des Herrn Bevollmächtigten für Des 
fterreich am 4. d. M. zu empfangen die Ehre hatte, ald 
ſtatthaft bezeichnet. Der Herr Minifterpräftdent erklärt, 
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bag in jener zu Kremfier gefchehenen Darlegung ber 
Politik des öfterreichifchen Kabinetd die Abficht, fich von 
dem zu errichtenden deutfchen Bundesftaate auszuſchlie⸗ 
Ben, keineswegs ausgefprochen fei, daß vielmehr Oeſter⸗ 
reich feine Stellung ald deutſche Bundesmacht nicht aufs 
zugeben gedente. 

: Der Unterzeichnete hat fich bei Erwägung diefer 

Grflärung von dem Bertrauen leiten laffen,daß die öfters 
reichifche Regierung nicht gewillt fein könne, der Lage 
Deutſchlands diejenige Rückſicht zu verfagen, die fie für 
die ihrige mit Recht in Anfpruch nimmt. 
- Eine flarf audgerüftete Einheitögewalt in Deutſch⸗ 
land zu verhindern, die Urſachen der Revolution im Deuts 
ſchen Volke zu verewigen, dies wird Oeſterreich weder 
als ein Recht behaupten, noch als das richtige Mittel 
betrachten, zu feiner eigenen, inneren Feſtigung zu ges 
langen. 
Die faiferliche Regierung befigt eine zu genaue Kennts 
niß son den Zuftänden Deutfchlands und hat in den res 
volutionären Bewegungen, die aud) in Oeſterreich flatt- 
gefunden haben, zu viel eigene Erfahrungen gefammelt, 
um nicht dem Entwidelungsgange Rechnung zu tragen, 
wodurch die Nationalverfammlung veranlaßt worden ift, 
abweichend von dem Prinzipe der Vereinbarung zwifchen 
der Bolfövertretung und den Regierungen bezüglich des 
Berfafjungswerfes, wie dieſes Prinzip gegenüber den kon⸗ 
flituirenden Berfammlungen und für die Berfaflungen 
der Einzelftaaten fefigehalten worden ift, die endgültige 
Entſcheidung über das Reichsverfaſſungswerk ſich vor⸗ 
zubehalten. — 

Es iſt Thatſache, daß die deutſchen Regierungen 
nach den Märzbewegungen, während der Verſammlung 
des Fünfzigerausſchuſſes und bis zur Eröffnung der Na⸗ 
tionalverſammlung, vielfacher Anregungen ungeachtet, 


ſich nicht Über einen vorzulegenden Verfaſſungsentwurf 
und den bezüglich des BVerfaffungswerfes einzufchlagens 
den Gang haben einigen fünnen. 

Daß eine folde allgemeine Einigung aller Regie⸗ 
rungen jeßt ficherer in Ausficht ftehe, iſt ſchwer zu glau⸗ 
ben. | 

Die Nationalverfammlung konnte alfo nicht inners 
halb der Eonfequenzen eines Prinzipes bleiben, welche bie 
Möglichfeit des Zuftandefommens des doc, fo dringems 
den Verfaſſungswerkes in Frage fielen mußten. Aber 
gleidy der Faiferlichen Regierung erblidt auch der Untere 
zeichnete die ficherfte Hoffnung des Gelingend des Ver⸗ 
faflungswerfed in der Berftändigung mir den Regieruns 
gen, wo und in fo weit fie Schwierigfeiten befeitigen 
und zum Ziele führen kann. — In der Hinweifung auf 
diefe Verfländigung von Seiten des Ffaiferlichen Mini⸗ 
ſteriums wird alfo der Unterzeichnete mit gleich feſtem 
Bertrauen eine Abficht oder Begünftigung der Hinause 
. fohiebung des Verfaſſungswerkes entfernt nicht voraus 
fegen, fondern nur eine im Bewußtfein der Größe und 
Scwierigfeit der Aufgabe gefaßte Ueberzeugung erfens 
nen über das nothwendige und erreichbare Maaß ber 
politifchen Einigung Deutfchlande, und er hat die Frage 
dieſes Maaßes ald eine offene anzuerfennen, fo lange 
feine endgültigen Berfaffungebefchlüfie vorliegen. 

Die mündlichen Aeußerungen, mit welchen ber Fais 
ferliche Herr Bevollmächtigte dad Schreiben vom 28, 
Dezember begleitete, deuteten darauf hin, daß diefes 
Schreiben eine Aenderung der politifchen Anficht aus⸗ 
prüden folle, welche dem Programme von Kremfier zu 
Grunde liegt. Beftünde diefe Aenderung darin, daß Des 
fterreich, früher entfchloffen, Den deutfchen Bundesftaat 
neben fid) entfliehen zu lafien, nunmehr ein Beto gegen 
denfelben aus feinem Rechte ald Bundesmacht ableiten 


wollte; Deſterreich befünde fich dann im Widerſpruche 
nicht nur mit dem vorwaltenden Verlangen der Nation, 
ſondern auch mit dem gegenwärtigen Staats⸗ und Bun⸗ 
desrechte Deutſchlands. Das Geſetz vom 28. Juni v. J., 
wodurch eine proviſoriſche Centralgewalt für Deutſchland 
unter Zuſtimmung aller deutſchen Regierungen konſtituirt 
worden iſt, hat das Staats⸗ und Bundesrecht Deutſch⸗ 
Kinds weſentlich modifizirt, den Bundesſtaat berechtigt, 
und es können die Rechte und Pflichten des Bundes 
nicht mehr ausſchließlich nach den Grundgeſetzen von 
1815 und 1820 erkannt werden. 

Die Räthe des Reichsverweſers mußten Daher die 
fette Erflärung Defterreichd in dem anderen Sinne ver: 
fliehen, daß dadurch die Ausficht eröffnet fei, es werde 
fi die neue Konftituirung der öfterreichifchen Gefammt⸗ 
monarchie mit der Unterordnung des öfterreichifchhen Bus 
deögebieted unter eine das Weſen des Bundesbſtaates 
fefthaftende, deutfche Reichöverfaffung und Reichsregierung 
vereinigen laſſen. Diefe Ausſicht ift es, auf welche das 
Neichöminifterium, wie im Eingange bemerkt, früher ver⸗ 
gichten zu müſſen glaubte. Sich ihr zu verfähließen, Bann 
ihm nicht in den Sinn kommen. Dad Berfäffungswert 
in unbeftinmte Ferne zu rücken, fteht nicht in feiner 
Macht und würde feiner Pflicht widerftreben. 

Das hier in Abfchrift beigefügte Schreiben des Un⸗ 
terzeichnteten vom 5. d. M. an den zur Begutachtung 
ber Borlage vom 18. Dezember niedergeſetzten Ausſchuß 
ber Nationalverfammlung gibt Nechenfchaft über bie 
Durch das unterm 28. Dezember erlaffene Schreiben des 
k. k. Herrn Minifterpräfidenten an den Herrn Bevoll⸗ 
mächtigten für Defterreich erforderlich -gewmordene Modi⸗ 
fifation diefer Vorlage. Diefelbe ift von dem Unterzeich- 
neten nach eingeholtem Befchluffe des Minifterrathes -in 
ber Berathung noch näher dahin beffimmt worden: 


„Beh die Mitiheiitung vom 3. d. M. an den Aus⸗ 
ſchuß anf dem Vorbehalte der Erllärung Deftew 
reich8 beruht, ob und wie eö in den Bundesſtaat 
oder Überhaupt die Staatsfoem, bie hier gefuns 
ben werben foll, eintreten fünne und wolle; — 
daß dieſe Erklärung nicht mehr, wie in der Dow 
age vom 18. Dezember als ertheilt vorausgefegt 
wird,’ 

Damit trat bie Frage ver Audbehnung ber von ber 
deutſchen Rationalverfammiung ausgehenden Verfaffungs⸗ 
beſchlüſſe und Geſetze auf das Bundesgebiet Defterreiche 
wieder an die worderfte Stelle, und eine Folgerung hier⸗ 
aus war, daß das Reichöminifterium den früher in Bors 
ausſetzung des Unionsverhältniſſes auf die gefandtichafts 
liche Form der Berhandlung befchränften Antrag num 
mehr erweiterte, um für bie Entfcheibung der Vorfrage 
Raum zu laſſen. 

Die Nationalverfammiung bat durch Beſchluß vom 
13. d. M. den Reichöminifterium Die verlangte allge 
meine Ermächtigung ertheilt: 

„zu geeigneter Zeit und in geeigneter Weiſe mit 
der f. f. Regierung, Namens der proviſoriſchen 
Zentralgewalt für Deutfchland, über dad Berhälts 
niß Defterreichd zu Deutfchland in Verhandlung 
zu treten.” 
and dad Reichöminifterium hat in Betracht der ſich nä⸗ 
hernden Entfcheidung nicht gefänmt, "bei ©. Kaiferl. Ho⸗ 
heit bem Reichöverwefer den Antrag zu ftellen, daß von 
jener Ermächtigung fofort Gebrauch gemacht werde. 

Mas die Berhandlung berienigen Punkte betrifft, 
in weldyen dad Berhältniß der proviforifchen Zentralges 
walt zu Defterreich biöher nicht geregelt und die ihr 
übertragenen Bollziehungsbefugniffe nicht ausgeübt wer⸗ 
den konnten, fo werden bie einzelnen Reichömintfterien 
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wollte; Defterreich befände fi dann im Widerſpruche 
nicht nur mit dem vorwaltenden Verlangen ber Nation, 
fondern auch mit dem gegenwärtigen Staatd- und Buns 
desrechte Deutfchlande. Dad Geſetz vom 28. Jnni v. J., 
wodurch eine proviforiiche Centralgewalt für Deutſchland 
unter Zuftimmung aller deutfchen Regierungen konſtituirt 
worden ift, hat das Staats⸗ nnd Bundesrecht Deutich- 
lands weſentlich modifizirt,.den Bundesftaat berechtigt, 
und es können die Nechte und Pflichten des Bandes 
nicht mehr ansfchließlich mac den Grundgefeßen von 
1815 und: 1820 erfannt werden. 

Die Räthe des Neichönerwefers mußten daher die 
legte Erflärung Defterreich8 in dem anderen Sinne vers 
fliehen, daß daburch die Ausficht eröffnet fer, es werbe 
fi die neue Konftituirung der öfterreichifchen Gefammts- 
monäarchie mit der Unterordnung des öfterreichifchen Bun⸗ 
deögebieted unter eine das Wefen des Bundesſtaates 
fefehaltende, deutſche Neichöverfaffung und Reichsregierung 
vereinigen laſſen. Diefe Ausficht ift es, auf welche das 
Neicheminifterium, wie im Eingange bemerkt, früher wers 
zichten zu müflen glaubte. Sich ihr zu verfchließen, kann 
ihm nicht in den Sinn kommen. Das Berfaffungswert 
im unbeſtimmte Ferne zu rücken, fteht nicht in feiner 
Macht und würde feiner Pflicht widerftreben. 

Das hier in Abfchrift beigefügte Schreiben des Uns 
terzeichneten vom 5. d. M. an den zur Begutachtung 
ber Borlage vom 18. Dezember niedergefetten Ausfchuß 
ber Nationalverfammlung gibt Nechenfchaft über Die 
durch das unterm 28. Dezember erlaffene Schreiben des 
k. k. Herrn Minifterpräftdenten an den Herrn Bevoll⸗ 
mächtigten für Defterreich erforderlich gewordene Modis 
fifation diefer Vorlage. Diefelbe ift von dem Unterzeich- 
neten nach eingeholtem Befchluffe des Minifterrathes in 
ver Berathung noch näher dahin beftimmt worden: 
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„daß die Mittheilung vom 3. d. M. au den Aus⸗ 
ſchuß auf dem Vorbehalte der Erklärung Oeſter⸗ 
reichs beruht, ob und wie es in den Bundesſtaat 
oder überhaupt die Staatsform, bie hier gefun⸗ 
den werben foll, eintreten fönne und wolle; — 
daß biefe Erklärung nidyt mehr, wie in der Vor⸗ 
lage vom 18, Dezember als ertheilt vorausgefegt 
wird.’ 

Damit trat die Frage ber Ausdehnung der von ber 
deutfchen Nationalverfammlung ausgehenden Verfaſſungs⸗ 
beſchlüſſe und Geſetze auf das Bundesgebiet Defterreich® 
wieder an die vorderfte Stelle, und eine Folgerung hier⸗ 
aus war, daß bag Reichsminifterium den früher in Bors 
ausſetzung Des Unionsverhältniſſes auf die gefandtichafts 
liche Form der Verhandlung befchränkten Antrag nuns 
mehr erweiterte, um für die Entfcheidung ber Vorfrage 
Raum zu laſſen. 

Die Nationalverfammliung bat durch Befchluß vom 
13. d. M. dem Reichöminifterium die verlangte allges 
meine Ermächtigung ertheilt: 

‚zu geeigneter Zeit und in geeigneter Weife mit 
der f. f. Regierung, Namens der yroviforifchen 
Zentralgewalt für Deutfchland, über das Berhälts 
niß Defterreichd zu Dentfchland in Verhandlung 
zu treten.” 
and das Reichöminifterium bat in Betracht der ſich näs 
bernden Entfcheidung nicht gefäumt, bei ©. Kaiferl. Ho⸗ 
heit dem Reichsverweſer den Antrag zu ftellen, daß von 
jener Ermächtigung fofort Gebrauch gemacht werde, 
Was die Verhandlung derjenigen Punkte betrifft, 
in welchen das PVerhältniß der proviforifchen Zentralges 
walt zu Defterreich bisher nicht geregelt und die ihr 
übertragenen Vollziehungsbefugniſſe nicht ausgeübt wer⸗ 
ben fonnten, fo werben bie einzelnen Reichdminifterien 


wegen der in ihren Bereich gehörenden Gegenflände mit 
dem E k. Herrn Bevollmächtigten fich zu benehmen die 
Ehre haben. 

- Der Unterzeichnete hält jedoch diefen Weg nicht für 
ausreichend, um die Erfüllung einer der wichtigften Pflich- 
ten der Zentralgewalt, die Leitung der auswärtigen An- 
gelegenheiten Dentfchlande ermöglicht zu fehen. Die 
Stellung Oeſterreichs als europäifche Großmacht, und 
Die Natur der gegenwärtigen politifchen Fragen, deren 
Fäden fait alle in Wien zufammenlaufen, bringt ed mit 
Sich, daß die Zentralgewalt eines am Site ber öfterrei- 
hifchen Regierung verweilenden Bertreterd nicht entbeh: 
ren kann. Es ift für fie unerläßlich, von den dortigen 
Berhandlungen und Entfchlüffen fchleunige und umfafs 
ſende Kenntniß zn erhalten, und fie wird nur unter bie 
for Bedingung im Stande fein, den von ihr wie von 
Oeſterreich audgefprochenen Wunfc und Willen, in den 
ragen der äußeren Politif Hand in Hand zu geben, 
wirffam in Ausübung dringen. 

Sie bedarf eined Organed, welches ihr gleich wie 
Dies für die f. k. Regierung durch Anwefenheit des Herrn 
Bevollmächtigten dahier der Fall ift, die Möglichkeit bie: 
tet, auch ihrerfeitd am Hofe Sr. Majeftät des Kaifers 
und dem öfterreichiichen Minifterinm gegenüber durch 
mündliche, von Perfon zu Perfon gehende Erörterungen 
dem Berfehre diejenige Vollſtändigkeit und Lebendigfeit 
zu verleihen, welche nur durch wechfelfeitige Sendung 
vertrauter und erprobter Männer zu erreichen if. 

Es wird ſich das Bedürfniß, Bevollmächtigte Der 
Zentralgewalt auch in anderen deutfchen Regierungsfigen 
verweilen zu laflen, wahrfcheinlich, wenn auch aus mins 
der dringenden und entfcheidenden Urfachen, ergeben. 

Auch hinſichtlich des Hauptzwedes der dem Minis 
ſterium ertheilten Ermächtigung, der baldigen Klarſtellung 


des geſammten Verhäftnifies Defterreichö "zu Deutfchland 
hält der Unterzeichnete einen Agenten ber Gentralgewakt 
in Wien. nicht für entbehrlich. 

Wenn and) nach der von dem Eaiferlichen Diinikes 
rium früher geäußerten und von dem Herrn Bevollmäch⸗ 
tigtew mündlich als fortbeftehend beftätigten Anficht der 
zeitpunkt noch nicht gekommen fein follte, die gegenſeiti⸗ 
gen Beziehungen Defterreichd zu Deutfchland ſtaatlich 
zu beftimmen, fo muß doch der Unterzeichnete den größs 
ten Werth baranf legen, über den Entwidelungsgang 
der dortigen Berfaffungsfragen aus unmittelbarer Auf⸗ 
faflung unterrichtet zu werden; das Verftänbniß ber hie⸗ 
figen durch unmittelbare Erklärungen fördern zu können; 
und die Gegenfeitigkeit der Einwirkung andy in Betreff 
des. Verfaſſungswerkes herzuſtellen. 

Dies ſind die auch bei öffentlichen Anläſſen ausge⸗ 
ſprochenen Gründe, welche der €. f. Herr Bevollmächtigte 
und dad f. Miinifterium würdigen werden, welche das 
Reichsminiſterium weranlaffen, fic) ohne Verzug mit der 
Aufgabe einer Sendung an den k. k. Hof zu befchäftis 
gen; on Br 
Zu diefem Zwecke muß daffelbe zunächft wünſchen, 
durch geneigte Verwendung des Herrn Bevollmächtigten 
mit möglichfter Defchleunigung zu erfahren, ob hinfichts 
lich einer folchen Sendung und ihrer Modalitäten die 
faiferliche Regierung fich zur Aeußerung beflimmter Wüns 
fche oder Vorſchläge veranlaßt finde. 

Dad Reichsminifterium hofft auf deren Zuftimmung, 
indem es fowohl den Charakter eines diplomatifchen, als 
den eined aus der Erefutivgewalt abgeleiteten Auftrages 
ausfchließt, und für den Bevollmächtigten der Sentrals 
gewalt, ähnlich wie für die Bevollmächtigten bei derfels 
ben, nur die äußere NRangftellung eines Gefandten ale 
ihr angemeffen erfcheinend bezeichnet. 
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Mit dem vonſtehenden, Die Form ber Verhaudlung 
betveffenden, Erſuchen, verbindet der Unterzeichnete bie 
vorbereitende Anfnüpfung der Unterhandlung ſelbſt, fün 
weiche der. Ausgangspunkt nur in den bis jebt: in. erfter 
Leſung vorliegenden Berfafiungsbefchlüffen der deutſchen 
Nationalyerſammlung gefunden werden fan. Er glaubt‘ 
daher die kaiſerliche Regierung, wie hiermit geſchieht, 
enfischen: zu müflen, Die bier in beweifender Form beiger 
“ fügten, vorläufig. angenommenen Theile der Berfaffung. 
(vom Reiche, von der Reicyögewalt, vom Reichögerichte, 
vom Neichdtage) amtlich zur Kenntniß zu nehmen. Das 
bereits früher mitgetheilte Kapitel von den Grundrech⸗ 
ten hat jest, nady gehöriger Publikation, Geſetzeskraft. 
Zu: welchen Erwägungen die Regierung. des Kaiferflaası 
tes in dieſen Mittheilungen Anlaß findet, in. welcher‘ 
Weiſe fie die Feſtſtellung des Verhältniſſes der öfterrei- 
hifchen Geſammtmonarchie und ihrer Beftandtheile zu 
dem: in. der Geftaltung begriffenen beutfchen Bundes— 
ftante auf dem Grunde jener Befchlüffe, oder. auf. wein 
chen anderen Girundlage herbeizuführen gedenkt, darüber 
darf der Unterzeichnete im beiderfeitigen höchiten Inter⸗ 
effe: einer baldgefälligen Rückäußerung entgegenfehen. 

Frankfurt a. M., den 22. Januar 1849. J 
(gez.) H. Gagern. 


M 
24. 


Memorandum des Reichsminiſters des 

Handels über Das Verhältniß Defter 

veichs zu Deutichland d. d. 12teu Febr 
ruar 1849. 


Die vorliegende Ausführung kann fih nur auf dem 
Boden des Programmes ded Reichsminifteriumd vom 18. 
Dezember v. J., welches die Reichöverfammlung gebils 
ligt hat, bewegen. Daß Deutichland um jeden Preis, 
auch um den einer Berfaffung, welche im Wefentlichen 
nur den alten lockeren Staatenbund für feinen ganzen. 
Länderbeftand erneuern würde, den Beitritt Deutfchöfter- 
reiche erfaufen müfje, ift eine mit diefem Programme 
unvereinbare Anficht. Nicht minder verläugnet daffelbe 
den entgegengefegten Gefichtspunft, nach welchen hie 
dentfchzöfterreichifchen Lande, wenn fie die neue Berfais 
fung Deutfchlands nicht annehmen fünnen, aus dem bes 
ftehenden deutſchen Bunde auszufchließen und Damit ganz, 
non dem zu errichtenden engeren Bunde abzulöfen fein. 
würden. Es bleiben nad) dem Programme nur zwei. 
Vorausſetzungen ald zuläffige übrig: entweder daß bie, 
‚deutfcheöfterreichifchen Provinzen wirklich in den neuen. 
Bundesftaat eintreten, oder daß fie in ein weiteres Buns 
deöverhältnig zu dem deutſchen Bundesſtaat geftellt wers 
den, welches auf der Örundlage des altendeutfchen Bun⸗ 
des mit den von Zeit und Umfländen geforderten Aen⸗ 
derungen deſſelben, einen zum Mindeften eben fo engen 
Berband, ald der alte Bund gewährte, für Deutfchland. 
und Defterreich begründe. 

Nachdem nun aber Oefterreich in ber Note vom 4. 
Februar den Eintritt feiner deutfchen Lande in einen- 
Bundeöftaat, wie die deutſche Reichsverſammlung ihn: - 


gründen muß, wenn fie ihre Aufgabe erfüllen will, das 
durch zurücgewiefen hat, daß es die im Abfchnitte bed 
Berfaffungsentwurfes von der Reichsgewalt enthaltenen 
Grundbeſtimmungen dieſes Bundesſtaates als Einheits⸗ 
ftänt bezeichnet, in welchen es nie eintreten werde, — tft. 
ed nicht länger nothwendig, Die Folgen in Betracht zu 
ziehen, welche ein Eintritt der deutjch-öfterreichifchen Pros 
vinzen in den deutſchen Bunbesftaat für die Stellung 
Defterreichd zu Deutfchland haben würde. Es mag dies 
von Seiten ded NReicheminifteriumd um fo eher unters 
bleiben, ald ſowohl deffen Programm vom 18. Dezember 
v. J., als die zweite Erklärung vom 5. Januar d. 9. 
vorausgefehen haben, daß Defterreich nicht in jenen Ben 
dedftaat eintreten fünne und werde, 

Somit ift jegt nur noch der weitere Bund einer 
Crörterung zu unterwerfen, in welchen nach der immer 
feftgehaltenen Anficht ded Neichdminifteriums Oeſterreich 
und Deutſchland zu treten haben. 

Unter dieſem weiteren Bunde kann bei reiflicher Er⸗ 
wägnung Niemand eine ſolche Verbindung Beider verſte⸗ 
hen, daß die kaiſerliche Regierung aller unlösbar zu ei⸗ 
ner Geſammtmonarchie verbundenen Staaten von Oe⸗ 
ſterreich zugleich zur Zentralgewalt von Deutſchland 
würde und daß in einem Völkerparlamente die Abgeord⸗ 
neten von den Ländern der unteren Donau bis zur Nord⸗ 
und Oſtſee gemeinſam tagten und gemeinſam Geſetze be⸗ 
ſchlößen. Erwägt man nämlich die ungeheure Verſchie⸗ 
denheit der Kultur, der Induſtrie, des Bodenbaues, der 
ſozialen und kommerziellen Verhältniſſe aller dieſer Völ⸗ 
kerſtämme, ſo muß es einleuchten, wie undenkbar es iſt, 
daß in einem ſolchen Parlamente Geſetze und Beſtim⸗ 
mungen vereinbart werden können, die nur einigermaßen 
die Bedürfniſſe der Völker befriedigen. Mit Zuverſicht 
läßt ſich vorausſagen, daß ein ſolches Reich der Mitte, 
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wenn bie enropätfchen Mächte feine Bilbung überhaupt: 
zwlaffen würden, in fehr kurzer Zeit einer natürlichen: 
ober gewaltfamen Anflöfung entgegengehen müßte. . 

Ein anderer Weg muß eingefchlagen werden, um 
bie Intereſſen der öfterreichifchen Monarchie und bes 
deutfchen Bundesſtaates in einen folden Einklang zu 
feßen, daß beiden Bölkern dauernde Befriedigung gefchafft: 
und zugleich zu ihrer eigenthümlichen Entwidelung Raum 
gelafien iſt. Es wird uns nicht fchwer fallen, dieſen 
Weg zu weifen und flar zu zeigen, wie beide Staaten, 
fomplere gemeinfam und Hand in Hand, gleichſam wie 
zwei Aflocies einer Handelöfirma, die Bahn der mates 
riellen Entwidelung und des brüderlichen Verkehres ber 
treten können, wie dabei ihre Intereſſen von Jahr zu 
Jahr mehr fidh in einander weben und fich als ein ges 
meinfamed Gut darftellen werden, welches gemeinfamen 
Schuß verlangt und erhalten muß. Daraus wird ſich 
denn von felbft, auch wenn man keine beftimmte Form 
bafür feftftellen wollte, die politifche Gemeinfamfeit 
entwiceln, eine gewiß ungleich haltbarere und ent» 
fhiedenere, ale fie jemald das alte Bundesverhältnig 
hätte geben können. 

Deſterreich hat fein eigened Zollwefen, und diefem 
gemäß haben ſich beffen Verkehr, Handel, Bodenbau und. 
Snduftrie entwidelt. Theile bed Kaiferflantes find von 
anderen Theilen durch befondere Zolllinien getrennt, 
welche lettere jedoch in der Regel zum Hauptzwed has 
ben, die Staatseinkünfte zu vermehren. Es ift zu eriwars 
ten, baß die mehr Tonzentrirte Monarchie zunächſt dars 
auf bebacht fein wird, biefe trennenden ben Verfehr und. 
die Befreundung ber einzelnen Volksſtämme hindernden 
Schranken zu befeitigen, denn die Folge davon würde 
unfehlbar ein Aufſchwung des gegenfeitigen Anstaufches 
aller: Erzeugnifle, eine Bermehrung ded Nationatvermös: 

Roth und Merk, Quellenſammlung. IL Bo. 7 
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gend and Wohlſtandes, eine Vergrößernug des Verbraue 
ches von Gegenſtänden ber. Induſtrie, und dahen aux: 
eine geſteigerte Blüthe der letzteren fen. Rad) Mapa 
dieſer Veränderung wirb auch das ganze öfterreichifche 
Grenzzollweſen und. manche innere Beſteuerungsweiſe 
eine gründliche Aenderung erfahren müſſen, wobei, wenn 
nicht viele wichtige Intereflen auf das Spiel gefeßt wers. 
dem follen, bediglich nach den Berhältniffen, die in Dem 
Gefammtheit der öfterreichifchen Staaten. zum Vorſchrin 
kommen, verfahren werden fanı. Wahrhaft unneraus 
wortlich würde es fen, wenn über eine fo folgenreicke,: 
fo forgfältig zu prüfende Umwandlung nicht durch Die: 
eigene öfterreichifche Regierung, und durch öſterreichiſche, 
der Dinge Fundige Bolkövertreter, fondern durch Die ferne 
Zentralgewalt in Frankfurt und durch einen Reichstag 
befchloffen werden follte, defien Mitglieder der Mehrzahl 
nad Länder vertreten, in weldyen völlig andere Verhais 
niſſe Beachtung fordern. 

Der öſterreichiſche Geſammtſtaat wird daher feisen 
eigenthinmlichen Entwickelungsgang nehmen müſſen, und 
deſſen Regierung wird vollauf zu thun haben, nur die⸗ 
fen zu überſehen. Sowie dieſe Entwickelung voprſchreitet, 
wirds fich engeben, biö zu welchem Maaße die Zollſchran⸗ 
ton zwiſchen Defterreich umd dem Bundesſtaate gemildert 
oder entfernt werben können. 

Ein; erſtes Erforderniß wird fein, daß. beide Staes 
tenvorbände fich verftändigen über ein. möglichſt pleikheer 
Zolltarifſyſtem gegen das beiden: gemeinsame Ausland/ 
fs: wie über gleich ſtrenge und correfte Erhebungsnprr. 
men. Erſt nachdem dieſes Ziel erreicht iſt, können un⸗— 
bedenklich für Die beiderſeitigen Erzeugniſſe Erleichterun⸗ 
gen bed Anstauſches eintreten, anfänglich unter Beglet⸗ 
tung. von: Urfprungsatteften; Letzteres, um zu vermeiden, 
daß nicht die fremdländiſchen Enengniſe. die ſer Vorti⸗ 
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les theilhaftig werben, deren Verſtenerung vielleiche nicht 
in denijenigen Staate ſtattfände, in welchem dkeſelbeu 
verbraucht werden. Bei Erzeugniſſen, welche in beiden 
Shaaten einer Mitbewerbung des Auslandes gleicher⸗ 
weife entzogen find, indem ein gleicher Graͤnzzoll in bei⸗ 
ben ftattfitdet, würde bis zu völliger Zollfreiheit an des 
Benifichsöfterretchifchen: Grenze gefchritten werben fünnen. 
Solche Gegenſtände, deren alsbaldige Freigebung beden⸗ 
tende Intereſſen zerſtören würde, kann man von dieſem 
Austanſche ausfcjließen. Es verſteht ſich dabei von ſelbſt, 
daß hinſtehtlich derjenigen Waaren eigenen Erzeugnifſes, 
welchen freier Zugang gegenwärtig gewährt werben wird, 
Ste Zölke uf die gleichartiger Waaren des Auslandes 
wenigſtens im Minimalbetrage vertragsmäßig feſtgeſtell 
fein und bleiben müſſen, weil ſonſt der eine oder der 
andere der beiden Staaten feine Eingangsrechte fo mis 
Pig -ftellen könnte, daß über feine Grenzen und mittelſt 
Berftenerung zu Bunften feiner Kaffen die fremde. Eins 
fuhr in beide Staatöverbände Flattfinden würde. on 

Indem im diefer Art beide Staatenkomplexe ihr 
Steuerwefen gehörig und gleichmäßig ordnen, läßt Ach 
durch Berehibarung ein großer Verkehr unter benfelben 
zu befderfeitiger Bereicherung herbeiführen. Es füge ſich 
der Handels⸗ und Verkehrsbund anbahnen, wie es bei 
Umftänden angemeffen ift und wie ed den Wünfchen der 
beiderfeitigen Bevölkerung entfpricht, ohne Umſtarz beſte⸗ 
hervber Erwerbszweige, ohne Gefährdung der fo ſehr eine 
Berückſtchtigung heifchenden Finanzen. Von Jahr zu Jahr 
würde ber Verkehr unter den beiden Bundesſtaaten fidif 
ausdehnen und einem einheitlichen freien Handelögebieth 
fe alle heimifchen-Erzeugniffe ſich nähern, ungeachtet’ Pr: 
amslänbifche Erzeugniſſe Die Zoflgrengen in ihrer vollen 
Strenge auch an der Grenze zwifchen Defterreich und 
dem Bundesſtaate beibehakten: :wirben, und jeder -Cheit 
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fein eigenes Finanzweſen behielte. Daß fünftig auch eine 
Semeinfchaftlichleit der Zolleinktünfte und Rückverthei⸗ 
Iung derfelben flattfinden könnte, gehört nicht unter die 
Unmöglicyfeiten, allein der Zeitpunkt, bei welchem davon 
bie Rede fein könnte, liegt noch fern und daher mag hiefe 
Zrage einftweilen der Zukunft überlaffen bleiben. J 
Zur Erwirkung eines Einverſtändniſſes über dieſe 
Frage des Zollweſens und des gegenſeitigen Verkehres, 
wird es, unter Feſthaltung ſelbſtſtändiger freier Beſchluß⸗ 
nahme beider Verbündeter, erforderlich ſein, daß jährlich, 
vielleicht zweimal, Kommiſſionen Sachverſtändiger, gebil⸗ 
det theils aus Regierungsbeamten, theils aus Induſtriel⸗ 
len, Kaufleuten und Gutsbeſitzern, zuſammentreten, und 
zwar einmal in Wien und einmal in Frankfurt, um ſich 
über dieſe Verhältniſſe zu berathen, und den beſchließen⸗ 
den Gewalten ihre gutachtlichen Aeußerungen vorzule⸗ 
gen. Unter den Regierungen von Geſammtöſterreich und 
Geſammtdeutſchland, bei welchen gegenſeitig ſtändige 
Kommiſſionen für die Zoll⸗ und Handelsfragen ſich auf⸗ 
halten müßten, würden weitere Verſtändigungen einzu⸗ 
treten haben. 

Strenge an die eben erörterten Fragen ſchließen ſich 
die Verhältniſſe der Seeſchifffahrt an. Die Staaten Oe⸗ 
ſterreichs und Deutſchlands befolgten ſeither eine liberale. 
Schifffahrtspolitif. Sie werden bad auch ferner thun, 
denn es liegt in ihrem allfeitigen Intereſſe. 

Es wird daher fein Bedenken haben, daß die Schiffe 
Oeſterreichs in beutichen Häfen ald deutfche, und bie 
beutichen Schiffe in öfterreihifchen Häfen als öfterreis. 
daifche behandelt werden. Die Gefeßgebungen über bie, 
Rationalität der Schiffe, die Art der Schiffspapiere, die. 
Mufterrollen ıc. können ohne Schwierigkeit nach gleichen. 
Grundfägen geregelt werden. Wan wird öfterreichifche 
Schiffsleute für deutſche rechnen, beutfche für öſtereichi⸗ 


101 
fche, fo wie es feinen Unterfchieb machen wird, sb ein 
Schiff auf öfterreichifchem Boden erbaut ift. Dabei kann 
eine Flaggenverfchiedenheit fo gut fortbeftehen, als fie 
feither unter den drei Hanfeftädten beſtand, ungeachtet 
diefe vereint ihre Handels und Schifffahrtöverträge 
fchloffen. 

In weiterer Berfolgung diefer Schifffahrtsangeles 
genheiten wird es nöthig fein, daß in den Hauptgrunds 
zägen beide Theile diefelben Prinzipien annehmen, welche 
fie ihrer Handeld- und Schifffahrtspolitik zum Grunde 
legen wollen. Ohne eine folche Uebereinfiimmung würde 
der eine Theil einen Schifffahrtövertrag mit einem frems 
den Staate fchließen können, der im Widerfpruche mit 
einem von bem anderen Theile gefchloffenen fände, ſelbſt 
bei gemeinfchaftlichen LUnterbandlungen über einen Bers 
trag würden Meinungsverfchiedenheiten unter den beiden 
Theilen zu überwinden fein, weldye zu großen Berzöges 
rungen, ja zu völliger Beruneinigung führen könnten, 
wenn nicht das Ziel deriBeftrebung ein vollkommen gleis 
ches wäre. Wenn e8 auch nicht erforderlich erfcheint, 
daß die Verpflichtung eingegangen werde, Handels⸗ und 
Scifffahrtöverträge mit dem Auslande nur gemeinfchafts 
lich zu verhandeln und abzufchließen, fo werden doch 
beide Theile die Verbindlichkeit nothwendig eingehen muͤſ⸗ 
fen, keinen Handelds und Schifffahrtövertrag für ſich 
mit einem fremden Staate abzufchließen, in weldyeme 
nicht dahin vorgefehen ift, daß die befonderen Begünfkts 
gungen, welche die beiden Staaten unter ſich einführen, 
feinen Anfpruch deö fremden Staates irgend welcher Art 
begründen follen. Ohne folchen Borbehalt würben die 
gegenfeitigen Handels⸗ und Berfehrderleichterungen auch 
fremden Staaten anheimfallen oder nnterbleiben müſſen, 
und ein engered Band zwifchen Deutfchland und Oeſter⸗ 
reich wärbe nicht begründet fein. : Den: beftehenbeit Vers 
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trägen wäre nachträglich eine felche Klauſel beizufügen, 
oder es würden biefelbea, wena ſchon uud Sobald fügte 
bar, zu kündigen fein. 

: Dat ſich in dieſer Weife bie Gemeinfamteit der Ins 
tereſſen feftgeftellt, ohne der Individualität eines jeden 
der beiden Staaten zu nahe zu treten, fo wird fich Der 
Modus Der Tommerziellen Vertretung im Auslande, und 
die. Art und Weife, wie gemeinfchaftliche Verträge abs 
zußchließen find, leicht finden laſſen. Es find ſchon Vor⸗ 
gänge bei mehreren beutfchen Staaten vorhanden, weldye 
gemeinſam ihre Verträge gefchloffen haben, und dabei 
fletd denjenigen Staat mit der Unterhanblung beauf⸗ 
tragten, der nach Lage der Berhältniffe gerade dad ges 
wichtigfte Wort reden fonnte und in dem gegebenen 
"alle die größte Sachkunde beſaß. Aehnlich ließe ſich 
Die. Sache auch zwifchen Defterreich und Deutſchland ein⸗ 
richten und barüber beſondere Abrede treffen. Was von 
Verträgen gilt, trifft auch bei dem damit in Verbinbugg 
ſtehenden Konſulatweſen zu, fofern es fich bei. Diefem 
yon bioker handelspolitiſcher Vertretung handelt, Hiem 
von wird jedoch ebenfalls erft in dem Maaße die Rebe 
fein können, ald eine wirkliche gemeinfame Ausbildung 
der Handels⸗ und Schifffahrtöverhältniffe beider Stae⸗ 
ten voranſchreitet. 

Die Zahl der Dinge, welche eine vereinte Ausbil 
dung zulaſſen, ift groß und wird noch ſtets wachſen. &ü 
fei hier für jet nur auf Poſtweſen, Eiſenbahnen, Fluß⸗ 
bauten und Handelsſtraßen, Telegraphen, Unswanderung 
und Solonifation, Patentweſen und Handelsrecht Binass 
wiefen, welche ſchon Stoff zu vielfachen Verſändigus⸗ 
un geben. 

Zur Handhabung aller diefer Beziehungen, , fo wie 
zur. Beſprechung und Vereinbarung der Fragen ber Hr 
hexen Politik, mürde ein. öſterreichiſches Kollegium, an 
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beffen Spipe An bevollmächtigter Geſandter ſtände, fet 
nen Sig in Frankfurt bei der deutfchen Zentralgewalt 
nehmen, und umbererfeitd würde ein gleiches Kollegium 
mit gleichem Borftande von Seiten bed deutſchen Bun⸗ 
desſtaates bei der öſterreichiſchen Zentralgewalt zu Wien 
errichtet werben können. Durch Bermittelung beider wärs 
den die Kommmnifationen der beiden Regierungen: flatt- 
finden, und foba eine Veranlaffung vorhanden, beibe 
Kollegien oder deren Chefs mit den betreffenden Mint 
ftern beider Zentralgewalten oder deren Delegaten Kons 
ferenzen halten, um fich über gleiche Schritte zu einigen: 
Es fpringt in die Augen, wie feicht dieſe DOrganifation 
fi zu Zweden gemeinfamer Wehrhaftigfeit nicht nur, 
fondern zur Anbahnung jeder Art won fachlich überein⸗ 
ſtimmender Gefeßgebung im inneren, zur Einleitung und 
Sicherung einer yemeinfamen politifchen Stellung nad) 
außen benuben und erWeitern Taffen würde, Je mehr 
aber die Zahl der Intereſſen und Einrichtungen, welche 
gemeinfchaftliche werden, fleigt, und fle wird von Anfang 
an groß fein, defto mehr wird und muß ſich bas Band 
unter beiden Staaten befeftigen, es muß, Durch die ver: 
liegende NRothwendigkeit getrieben, am Ende fefler wer 
den, ulö es irgend welche formelle Beſtimmungen zu ma- 
hen vermöchten, bie übrigens — fei es in einer Union; 
afte, fei es in völferrechtlichen Verträgen — zwiſchen 
Deutfchland und Defterreicd, feitzufeßen unbenommen, ja 
wänfdjenswerth, und zum Theil nothwendig bleibt, 
Golchergeftalt kann ein Bund zwifchen Oeſterreich 
und Deutſchland begründer werben, der, obwehl anf bag 
bisherige Bundesverhältnig gebaat, doch zum Vortheile 
deider Bundesgenoffen weit von ihm verſchieden, eine 
neue und höhere Geflaltung if. Das Feld ber gemein- 
Samen Wirkſamkeit war bisher auf wenige Gegenftänbde 
beſchränkt, und Defterteich blieb dem übrigen, dem zoll⸗ 


104 


vereinten Deutfchland ziemlich fern. - Jetzt aber handelt 
ed fich darum, in allen Fragen des Handeld, der Schiffr 
fahrt, der Induſtrie, der Bodenkultur, der diefe fürdern- 
den Inſtitutionen, des fie fichernden Rechtszuſtandes, der 
diefelben verbürgenden Schußmittel wider das Ausland, 
alfo der Wehrkraft zu Wafler und zu Lande und der 
darauf fi) flügenden höheren Politif, ein engered Band 
zu knüpfen und zwar Schritt vor Schritt vorfchreitend, 
wie ed die Intereſſen Aller erheifchen, um die beiden 
großen Bölfers und Staatenfomplere zu einem Zwillinges 
bundesftaate, oder wenn man lieber will, zu vereinigten 
Staaten von Mitteleuropa zu machen, ohne dem Einen 
oder dem Anderen die felbfiftändige Wahrnehmung feis 
ner eigenen Angelegenheiten zu nehmen, ohne das enros 
päifche Gleichgewicht zu flören und ohne Dentfchland 
jener ihm nothwendigen engeren Einheit zu berauben, 
weiche es im bloßen Staatenbunde aller feiner SCheile 
nicht erreichen kann, 

Kur fo ift es möglich, die Verfchiedenbeit ber In⸗ 
tereſſen zu verſchmelzen, allen Theilen gerecht zu werden 
und glücklichere Zuſtände für eine große Bevölkerung her⸗ 
beizuführen. Ein plötzlicher Umſturz aller beſtehenden 
Erwerbsverhältniſſe würde unfehlbar zu neuen Ummwäls 
zungen und argen Abfonderungen führen. Hat man aber 
die Lage der wirklichen und materiellen Berhältniffe vor 
Augen, weldye für die Geftaltung der Staateformen von 
der überwiegendften Wichtigkeit find, fo wird auf foldyer 
Grundlage dad Vereinigungswerf zwifchen Oeſterreich 
und Deutichland Feine Schwierigkeit finden, und ſchon 
jegt vor der Ausbildung und völligen Entwidelung ber 
beiderfeitigen Berfaffungen und Geſetzgebungen eintreten 
fönnen. Fa es ift fogar zu wünfchen, daß beide Staa 
ten‘, in richtiger Würdigung der Sachlage, fchon jeßt 
ſich dahin vereinigen, daß fie ſich, jeder für fich, konſo⸗ 
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lidiren, und daß zugleich das Wert des engen Bnubes 
unter ihnen vom Anfgıg der Nengeftaltung Beiber. an 
beginne, damit in möglichſter Lebereinftimmung und brüs 
derlicher Harmonie die Kormen eined bleibenden Einvers 
ſtändniſſes ſich nach Maßgabe des Erforderniffes und der 
Umftände ausbilden fünnen. 
Frankfurt a. M., den 12. Kebruar 1844. 
Der Reichsminiſter ded Handels. 
(gez.) Duckwitz. 


25. 
Die Grundrechte des deutſchen Volkes. 


Die erſte Leſung iſt ale Tert genommen; bie Abänberangen 
durch die zweite Lefung fchließen fich den einzelnen 66. unmittel⸗ 
bar an; bie in Klammern gefepten $., Nummern find biejenigen, 
unter welchen die Grundrechte ſpäter in die Reicheverfaflung ein» 
geichaltet wurben. 


Dem deutſchen Bolfe follen die nachftehenden Grund» 
rechte gewährleiftet fein. Sie follen den Berfaflungen 
ber deutfchen Einzelftaaten zur Norm dienen, und Teine 
Berfaffung oder Gefepgebung eines beutfchen Einzelſtaa⸗ 
tes fol biefelben je aufheben oder beichränten können. 

- ($. 130.) unveraͤndert. | 


—Artikel I. 
81. V 
Jeder Deutſche hat das dentſche Reichsbürgerrecht. 


Die ihm kraft deſſen zuſtehenden Rechte kann er in jes 
dem deutſchen Lande ausüben. Ueber bad Recht, zur 
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bannthenn wati matherfammntz M wählen, vetfugt he 
Neicjeivehlgefeg. 
8. i. cast). 

2. Das deutſche Volk veſteht aus den Angehoͤrigen der Ehnaten, 
a welche das deuffche Reich bilden. “ u 
088 wu 
‚eher Deutihe hat das Deuiiche Pechebürgecrechn Die ihm 
kraft. befien zufiehenden Rechte kann er in jedem beutfchen Lande 
ausüben. Ueber das Recht, zur deutſchen Nationalverfammlung 

zu wählen, verfügt das Reichswahlgeſetz. 


$. 2 


Jeder Deutfche hat das Recht, an jedem Orte des 

Reicsgebietes feinen Aufenthalt uud Wohnfig. zu nehmen, 
Liegenfchaften jeder Art zu erwerben und darüber zu 
werfügen, jeden Nahrungszweig zu betreiben , das Ges 
meinbebärgerrecht zu gewinnen. 
9 Die Bedingungen für den Aufenthalt und Wohnſz 
werden durch ein Heimathsgeſetz, jene für den Gewerbe⸗ 
betrieb durch eine Gewerbeordnung für ganz Deutſchland 
vn der: Reichſsgewalt feſtgeſetzt. | 

Bis sur Erlaſſung der Hetreffenben Heichögefehe ſtehe 
ode Ausübung Der gedachten Rechte jebem Deutfchen: in 
jedem Einzeiſtaate Drutfchlande: unter Denfelben Bedin⸗ 
gungen, wie: bentiingehörigen' biefes Staates zu.- 

Kein deutfcher Staat darf zwiſchen feinen Angehö⸗ 
rigen und den Angehörigen eines anderen deutfchen Staa⸗ 
tes einen Unterfchie® bezüglich des bürgerlichen, peinli- 
chen und Prozeßrechtes machen, wodurch die leßteren 
ale Ausländer zurückgeſetzt werden. 


RETTET EB 
Et Zehber Deutſche hat vas Wecht!! an jebem Otte bes Reichege⸗ 
Tat bſter File Aufeuchalt ud Mohaſttz zu ehren, Liegenſchafren 


jeder Art zu erwerben und haniber gu verfügen, jeben Nah⸗ 
rungszweig zu betreiben, das Gemeindebürgerrecht zu gewinnen. 

Die Bedingungen für den Wufenthalt und Wohnfitz werden 
durch ein. Heimathsgefeg, jene für. ven Gewerbebetrieb durch 
eine Gewerbeordnung für ganz Deutſchland von der Relchsge⸗ 
walt feſtgeſetzt. 

8. 4. (134). 

Kein deutfcher Staat darf zwifchen feinen Angehörigen und 
anderen Deutfchen einen Unterfchied im bürgerlicgen , peinlichen 
und Prozefrechte machen, welcher die Iegteren als Aueländer 
zuruͤckſetzt. 


8. 3. 


Die Aufnahme in das Staatsbürgerthum eines Deuts 
fhen Staates darf an feine anderen Bedingungen: ges 
knüpft werden, ald weldye ſich auf die Unbefcholtenheit 
und den genügenden Unterhalt dee Aufzunehmenden für 
fih und feine Familie beziehen. | 

Fällt weg. 


§. 4 


Die Strafe des bürgerlichen Todes foll nicht ftatts 
finden, und da, wo fie bereitd ausgefprochen ift, in ih» 
ren Wirkungen aufhören, in fo weit erworbene Privat- 
rechte hierdurch nicht verlegt werben. | 


$6. (135.) unverändert. 


oo. g. 58. 

Die Antanderungfreiheit iſt von Staeewegen 
nicht beſchränkt; Abzugegelder dürfen nicht erhoben.wer⸗ 
den. 

Die Anéwanderungbanzelegenteu ae unter dem 
Schutze und der. Fürſorge des Reiches. —J— nd 
BRUT LER BV— —RXR 


Artikel II. 
8. 6. 


Alle Deutſchen ſind gleich vor dem Geſetze. 

Standesprivilegien finden nicht ſtatt. 

Alle Titel, inſoweit ſie nicht mit einem Amte ver⸗ 
bunden ſind, ſind aufgehoben und dürfen nie wieder ein⸗ 
geführt werden. 

Die öffentlichen Aemter ſind für alle Befähigten 
gleich zugänglich. 

Das Waffenrecht und die Wehrpflicht ift für Alle 
gleih. Stellvertretung bei leßterer findet nicht flatt. 


6. 7. (187.) 


Bor dem Befehe gilt fein Unterfchied der Stände. Der 
Mel als Stand ift aufgehoben. “ 
4W Alle Standesvorrechte find abgeſchafft. 

Die Deutſchen find vor dem Geiche gleich. 

Alle Titel, infoweit fie nit mit einem Amte verbunden find, 
find aufgehoben und dürfen nie wieder eingeführt werben. 

‚Kein Staatsangehöriger darf von einem auswärtigen Staate 
einen Orden annehmen. 

Die öffentlichen Aemter ſind fuͤr alle Befaͤhigten gleich aus 
gaͤnglich. 

Die Wehrpflicht iſt für Alle gleich; Stellvertretang bei on 
ſelben findet nicht ſtatt. 


6. 7. 

Die Freiheit der Perfon ift unverletzlich. 

* Niemand darf ſeinem geſetzlichen Richter entzogen 
—*** 

Ausnahmögerichte ſollen nie ſtattfinden. 

Die Verhaftung einer Perſon fol, außer im gat⸗ 
der Ergreifung auf frifcher That, nur gefchehen in Kraft 
eined richterlichen, : mit (ränben „ verfehenen Befehles. 


Diefer Befehl muß im Augenblicke der Verhaftung oder 
fpäteftens innerhalb ber nächften 24 Stunden dem Ders 
bafteten zugeftellt werden. 

Die Polizeibehörde muß jeden, den fie in Berwahs 
rung genommen hat, im Laufe des folgenden Tages ents 
weder freilaffen, oder der richterlihen Behörde übers 
geben. 

Feder Angefchuldigte fol gegen Stellung einer vom 
Gerichte zu beflimmenden Kaution. over Bürgfchaft der 
Haft entlaffen werden, fofern nicht dringende Anzeichen 
eined fchweren peinlichen Verbrechens gegen benfelben 
vorliegen. 

Wegen unbefugt verfügter und widerrechtlich vers 
längerter Gefangenfchaft haften die daran Schuldtra⸗ 
genden und nöthigenfalld der Staat dem Gefangenen 
für Entfhädigung und Genugthuung. 

Die Tobeöftrafe, audgenommen wo das Kriegöredit 
fie vorfchreibt, fo wie die Strafen ded Prangers, der 
Brandmarfung und ber förperlichen Züchtigung, find abr 
geſchafft. 


6. 8. (138.) 


Die Freigeit der Perfon ift unverleklich. 


Die Derhaftung einer Berfon fol, außer im Falle der Ers 
greifung auf frifher That, nur gefchehen in Kraft eines richters 
lichen, mit Gründen verfehenen Befehle. Diefer Befehl muß 
im Angenblide der Verhaftung, oder innerhalb der nächften 24 
Stunden dem Berhafteten zugeflellt werben. 


Die Bolizeibegörde muß jeden, ben fie in Verwahrung ges 
nommen hat, im Laufe des folgenden Tages entweder freilaflen, 
oder der richterlichen Behörde übergeben. 

Jeder Angeichulvigte foll gegen Stellung einer vom Gerichte 
zu beflimmenden Kaution ober Bürgfchaft der Haft entlaflen 
werben, fofern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren peinlichen 
Verbrechens gegen denſelben vorliegen. 


1 ER RL verfugten oder verlaugertva ße 
28buußgfenſchafti iſe det Schuldihe und nötigenfalls ver Gira nen 
Verletzten zur Genugthuung und: Enlſchaädignug verpflichtet. - 

Die für. das Heetz⸗ nud Seeweſen erforderlichen Modijikatio⸗ 
„NER, dieſey Beſimmungen werden beſonderen Geſetzen urbia 


, ter .. 
13 nbartpie, 


$. 9. (189) tr 
mein Be Zoheftafe, ansgerommen "web das Kreiegsrecht ie vors 
ſchoelbt; oder ie Swetecht im Falle von Dientercien ſtezulaßt 
».. fe wie bie, Strafen bes. Prangers, der Brandmarkung und ver 
. koͤrberlichen Buͤchaiguug, find abgeſchafft. ui 


End 


$. 8. 


Die Wotmmeng iſt unverleglich. 

ne Hausſuchung darf, außer im Falle der Ser⸗ 
koigum eined Verbrechers auf friſcher Thak, nur anf 
Grund eines richterlichen Befehles vorgenommen werben, 
und nrud, wenn thunlich, mit Zuziehung von Hansger 
nöeat: erfolgen: : Der Befehl muß ſofort oder ſpätefſtens 
innerhalb der nächften 24 Stunden dem Betheiligter vor⸗ 
gewiefen werben. 


$. 10. (140.) 
:. Die Mohnang iſt unverletzlich. 


5. Bine Hausfuhung if nur zuläffge: 
Pd Kraft eines tichterlichen, mit Gründen verſehenen 
Io Befehlen, welcher fofort, oder hmerhafh ber naͤchſten 24 


Stunden dem Betheiligten zugeſtellt werden foH, 


P im Fulle der Verfolgung auf friſcher That, durch den 
gefehlicy berechtigten Beamten‘, 
3) in den Fällen uf Bormen, in welchen das Geſetz aus; 
Erste nahm Sweiſe veſtimmten Beamten, and ohne richterlichen 
7 Defehl dieſelbe geſtattet. 
Die Hausfuchung wa, wenn ai, mit Mt Suztehung von 
Sausgenoffen erfolgmi. :- "Tri: 


ak 


Die Unverletzlichkeit, dan Wohnung ift fein Hinberniß ber Ver⸗ 
. baftung eines gerichtlich Berfolgten. 


$. 9. 


Das Briefgeheimniß iſt gewährleiftet:. 
Die Beichlagnahme von Briefen und Papieren darf 
nur auf Grund eines richterlichen Befehles vorgenom⸗ 
men werden. 


S. 11. (141.) 

Die Beichlagnahme von Briefen und Papieren darf, außer 
bei einer Verhaftung‘ over Sansfuchung, mir in Kraft eines rich: 
terlichen, mit Gründen verfehenen Befehle vorgenommen wers 
den, welcher foforg,gder innerhalb: der wächlten 24 Stunden dem 
Betheiligten zugeſtellt werten foH. 


$. 12, (142.) 
"Das Brirfgehetmuiß. iR gemährleiftet. 
Die bei frafgerichtlichen Unterfuchungen und in Kriegsfähleg: 
Fehlen. 1 Dageintingen fim durch die Fe feft = 
außeſlen. | 


$. 10. 


Jeder Deutſche hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bitwliche Datſtellung ſeine Meinung frei zu - 
äußern. 

Die Prepfreiheit darf unter feinen Umfländen und 
in feiner Weife, namentlich weder durch Zenfur, noch 
durch Konzeffionen, Sicherheitöbeftellungen oder durch 
Srrärsäufftigen, noch durch Befchrünkungen der Druckes 
reien oder veb Bachhanbels noch; durch Poſtverbore dber 
ändere: Hemmungen bed frelen Verkehres beſchrutt, ſus⸗ 
penbirt oder aufgehöben werden: 

Ueber Preßvergehen wird durch Schwingerictenan 
einem zu erlaſſenden Reichsgeſeße geustheilt. 
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g. 18. 148.) 
Jeder Deutſche Hat das Recht, durch Wort, Schrift, Drud 
und bildliche Darftellung feine Meinung frei zu äußern. 
Die Preßfreiheit darf unter feinen Umftänden unb in feiner 
Meile durch vorbeugende Maßregeln, namentlich Zenſur, Kons 
: geillonen, Sieperheitsbeftellungen, Staatsauflagen, Beſchtankun⸗ 
gen ber Druckereien ober des Buchhandels, Poſtverbote oder que 
bere Hemmungen bes freien Verkehres befchränft, fuspenbirt ober, 
aufgehoben werben. . 
Meber Preßvergehen, weiche von Amtswegen verfolgt werben, 
wird duch Schwurgerichte geurtheilt. | 
Ein Preßgeſetz wird vom Reiche erlaflen werben. 


Artikel IM. 


$. 11, . 

Feder Dentiche hat volle Glaubens⸗ und Gewiſſens 
freiheit. - 

Niemand ift verpflichtet, feine religidſe Ueberzeugung 
zu offenbaren, oder ſich irgend einer religiöſen Genoſſen⸗ 
ſchaft anzuſchließen. 

u $. 1a. (144.) 
100. Zeder Deutſche hat velle Glaubens⸗ und Gewiſſensfreiheit. 


Niemand " verpflichtet, feine religiöfe Ueberzeugung zu ofe 
fenbaren. 


$. 12. 


Jeder Deutfche ift unbefchräntt in der gemeinfamen 
häuslichen und öffentlichen Uebung ‚feiner Religion. ._ 
Verbrechen und Vergehen, welche bei Ausübung Dies 
fer Freiheit begangen werden, find nach dem Geſete zu 
beſtrafen. 


gl’ 18. (146) univerandert. 


his 
8. 13, 


Durch das religiöfe Bekenntniß wirb der Genuß der 
bürgerlichen und ftaatdbürgerlichen Rechte weder bedingt 
noch befchräntt. Den flaatöbärgerlichen Pflichten darf 
basfelbe feinen Abbruch thun. 


6. 16. (146.) unverändert. 


$. 14. 


Jede Religionsgefellfchaft (Kirche) ordnet und vers 
waltet ihre Angelegenheiten felbitftändig, bleibt: aber, wie 
jede andere Geſellſchaft im Staate, ben Staatögefeßen 
unterworfen. 

Keine Religiondgefellfchaft genießt vor anderen Bors 
rechte durch den Staat; es befteht fernerhin feine Staates 
firche. 

Neue Religionsgefelfchaften dürfen ſich bilden; eis 
ner Anerkennung ihres Befenntniffes durch den Staat 
bedarf es nicht. 


6. 17. (1@7.) unverändert. 


8. 195. 


Niemand fol zu einer Firchlichen Handlung oder Fei⸗ 
erlichfeit gezwungen werden. 

Die Form des Eides fol eine für alle gleichmäßige, 
an kein beftimmtes Religiondbelenntniß gefnäpfte fein. 


$. 18. (148.) 


Niemand foll zu einer Firchlichen Handlung oder Beierlichteit 
gezwungen werben. 


8. 19. (149.) 


Die Formel des Eides foll Tünftig lauten: Co wahr mir 
Gott helfe. nt 
Rott u. Merl, Quellenſammlung. II. Band. 8 


v4 
$: 16, 


Die bürgerliche Gültigkeit der Ehe ift nur von ber 
Bollziehung des Civilaktes abhängig; die firchliche Trau⸗ 
ung kann nur nach der Volziehung des Civilaktes ſtatt⸗ 
finden. 

Die Religionsverſchiedenheit iſt kein bürgerliches 
Ehehinderniß. | | 

Die Standesbiicher werden von ben bürgerlichen 
Behörden geführt. 


$& 20, (150.) und 21. (151.) unverändert. 


Artiktel W. 


$ 17. 
Die Wiffenfhaft und ihre Lehre ift frei. 


$. 22. (152.) nnyerinbert. 


$. 18. 


Unterricht zu ertbeiten, fo wie Unterrichtö- und Er⸗ 
ziehungsanftalten zu gründen, fleht jedem Deutfchen frei, - 
wenn er feine moralifche und wifjenfchaftliche resp. tech: 
niſche Befähigung Der betreffenden Staatsbehörde nach⸗ 
gewiefen hat. 

Der deutſchen Jugend wird durch genügende öffent 
liche. Schulanflalten das Recht auf allgemeine Menfchen- 
und Bürgerbildung gewährleiftet. 

Niemand darf die feiner Obhut anvertraute Jugend 
ohne den Grab von Unterricht laffen, der für die untes 
ren Volksſchulen vorgefchrieben ift. 

Das gefammte Untergichtö- und Erziehungsweſen 
fteht unter der Oberaufficht des Staates und ift der Bes 
auffihtigung der Geiſtlichkeit als ſolcher enthohen. 


A 


. 113 
Dao Sifenttichen Lehrer haben die Rechte ber Staats⸗ 


diener. Die Bemeinben wählen aus den Geprüften Me 
Lehrer der Volköfchulen. 


$. 18. (153.) 
Das Unterrichtes umb Erziehungsweſen ſteht unter der Obers 


aufficht des Staates und if, abgefehen vom Religiomsımterrichte, 
der Beauffihtigung der Geiſtlichkeit als ſolcher enthoben. 


6. 28. (154.) 


Unterrichtes mb Erzichungsanftalten zw gründen, zu leiten 
und an ſolchen Unterriht zn erthellen, ſteht jedem Deutſchen 
frei, wenn er feine Befähigung der betreffenden Staatebehörbe 
nachgewiefen bat. 

Der häusliche Unterricht unterliegt feiner Beichränfung. 


$. 25. (155.) 
ir die Bildung ber deutſchen Sugend ſoll durch affentliche 
Schulen überall genügend geſorgt werben. 
Eltern ober deren Stellvertreter dürfen ihre Kinder ober Pfles 
gebefohlenen nicht ohne den Unterricht laſſen, welcher für bie 
unteren Volksſchulen vorgefchrieben if. 


6. 26. (156) 


Die öffentlichen Lehrer haben das Recht der Staatebiener. 

Der Staat flellt unter geſetzlich geordneter Beteiligung ber 
Gemeinden aus ber Sapı der Geprüften die Lehrer der Volks⸗ 
ſchulen an. 


8. 19. 


Für den Unterricht in Volksſchulen und niederen 
Gewerbefchulen wird fein Schulgeld bezahlt. 

Armenfchulen finden nicht flatk. 

Die Gemeinde befoldet die Lehrer in angemeflener 
Weiſe. Unvermögenden Gemeinden Fommen dabei Staates 


mistel.au Hülfe,.- i 
r * 


Anbemittelten ſoll anf allen öffentlichen Interrichtö- 
8 freier Unterricht gewährt werben. . zanıin 


. . 
De a 
° 


8. 27. (157) 


Für den Unterricht im Volksſchulen und niederen Gewerbe· 
ſchulen wird kein Schulgeld bezahlt. 
. Unbemittelten ſoll auf allen öffentlichen Unlerrichteenſtalten 
freier Unterricht gewaͤhrt werden. 


$. 28..(158.), 


Es fieht einem Sehen. frei, feinen Beruf zu wählen und fich 
für benfelben auszubilden, wie und wo er will: 


Artitei V. 


6. 21. und $. 22. 
Bei der. erften Lefung angefallen. 
| $. 29. (159.) 


Jeder Deutſche hat das Recht, ſich mit Biten und Beſchwer⸗ 
ven fchriftlich an die Behörden, an bie Bolfövertretungen und 
au den Reichötag zu wenden. 

Diefes Recht kann ſowohl von einzelnen, als von Korporas 
‚tionen und von mehreren im Dereine ausgeübt werben, beim 

| Heer und der Kriegeflotte jedoch nur in der Weiſe, wie es die 
u Disciplinarvorfeeiften beftimmen. 


ä 


$. 30. (160.) 


Eine vorgängige Genehmigung der Behörden iſt nicht noth⸗ 
wendig, um öffentliche Beamten wegen ihrer amtlichen Hands 
lungen ei zũ verfolgen. J 33 

; 


—X 
.. 


Artiten VL 


on u Ss 23. on 
Die Deu haben das Recht, ſich keiedichn 8* 


ar 


ohne. Waffen zu verfammeln, einer befonderen Erlaubaiß 
dazu bedarf es nicht. 

Volksverſammlungen unter freiem Himmel können 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werben. 


u % 81. (161.) unserändert. 


$. 2. 


Die Deutfchen haben das Recht, Bereine zu biden 
Dieſes Recht ſoll durch keine vorbeugende Maßregel be⸗ 
ſchraͤnkt werden. 

Der Orden ber Jeſuiten, Liguorianer und Redemp⸗ 
toriſten iſt für alle Zeiten aus dem Gebiete des deut⸗ 
ſchen Reihe verbannt. 


6. 82: (162) 


Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Diefes 
Reit toll durch feine vorbeugende Maßregel beſchraͤnkt werben. 


6. 33. (163.) 
Die in den 66. 31 und 32 (101 und 162) enthaltenen Bes 
flimmungen finden auf das Heer und bie Kriegsflotte Anwen⸗ 
. bung, infoweit die militäcifchen Dieciplinarvorfchriften nicht ents 
gegenfichen. 


| a eti N e ( Vo 
$ 3. 
Das Eigenthum iſt unverleglich. 
Das geiſtige Eigenthum ſteht unter dem Schutze 
ber Reichsgeſetzgebung. | 
Jeder Grundeigenthümer kann feinen‘ Grundbeſitz 


unter Lebenden und von Todeöwegen ganz ober theil 
weife veräußern; Es bleibe den. Einzelſtaaten überlaffen, 


nn | 
Anbemittelten ſoll anf allen öffentlichen Unterrtchts⸗ 
anfalten freier Unterricht gewährt werden. Ä „on 


$. 27. (1573 ” 


Für dem Unterricht in Volksſchulen und niederen Gewerbe⸗ 
ſchulen wird kein Schulgeld bezahlt. 

Unbemittelten ſoll auf allen öffentlichen —R 
freier unterricht gewährt werben, 


$. 28, (158.). 


Es fieht einem Seben. frei, feinen Beruf zu ai und ſich 
für benjelben. auszubilden, wie und wo er will. 


Artikel v. 
$. 21. und S.. 22. 
Bei der erften Leſung auögefallen. 
| $. 29. (159.) 
Jeder Deutſche hat das Recht, fich mit Bitten und Beſchwer⸗ 


den ſchriftlich an die Behörden, an die Bolfeverkretungen und 


an den Reichötag zu wenden. 
Diefes Recht kann ſowohl von einzelnen, als von Korpora- 
 „fionen und von mehreren im Dereine ausgeübt werben, beim 
Heer und ber Kriegeflotte jedoch nur in der Weiſe, wie es die 

Dischplinarvorfigriften beſtimmen. 


$. 30. (100) 


Eine vorgängige Genehmigung, der Behörden iſt nicht noth⸗ 
wendig, um öffentliche Beamten wegen ihrer amtlichen Hands 


lungen vr zũ Verfolgen. W 
ee 


m 
ve 


Artiter vi. 


Ss 23. 
Die Deuthen haben das Recht, ſich —X ‚ab, 


ar 


ohne. Waffen zu verfammeln, einer befonderen Erlaubaiß 
dazu bedarf es nicht. 

Volksverſammlungen unter freiem Himmeil rkonnen 
bei dringender Gefahr für die öffentliche Ordnung und 
Sicherheit verboten werden. 


8 1. (161.) unverändert. 


$. 2. 


Die Deutfchen haben das Recht, Vereine zu bilden. 
Diefed Recht fol durch Beitte vorbeugende Maßregel be⸗ 
ſchraͤnkt werden. 

Der Orden ber Jeſuiten, Liguorianer und Redemp⸗ 
toriſten iſt für alle Zeiten aus dem Gebiete des deut⸗ 
ſchen Reiches verbannt. 


§. 82. (102) 


Die Deutſchen haben das Recht, Vereine zu bilden. Dieſes 
Reit oft duch feine vorbeugende Mafregel beſhraati werben. 


6. 33. (168.) 


Die in den 6$. SI und 32 (161 und 162) enthaltenen Bes 

. Himmungen, finden auf das Heer und die Kriegäflotte Anwen⸗ 

dung, infoweit vie militaͤriſchen Disciplinarvorſchriften nicht ents 
gegenfichen. 


4 ti N e I VI 
| | ae 32. 
Das Eigenthum iſt unverletzlich. 
Das geiſtige Eigenthum ſteht unter dem Schutze 
der Reichsgeſetzgebung. 
Jeder Grundeigenthümer kann ſeinen Grundbeſitz 


unter Lebenden und von Todeöwegen gang ober theik 
weife veräußern. Es bleibe den, Einzelſtaaten überlaſſen, 
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Die Durchführung.des vorſtehend ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſatzes der Theilbarkeit alles Grundeigenthums durch lie 
Berganöfaeiehe zu vermitteln, 


$. 6. 


Beſchränkungen des Rechtes, Liegenfchaften zu er 
werben und über fie zu verfügen, find für die todte Hand 
im Wege der Geſetzgebung and Gründen des öffentli- 
hen Wohles zuläffig. 

. Eine Enteignung kann nur aus Rückſichten des ge⸗ 
meinen Beſten, nur auf Grund eines Geſetzes und ae⸗ 
gen gerechte Entſchädigung vorgenommen werden. 


5.38: (168) en, 


Das Eigenthum iſt unverleglich. J 
Eine Enteignung fon nur aus Ruͤckſichten des gemeinen Bes 
ſten, nur auf Grund eines. Gefebes und gegen gerechte Entichäs 
bigung vorgenommen werben. 
Das geiffige Bigenthum foll durch die Reichsgeſehgebung ge⸗ 
ſchützt werden. 


9. 3% (106.) 


Jeder Grundeigenthümer Tann feinen Grundbeſitz unter Les 
benden und von Todeswegen ganz ober theilweiſe veräußern. 
Den Einzelftanten bleibt überlafien, die Durchführung des Grund⸗ 
faßes der Theilbarkeit alles Grundeigentum durch Uebergangs⸗ 
geſetze zu vermitkein 

Für die todte Hand find Befigränfungen des Rechtes, Liegens 
genfchaften zu erwerben und über fie zu verfügen, im Wege ber 
Geſetzgebung ans Gründen bes öffentlichen Wohles zulaͤſſig. 


$ 37. 28. 


Seber Unterthänigfeitäs and Sörigteitnerbanb un 
ei immer auf. 


Dhue Buben —* aufgehoben: a 
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1) Die Patrimonialgerichtsbarkeit, Die grundherr⸗ 
liche Polizei, fowie alle anderen einem Grundſtücke oder 
einer Perfon zuftändigen Hoheitörechte. 

2) Die aus diefen Rechten fließenden Befugniffe, 
Eremtionen und Abgaben jeder Art. 

3) Die aus dem guts⸗ und fchubherrlichen Ver; 
bande fließenden perfönlichen Abgaben nnd Leiftungen. 

Ale übrigen unzweifelhaft auf Grund und Boden 
baftenden Abgaben und Leiftungen find ablösbar, ohne 
Rüdficht auf die Perfon und das Verhältniß des Be⸗ 
rechtigten oder Berpflichteten: infofern nicht die Geſetz⸗ 
gebung die unentgeltliche Aufhebung einer oder der ans 
deren begründet findet. 

Die näheren Beftimmunges hierüber und über Die 
Art der. Ablöfung bleiben den Gefebgebungen ber ein⸗ 
zelnen Staaten überlaffen. 

Es fol fortan fein Grundſtück weder durch Geſch, 
noch durch Vertrag, noch durch einfeitige Verfügung it 
einer unablösbaren Rente belaſtet werden. 

Alle Zehnten find auf Antrag des Belaſteten ablba 
bar. Die Normen der Ablöſung beſtimmt die Geſetzge⸗ 
bung der einzelnen Staaten. 

Mit dieſen Rechten fallen auch die Gegenleiſtungen 
und Laften weg, die dem bisher Beredytigten dafür ob» 
lagen. 


6. 36. (166.) 


Jeder Unterthaͤnigkeits⸗ und Hoͤrigkeltsverband Hört für ims 
mer auf. 


S. 37. (167.) 
Ohne Entfchädigung find aufgehoben: 
1) Die Patrimonlalgerichtsbarkeit und bie grundherrliche Pos 


lizei, fammt den aus dieſen Rechten lichennen Befageffen. Ex⸗ 
emtionen und Abgaben. 
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3) Die ans dem guis⸗ und fchuhherrlichen Verbande fliegen: 


den perfönlicden Abgaben und Leiflungen. 


Mit viefen Rechten fallen auch die Gegenleiftungen und La⸗ 
ſten weg, welche dem bisher Berechtigten dafür oblagen. 


6. 38. (168.) 


Alle auf Grund und Boden haftenden Abgaben und Leiftuns 
gen, insbeſondere die Zehnten find abloͤsbar: ob nur auf Antrag 
bes Belafteten ober auch des Berechtigten, und im welcher Weife, 
bleibt der Gefeßgebung der einzelnen Staaten überlafien. 

GEs fol fortan fein Grundftüd mit einer ablösbaren Abgabe 
oder Leiftung belaftet werben. . 


29. 


" Die Iagdgerechtigfeit auf fremdem Grund und Bo⸗ 
den, Jagddienſte, Tagdfrohnden und andere Leiftungen 
für Jagdzwecke find ohne Entfhädigung aufgehoben. 
Jedem ſteht das Jagdrecht auf eigenem Grund und 
Boden zu. Der Lanbeögefebgebung ift ed vorbehalten, 
zu beftimmen, wie die Ausübung dieſes Rechtes amd 
Gründen der öffentlichen Sicherheit zu ordnen ift. 


$. 39. (169.) 


Im Grundeigenthum Tiegt die Berechtigung zur Jagd auf 
eigenem Grund und Boden. 

Die Jagdgerechtigkeit auf fremdem Grund und Boden, Jagds 
dienſte, Jagdfrohnden und andere Keiftungen für Jagdzwecke find 
ohne Entihädigung aufgehoben. 

Nur ablösbar ift jeboch die Jagdgerechtigkeit, welche erweis⸗ 
li durch einen läftigen mit dem Gigenthümer des helafteten 
Grundſtückes abgefchlofienen Vertrag erworben ift; über die Art 
und Weife der Ablöfung haben vie Sanbeögefeßgebungen das 
Weitere zu beftimmen. 

Die Ausübung des Jagdrechtes aus Gründen ber öffentlichen 


Sicherheit und des gemeinen vr zu aidnen bleibt der Lan⸗ 


beögejeßgebung vorbehalten. 
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Die Iagbgerechtigkeit auf frembem Grund und Boden darf 
in Zukunft nicht wieder als Grundgerechtigfeit beftellt werben. 


$. 30. 
Bei der erften Lefung ausgefallen. 


$. 31. 32. 


Die Familienfideicommiffe find aufzuheben. Die Art 
und Bedingungen der Aufhebung beftimmt die Gefetges 
bung der einzelnen Staaten. 

Ueber die Familienftdeicommiffe der regierenden fürfts 
lichen Hänfer "bleiben die Beftimmungen den kandesge⸗ 
ſetzgebungen vorbehalten. 

Gleiche Beſtimmungen, wie für Wzamilienfdeicom— 
miffe, gelten für Stammgüter. 

Aller Lehensverband ift aufgehoben. Das Nähere 
über die Art und Weife der Ausführung haben die Ges 
feggebungen der Einzelftaaten anzuordnen, 


$. 40. (170) 


Die Familienfideicommiſſe find aufzuheben. Die Art und Ber 
bingungen ber Aufhebung beflimmt die Gefeßgebung der einzels 
nen Staaten. 

Ueber die Familienfiveicommiffe der regierenden fürftlichen 
Häufer bleiben die Beftimmungen den Lanvesgefeßgebungen vor⸗ 
behalten. 


g. 4. (171.) 


Alter Lehensverband ift aufzuheben. Das Nähere über bie 
Art und Weife der Ausführung haben die Gefepgebungen der 
Einzelſtaaten anzuordnen. 


. 33, 
Die Strafe der Gũtereinzehung ſoll nicht ſtatt⸗ 
finden. . 


\ AN, Ci 
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$. 42. (172.) 
Die Strafe ver Dermögenseinziehung foll nicht ſtattſinden. 
$. 43, (173.) 


Die Beftenerung foll fo georbnet werben , daß bie Bevorzu⸗ 
gung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde 
aufhört. 


Artitel VII. 
Ss 3 


- Ale Gerichtsbarkeit geht vom Staate ans. Es fol 
(en feine Patrimonialgerichte beftehen. | 
.. . Die richterliche Gewalt wird felbfifländig von den 
Berichten geübt. Kabinetd- und Miniſterialjuſti iſt un⸗ 
ſatthaft. 
$ 4. (174) 
Alle Getichtabatkelt geht vom Staate aus. Es follen feine 
Patrimonialgerichte beſtehen. 


$. 45. (175.) 
Die richterlihe Gewalt wird felbfifländig von den Gerichten 
geübt. Kabinets= und Minifterialjuftiz ift unftatthaft. 


Niemand darf feinem gefeglichen Richter entzogen werben. 
Ansnahmegerichte follen nie fatffinden. 


$. 35. 


Es fol feinen privilegirten Gerichtöftaud der Pers 
ſonen ober Güter geben. 

Die Militärgerichtsbarkeit ift auf die Aburtheilung 
militärifcher Verbrechen und Vergehen, fowie der Milis 
tärdisplinarvergehen befchräntt, vorbehaltlich der Beflims 
mungen für den Kriegsſtand. 


6. 46. (176.) unverändert. 
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$. 36. 


Kein Richter darf, außer durch Urtheil nnd Recht, 
von feinem Amte entfernt, fuspendirt, oder an Rang 
unb Gehalt beeinträchtigt werden. 

Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Befchiuß in den durch das Gefeß beftimms 
ten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle vers 
fegt, oder in Ruheſtand gefeßt werden. 


6. 87. (177.) 


Kein Richter darf, außer durch Urthell und Hecht, von feis 
ven Amte entfernt, oder an Rang und Gehalt Heeinträchtigt 
werben. 
Suspenfion darf nicht ohne gerichtlichen Beſchluß erfolgen. 
Kein Michter darf wider feinen Willen, außer durch gericht« 
lichen Beichluß in den durch das Geſetz beflimmten Fällen und 
Tormen, zu einer anderen Stelle verfeßt oder in Ruheſtand ges 
feßt werben. 


$. 37. 


Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und mündlich 
fein. 
$. 48 (178.) 


Das Gerichtöverfahren ſoll öffentlich und muͤudlich fein. 
Ausnahmen von ber- Deffenhlichkeit beftimmt im Interefle ber 
Sittlichkeit das Gefeb. 


6. 38. 


In Straffachen gilt der Anflageprozeß. 
Schwurgerichte follen jedenfall in ſchwereren Strafs 
ſachen und bei allen politifchen Vergehen urtheilen. 


$. 49, (120) muvarindeek, :- 
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$. 42. (172.) 
Die Strafe ver Dermögenseinziehung foll nicht ſtattſinden. 
$. 43. (173.) 


Die Beftenerung fol fo georbnet werben, daß bie Bevorzu⸗ 
gung einzelner Stände und Güter in Staat und Gemeinde 
aufhört. 


Artifel VI. 
3 


- Ale Gerichtsbarkeit geht vom Staate ans Es folk 
fen feine Patrimonialgerichte beftehen. 

Die richterliche Gewalt wirb ſelbſtſtändig von den 
Gerichten geübt. Kabinets⸗ und Minifterintjußig iſt un⸗ 
ſatthaft. 

6. 44. (174,) . 
Alle Getichtabatkeit geht vom Staate aus. Es follen Feine 
Patrimonialgerichte beftehen. 


$. 45. (175.) 


Die richterliche Gewalt wird felhfifländig von den Gerichten 
geübt. Kabinets⸗ und Miniflerialjuftiz iſt unſtatthaft. 
Niemand darf feinem gefeblichen Richter entzogen werben. 
Ausnahmegerichte follen nie ftattfinven. 


$. 33. 


Es fol feinen privilegirten Gerichtöftand der Pers 
ſonen oder Güter geben. 

Die Militärgerichtöbarkfeit ift auf die Aburtheilung 
militärifcher Verbrechen und Vergehen, fowie der Milis 
tärdisplinarvergehen befchräntt, vorbehaltlich der Beftims 
mungen für den Kriegöftand. 


$. 46, (176.) unverändert. .1 
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6. 36. 


Kein Richter darf, außer durch Urtheil und Necht, 
von feinem Amte entfernt, ſuspendirt, oder an Rang 
und Gehalt beeinträchtigt werden. 

Kein Richter darf wider feinen Willen, außer durch 
gerichtlichen Befchluß in den darch das Geſetz beſtimm⸗ 
ten Fällen und Formen, zu einer anderen Stelle vers 
fest, oder in Ruheſtand gefeßt werden. 


6. 47. (177.) 


Kein Richter darf, außer durch Urthell amd Hecht, von feis 

wem Amte entfernt, oder an Rang und Gehalt Herinträchtigt 

x Wweren. ji 
Suspenfion darf nicht ohne gerichtlichen Beichluß erfolgen. 

Kein Michter darf wider feinen Willen, außer durch gericht« 

lichen Beichluß in den durch das Geſetz beflimmten Fällen und 

Sormen, zu einer anderen Stelle verfeßt oder in Buheftand ger 

febt werben. - 


8 37. 
Das Gerichtöverfahren fol öffentlich und mündlich 
fein. | 
6. 48. (178.) 


Das Gerichtsverfahren fol öffentlich und mündlich fein. 
Ausnahmen von ber. Deffentlichkeit beftimmt im Intereſſe ber 
GSittlichfeit das Geſetz. 


6 38 
In Straffachen gilt der Anflageprozeß. 


Schmurgerichte follen jedenfalls in ſchwereren Straf⸗ 
fachen und bei allen politifchen Vergehen arthelen: 


5. 40. (170.) Mbit, © |. 4 
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$. 39. 


Die bürgerliche NRechtöpflege fol in Sachen befon- 
berer Berufserfahrung. durch fachfundige, von den Bw 
rufögenoffen frei gewählte Richter geübt oder erg 
werben, 


8 50. (180.) unverändert. 


s 40. 


Rechtöpflege und Berwaltung ſollen getrennt fein. 
Der Polizei fteht nirgends Strafgewalt zu. 
- Sm deutfchen Kriegäheere gilt nur ein und dasſelbe 
Kriegögefeß, auf Schwurgericht und öffentliches Verfat—⸗ 
ren gegründet. 


U 5. a. 


J Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle 
Nechtöverlegungen entfcheiden bie Gerichte. 


$. 51. (181.) 


‚Rechtspflege unb Berwaltung ſollen getrennt und von einan⸗ 
ver unabhängig ſein. 
Ueber Kompetenzconflikte zwiſchen den Verwaltungs⸗ un öl 
richtsbehoͤrden in den Cinzelſtaaten enticheivet ein durch das Ges 
ſetz zu beflimmender Gerichtshof. 


6. 22. (182.) 


Die Verwaltungsrechtöpflege Hört anf; über alle Rechtsver⸗ 
letzungen entſcheiden die Gerichte. 
Der Polizei ſteht Feine Strafgerichtäbarfeit zu. 


ist 


oo. $. 42. 

Rechtskräftige Urtheile dentfcher Gerichte und öf— 
fentlicye authentifche Urkunden find in allen deutfchen 
Landen gleich wirkſam und vollziehbar. 


Lo 


ver Landesgeſetzgebnug vorbehalten. 
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€. 53. (188.) 
Nechtefräftige Urtheile deutſcher Gerichte find in allen deut⸗ 


ſchen Landen gleich wirkſam und vollziehbar. 
Ein Reichsgeſetz wird das Naͤhere beſtimmen. 


$. 54. (184.) 


Jede Gemeinde hat als Grundrechte ihrer Verfaſſung: 

a) die Wahl ihrer Vorſteher und Vertreter; 

b) die felbfiftändige Verwaltung ihrer Gemeindeangelegenheis 
ten mit. Ginſchluß der Ortspoligel, unter geſetzlich geoxbneiet: 
Oberauffiht des Staates; 

© die Veröffentlichung ihres Gemeindehaushaltes; 

d) Oeffentlichkeit der Verhandlungen als Regel. 


g. 55. (186.) 


Jedes Grundſtuͤck ſoll einem Gemeindeverbande angehören. 
Beſchraͤnkungen wegen Waldungen und Wüſteneien bleiben 
$. 56. (186.) 
Jeder deutiche Staat foll eine Berfafiung wit Voltovertre⸗ 
tung haben. 
Die Miniſter find der Volksvertretung verantwortlich. 


6. 57. (197.) | 


Die Volfsvertretung Hat eine enticheibende Stimme bei ber 
Geſetzgebnng, bei der Beftenerung, bei berOrbuung bes Staats⸗ 
banshaltes, auch Hat fie — wo zwei Kammern vorhanden finb,, 
jede Kammer für fih — das Recht des Geſetzvorſchlages, des 
Beichwerbe, der Aorefle, ſowie der Anklage der Minifter. 

Die Sigungen der Landtage find in ver Regel öffentlich. 


6. 58. (188.) 


Den nicht deutſch redenden Volksſtaͤmmen Deutfchlands iſt 
ihre volksthümliche Entwickelung gewaͤhrleiſtet, namentlich die 
Gleichberechtigung ihrer Sprachen, ſoweit deren Gebiete reichen, 
in dem Kirchenweſen, dem Unterrichte, der inneren Verwaliuns 


aud der Rechtspflege.. ee de 


&.58. (190.) 


Jeder dautſche Staatsbürger in ber Fremde ſteht unter dem 
Schutze des Reiches. 





26, | 
Nundſchreiben des Meichominiſiers des 
Inneren an ſämmtliche deutſche Negie— 


zungen, die Feudallaſten betr. d. d. 
223ten Dftober 1848. 


Die verfaffunggebende beutfche Reichäverfammlung 

hat bei der erften Berathung des Entwurfes der Grund» 
rechte des deutfchen Volkes, art. VEI, nachitehende Be: 
fhlüffe gefaßt: vgl. Nro. 25. $. 25—29. 31—33, 
". Wenn gleich diefe Beilimmungen einer nochmaligen 
Lefung und Befchlußnahme unterliegen, bevor file für 
ganz Deutfihland ats Geſetz verfündet werben können. 
fo ift doch mit aller Weahrfcheinlichfeit voraudzufehen, 
daß die Hauptgrunbfäße, welche bei der erfien Berathung 
anfgeftellt wurden, und theils die unentgeltliche Aufheb⸗ 
ung, theild die Ablösbarkeit verfchiedener Reallaften 
andfprechen, im Wefentlichen auch bei ber zweiten Bes 
rathung ungeänbert, jedenfalls ohne weitere Befchränkuns 
gen zum Nachtheile der bisher DVerpflichteten, werben 
angenommen werden. ' 

Es können nur mehr wenige Wochen verfließen, bis 
die zweite Berathung der Grundrechte bed deutſchen 
Volles beender fein wird. 

Das Neichöminifterium des Inneren fieht ſich hiers 
durch, um Die Durchführung biefer Befchläffe, wedurch 
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viele auf dem Landyolke haftende, zum Theil fehr bes, 
fchwerliche Laften ihrer völligen Aufhebung ober bad- 
Ablöfung entgegengeführt werden follen, ſoviel als mög⸗ 
lich zu befchleunigen, veranlaßt, an alle deutfchen Res 
gierungen die dringende Aufforderung zu ftellen, daß 
ſchon jest in allen deutfchen Einzelftaaten die Vorberei⸗ 
tungsarbeiten begonnen werden, welche zur möglichft 
fohnellen Verwirklichung jener Beichlüffe dienen können. 


Das eigene Intereſſe aller deutfchen Regierungen 
fordert, Baß der großen Mafle des beutfchen Volkes ienf 
materiellen Erleichterungen, die es in Folge der Maärz⸗ 
revolution zu hoffen berechtigt iſt, ſobald als möglid, zu 
Theil werben, daß der Bauernftand in Deutfchland non 
dem Drude, der Sahrhunderte lang auf ihm gelegen, 
völlig befreit, und durch den unmittelbaren Gewinn, Der 
dDadurd für feinen Wohlftand erwachöt, zur Weberzeus 
gung gebradıt werde, daß der friedliche und gefekmäßige. 
Weg, weldhen die beutfche Reichsverſammlung einge⸗ 
fchlagen, für ihn nicht fruchtlos geblieben ift. Es wird, 
aber auch die möglichite Befchleunigung aller zur Durchs 
führung jener Befchlüffe erforderlichen Maßregeln das 
Sntereffe der bisher Berechtigten wefentlich fördern, in⸗ 
dem dadurch allein jene Linficherheit des Beſitzſtandes 
und Werthes von liegenden Gütern aufgehoben werden, 
konn, die feit Monaten audauert und den Realfredit in 
feinen Grundveften erfchütterte. 


Das Reichsminiſterium des Innern glaubt fich her. 
fiheren Erwartung hingeben zu dürfen, daß alle Deuts 
[hen Regierungen eifrigft bemüht fein werben, dieſer 
Aufforderung zum Wohle der großen Zahl aller Grund⸗ 
eigenthümer bereitwillig zu entfprechen, und fid) dadurch 
in der Zufriedenheit. der zahlreichſten Vollsklaſſe bie ſie 
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cherſte Bürgfchaft ber Fortdauer eined georbneten Rechts⸗ 
zuſtandes zu verſchaffen. | 
Frankfurt a. M. den 22. Oktober 1848. 
Der Reichsminiſter des Inneren. 
Schmerling. 


27. 


Vorſtellung Deuticher ehemals reichs⸗ 
ſtaͤndiſcher Familien an die deutſche 
ANationalverſammlung, Die Grundrechte 
‚betr. d. d. 2’dten Dezember 1848. 


Hohe Nationalverfammlung ! 

In ihrer 31. Sitzung den 7.1. M., hat Eine hohe 
Nationalverſammlung bei zweiter Berathung des $. 7 
(2 von 6) der Grundrechte des deutfchen Volkes den 
früher befchloffenen Beftimmungen : 

„Ale Deutfche find gleich vor dem Geſetze. 
Standesprivilegien finden nicht Statt,” 
oder wie bie neue Faflung nun lautet: 
‚Alle Standesvorrechte find abgeſchafft“ 
eine dritte des Inhalts hinzugefügt: 
„Bor dem Geſetze gilt kein Unterſchied der 
Stände,” 
und an diefe allgemeinen drei Säße hat die hohe Vers 
fammlung den, den Adel allein berührenden Befchluß: 
„Der Adel ald Stand ift abgefchafft‘‘; 
gereiht, einen Befchluß, deffen Tragweite einerfeits ſich 
weiter ald blog auf und und auf alle nebft ung im Uns 
terthansverhältniffe ſtehenden Klaffen des Adels erftredkt, 
während andererfeitd ber Einfluß, den er etwa auf das 
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Privatrecht der betheilfgten Familien äußern ſoll, nicht 
präcifirt ift, und daher auch nicht mit Veſtinmtheit er er⸗ 
meſſen werden kann. 

Eine hohe Nationalverſammlung hat ferner in ihrer 
139. Sitzung an dem 19. I. M. bei der Beſchlußfaſſung 
über Art. VIII 66. 34, 35, und 36 der Grundrechte 
(früher Art. VII 66. 27 nnd 28) Hochſich nicht bewo⸗ 
gen gefunden, unferen dahin einfchlagenden Borftelluns 
gen Gehör zu ſchenken und den allgemein ausgefproches 
nen Srundfag, daß Enteignung von VBermögenstheilen 
and Nüdfichten bed gemeinen Beſten nur gegen gerechte 
Entfhädigung vorgenommen werben fünne, auch bei ber 
im $. 35 aus eben diefem Artifel angeordneten Enteig⸗ 
ung von guts⸗ und ſchutzherrlichem NRenteigenthum in 
Anwendung fommen zu laffen. 

Nicht minder hat diefe hohe Berfammlung in ihrer 
140. Sigung an dem 20. I. M. die Aufhebung der Fis 
deikommiſſe des im Unterthansverbande ftehenden Adele 
mit den Worten beſchloſſen: 

„Die Familienftdeifommiffe find aufzuheben. Die 
Art und Bedingungen der Aufhebung beftimmt 
die Geſetzgebung der einzelnen Staaten.’ 

. Wir mülfen beklagen, daß alle, die Aufrechthaltung 
der Fideifommiffe und die Beſtimmungen der $$. 34—36 
der Grundrechte betreffenden, von und und Anderen eins 
gereichten Borftellungen — ohne in der hohen Verſamm⸗ 
Inng zur Erörterung, ja auch nur zum Vortrage gelangt 
zu fein — in den Akten begraben blieben, und deshalb 
glauben wir nun, und auch vor der Nation auf unfere 
sechtlichen Ausführungen vom 31. Dftober, 7. und 28, 
November und 6. Oktober I. J. beziehen zu müſſen. 

Die Alten bezeugen ed, daß von und und Dem ges 
fammten. Adel nichts, was als befonderes Standesprivis 
leg bezeichnet werben könnte, was . nicht mit ber neuen 

Reit u. Merck, Quellenſammlung. I. Baur. 9 u 
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Megelung her: Berfofung Deutſchlands und dem Prinzipe 
"gleicher Freiheit für alle Stände elltenmen. aureinhar 
wäre, beanfprucht worden ift. 

Der Umbildung unſerer biöharigen wohtiſchen Stel⸗ 
tung haben wir, und hat der geſaumte Adel; ſich willig 
gefügt, und ach gegem die Auflöfung des -biäherigen- ge 
theilten Gigentkumd, fo wie gegen ‚die. Ablöſung aller 
grunde und fihugheralichen Rechte: hat: ſich vor Eier 
‚hohen. Nationalverſammlung feine Stimme erhoben Das 
"Einige, was wir begeheten, und was mit und der üb⸗ 
vige Adel begehrt, iſt, daß eine. gerechte und: gleichnä⸗ 
Pige Durchführung der allen Deutſchen als Grunbuedt 
Yerbärgten Verheißungen: des $. 32: 

' „Das. Eigentham ift unverletzlich Cine. Entrig 
nung fann nur aud. Rückſtchten bed. gemeinen Mies 
ſten, nur durch ein Geſetz und nur: gegen gerechte 

— Entſchädigung vorgenommen werben “3. = 

nicht aber: in- Beziehung: auf uns Ausſchluß ven jenen 

Verheißungen, oder ausnahmsweiſo Vertirzung us dem 

Vollzuge derſelben ſtattfinde. 

7 Wir haben in unſeren Schriften nachgewieſen, daß 
ed unmoͤglich fei, die beſtehenden Fideikommiſſe aufzuhe⸗ 
den, ohne bereits beſtehende und. feierlich gewährſchaftete 
Eigenthumsrechte in einer: Weiſe zu. verlegen, wobei ſich 
Art und Maßſtab einer: allen. Theilen gleichmäßig ges 
rechten Entfchädigung gar nicht ausmitteln läßtiz — wir 
haben ferner nachgewieſen, daß: andy. die: nadı SS: 25 
und 36 zur Enteignung fonmenden Rechte und Reuten 
ſich dem Begriffe wahren, bisher von. den Geſetzen a 
erfannten und gefhüßten Eigenthums ſubſumiren, und 
es ſtanden and ſohin unzweifelhaft die fo eben wörtlich 
ünsgehobenen Beſtimmungen der Grundrechte: zur Seite, 
als wir die: Aufrechthaltung der. Fideikommiſſe und dir 
ſchũdigung für vie-and Rückſichten des gemeinenn/ Beſton 
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zu euteignenden Renten, fo wie geſchehen ift, in Anſpruch 
nahmen. 

Unſerer feſt begründeten, in der Gleichheit vor dem 
Gefetze wurzelnden Bitte wurde nicht willfahrt. Statt 
deſſen aber ſchaffen unverkennbar die an dem 7. 19. unb 
20. I. M. gefaßten Befchlüffe in eben dem Augenblide, 
im welchem auögefprochen wird: „vor dem Geſetze gilt 
Bein Unterfchieb Der Stände”, für ben Adel einen neuen 
Standesunterfchied, eine wahre Ausnahmsftellung. 

Für ihn allein wird nämlich ausgefprochen, er fei 
mals Stand abgefchafft,” und durch die Aufhebung der 
Fideikommiſſe, fo wie durch unentfchädigte Enteignung 
biſsherigen Eigenthums, wird er von ber Theilnahme an 
den hechwichtigen durch die SS. 7 (Abſatz 4.) und 32 
allen Dentfihen geficherten Grundrechten ausgefchlofien. 

Diefe Ausnahmedverfügungen wiegen um fo fchwer 
ser, ald in dem, der Abftimmung über Die Aufhebung 
ber Fideikommiſſe unmittelbar vorangegangenen Schlußs 
vortrage ded Referenten auf die „völkerrechtlichen“ Gas 
rantien, welche für die Aufrechthaltung unferer Fidei⸗ 
kommiſſe in der Rheinbundsakte, in den Verträgen von 
1815 (Bundes: und Kongreßakte) und 1820 liegen, aus⸗ 
drücklich Bezug genommen, für ihre Befeitigung aber 
das Argument hinreichend erachtet wurde, „daß ed Dem 
Fuͤrſten nidjt zuftand, endverbindliche Beſtimmungen a” 
machen.“ 

Richt um ein ausſchließliches Vorrecht für uns w 
erringen, haben wir und darauf berufen, daß in dem 
Zahre 1806 die bis bahin reicheftändig gewefenen Faui⸗ 
Ken. nicht ſchrankenlos, fondern unter folenn vertragenen 
nBedingungen”, der Hoheit jener Staaten, denen: fr 
wun angehören, unterworfen wurden, und daß eine Bid 
fer Bedingungen dahin lautet, ihr Grundeigenthum und 
die ihnen belaffenen untzbaren Rechte follen ihnen alb 
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smantaftbares Patrimonials und Privateigenthum für 
immer gefichert bleiben. Eben fo wenig excluſiv war uns 
fer Beftreben, ald wir Bezug auf jene feierlichen Gas 
rantien nahmen, durch welche auch die fpätere Zeit. in 
ſtaats⸗ und völferrechtlichen Urkunden unferem Rechte 
das Siegel der Unverleglichfeit aufdrückte. Ä —* 
Wir thaten es, um zu beweiſen, daß das, was wir 
wegen Aufrechthaltung unſerer Fideikommiſſe und zur 
Abwehr gegen eine unentſchädigte Enteignung, auf je⸗ 
nem Rechtsboden, der ung mit allen übrigen Klaffen der 
Betheiligten ein gemeinfamer ift, und anlehnend an:bie 
6$. 7 und 32 der Grundrechte in Anfprud) genommen 
:haben, außerdem auch noch durch Gewährfchaften uw 
terftügt fei, welchen Geltung nicht verfagt werden kann, 
ohne nad) innen und außen alle Grundlagen feften und 
geregelten Nechtözuftandes zu zerfiören: 

:- zur Stunde nody wünfchen wir nichts fehnlicher, 
als nicht in jenen:befonderen Garantieen, fondern in ber 
gerechten. und ausnahmsloſen Anwendung der eben: ex 
wähnten : Beflimmungen der Grundrechte, und in der 
Gerechtigkeit der Bertreter der deutſchen Nation, die 
ausreichenden Anhaltspunkte für das Aufrechtbleiben aus 
ſerer Fideikommiſſe und für die Erhaltung oder Entſchä⸗ 
gung unſerer Eigenthumsrechte ſuchen zu müſſen, und 
wir geben die Hoffnung dazu noch nicht auf; Gerechtig⸗ 
keitsliebe und Heilighaltung von Zuſagen und Bertranen 
war: ja zu allen Zeiten mit dem Charakter des deutſchen 
Volkes verfchmolzen, und die ‚geringe Zahl, welche, bie 
Majorität der Stimmen in den Befchlüffen über Abfchafs 
fung des .Adeld ald Stand und über Aufhebung der Fi 
beitommifle bildete Cbei Dem erfteren Befchluffe 1/31, bei 
dem letzteren 1/17 der Gefammtftimmen), fpricht laut 
dafür, daß von einer gleichmäßigen allgemeinen Bote 
ſtimme hierbei nicht. die Rede fein könne. u 


y. 
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Allein unfgehsben ift Die Kraft jener ſtaats⸗ und 
wölferrechtlichen Berträge, auf welche wir ung beriefen, 
und fortan zu berufen berechtigt find, nod; nicht. Sie 
beftehen nach wie vor, und eben Ddiefe Verträge bilden 
auch zur Stundenochdie Grundlageder Stellung Deutfche- 
lands zu der großen Staatengefellfchaft. Auch in den 
Beziehungen nach innen find fie noch nicht ausgelöfcht, 
and daß insbefondere felbft die deutſche Bundesakte — 
jedenfalls auf fo Tange, als die neue Verfaffung, mit 
deren Berathung Eine hohe Nationalverfammlung ſich 
noch befchäftigt, nicht endgültig geworben und verfünbet 
ift, nicht ald völlig aufgehoben gelten und behandelt wer⸗ 
den könne, beweifen die Protokolle vom 29. Juni I. 3. 
und tägliche Vorkommniſſe zur Genüge. ' 


Gene Gewährfchaft materieller und Privatrechte, 
welche in der Bundesakte das Gefammtvaterland übers 
nommen und dem damaligen Zentralorgane zur Hands 
habung übertragen hat, ift noch nicht annullirt, und auch 
jene Garantie, welche die Unverleglichfeit der Cigenthumss 
verhältniffe, für welche wir hier das Wort reden, in den 
von Fürften und Bölfern auf die Verfaffungen der Eins 
zelnländer 'geleifteten Eiden finden, iſt gleichfalls noch 
nicht gelöft. 

Die übermächtige Gewalt eines Augenblided kann 
Rechte überwältigen und verftummen machen, allein den 
inneren Lebenskern des Rechtes und den Anfpruch auf 
deſſen Geltendmachung kann fle nicht vernichten. Cr 
‚ftirbt nicht in dem Bewußtfein — in dem Gewiffen — 
der Nationen, und die einzige felte Bürgfchaft für eine. 
einzuführende neue Ordnung der Dinge liegt in der Bes 
rechtigfeit, welche bei der Umbildung politifcher Zuſtände 
bad Necht und Eigenthum eines Jeden ehrt und fchügt, 
unterbrücdend aber gegen Niemand zu Werke gebt. .-° 
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Indem ‚wir heute vor Einer hohen Ratienalmenfpunm- 
lung die Rerhröbegründung unſerer Anſprüche noch ein⸗ 
mal zur. Spracde bringen, legen wir zugleid) unter Auf⸗ 
rechthaltung aller NRechtözuftändigkeiten bier wor den Nr: 
gen- Deutfchlande gegen die ausnahmsweiſe Aufhebung 
des Adels ald Etand, fo wie gegen die Aufhebung Der 
beficheuden Fideifommifle und gegen die ohne Entſchädi⸗ 
gung vorzunehmende Eigenthumsenteiguung Berwahrung 
mit dem Vorbehalte nieder, unfere desfallſigen Reklama⸗ 
tionen nach volendetem Verfaſſungswerke vor jenen Dr. 
ganen, welche demzufolge in Wirkſamkeit zu treten * 
ben werden, wieder anzuregen. 

Möge eine hohe Nationalverſammlung ben auadre⸗ 
jener Ehrerbietung genehmigen, womit wir zu anterzeice; 
nen die Ehre haben. 

Frankfurt den 27. Degember 1848, 

(Es folgen 41 Unterfchriften.) 


28. 


Denkſchrift der in Würzburg verfam⸗ 
melten Erzbifchöfe uud Biſchöfe Dentſch⸗ 
lands d. d. IMAten November 1848. 


Als in den Märzſtürmen d. J. das auf dem Wie⸗ 
ner Kongreß im Frühling 1815 von den deutſchen Für⸗ 
ſten und ihren Staatsmäunern errichtete Gebände der, 
politiſchen Geſtaltung Deutſchlands in ſeinem Grund er⸗ 
bebte, und die Fürſten dem durch alle Gauen des Va⸗ 
terlandes erſchallenden Rufe nach Freiheit Rechnung tra⸗ 
gen zu wollen ſich geneigt erklärten, da erkannten es bie 
fatholifchen Bifchöfe, daß, wie entſchieden und ſtreng 
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auch die Kirche 'ammwerhifire Beſtrebungen jeglicher Art 
verabſcheue und verwerfe, doch anch fie ein lebendiges 
Intereſſe Habe an der Sicherung alles desjenigen, wid 
ber allgemeine Ruf nach Freiheit von adminiſtrativer 
Bevormundung and Stontrole Wahres enthafte. Sie er⸗ 
fonnten, daB die Kirche an den Zuſagen, welche Deutſch 
ande Färften ihren Völkern gegeben, ben ihr gebühren⸗ 
dein Antheil in Anfpruch zu nehmen um fo weniger ver⸗ 
ſaͤnmen dürfe, als die vielfach laut gewordenen ungeftü⸗ 
men Aeußerungen falfch werftandener Freiheitobegriffe In 
der Kirche nur den Einen Wunſch, Bas Cine fehnliche 
Derfangen erwedten: in dem drohenden Kampfe der vo 
hen Gewalt und Willkür gegen Throne nnd Verfaſſun⸗ 
gen der ihr gewordenen Miffien, die Häterin zu fein. des 
Hanbend und der nur in ihm wurzelnden Sitte, thre 
volle Thätigkeit widmen und in freier fe lwſtſtandiger Wirb 
ſamkeit ungehindert entwickeln zu können. 

Die Biſchöfe glaubten der erleuchteten Einſſcht der 
deutſchen Regierungen vertrauen zu füllen, daß ba, we 
diefelben den Entſchluß verkündeten, unter Mitwirkung 
and Vereinbarung mit ihren Völkern ein ments Berfaß 
fungsgebäude aufzurichten, in welchem es den Bewoh⸗ 
nern deutfcher Lande fo wohl werben follte, den Genuß 
und die näturgemäße Entwickelung aller zuſtaͤndigen 
Rechte ſich geſichert zu wiſſen — ſie in ihrer Weisheit 
auch der Kirche für die ſegensvolle Entwickelung und 
Durchführung ihrer hohen Aufgabe das volle Maaß zu⸗ 
ſtändiger Freiheit nicht würben verfagen wollen. Und 
ald nun mit ber Forderung auch die Zufage einer un⸗ 
eingeſchränkten Glaubens⸗ und Religionsfreiheit, die Züs 
füge, daß jede Kirchengeſeilſchaft ihre Angelegenheiten 
frei und felbitftändig ſolle zu ordnen haben, durch alle 
Gauen des Vaterlandes ſich verbreitete, ba glaubten bie 
katholiſchen Biſchöfe Deutſchlanboð dem gehegten Ver⸗ 
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trauen um fo zuverfichtlicher fich hingeben zu follen, ale- 
ihrer Kirche ein achtzehnhundertjähriges Zeugniß ihrer 
Wirkſamkeit zur Seite fteht. Achtzehn Jahrhunderte bes 
zeugen, daß die Kirche ed gewefen, welche in flurmbes 
wegten Zeiten, wo die Wogen entfeflelter Leidenfchaften 
in wilder Brandung tobten, Nationen gegen Nationen 
im Kampfe um Sein oder Nichefein fid) erhoben, und 
die Grundfeſten aller bürgerlichen und Staatlichen Ord⸗ 
nung wanften — feſt ruhend auf dem Felfen, ben feiner 
Stürme Gewalt überwindet, und im klaren Aufblicke zu 
Dem, der ihr Haupt und Editein, ihr Führer und Ers 
feuchter fein will bid and Ende der Zeiten — die Völ⸗ 
fer gefittigt und erzogen, Künfte und Wiffenfchaften ge 
pflegt und veredelt, allen Arten der öffentlichen und Pris. 
vatnoth die nie verfiegenden Quellen der chriftlichen Cha⸗, 
ritad in. ihren mannigfaltigen, alle geiftigen und leiblis. 
chen Werfe der Barmherzigkeit umfaffenden Korporatios 
nen geöffnet, Fürften und Bölfer in der Geredhtigfeit 
zu ‚vereinbaren gefucht und fo Ordnung und Freiheit in 
allen Verhältniſſen des öffentlichen und bürgerlichen Les 
bend auf dem einzig wahren Fundamente bed Glaubens 
zu gründen gewußt hat. 


Ausgehend von ber Ueberzeugung, daß dieſer Bes 
ruf der Kirche zu allen Zeiten derfeibe fei, find daher 
die unterzeichneten Bifchöfe Deutfchlands zufammen ges 
treten, um vereint die Stellung zu bezeichnen und aus 
zufprechen, welche die Kirche nach ihrer uralten überlies 
ferten Verfaffung auch der neuen Ordnung der Dinge 
im öffentlichen Leben gegenüber einzuhalten habe, und 
zwar die Grundzüge der Stellung der Kirche zum Staate 
und zu anderen Religionsgenoflenfchaften, und Die Grund⸗ 
linien der Rechte der Kirche hinfichtlich der Ordnung ih⸗ 
ver Angelegenheiten, ded Kirchenregimentes. 
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Die Sitte, das. im Leben ſich audprägende Gewiſſen 
ded Menfchen, wird vom Glauben regiert, welchen bie 
Kirche lehrt. Die Kirche ift Darum die Hüterin der Sitte, 
wie der Staat in Wahrung bed Friedens und Spens 
dung der Gerechtigkeit der Hüter der nationalen Einheit: 
it. Staat und Kirche berühren fidy naturnothwendig in 
ihren Wirfungsfreifen, und deshalb erkennt der Episko⸗ 
yat und fpricht es aus: 

Cine Trennung herbeisuführen vom Staate, d. h. 
von der öffentlichen, nothwendig auf fittliher und relis 
giöfer Grundlage ruhenden Ordnung liegt nicht im Wils 
len der Kirche. Wenn auch der Staat fi von ihr trennt, 
fo wird die Kirche, ohne es zu billigen, gefchehen laſſen, 
was fie nicht hindern kann, file wird jedoch Die von ihr 
feloft und im wechfelfeitigen Einverftändnifle gefnüpften. 
Zuſammenhangsfäden ihrerfeitö nicht trennen, wo nicht 
etwa die Pflicht der Selbfterhaltung Died geböte. 

Die Kirche, betraut mit der heilig ernften Miffion: 
wie Mich der Bater gefandt hat, fo fende Sch euch, 
nimmt für die Aus» und Durchführung dieſer ihrer Sens 
dung — wie immer die öffentliche Drönung der Staas 
ten: geftaltet fein mag . — nur die vollfte Freiheit und 
Selbftftändigfeit in Anfpruch. Ihre heiligen Päbfte, Bi⸗ 
fchöfe und Bekenner haben diefer unveräußerlichen reis 
heit zu allen Zeiten Blut und Leben gern und muthig 
geopfert. Die Bifchöfe erkennen deshalb und fprechen 
ed aus: wo dad Verhältniß der freien Lebensäußerung 
der Kirche zu der öffentlichen Ordnung ded Staates 
durdy Soncordate oder ähnliche Verträge mit bem heilis 
gen Stuhle normirt und die unverfümmert getreue Er⸗ 
füllung dieſer Verträge gefichert ift, da werben die Bis 
fhöfe diefelben heilig achten. Wo jedoch im Einzelnen 
und Befonderen die Beſtimmungen folcher Verträge fich 
als: Hemmniſſe des kirchlichen Lebens und ber freien 
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epictoprilen Wirkfiumbeit bereits erwieſen haben, wie dies 
zB. vielfach mit dan fogenannten Staatöpatrotiakbe 
rechte, mit der Placetirung zu Kirchenämtern 1. a. der 
Fall ift, oder wo eintretende Aenderungen in ber öffent 
lichen Ordnung der Dinge Mobifttationen ober Abru⸗ 
fung der Verträge bedingen, da werden die Biſchöfe nick: 
fünmen, die Weishert des heiligen Stuhles um feine. 
Bermittelung zu Abwendung alles Hemmenden anzuge⸗ 
ben. Wo weder Berträge noch Beſtimmungen ded Kir 
chenrechtes einem Präfentatiends oder Beſtätiguugsrechte 
zu Slirchenämtern. dad Wort reden, da fühlen fich Die. 
Biſchöfe verpflichtet, die Freiheit der Kirche zu behaup⸗ 
tm. Sollte die Stellung ber Kirche im Staate nicht. 
ferner die einer öffentlichen um ihrer höheren Miſſion 
willen. bevorzugten Korporation fein, follte ihr nur: die 
Stellung eines blos noch privatrechtlich geficherten Bars 
eines verbleiben, jo muß und wird dieſelbe augefcheut zu 
iheem urfpränglichen Prinzipe, bem der vollen Freiheit 
und Seibdftfländigfeit, in Ordnung und Verwaltung ih⸗ 
rer. Angelegenheiten zurückkehren. 

Deu: Belennern anberer Glaubenslehren gegenüber 
galt und gilt Der Kirche als leitende Norm ſtets der 
Grundfag: daß fie alle Menfdyen aller. Zonen and Zun⸗ 
gen ald nach dem Ebenbilde Gottes Erfchaffene und ber. 
Erköfung Bedürftige mit gleicher Liebe umfaßt — daß fie 
für die Aus⸗ und Durchführung ihrer die Welt erlöfens 
den Miſſion nur die vollfte Freiheit und Selbſtſtäudig⸗ 
keit in Anfprudh nimmt — und daß fie gegen bie Pers 
fonen Aller, die zu ihrer Lehre, Berfaflung and Disziplin 
fich nicht befennen und. halten, allerwege jenes gleiche 
Vollmaaß der Liebe und Gerechtigkeit beobachtet, welches 
den bürgerlichen Frieden zwifchen Auhängern verfchiebes 
ser Glaubensbekenutniſſe fichert, ohne einen allen Be 
Senutniffen gleichverderblichen Indifferentismus usb eine 


ihren Satzungen wiberftreitende eommunieatie in saoris 
zu begünftigen. Die Bifchöfe erfennen und ſprechen «6. 
and, daß fie an dieſem Prinzipe feſt und in allen Bies- 
siehungen zu Andersgläubigen ihren durch biefes Prinzip‘ 
nosmirten tirchlichen Standpunkt innehalten werben. 
Unter den Rechten der Kirche fteht obenan das gött⸗ 
liche Recht der Lehre und Erziehung. Sie fann nimmer 
fich trennen von dem Bewußtfein des ihr gegebenen Auf⸗ 
traged: Gehet hin und lehret alle Völker, tanfet Fe im 
Ramen des Vaters und ded Sohnes und ded heiligen 
Geiſtes und Ichret fie halten alles, was Ich euch geſagt 
babe. Sie kann eben fo wenig ſich trennen von Dem: 
Bewußtſein der Freiheit in Erfüllung diefer Mifften. 
Alle Jahrhunderte und alle Welttheile geben der Kirche. 
das Zeugniß, daß die Träger und Werkzeuge ihrer gres 
Ben Erziehungsmiffion für bie freie Ausübung dei von 
ihrem göttlichen Stifter ihr ertheiften Auftrages, zu leh⸗ 
ren und zu erziehen, weder Mühen und Gefahren, noch 
Leiden und Tod gefcheut haben. Mochte Befigchum umb- 
Glanz and Ehre, mochte alles ihr genommen werben! 
das Recht, dad von Gott empfangene, zu lehren, zu er⸗ 
ziehen, zu fittigen die Völker des Erbfreifes, hat die Kies 
he nimmer preisgegeben. Und indem fie den Menſchen 
erfaßt, um ihn Ichrend und erziehend feiner höheren Bes’ 
flimmung zuzuführen, erfaßt fle denſelben vom zarteften 
Alter an, erfaßt umd begleitet ihn in der Entwicelung 
aller feiner geiftigen Kräfte, auf daß dieſe burch einen 
ale Zweige des Wiſſens umfaſſenden Unterricht zur vol⸗ 
len Durchbildung gelangen im Geifte ihrer auf bie hö⸗ 
here, ewige Beſtimmung ded Menfchen gerichteten Miſ⸗ 
fon. Wie der Menfch nicht getrennt gedacht werben 
kann in einen für feine trdtfchen Bedürſniſſe arbeitenden 
Leib und einen feine höhere Beſtimmung anftrebendenr 
Geiſt, fo weiß auch Die Kirche, daß der menfchliche Geiſt 
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nimmer zerfyalten. gebadyt werden kann, in zwei geſon⸗ 
derte Richtungen. Und eben barin beurfundet file ihr 
göttliched Recht zur Erziehung ded Menjchengeichlechtes, 
Daß fie den Geift des Menfchen in der Xotalität aller 
feiner Kräfte und Thätigkeiten erfaßt und entwidelt und 
durchbildet zu der höheren ewigen Beftinnmung der Menſch⸗ 
heit. Und es. ift wiederum die Gefchichte, welche der 
Kirhe das Zeugniß gibt, daß fie im Bewußtfein des 
göttlichen Nechted, der göttlichen Freiheit, die Menſch⸗ 
beit zu lehren, zu erziehen, zu fittigen, in allen Zweigen 
des Wiſſens und der Künfte das Herrlichfte geleitet hat 
von der Errichtung der ftillen Klofterfchule und Werk 
ftätte biß zur Gründung ihrerHochfchulen und ihrer Nies 
fendome, die alle fich erhoben auf dem Fundamente ber. 
Einen allumfaffenden Durchbildung des menfchlichen Gei⸗ 
ſtes zu ſeiner höheren Beſtimmung. 


Dieſes Anrecht an die Menſchheit kann die Kirche 
nimmer aufgeben, ohne ſich ſelbſt aufzugeben — und es 
iſt nur eine naturnothwendige Folge dieſes ihres Rech⸗ 
tes, daß ſie alle zur Ausübung deſſelben erforderlichen 
Mittel, die zum Lehren und Erziehen beſtimmten Indi⸗ 
viduen oder Korporationen ſowohl als die Lehrbücher 
frei zu wählen und zu beſtimmen, daß ſie insbeſondere 
in der Heranbildung und Reifeerklärung der Träger 
und Sendboten ihres großen Erziehungswerkes, ſowie in 
deren Verwendung, Ueberwachung, Correktion, oder, wo 
es nöthig, Beſeitigung, gänzlich und vollkommen freie 
Hand haben, und daß ebenſo die Beſtimmung darüber, 
welche Vereine und Korporationen etwa hiefür zu erhal⸗ 
ten oder zu errichten, und welche nicht mehr nützlich oder 
zuläſſig ſind, der Kirche allein zuſtehen muß, ſoll anders 
dieſelbe, als die Hüterin der im Glauben wurzelnden 
und die. Sicherung aller: öffentlichen Ordnung und. Ges 
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feßlichteit bedingenden Sitte, in dem Bollgenufle ber ihr 
zuftändigen Freiheit gedacht werden fünnen. 

Die verſammelten Bifchöfe erkennen deshalb und 
forechen es aus: die Kirche, durch die Kraft des Wors 
tes unter breihundertjähriger bfutiger Berfolgung begrün⸗ 
det, nimmt jeßt wie früher die unbefchränfte Freiheit der 
Lehre und des Uinterrichtes, fo wie die Errichtung und 
Leitung eigener Erziehungs: und Unterrichtöanftalten im 
audgedehrteften Sinne ald dasjenige Mittel in Anſpruch, 
ohne welches fie ihre göttliche Sendung wahrhaft und 
in vollem Umfange zu erfüllen außer Stand fein würde; 
und fie muß jede einengende Maßregel auf diefem Ges 
biete ald nicht vereinbar mit den gerechten Anſprũchen 
der Katholiken deutſcher Nation anſehen. 


Die Biſchöfe erkemen es als ihre Pflicht, Durch An⸗ 
wendung aller geſetzlich zuläſſigen Mittel dahin zu ſtre⸗ 
ben, die den Katholiken gehörenden Schulen als ſolche 
gegen jedes Verderbniß zu bewahren; alle für katholiſche 
Schulen beftimmten Fonds und Einkünfte für die fathos 
liſchen Schulen feſtzuhalten, und nöthigenfalld dort, wo 
fie: den Katholifen bisher entzogen oder vorenthalten wor⸗ 
den find, zurüczufordern. Insbeſondere erflären Die Bis 
ſchöfe, daß fie, gemäß der ihnen durch ihr Amt auferleg- 
ten und burch die Kirchenfaßungen eingefchärften Vers 
pflächtungen, vem Rechte nicht entfagen können, alle Res 
ligionslehrbücher in ihren Diözeſen auszuwählen und au 
beftimmen. 


Sie fprechen ed aus, daß den Biſchöfen dad Recht 
zufteht und die Verpflichtung obliegt, den Religionsun⸗ 
terricht an allen öffentlichen Unterrichtäanftalten, wo ka⸗ 
tholifcher Religionsunterricht ertheilt wird, zu leiten und 
zu vifitiren, fowie auch in der Sphäre der höheren theds 
logiſchen Wiſſenſchaften die Berantwortlichkett zu wahr 


on, weiche mit der göttlichen Vollmacht zu ſenden ihnen 
geworden iſt. 

Die Biſchöfe, die weſentliche Pflicht erkennend, den 
Klerus buch Unterricht und Erziehung heranzubilden, 
uehmen zu diefem Zwede. das unveräußerliche Recht in 
Anfpruch, nad) Fanonifchen Borfehriften alle jene Anftal 
‚gen und Seminarien zur Erziehung und Bildung bes 
Klerus, welche den Biſchöfen für ihre Didzefen nothwen- 
big. und nüßlich erfcheinen, frei und ungehindert zu ers 
zichten, die beftehenden zu leiten, das Vermögen derfels 
ben zu verwalten, und die Borftände, Lehrer und Zögs 
Tiage zu ernennen, aufzunehmen und zu entlaffen. 

Die katholifchen Bifchöfe, ald Nachfolger der Apo— 
ftel, allein mit der Vollmacht ausgerüftet, Arbeiter in 
den Weinberg ded Herrn zu berufen, damit dad Evans 
gelium alleamartö: verfündigt und die Geheimmtffe des 
Heiles den Gläubigen gefpenbet werden, find in gewifs 
ſenhafter Wahrnehmung diefes göttlichen Auftrages ver⸗ 
Wlichtet, nux jene als Lehrer und Priefter zu wählen, gu 
weihen und zu fenden, welche fie ihrem fittlichen Man⸗ 
Dei nach zum, heil. Lehrs und SPriefleramte für würdig 
ud: ihren: Keuntniffen nad, für fühig halten Ihnen 
ſteht demnach: allein: das Recht zu, die zum geiſtlichen 
Stande Bernfenen über Wandel und Wiflenfchaft zu weis 
fen, zur Vorbereitung: auf die heiligen Weihen und bie 
evangeliſche Sendung in die: Seminarien aufzunehmen, 
and denfelben, nachdem fle ihren Eifer im Lehr, oder 
Seelforgeramte, fowie ihre MWürdigfeit nad), fanonifüher 
Prüfung bewährt haben, das Zeugniß der Tüchtigfeit 
zur Verwaltung des Predigt und Pfarramted zu erw 
theilen. 

Die Bifchöfe erklären daher, daß ſowohl die Mitbes 
theiligung des Staated au den Prüfungen der in ben 
geiſtlichen Stand Tretenden zur Aufnahme in die Se 
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winorien, als auch deſſen Mitwirkung zu Bfarrionkuns 
prüfungen eine weſentliche Beichränfung der kirchlichen 
Freiheit und eine Beeintrachtigung ber biſchoflichen Rechte 
enthalte. 

So wenig die Kirche jemals ſich trennen kann von 
dem Bewußtſein ihres Rechtes und ſelbſtſtändiger Voll⸗ 
Führung ihrer Erziehungsmiſſton, eben fo wenig darf die⸗ 
ſelbe: zu irgend. einer Zeit verzichten auf dad mit. biefar 
Miſſion allenmege: Hand in Hand gehende Recht nad) 
dem Borbilde ihres göttlichen Stifters auch die. leibliche 
Wohlthäterin der Völker zu fein, deren geiftige Pflege 
ihr anvertraut tft. Was bie liebende Mutter ihren Kiss 
dern, das war die Kirche — die im Einfammeln und 
Asöcheilem ihrer Gaben. frei und ſelbſtſtändig fchalkenbe 
Kine: — zu aller. Zeit den Armen und Nothleidenden. 
Zähle,.wer es vermag, die aus ihrem. Schooße in ſo 
reicher Fülle und Mamichfaltigkeit hervorgeggngenen 
wmilden Stiftungen: das geheimnißvolle Walten des gͤtt⸗ 
lichen: Geiſtes und. Segens über dem Scherflein anch des 
Armen, das der Kirche zugleich mit der Gabe des Reis 
chen vertrauensvoll in die mütterliche Hand gelegt, oft 
ziner weit entferuten Noth beizufpringen geeilt, Dad wird 
ber menfehliche Kalkul nimmer durch feine Bahlenfiehuns 
gen zu ergründen vermögen. 

Ob die Kirche, auch bei. aller Opferwilligkeit fron⸗ 
mer Bereine, und. ihner Bereitwilligkeit, ſich zum Destier 
zu machen..am. Dex Thüre des Meichen, um die Gaben 
feinen Mildthätigkeit in den Schoß ber Armuth zu ſchüt⸗ 
ten, der Noth der heutigen ſozialen Zuſtände bie Haup 
mit Erfolg zu reichen im Stande fein möge, dies wird 
wefenslich bedingt. fein. Durch. bad Maaß freier ſelbſtſtän⸗ 
Diger. Bewegung, welches auch auf. diefem Gebiete ihr 
zu vindiziren die Biſchöfe ale. ihre Pflicht exfennen- . . 

Ein ‚andeneh aß, dem Vegriff« ihres. Mitten „unit 
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unabweisbarer Nothwendigfeit folgendes Recht der Kirche 
iſt das göttlich freie. Necht, ihren Kultus, und die. Art 
and Weife, wie berfelbe zu feiern, die Spendung ihrer 
-Saframente und die Einrichtung alles deilen, was auf 
den Gottesdienſt fich bezieht, Gebete und öffentliche Ans 
dachtsübungen, ohne alle Dazwifchenfunft oder hemmen⸗ 
des Eingreifen der weltlichen Gewalt ungehindert und 
felbftftändig zu ordnen. Ihr Kultus ift eben der in Dei 
:yerfchtedenen Kormen des Gottesdienſtes ſich ausprägende 
Glauben der Kirche, ihre Gnadenmittel, Gebete u. ſ. w. 
die fortwährende Vermittelung des Menſchen :mit ſeiner 
höheren ewigen Beſtimmung. Hier bewegt ſich die Kirche 
ausſchließlich auf ihrem eigenften Gebiete, welches bie 
Bifchöfe treu zu hüten die heiligfte Verpflichtung haben. 
Eine mit dem Weſen des Kultus innig zufammenhän- 
gende Blüthe des Fatholifchen Lebens find die durch alle 
Jahrhunderte der Kirche in den mannichfaltigften Geſtal⸗ 
‘tungen erfcheinenden geiftlichen. Bereine von Männern 
und Frauen; die fid) mit Genehmigung ihrer geiftlicheh 
Dberhirten durch Gelübde oder fromme Gelöbniffe ver⸗ 
bunden haben, um in erhöhtem Streben nach chriftlicher 
Bollfommenheit, unter beftimmten, ihren Verband und 
Ihre Thätigkeit normirenden Regeln, alle geiftigen umd 
leiblichen Werke der Barmherzigkeit in Unterricht, Pflege 
ver Armen und Kranken u. f. w. und zugleich einen ihr 
ganzes Thun und Wirken begleitenden Gottesdienſt, in 
Webet, Betrachtung und ſich felbft verläugnendem Ge⸗ 
horfam zu üben; die verfammelten Erzbifchöfe und Bis 
Tchöfe nehmen für dergleichen Vereine das gleiche Maaß 
der Freiheit der Affociation in Anfpruch, weldyes bie 
Verfaſſung ded Staated allen Staatsbürgern gewährt. 
Endlich hat die Kirche das Recht, alles katholiſche 
Kirchen: und Stiftungsvermögen als ihr durch rechtmäs 
ßige Titel wohl erworbened Eigenthum, gleich jedem 
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Bürger oder. bürgerlichen Bereine, gegen gewaltfamen 
Eingriff gefhüßt zu fehen, und daſſelbe frei und felbfts 
ftändig zu verwalten unb zu verwenden. Es iſt dieſes 
überall nur zu den Zwecken der Kirche in oft viele Jahre 
hunderte hinaufreichenden Stiftungsurfunden beftimmme 
Bermögen Eigenthum der Einen, als einiged Rechtsſub⸗ 
jekt zuerfennenden katholiſchen Kirchengefellfhaft, und 
muß ſich darum, follen Recht und Gerechtigkeit den Fürs 
ftien und Bölfern Denutfchlande annoch heilig und fein 
leerer Schall fein, allermege ded gleichen Rechtsſchutzes 
zu erfreuen haben, wie jedes andere Geſellſchaftsvermö⸗ 
gen, befien Unantaftbarkeit überall gefichert erfcheint, 
wo öffentliche und bürgerliche Ordnung eine Wahrheit 
iſt. | | 

Zum Schluffe legen die Bischöfe feierlich Verwahrung 
eim gegen jene nur auf feindfeliger Gefinnung oder Mans: 
gel an Einficht beruhende Darftellungsweife, welche in 
der katholiſchen Kirche, die fraft ihrer göttlichen Miſſlon 
alle Völker ded Erdfreifes umfaßt, Inland und Ausland 
unterfcheiden, und darum den lebendigen Berband der 
Bifchöfe und ihrer Heerden mit dem Vater der Ehriften« 
heit, mit dem heiligen apoftolifhen Bater zu Nom, als 
Sünde an derXtationalität, ale undeutfch und gefährlich 
zeihen zu können wähnt, und nicht ablaflen möchte, deu 
Verkehr der Bifchöfe und Gläubigen mit dem heil. Bater, 
und bes heil. Vaters mit ihnen Einer fortwährenden mißs 
trauifhen Kontrole zu unterwerfen. 

Zu dem innerften Wefen der Kirche gehört ihr in 
Lehre, Berfaffung und Disziplin überall ſich bewährens 
der Charafter der Einheit. Bedingung und Folge diefer 
Einheit ift der ſtets lebendige Verband und Verkehr zwis 
Shen Haupt und Gliedern, zwifchen dem heil. Vater zu 

Rom und der binnen der weiten Marken der Erde wohs 
nenden und in gleicher Einheit unter ihre Oberhirten fich 
Roth und Merk, Quellenſammlung. IL. Bo. 10 
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fhantenden Gläubigen. Diefer ungehenmte Verkehr bes 
dingt das gefunde Leben ber Kirche, wie ber ungeftürte 
Bintumlauf das. durch alle Adern pulfirende Leben des 
Menfhen. Was diefem Uuterbindung, daſſelbe ift dem 
Leben der Kirche jeder Akt willlürlicher Hemmung bes 
freien Verfehres mit dem Mittelpunfte der Einheit. 
Wie daher die Biſchöfe ed als ihre höchfte Ehre 
achten, durch den innigften Anfchluß an das Oberhaupt 
der Kirche und den engften Berband bes Episkopates ums 
ter fih allen Gläubigen bed Erbballed, Prieftern und 
Laien verbunden zu fein, und ed im Findlichen Gehorſam 
gegen den Nachfolger des Apoftelfürften Petrus fich ſtets 
werden .. angelegen fein lafien, den ihnen anvertranten. 
Theil des Volkes Gottes deutfcher Zunge in der Einheit 
und Reinheit des katholifchen Glaubens zu erhalten, auf 
daß ſich die einige Fatholifche Wahrheit fo entwicele und 
bewähre, wie es die ehrwürbdigen Gewohnheiten feiner. 
Bäter, wie ed der durch Tahrhunderte ausgeprägte Cha⸗ 
rafter. ded beutichen Stammes erfordert, fo müſſen ſie 
jede Art eines bie felbftftändige und freie Verkündigung. 
geiftlicher Erlaffe hemmenden Placets als wefentlihe 
Berleuung des unveräußerlichen Rechtes der Kirche, jede 
mißtrauifche Leberwachung des Verkehres zwifchen Hirt 
und Heerde, ald dem deutfchen Charakter, deffen Treue 
fprüdywörtlich ift, widerfirebend und mit dem Vollgenuſſe 
wahrer Freiheit unvereinbar erfennen und erklären. 
Würzburg, den 14. November 1848, 
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Rote bes k. bayerifchen Bevollmächtig⸗ 

ten bei der proviforifchen Zentralgewalt 

on das Neichsminifterium, Die Grund: 

rechte betreffend, d. d. ten Dezember 
1848. 


Der unterzeichnete interimiſtiſche königl. bayerifche 
Bevollmächtigte hat hinfichtlich der bei dem Zuſammen⸗ 
tritte mit dem Gefammtminifterium am 23. v. M. an 
die Bevollmächtigten der deutfchen Staaten ergangenen 
Aufforderung, ſich rüdfichtlich der Verfündigung und bes 
Vollzuges der Grundrechte des deutfchen Volkes zu Aus 
Bern, feiner allerhöchften Regierung Bericht erftattet, und 
iſt nunmehr ermächtigt, Nachftehendes zu eröffnen: 

In wenigen deutfchen Ländern find auf dem Wege 
der Sefetgebung dem Volke fo frühzeitig ausgedehnte 
Rechte verliehen worden, ald in Bayern, und hier bes 
ftehen bereits im Wefentlihen jene Einrichtungen ig. 
Kraft, welche bie Grundrechte zu begründen und zu ges. 
währleiften bezweden. 

In Bayern iftdiegrundherrliche Gerichtöbarfeit äufges 
hoben, der Unterthans⸗ und Hörigfeitöverband für im⸗ 
mer gelöst, dad Jagdrecht auf fremdem Grund und Bos 
den unterdrückt, ber Lehensverband für auflösbar erklärt, 
dad Verfammlunges und Vereinsrecht geflattet, die Preßs 
freiheit im größten Umfange gewährt, und ift der Weg 
angebahnt, die übrigen Grundrechte nad) Maßgabe ver 
Landeöverfaffung zur Geltung zu bringen. | 

Demnach wird eine materielle Differenz mit den von 
der Nationalverfammlung ausgefprochenen Grundrechten 
kanm alö beftchend anznfchen fein. Daß aber formelle 

10 * 
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Aenderungen nur auf verfaffungsmäßigem Wege und in 
Vebereinftimmung zwifchen Krone und Ständen herbeis 
geführt werden können, liegt am Tage, ift begründet im 
Weſen der konftitutionellen Regierungsform und bedingt. 
durch den auf die Verfaffung des Königreiches geleiftes 
ten Eid. 

Das Staatsminifterium erkennt bie Grundrechte ald 
bie Grundlage an, auf welcher die allen Deutfchen ges 
meinfchaftlichen Rechte einheitlich aufgebaut und zu Dies 
fem Zwecke in ber vaterländifchen Berfaffung und in den 
betreffenden Gefegen die nöthigen Abänderungen vorges 
nommen werden folen, um bie Gefeßgebung Bayerns 
mit der des deutfchen Reiches in Einflang zu feßen. 


30. 


Depeſche Des E. bannöverifchen Mini- 
ſters der auswärtigen Angelegenheiten 
on dent. bannöverifchen Bevollmächtig- 
ten bei Der propiforifchen Zentralge- 
walt, Die Separatverfündigung der 
Grundrechte betr. d. d. L3ten De: 
zember 1848. 


Die tief eingreifenden Wirkungen, welche die Vers 
fündigung der Grundrechte auf die gefammte Verfaſſung 
des Landes Außern muB, legen der königl. Regierung die 
unabweisliche Nothwendigfeit auf, fich die Folgen einer 
Publifation derfelben deutlich und beſtimmt vor Augen 
zu ftellen. Sie hat es ſich zur Pflicht gemacht, in ihrer 
Verfügung vom 11. v. M. zu erörtern, welde Nach⸗ 
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rechte in ber damals allein vorgelegenen erften Abfaffung 
sur Geltung gelangen follten. Würden dieſe Uebel der 
Preis fein, um weldyen die Eintracht des beutfchen Bas 
terlandes allein zu erfaufen wäre, fo dürfte die königl. 
Regierung die Uebernahme derfelben nicht ſcheuen. 

Anders aber liegen ihre Verpflichtungen, wenn, ab» 
gefehen von dem großen Einigungswerke, es fich allein 
um diefe Beltimmungen handelt. 

Zuerfi muß ſich hier die königl. Regierung die Vers 
pflichtung vergegenwärtigen, den Nechtözuftand vor Uns 
gewißheit und Unficherheit zu bewahren. Daß dieſes 
aber bei einer getrennten Verkündigung fo tief greifens 
der Beſtimmungen unmöglidy fei, wird fid) bereitö aus 
demjenigen ergeben, was wir unter dem 4. v. M. bei 
Gelegenheit der Frage über die Publifation ber Reichs⸗ 
gefeße darzulegen Beranlaflung gehabt haben. Abgefes 
hen aber auch von diefer moralifchen Verpflichtung einer 
jeden Regierung, find Wir in Gemäßheit der Art. 65, 
71, 102 und 103 des Gefeted vom 5. September, fo 
wie des Art. 2 des Geſetzes vom 10. April d. 3. vers 
pflichtet, darauf zu halten und verantwortlich Dafür, daß. 
Abänderungen der Gefege und der Verfaſſung des Kö⸗ 
nigreiched nicht ohne Zuftimmung der Stände vorgenoms- 
men werden. Die fünigl. Regierung hegt bad unerfchüts 
terliche Vertrauen, daß die Zentralgewalt, weit entfernt, 
irgend eine Landeöregierung in Erfüllung ihrer verfafs 
fungsmäßigen Obliegenheiten zu bebrängen, ed vielmehr 
als ihre Pflicht erkenne, jeden Angriff auf die gültig bes. 
ftehenden Berfaflungen abzuwehren. 

Nur das Zuftandefommen ded neuen Berfaflungss 
werkes — welches nad ben fowohl von den Regierums 
gen, ald deu Völkern Deutſchlands durch Anordnung und 
Bollzug der Wahlen zur deutfchen Nationalverfammlung 
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anerkannten Bunbesbefchlüffen vom SO. März und 7. 
April d. J. allein auf dem Wege der Vereinbarung mögs 
lich if, — kann diefe Stellung ändern. Gewiß wird 
aber die Zentralgewalt auch in dem Befchluffe der Ras 
tionalverfammlung vom 27. Mai, nach welchen alle Bes 
flimmungen der beutfchen Verfaſſungen bid zur Grütts 
bung des allgemeinen Berfaffungswerfes in Kraft bleis 
ben follen, und in dem ihre eigene Eriftenz begründen, 
ben Befchiuffe vom 28. Juni, welcher alle Einwirkung 
der Zentralgewalt auf daflelbe ausfchließt, eine noch 
dringendere Beranlaffung finden, Berhältniffe unverlegt 
zu erhalten, an deren unfanfter Berührung das ganze 
Verfaſſungswerk fcheitern könnte. Je Iebhafter die kgl. 
Regierung die Vermeidung eines ſo traurigen und für 
Deutſchland ſo gefahrdrohenden Ereigniſſes wünſcht, und 
je mehr ſie zu der Weisheit der proviſoriſchen Zentral⸗ 
gewalt vertraut, daß dieſelbe auch hier die richtigen 
Wege einſchlagen werde, um ſo mehr hält ſie ſich über⸗ 
zeugt, daß es derſelben nicht entgangen fein könne, wie 
bedenklich ſich die Stellung ber beutfch s öfterreichifchen 
Landestheile namentlich zu diefer Frage geſtalte. Nicht 
nur dürften bei ben geringen Majoritäten, mit weldyen 
biefe an ſich fo zweifelhaften Grundrechte befchloffen find, 
und dem entfcheibenden Einfluffe, den die öfterreichifchen 
Deputirten auf biefelben gehabt haben, in dem unglüds 
lichen Falle, wenn Defterreich fich von bem neuen Bers 
faffungswerfe zurüczöge, bie Stimmung ber Berfanms 
Iung in Bezug auf diefelben eine wefentlicdy verfchiebene 

und ſonach die verfrühte Publikation eine fehr uners 
wünfchte Erfchwerung ber ganzen Einigung werben, fons 
dern es ift auch nidyt minder zu beforgen, daß eine fols 
che ohne Rückſicht auf jenen großen Staat und deſſen 
befondgre Stellung befchaffte Verkündigung eined Theis 
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les der Verfaſſung bem Beitritte deffelben zu bem Gau⸗ 
zen, ben jeder wahrhaft deutfch gefinnte und die Inter⸗ 
effen des Baterlandes klar erfennende Mann mit allen 
Kräften erfireben muß, unüberfeigliche Hinderniffe in 
den Weg wälzen fünnte. 


Unter diefen Umftänden erachtet die Regierung nach 
ihren gefeß» und verfaffungsmäßigen Verpflichtungen ges 
gen dad Königreich und im Intereffe bed Einigungswers 
tes felbit fi verbunden, der yproviforifchen Zentralges 
walt den dringenden Wunfch audzufprechen, daß dieſe 
Anftand nehmen möge, mit einer theilweiſen Berfündis 
gung der Befchlüffe der Nationalverfammlung über das. 
Berfaffungswerk nad) Andeutung bed Rundfchreibene vom. 
22. Oktober vorzufchreiten. Die Regierung erachtet ſich 
zugleich verpflichtet, die einfchlagenden Rechte ded Kö⸗ 
nigreichs Hannover, insbefonbere die der hieflgen Fans 
deövertretung, ausdrüdlich vorzubehalten. 


Der Herr Bevollmächtigte wolle von dieſer Erkläs 
- zung, mittelft abfchriftlicher Ueberfendung der gegenwär⸗ 
tigen Eröffnung, das Reichsminiſterium amtlich in Kenmts. 
niß feßen, wolle aber bamit im Namen ber koͤnigl. Res 
gierung bie beflimmte und aufrichtig gemeinte Berfiches 
rung verbinden, daß die Regierung das Zuſtandekom⸗ 
men bes beutfchen Verfaſſungswerkes auf dem dazu bes 
tretenen Wege für die Ehre und dad Wohl des Vater⸗ 
landes unentbehrlich betrachtet, und daß fie, einer ‚gleis 
hen Ueberzengung bei der in den nächſten Monaten zu 
verfammelnden Landesvertretung im Voraus gewiß, im: 
ber vorbehaltenen Zuftimmung ber Regierungen, ihrers 
ſeits nur eine unerläßliche Gewähr für deu dauernden 
und fegendreichen Beſtand einer Schöpfung erblidt,. bei 
beren- Gründung die. beutfche Rationalverfannuiung ſich 
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eine danfende Anerkennung bed Vaterlandes für all Bei 
ten zu fichern wifjen wird, 
‚Hannover, den 17. Dezember 1848: | 
Königl. hannoverfched Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten. 
Graf von Bennigfen 


51. 


Rote Des k. Hannöverifchen Bevollmäch⸗ 

tigten bei der proviforifchen Zentralge: 

wolt an Das Neichöminifterium. Die 

Publikation Der Grundrechte betreffend, 
d. d. 30. Dezember 1848. 


Herr Minifterpräfident! 

Die von Ihrem Herrn Vorgänger im Minitterialdes 
yartement des Inneren unterm 22. Oktober d. J. gefches 
hene Beröffentlihung der in erfter Berathung von der 
beutfchen Nationalverfammlung über den Art. VIE des 
Entwurfed der Grundrechte des deutfchen Volkes gefaßten 
Beſchlüſſe mit der Aufforderung zur Vorbereitung für- 
die Ausführung unter Bezeichnung der zweiten Bera⸗ 
thung ale einer im Weſentlichen wohl wenig ändernden 
Form hat bei der königl. hannöverifchen Regierung: lebs 
bafte Beforgniffe hervorgerufen. Sie drüdte diefelben in 
einem Reffripte an mid) vom 11. v. M. aus, welches ich 
hieneben abfchriftlich unter Beifügung eines Abdruckes 
der darin allegirten Denffchrift zu überreichen mich bes 
ehre. Dem mir ertheilten Auftrage gemäß babe ich den 
Gegenſtand feierlich mit Hrn. v. Schmerling befprochen. 
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Da dies aber in eine Zeit fiel, wo ed ihm fchwer war; 
gehörige Muße dazu zu finden, fo wurde die Sache feis 
neswegs erfchöpft und theilte ich DanniShrem Herrn Vors 
Hänger im Amte das obea erwähnte Reftript im Drigis 
nale unter dem Erfuchen mit, zu ihm gelegener Zeit mir 
feine Anficht mittheilen zu wollen. Ohne daß es jedoch 
dazu fam, hat mir ber vormalige Herr Unterſtaatsſekre⸗ 
tär v. Wirth die erwähnten Aktenftüde unlängft mit dem. 
Wunſche zurücgeftellt, Abfchrift davon eingeliefert zu fes 
ben, und gleichzeitig der damalige Herr Reichsminiſter 
des Inneren mündlich gegen mich geäußert, daß dad Mi« 
nifterium zu einer ben Wünfchen meiner Regierung ent⸗ 
fprechenden Einwirfung faum im Stande fein werde... 
Durch den inzwifchen eingetretenen rafchen Fortgang und 
theilweife auch dad materielle Nefultat der zweiten Bee 
rathung der Grundrechte haben die Beforgniffe der küs. 
nigl. hannöverifchen Regierung nur gefteigert werden kön⸗ 
nen, und hat fie mir den Auftrag ertheilt, Ihnen, Herr 
Minifterpräfident, bie Rückſichten darzulegen, welche für. 
das Königreich Hannover einer abgefonderten Publication 
ber Grundrechte entgegen ftehen würden. — 
Folgt nun die vorftehende Depefche vom 17. Dezember 1848. 


37. 


Schreiben d. k. bannöverifchen Geſammt⸗ 

minifteriums an Die Ständeverfommlung,: 

Die Grundrechte betreffend, d. d. 210. 
Februar 1849. 


_ Unter denjenigen Grundfäßen, welche bie gegenmärs 
tige Regierung in ihrer Bekanntmachung am 22. März: 
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v. J. als Hauptrichtſchnur ihrer Thätigkeit bezeichnete, 
ſtanden in erſter Reihe 
Maaßregeln zur Einigung Deutſchlands und zur 
Erreichung einer Vertretung des Volkes beim Bunde 
in verfaſſungsmäßigem Wege. 

Die Regiernng konnte ſich bei der Befolgung dieſes 
Grundſatzes, welcher die weſentliche Erhaltung der Bun⸗ 
desverfaſſung und deren Fortbildung im Geiſte der Ein⸗ 
heit und der unmittelbaren Betheiligung des Volkes in 
ſich ſchloß, der vollen Zuſtimmung der früheren Stände⸗ 
verſammlung erfreuen. Es traten inzwiſchen in dem Aus 
genblicke, als die Vertagung dieſer Verſammlung nicht 
länger aufzuſchieben war, Ereigniſſe ein, welche ſowohl 
das Fortbauen auf der bisherigen Grundlage, als die 
Entwickelung im verfaſſungsmäßigen Wege unmöglich zu 
machen ſchienen. Die Regierung hielt ſich verpflichtet, 
in ihrem Schreiben vom 7. Juli von dieſer damals noch 
nicht völlig entwickelten Lage der Dinge Kenntniß zu ge⸗ 
ben-und das Weitere anf ſich zu nehmen. Um fo brins 
gender fühlt fie das Bedürfniß, fi über ihr ferneres 
Verhalten in dieferifür alle Verhältniſſe des Landes mans 
gebenden Angelegenheit den Ständen gegenüber auszu⸗ 
fprechen. 

Am 7. Suli ſchien durch die Errichtung einer provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt und bie Auflöfung der Bundes⸗ 
verfammlung der Weg der Verfaffung entfchieden aufge: 
geben zu fein. Später gewährte die Bundesverfammlung 
durch ihren Beſchluß vom 12. Iuli, welcher dem Reichs⸗ 
verwefer die ganze bie dahin von ihr geübte Macht übers 
trag, die Möglichkeit, das fi neu Bildende einigermps 
Ben an die beftehende und von den übrigen Staaten Eus 
ropad allein anerkannte Ordnung anzufnüpfen. Nachdem 
aber der Umfchwung der Berhältniffe in den beiden gros 
Gen Staaten, in Defterreich und Preußen, hinzugekom⸗ 
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men ift, liegt e8 am Tage, daß der gefammte Zuftand' 
Deutfchlande wiederum ein völlig verfchiedener gewworben 
ift, und daß die Dinge ſich jet abermals einer Entſchei⸗ 
dung nähern, welche von der bamals erftrebten fehr weit 
abgehen Tann. 

Die Regierung bes Königreiches hat in ber Zwifchens 
zeit ihre Aufgabe darin zu erfennen geglaubt, in als 
len wirklich praktiſchen Fragen ihre Verpflichtungen ges 
gen das Gefammtvaterland, foweit ihre Kräfte reichten, 
auf das Entfchiedenfte und Vollſtändigſte zu erfüllen. 
In Rückſicht auf die Verfaffung aber hat fie lediglich bie 
Entwidelung abwarten müffen, indem ihr fein anderes 
Mittel der Einwirkung gegeben war, ald da, wo es die 
Umftände mit fich brachten, die Berhältniffe klar vorzu⸗ 
legen und die Schwierigkeiten anzudeuten. 

In der erfteren Beziehung wird fein Staat verhälts. 
nigmäßig fo bedeutende Opfer gebracht haben, wie Hans: 
nover. Mit welcher Schwere die Laft bes bänifchen Kries 
ges auf das Königreich und zumal auf Die Küftengegend 
gefallen ift, das bedarf feiner Schilderung. Die Auss 
gaben und Berlufte der Staatskaſſen, wie bedeutend Dies 
felben auch find‘, bilden ben kleinſten Theil diefer Laſt. 
Das Heer hat fi) durch Tapferkeit und Kriegstüchtig⸗ 
feit andgezeichnet, und nicht minder im Herbite durch 
Haltung und Mannszucht in Sachſen und Thüringen 
von allen Seiten Lob erworben. Gegenwärtig liegt dem⸗ 
felben aufs Neue die Bewachung der Grenze ob. 

Reben diefen großen Leiftungen ift ed anerlannt, 
baß die zur Dedung der allgemeinen Ausgaben und zur: 
Herftelung der Flotte audgefchriebenen Beiträge von 
feiner Regierung mit größerer DBereitwilligfeit geleiftet 
find. 

Die wichtigen Fragen über die Zoll» und Handel 
einiguug find nicht minder auf alle Weife gefördert, ob⸗ 


wohl ed auf ber Hand liegt, daß foldhe für bad König⸗ 
reich zunächft fehr ſchwere Kaften und Berlufte mit fich 
führen und vielleicht den fo feit geordneten Haushalt im 
Innerſten erfchüttern werden. Man ift. mit vorbereiten 
den Maaßregeln den Wünfchen noch zuvorgefommen, um. 
anf jede Weife den Eintritt des Zeitpunftes zu befchlen- 
nigen, wo auf neu befefligtem Boden wieder ein bauers 
haftes Gebäude des öffentlichen Wohles aufzuführen fein. 
wird. So hat die Regierung in diefen Beziehungen Al 
led gethan, was ihr die beftehenden Gefeße und ihre Ders 
autwortlichkeit dem Lande gegenüber erlaubten. 


Eben dieſe Rüdfichten aber haben fie genöthigt, in 
Beziehung auf die Berfaffung fich eine lediglich abwarz 
tende Stellung aufzulegen. Ausgehend von der Uebers 
zeugung, daß die Berfafiung Deutfchlands niemals auf 
eine wahrhaft heilbringende Weife ind Leben ‚gerufen. 
werden kann, wenn nicht die Nationalverfammlung und 
die Regierungen der deutfchen Staaten in Uebereinſtim⸗ 
mung handeln, hat die Regierung bed Königreiches, fo. 
lange noch der Bundedtag ein Organ gab, durch wel 
ches die Regierungen einwirken fonnten, feine Zeit ‚ver 
faumt und nicht abgelaflen, Schritte zu fördern, welche 
der Berathung eine fefte Grundlage hätten geben können. 
Nachdem aber diefed Organ verloren gegangen und ber 
proviforifchen Zentralgewalt jede Einwirkung auf bie 
Verfaſſung entzogen war, ift ihr nichts übrig geblieben, 
als der Wendung der Dinge, welche die Ereigniffe hers 
beiführen würden, entgegenzufehen. Denn es lag fo viel 
am Tage, daß die Regierung eined mittleren deutfchen 
Staated einen entfcheidenden Einfluß niemals üben fünne. 
Diefe Berfaffungdfragen theilen fidy gegenwärtig in zwei 
verfchiedene Hauptmaflen, indem es ſich eines Theiles 
um die Berfaffungsformen handelt, anderen Theiles um 
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die Grundrechte der deutfchen Nation; jene die eigents 
liche Aufgabe, diefe mehr eine Erweiterung derfelben. 
“Mas nun die Verfaflungsformen angeht, fo haben 
fih allerdings, feitdem die Negierungen der beiden gros 
fen Staaten wieder zur Kraft gelangt find, alle Berfafs 
fungsberathungen um ihr Berhältniß gedreht. Durd 
Oeſterreichs Erflärung, an feinen früheren Berhältnifien 
und Nechten in Beziehung auf den deutfchen Bund fefts 
halten zu wollen, jedoch ohne beftimmte Bezeichnung feis 
ned Berhältniffes zu dem neu zu gründenden Bundes⸗ 
ftaate wird die Sache ungemein erfchmwert. Dies ift am 
entfchiedenften an den Tag gelegt durch die Abftimmung 
der Nationalverfammlung felbft, welche bis jegt für eine 
genügend beflimmte Form der Reichögewalt, mithin der 
Berfaffung felbft, eine Mehrheit nicht hat bilden Tonnen. 
Höchſt erwünſcht hat es der Negierung fein müflen, 
daß in dieſem Eritifchen Augenblide die königl. prenßis 
fhe Regierung ſich veranlaßt gefunden hat, die Initia⸗ 
tive zu ergreifen, um jebt noch die Regierungen zu eis 
ner. gemeinfamen Erklärung zu vereinigen, weldye für- 
die fchließliche Berathung der VBerfammlung einen Ans 
haltspunft und fo den unbegrenzt umherfchwanfenden 
Berfaflungsplänen einen feiten Schluß zu geben geeig: 
net fein möchte. Die Regierung ded Königreiches hegt 
zu den Deutfchen Regierungen fowohl, als zu der Deuts 
fhen Nationalverfammlung das Vertrauen, daß alle 
Theile zu Opfern ſich bereit und eben dadurch zur wahs 
ren Einigung und Kräftigung des Vaterlandes fich fäs 
big erweifen werden. 
Durch diefed Ereigniß wirb denn auch die Angeles 
genheit der Grundrechte zu einer befinitiven Erledigung: 
geführt werden können. Bei diefer Sache haben mate⸗ 
riefle und formelle Gründe der verfchiedenften Art völlig 
entgegengefegte Auffaſſungen hervorgerufen. .- Während: 
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in materieller Hinficht nur wenige mit allen Säben eis 
verftanden fein möchten, hat der furze pofitive Ausdruck 
von Nechtöregeln und Prinzipien, weldye größtentheile 
auch gegenwärtig fchon gelten, bei Vielen unbebingten 
Beifall gefunden. Und eben fo haben Viele in der Aus 
erfennung. eben diefer Grundrechte durch. die Regieruns 
gen — ungeachtet aller Bedenken, die man ſich verhehlte 
— eine Garantie zu finden geglaubt, daß auch die Bers 
faffung, wenn ſolche abgefchloffen fein würde, anerfannt 
werben müfje, während andere aber in dem Vorwegneh⸗ 
men: biefer Grundrechte eine größere Schwierigkeit ent» 
decken, ald in dem vollftändigen VBerfaffungswerte felbft. 

Die Regierung hat fidy hier, wie überall an die eins 
fahen und beftimmten Borfchriften der Berfaflung hals 
ten müſſen. Diefe verftattet ihr nicht, Landesgefege ohne 
Zuflimmung der allgemeinen Ständeverfammlung 3x vers 
fündigen. Nur außerordentliche dringende gefegliche Vers 
fügungen, deren Zwed durch Verzögerung vereitelt wers 
deu würde, find davon ausgenommen, wenn fie eine Abs 
änderung der Landesverfaflung nicht enthalten ($. 72.). 
Auch erhalten Bundesbefchlüffe durch blofe Verfündigung: 
verbindliche Kraft. Die Behörben find nur dann zur Be⸗ 
obachtung der Publikationen verbunden, wenn folche in 
gehöriger Form gefchehen find. 

Daß nun hier von einem unter ftändifcher Mitwir⸗ 
kung erlaffenen Geſetze eben fo wenig die Rede :fein 
Eönne, ald von einer dringenden Verfügung, deren Zwed 
durch Zögerung vereitelt werben und ohne Abänderung 
der Landesverfaffung zu erreichen fein würde, liegt am 
Tage. Es hätte fi) nur fragen können: ob die Grund⸗ 
rechte al& Bundesbefchluß auf den Grund des bie Rechte 
bes Bundestages auf die proviforifche Zentralgewalt 
übertragenden Bundeöbefchluffes vom 12. Suli zu publis, 
ziren geweien. fein würden? Die Regievung hat ſich 


aber auch dazu. nicht befugt erachtet, ba jene Uebertras 
gung nicht hat weitergehen können, ald die proviforifche 
Zentralgewalt ſelbſt. Durch $. 3 des diefelbe bezwecken⸗ 
den Schiuffed vom 28. Juni aber ift die Errichtung des 
Verfaſſungswerkes von der Wirkfamfeit der Zentralges 
walt ausgefchloffen. 

Run find die Grundrechte ein Theil jened Berfaß 
fungöwerfed. Diefelben können alfo unmöglich aus den 
Befugniffen der auf diefed gar nicht bezüglichen Zentrals 
gewalt Gefeteöfraft ſchöpfen. Dazu kommt, daß bie 
Bundeöverfammlung feine weiteren Rechte übertragen 
konnte, ald die durch den Bundeszweck (innere und äu⸗ 
Bere Sicherheit) und den ferneren Inhalt der Bundes 
akte felbft gegebenen, mit welchen manche Berfügungen 
der Grundrechte, namentlich diejenigen über das Eigen⸗ 
thum, durchaus nicht zufammenhängen. 

So bliebe denn für die Rechtsgültigkeit der Grund⸗ 
rechte und die Befugniß der Negierung, denſelben Ges 
feßeöfraft zu verfchaffen, nichts übrig, ald die Annahme, 
daß die Begründung der Berfafiung diefer Berfammlung 
ganz allein zuſtehe. Auf diefer von ben Regierungen 
nicht anerfannten Annahme aber hat man in einer fo 
fehweren und verantwortlihenSache nicht fußen können. 
Ueberdies ift die Nothwenbdigfeit einer Verſtändi⸗ 
gung auch noch neuerdings in den Aktenſtücken über die 
öfterreichifche Frage anerkannt, in Anfehung ber. Grund⸗ 
rechte aber zur Zeit nicht verfucht worden. 

Bei diefen Zweifeln, ja biefer Unmöglichkeit für die 
Regierung, den Grundrechten einfeitig geltende Kraft zu: 
verfchaffen, haben benz auch die materiellen Bedenken 
doppelte Bedeutung gewinnen müſſen. Ein fehr großer, 
ja bei Weitem der größte Theil der in den Grundrech⸗ 
ten enthaltenen Säge ift freilid) bereitö in unferem Rechte _ 
ehen ſo begründet und: daher an fich völlig uubebeuflich,, 


Allein es liegt in der Natur der Sache, daß folche alls 
gemeine leitende Nechtöprinzipien und Regeln nicht in 
bindende. Gefeße umgewandelt werben können, ohne eine 
Reihe von näheren Beſtimmungen und Ausnahmen nös 
thig zu machen, durch welche die praftifche Anwendung 
einer jeden Pegel erft möglich wird. Dies ficheint im 
vorliegenden Falle keineswegs genügend beachtet zu fein, 
ja der Eingang der Örundrechte, welcher jede Aufhebung 
oder Beſchränkung derfelben ausdrücklich unterfagt, würde 
foldye nothwendige nähere Beftimmung an fih unmöglich 
machen. Außerdem aber find einzelne Sätze aufgenom⸗ 
men, welche mit dem Zuftande des Königreiches oder bes 
deutender Theile befjelben unvereinbar find und von ben 
bisher in der Geſetzgebung feftgehaltenen urfprünglichen 
Drinzipien des Gemeindelebend abweichen. Daß die Res 
gierung ſich einer Berantwortlichkeit blos geftellt hätte 
wenn fie in Dingen von folder Erheblichkeit den Stän⸗ 
ben hätte vorgreifen wollen, bedarf der Erörterung nicht. 

Um die Sache in jeder Beziehung klar vorzulegen, 
wird ed angemeflen fein, die einzelnen Paragraphen der 
Grundrechte einer Prüfung zu unterziehen, und es ergibt 
ſich Folgendes: - . 

Zu Art. 1 fünnen die $$. 1 und 2 überall fein Bes 
denken finden, auch $.4 hat an ſich nichts Nadıtheiligeg, 
nur nöthigt er, die S$. 16 und 110, 6, 7 der linterges 
richteorbnung, welche bei der Kaution für Prozeßfoften 
und bei Arreften einen linterfchied machen, abzuändern. 
Auch wird in Zukunft rüdfichtlich fremder, nicht genüs 
gend legitimirter Perfonen, allgemein dasjenige Verfahs- 
ven eintreten müſſen, welches gegenwärtig in Anfehung 
berjenigen Staaten ftattfindet, mit welchen ausdrückliche 
Verträge Über die Staatsangehbrigkeit abgefchloffen find. 
Der 6. 3 wird unten näher zu erörtern fen. 6. 5 if 
um ſo unbebenklicher, da die Strafe des bürgerlichen 
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Todes im Rechte des Königreiches nicht exiſtirt. Auch 
$. 6 wird unmittelbar ind Leben treten können, infos 
fern es fich von felbit verfteht, daß die Auswanderungss 
freiheit nur unbefchadet der Wehrpflicht beſtehe. Dies 
aber ausdrücklich zu bevorworten, fcheint um fo noth⸗ 
wendiger, ald die Küftenlage ded Königreiches nnd bie 
ungemeine Ausdwanderungsluft in mauchen Gegenden 
fhon gegenwärtig nicht unerhebliche Unzuträglichkeiten 
hervorgerufen hat. 

Bom Artikel 2, weldher im Ganzen wenig bedenk⸗ 
ich, muß aus gleichem Grunde wegen bed Schlußfages 
weiter die Rede fein. 

Der Artikel 3 ift in feinen Grundfägen gänzlich dem 
beftehenden Rechte entnommen. Die ohnehin fuspendirte 
Aufhebung der Todesſtrafe, welche übrigens die größte 
Gefahr der Uebereilung nicht ausfchließt, und der fürs 
perlihen Züchtigung kann erfolgen; die Geſetzgebung 
über Hausfuchung $. 10, 3 wird auch jegt fchon genüs 
gende Sicherung gewähren, und würde hier alfo der 
augenbliclichen Einführung nichts im Wege ftehen; Bes 
fhlagnahme von Papieren, Garantie ded Briefgeheims 
niffes find auch gegenwärtig in genügender Weife in den 
Geſetzen ded Landes vorgefehen. 

Nur der Sab des $. 8: 

„Die Polizeibehörde muß Jeden, den fie in Ber 
wahrung genommen hat, im Laufe des folgenden 
Tages entweder freilaffen, oder der richterlichen 
Behörde übergeben‘, 
macht im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit eine Aen⸗ 
derung der Gefeßgebung nothwendig, um die Gerichte 
zu autorifiren, Zandftreicher fo lange feflzuhalten, bis es 
möglich ift, ihren Wohnort zu ermitteln und fie dorthin 
zu dirigiren, eine Maßregel, die um fo nothwendiger iſt, 
als nach dem Obigen dad Mittel der blofen Ausweis 
Roth u. Merk, Quellenſammlung. II. Band. 11 
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fung, welches biäher allen denjenigen Staaten, mit be- 
nen feine Berträge gefchloffen waren, gegenüber beſtand, 
nicht ferner anzuwenden iſt. ntgegengefegten Falles 
würde nichts übrig bleiben, als foldyem Gefindel das 
Umherftreifen frei zu geftatten, da bis jegt der Nichter 
deine Befnugaig hat, in einem foldhen Sale die Feſthal⸗ 
tung zu verfügen. Die bdeöfallfige Geſetzgebung wird 
vorbereitet. 
Artikel 4 über Preßfreiheit ift um fo unbedenklicher, 
als der zweite Abſatz die dort genannten Maaßregeln 
offenbar nur in fo weit unterfagt, als ſolche den Cha⸗ 
rafter des Borbeugungd- und Hinderungsmitteld anneh- 
men, nicht aber infofern fie lediglich eine Folge Der ges 
werblichen Ordnung, oder der Finanzgefeße des Staas 
tes find und alle auf gleiche Weiſe treffen. Die fuspens 
dirte Berfügung bes vorlegten Abfaged anlangend, wird 
den Ständen bereitd das erforderliche Gefeg vorgelegt 
werben. 

Rückſichtlich der im Artikel 5 begründeten Glaubens⸗ 
freiheit ift nur zu bemerfen, daß der Sat des $. 14: 

„Niemand iſt verpflichtet, feine religiöfe Webers 
zeugung zu offenbaren’, 

durch die im $. 19 gegebene Eidedformel befchränft er: 
fheint, da diefe nothwendig als ein Befenntniß des Glau⸗ 
bend an Gott betrachtet werden muß. Zugleich aber müfs 
fen wir bevorworten, daß diefe Formel die Rechte der; 
jenigen chriftlichen Seften, die den Eid für Sünde hals 
ten, und bei denen daher eine andere feierliche Berfiches 
sung bem Eide gleich flieht, nicht befchränfen darf. Das 
wirb bei der gefeßlichen Durchführung der betreffenden 
Paragraphen zu beachten fein. 

Ebenmäßig können durd den 8. 17 dem Ctaate 
diejenigen Rechte nicht befchränft werben, welche er in 
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Bezug auf die Temporalien ber einzelnen Sirche zu üben 
bat, und muß ihm die Beftätigung ber Geiftlichen fo 
lange bleiben, ald denfelben bürgerliche Funktionen, inde 
befondere die Sanftionirung der Ehe auch in bürgerlis 
der Hinficht, und die Führung der Standedbücher aus 
vertraut find. Das placet rüdfichtlich Firchlicder Maps 
regeln muß dagegen wegfallen. Es liegt am Tage, daß 
in biefer Beziehung eine fernere Abänderung bes Kap. 

4 bed Landeöverfaffungsgefeges unerläßlich fei. | 

Bom Artikel 6 werden die $$. 22, 23, 24, 35, 26 
zwar eine Abänderung der Gefege über Schulen unb 
Schulvorſtände mit fich führen. Bedenken Tonnen fie aber 
sicht erregen, ba die Beauffichtigung bed Religionsun⸗ 
terrichtes den Geiftlichen als folchen bleibt, indem der 
Religiondunterricht ſtets and; Hauptgegenftand der Volks⸗ 
fehulen bleiben muß, und dadurch mit genügender Be⸗ 
ftimmtheit bedingt ift, daß auch der im $. 24 erwähnte 
häuslihe und Privatunterricht den Religiousunterricht 
umfaffen müffe, mithin der Aufficht nicht entzogen wers 
den Eünne. Auf die SS. 27 und 28 aber wird unten zus 
rückzukommen fein. | 

Artikel 7 über Verſammlungs⸗ und Bereindrecht ift 
unbebenflih, da für dad Heer genügende Disziplinars 
sprichriften vorhanden find. 

Artikel 8 dagegen erregt manche Beforgniffe. Zwar 
kann auch hier der $. 32 um fo unbedenfliher in's Les 
ben treten, ald der 5. 35 bed Landesverfaffungsgefeßes 
neben mehreren Spezialgefegen bereitd eine genügende 
gegislation zur Ausführung bdefjelben gibt. Auch 8. 34 
it unbedenklich, da ein folcher Unterthänigfeitd- und Hö⸗ 
rigfeitöverband — wohin blofe Neallaften und getheils 
tes Srundeigenthum entfchieden nicht gehören — feit 
der Ablöfungsorönung vom 23. Juli 1833 nicht mehr 
eriftirt. 

11 * 
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Der $. 35 ift feinem Hauptinhalte nach unbes 
denklich; infofern jedoch die durch Staatöverträge gas 
"rantirten Rechte der Mebiatifirten und die unentgeltliche 
Aufhebung einiger — freilich dem Werthe nach unerhebs 
lichen — Vermögensrechte in Betracht kommt, bebarfders 
“felbe näherer Erörterung. Dasfelbe ift der Fall in Hins 
ficht der S$. 36, 37 und 38. 

- Dagegen ift in Anfehung der Lehnsaufhebung $. 30 
und der Aufhebung der Güterkonfiskation das Nöthige 
durch die Landesgeſetzgebung längft vorgefehen. 

Die wenigften Bedenken dürfte Artikel 9 erregen, 
"da in der That in diefer Beziehung die Gefeßgebung des 
Königreiches bereitd ungleich weiter vorgefchritten ift, 
"als die Grundrechte vorausſetzen; denn fehr Vieles von 
"dem; was biefe noch von künftiger Gefeßgebung erwars 
"ten, namentlicdy der Inhalt der S$. 43, 44, 48 und 49 
iſt hier bereitd in’d Leben getreten. Der Inhalt der 68. 
48 und 46 aber gehört zu denjenigen Beftimmungen, 
‚welche burch das VBerfaffungsgefes vom 5. September 
3848 bereitd getroffen und nunmehr auszuführen find. 
Jedoch verlangen die allgemeinen Ausdrüde einzelner 
Sätze eine nähere Beſtimmung. So mird namentlid) 
zum $. 41 auf die flandesherrlichen Nechte Bezug zu 
nehmen fein. Der zweite Sag des $. 42 Darf es nicht 
‚auöfchließen, daß der Oberrichter nach den Geſetzen die 
einzelne Sache auf ein anderes Gericht übertrage, und 
‚unter Ausnahmegerichten fönnen nur die hier zu Lande 
längft verbotenen Kommiffionen für einzelne Fälle, nicht 
aber Spezialgerichte für gewiffe SKlaffen und Sachen 
verftanden werden, da $. 43 Abfak 2 und $. 47 ſolche 
ausdrücklich zulaſſen. Die Aufhebung des privilegirten 
Gerichtsſtandes kann den befonderen Gerichtöftand ber 
Mitglieder der königlichen Familie nicht aufheben, und 
werden aud hier die vertragsmäßigen flandesherrlichen 
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Rechte zu erwägen fein. Das Verbot der Verfeßung- 
eines Richters ohne Befchluß des Gerichtähofes kann eine. 
dienſtliche Beförderung nicht ausfchließen, da es ficher 
nicht die Abficht ift, auch diefe den Gerichten felbft zu 
übergeben. Es wird hier nur von einer Verfegung zur 
Strafe die Rede fein. Ebenfo würde der $. 47, fo zweds 
mäßig folcher im Allgemeinen ift, doch bei einer Durchs 
führung in feinen äußerften Konfequenzen zu unerträglis. 
cher Beſchwerde gereichen. Die Entfcheidung über den 
Kompetenzkonflift, welche dad Verfaſſungsgeſetz vom 3. 
September 1848 $. 10 in letzter Sinftanz dem höchften 
Tribunale überträgt, wird den Vorſchriften des F. 48 
genügende Folge geben, und im $. 49 unter Verwaltungs⸗ 
rechtöpflege nur die Entfcheidung reiner Privatrechtövers 
hältniffe durch die Berwaltungsbehörden verftanden seh, 
nicht aber die Anwendung des öffentlichen Rechtes, zu⸗ 
mal auch hier die Rechtsverletzung nach $. 10 ded Ver⸗ 
faffungsgefeßes vom 5. September 1848 ſtets vor bie, 
Gerichte gezogen werben kann. 


Endlich darf durd die Ueberweifung ber Polizeis 
ftrafen an die Gerichte, den Gemeinden, Genoſſenſchaf⸗ 
ten, Deichgerichten u. ſ. w. das Recht ſofortiger Beſtra⸗ 
fung der z. B. bei Schauungen entdeckten Mängel nicht 
entzogen werden. 

Diefed Alles dürfte fich jedoch durch die ſpeziellen 
Geſetze, deren möglichſte Förderung in der Abſicht der 
Regierung liegt, zur Genüge fichern laffen, und es bleis 
ben demnach bie $$. 3, 7, 27, 28, 33, 35, 36, 37, 38 
ald ſolche übrig, bei denen wmefentliche Bedenken ein 
treten. 


Der $. 3 würde an ſich zugelaſſen werden können, 
wenn nicht der Entwurf des Heimathögefegee zuſammen⸗ 
genommen mit dem $.. 28 eine große Gefahr mit ſich 
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führte. Sener Entwurf nöthigt die Gemeinde, jeden Eins 
zügling aufzuniehmen, 
welcher erwerbsfühig ift und zur Zeit feiner Aufs 
nahme weder öffentliche Armenunterflüßung ges 
nießt, "noch wegen eined gemeinen Berbrecheng 
beftraft worden ift. 

Derfelde legt ferner in dad Heimathsrecht den An: 
ſpruch: 

Im Falle der Arbeitsunfähigkeit und Verarmung 
vom Heimathsbezirke nothdürftig unterhalten zu 
werden, wogegen der Heimathsbezirk den Regreß 
gegen anderweit Verpflichtete nehmen ſoll. 

Damit aber wird der Gemeinde zu Gunſten der 
umauglichſten Mitglieder der Geſellſchaft eine Laſt anfs 
gebürbdet, zu beren Tragüng fie auf die Dauer ganz ums 
fähig | 
Es wird ein Zuftand herbeigeführt werben, wie wir 
ihn auf den Grenzen des Landes mehrfach bereitö eins 
geriffen finden. 

Bon ber hierburch gegebenen faft unbebingten Frei⸗ 
beit ber Anſiedelung wird die nothwenbige Folge fein, 
daß die Gemeinden felbft auf völlige Freiheit des Ges 
werbebetriebed dringen müffen. Denn einer einmal ans 
fäffigen, darbenden Familie ehrlichen Erwerb zu entzies 
ben, ift auf die Dauer unmöglih. Dazu fommt, daß 
5. 28 erklärt: 

8 ſteht Jedem frei, feinen Beruf zu wählen und 
fi für denfelben auszubilden, wie er will; ein Satz, beim 
eine praftifche Bedeutung kaum beizulegen ift, wenn man 
nicht darunter die Aufhebung der zünftigen Lehr» und 
MWanderpflicht verfteht. Unter diefen Umftänden Tann 
bie in Ausſicht geftelfte Gewerbeordnung faum etwas 
Anderes geben, ald die Herftelung völliger Gewerbefrei⸗ 
beit, and es wird demnach von den Städten und dem 
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Handwerköftande, welche auf diefe Berhältniffe mit Recht 
ein fo entfchiedened Gewicht legen, bei Zeiten vorgebaut 
werden müflen, wenn man bie Folgen abwenden will. 

Was den $. 7 angeht, fo wird der wefentlihe Ins 
halt der erften fechd Säge kaum ein Bedenken hervors 
rufen, wenngleich manche Folgen noch nicht vollig klar 
find. Zuerft dürfen wir nicht verfchweigen, daß von eis 
ner Anzahl zum hohen Adel gehöriger mediatifirter Fürs 
ften und Grafen aber gegen diefen Paragraphen der aus 
gefchloffene Proteft erhoben ift, da derfelbe in ihre vers 
tragemäßig geficderten Rechte eingreife. Sodann wird 
berfelbe eine Aufhebung des $.10 des Landesverfaſſungs⸗ 
gefegesd mit füch führen. Es wird nothwendig werben, 
in Anfehung der Erbfolge eine Abänderung des Bremis 
fhen Ritterrechteö, fo wie der Auöftener der adelichen 
Töchter im Osnabrück'ſchen ıc. eintreten zu laffen. 

Died Alles ift jedoch zu befeitigen. Dagegen würde 
das Verbot der Stellvertretung im letzten Sage das 
Land fehr hart treffen. Der Satz: 

Die Wehrpflicht ift für Alle gleich, 

ift an fi fchon Feine Wahrheit, wenigftens in vollem 
Umfange niemald durchzuführen. Dienſtleiſtungen find 
ihrer. Ratur nach niemals gleich zu vertheilen. Ausnah⸗ 
men bleiben fletö nothwendig, und ohne eine ganz unhalts 
bare Bermehrung ded Heeres oder eine Vernichtung Der 
Kriegstüchtigkeit defjelben wird man auch den ganzen 
Nachwuchs der Mannfchaft gar nicht einmal einftelen 
fönnen. Daraus geht eine große Ungleichheit nothwen⸗ 
big hervor, und Diefe wird noch um vieles fchlimmer, 
wenn man nun gar denjenigen, der nicht dienen kann 
oder will, zum Dienfte nöthigt und denjenigen, ber gern 
bienen würde, zurüdweifen muß. 

Dadurch wirb das Heer ſicher nicht gewinnen, wohl 
aber wird der Reiz zur Auswanderung, ber ohnehin 
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fchon fo groß und fo tief im deutfchen Bolfscharafter 
begründet ift, durch eine derartige Borfchrift in manchen 
Gegenden fo gefteigert werben, daß daraus eine große 
Kalamität, namentlicd für die Zurücbleibenden, entſtehen 
muß. Würde nun vollends den Seeleuten Feine Befrei- 
ung vom Militärdienfte angedeihen, fo möchte eine Bes 
mannung der künftigen deutfchen Flotte völlig unmöglich 
werden, da eine foldye Maßregel die nothwendige Folge 
haben würde, die einheimifchen Matrofen auf fremde 
Schiffe zu treiben. 

Die im $. 27 flipulirte Unentgeltlichleit der Volks⸗ 
fchulen und niederen Gewerbsfchulen (was darunter vers 
ftanden, ift nicht Mar) wird der Schule zum Berderben 
gereichen, den Eifer der Eltern für den Unterricht ihrer 
Kinder vermindern, den Gemeinden aber eine Laft aufs 
legen, welche fie auf feine andere Weiſe werden ertras 
gen können, als indem fie wieder einen Theil Derfelben 
wenigftend durch eine nach der Zahl der fchulpflichtigen 
Kinder repartirte Steuer aufbringen, womit im Sinne 
bed Paragraphen nichts gewonnen wäre Der Saß, 
baß Unbemittelten auf allen öffentlichen Unterrichteans 
falten unentgeltlicher Unterricht ertheilt werden fol, - 
dürfte die Schulanftalt mancher Stadt völlig zu Grunde 
richten, da fie dann genöthigt werden könnten, für ihnen 
gar nicht Angehörige Anftalten zu treffen, zu denen ih⸗ 
nen die Mittel fehlen würden. Ed wird ein folcher Satz 
nothwenbig dahin führen, abermals eine fehr große Laft 
auf die Kaffen zu legen. 

Der $. 28 ift bereitd oben erwogen. 

Befonderd bedenklich find aber die Verfügungen über 
das Eigenthum, welche durch die $$. 33, 35, 36, 37 
und 38 getroffen werden. Das Prinzip der unbedingten 
‚Theilbarfeit, wie ed im $. 33 aufgeftellt wird, wibers 
fpricht eben fo fehr den uralten Rechtöverhältniffen des 
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Bauernftanded in einem großen Theile bed Königs 
reiches, ald dem Sintereffe der Kultur felbfi. Wie unnö⸗ 
thig ed war, dieſes Prinzip aufzuftellen, davon liefert 
aber ebenfalls das Königreich den unwiderleglichen Bes 
weis, indem daſſelbe Gegenden enthält, in denen die 
Theilbarfeit herkömmlich ift und eben fo fchwer abgeftellt 
werden würde, ald in den übrigen die Untheilbarkeit. 
Tiefer einzugehen ift unnöthig, da die Sache bereitd ans 
derweit in öffentlichen Schriften zur Genüge entwidelt 
if. Die Zulaffung von Uebergangsgefegen wird aber 
wenig helfen. Die Erfchütterung des Nechtözuftandes 
würde einmal da fein, das Vertrauen auf denfelben, die 
Refignation, welche den abgehenden Kindern aufgelegt 
wird, verſchwinden. Anfprüce und Händel würden fich 
vermehren und das Wohl ded wichtigften Standes in 
unferem Staate noch mehr untergraben. 

Der $. 34 hat mit dem $. 37 und theilweife mit 
dem $. 36 den Mangel gemein, daß er den oberften 
Grundſatz des Artikels im 6. 32, das Eigenthum ift un⸗ 
verleglich, umftößt. Je ſchwerer eben in diefer Zeit bie 
Heiligkeit des Eigenthumsd angefochten ift, um deſto ges 
wiffer muß die Verfaffung an diefer Grundwahrheit als 
ler menfchlichen und bürgerlichen Zuftände felthalten und 
fi hüten, im Prinzipe die Heiligkeit ded Eigenthums 
anzuertennen und thatfächlich fie aufzuheben. 

Es gilt Died nicht von der Patrimonialgerichtöbars 
feit felbft, welche ald die Ausübung ded Nichteramtes, 
einer reinen Staatsfunttion, fein Gegenſtand wahren 
Privateigenthums ift, wohl aber gilt cd von den aus 
diefem Nechte fließenden Abgaben, fo wie von den aus 
dem guts⸗ und fchußherrlicden Verbande fließenden pers 
fünlihen Abgaben. 

Die Rathfamkeit der Aufhebung diefer Abgaben 
wird zum größten Theile nicht beftritten,Diefelbe ift auch 
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von der Regierung des Königreiches mehrfach anerkannt; 
aber die Aufhebung ohne Entfchädigung ift das Gefährs 
lihe. Dieſe hat das Königreich ſich bis jet nicht ges 
ftattet. Wenn aber der Anfang damit einmal gemacht 
ift, fo wird ſchwer dad Ende zu finden fein. 


Daß die hier berührten Abgaben nicht von erheblis 
chem Betrage find, kann die Bedenken nicht heben. Es 
wird dadurch nur um fo Elarer, daß gar feine Nothwen⸗ 
digkeit vorlag, von dem erſten Grundfage des Rechtes 
abzuweichen, da dieſe Abweichung nur das Prinzip be: 
teifft, ohne Jemand zu nügen. 

Bei der Aufhebung der Gerichtöbarfeitsahgaben 
fommt noch hinzu, daß folche nur den Einfafien der Pas 
trimonialgerichte abgenommen werben follen, während 
völlig gleiche Abgaben den Einfaffen der königlichen Ges 
richte bleiben würden, während folche wohl gar denjeni⸗ 
gen Patrimonialgerichtdeinfaffen bleiben werden, welche 
feit Tängerer oder kürzerer Zeit wieder unter königliche 
Jurisdiktion gekommen find. Wollte man aber auch hier 
sur unentgeltlihen Aufhebung, namentlich auf Grund 
uud Boden laftender, alter Abgaben übergehen, fo würde 
man nur dem Beſitzenden auf Koften des Ganzen, alſo 
auch der Befitlofen, ein Gefchent machen. Die Regie⸗ 
rung flieht in diefem Kalle, fo wie in den ähnlichen des 
6 37, kein Mittel, die Grundſätze des Rechtes zu ret⸗ 
ten, ald die Lebernahme einer Entfchädigung anf Die 
Staatskaſſe, welche ihre unverfennbaren Bedenken eben« 
falls hat, aber doch minder gefährlicy ift, ale die Ers 
ſchütterung des Eigenthums. 

Was den 6. 36 angeht, fo muß zuerſt bei der ums 
genauen Allgemeinheit des Ausdrudes die beftimmte Bor; 
ansſetzung andgefprochen werden, daß der Grundſatz der 
Ablösbarkeit anf die im Ablöfungegefege vom 10. Ros 
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vember 1831, ©. 3, 8 bezeichneten Staatögemeindes und 
Sozietätdlaften, nicht angewandt werden könne. 


Was die übrigen Ausnahmen der Ablösbarkeit ans 
geht, fo find deren zwei, deren Aufhebung Bedenken ers 
regt. Es ift died 

1) die in der Ablöfungsordnung vom 23. Juli 1833, 

$. 3 ausdgefprochene Ausnahme der Erbpachten 
von Behns und Moorkfolonieen. Diefe eigens 
thümlichen Derhältniffe dieſer Anftalten, die Vers 
wicelung der Rechte ded DObereigenthümerd mit 
Berpflichtungen — namentlich in wafjerbaulicher. 
Beziehung, wovon die Eriftenz der Kolonieen 
abhängt — welche nicht theilweife zu befeitigen 
find, und der Antheil, welcher demfelben an dem 
Ertrage wenigftend theilweife zufteht, hat bisher 
diefe Abgabe ald unablösbar erfcheinen laſſen. 
Es find neuerdings Unterfuchungen angeordnet, 
um die Möglichkeit der Ablöfung feftzuftellen; 
vor deren endlichem Refultate kann die Regierung 
fein Urtbheil abgeben, ob der Paragraph bier 
möglicher Weiſe durchgeführt werden fönne, 


2) Kommen in Betracht die auf den Grund des 
Erbzindgefeßed vom 23. Juli 1843 eingeganges 
nen Verträge. 

Hier hat der Staat unter gewiffen Bedingungen 

die Unablößbarfeit ausdrücklich gemwährleiftet, der Zins⸗ 

mann diefelbe ausdrücklich anerkannt. Es liegt überall 
fein politifcher Grund irgend einer Art vor, welcher bie 

Aufhebung diefer Eigenthumsrechte rechtfertigen Tönnte. 

Brelmehr muß die Regierung ans ebenfalls öffentlich ers 

örterten Gründen dad am Schluffe ded Paragraphen 

enthaltene Verbot ſolcher Zinsfontrafte für etwas bem 
gemeinen Beften geradezu Widerfpreihendes haften. Die 
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Regierung könnte alfo nur durch äußeren Zwang eine 
Abweichung von ihren eigenen Zufidherungen rechtfertis 
gen. 

Endlich muß fie auch nach dem eben Gefagten das 
unbedingte Verbot der Belaftung eined Grundftüced mit 
unablösbaren Abgaben unter den Berhältniffen Hanno- 
verö für ein unpolitifches halten. 

Was den $. 37 angeht, fo ift die Befeitigung der 
Jagd nad) Lage der Dinge eine Nothwendigfeit, die uns 
entgeltliche Aufhebung verfelben fammt Jagddienſten, 
Krohnden und anderen ähnlichen Leiftungen aber ein Wis; 
berfpruch gegen den oberften Grundfag ber Heiligkeit 
des Eigenthumd. Dazu wirft diefe Aufhebung höchſt 
ungleih. Dem großen Eigenthümer, der bisher auf eis 
genem Grunde nur Koppeljagd befaß, gewährt fie den 
Bortheil der Privatjagd — weldye bekanntlich fehr leicht 
zum Bedrude ausartet. Den Fleineren Jagdberechtigten, 
welche auch bisher minder fchädlich gemwefen, nimmt fie 
Alles. | 

Für unfer Land erregt die Abfaffung noch einen 
weiteren höchft unangenehnren Zweifel, welcher nur durch 
die Gefeßgebung zwedmäßig zu befeitigen fein wird. 
Der $. 37 fpricht das Jagdrecht dem Grundeigenthume 
zu. Nun entſteht bei allem Meiergute die Frage, ob 
hiernach der Gutöherr oder der Meier ald Grundeigens 
thümer zu betrachten fein werde. Im erfteren Falle wird 
offenbar nur eine neue Verwirrung zu der alten gebracht. 
In den einzelnen Provinzen wirb Die Frage fehr vers 
fhiedene Auffaflung finden. Während die Kalenbergfche 
Meierordnung dem Gutsherrn das Grundeigenthum auss 
drücklich zufpricht und im Bremen’fchen daflelbe als Res 
gel feltftehen möchte, ift in anderen Landestheilen bem 
Meier ein Nutzeigenthum zugefchrieben, fo daß eine Saat 
ber gehäffigften Händel ausgeftreut fein würde. 
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Die Regierung kann, wie bereitd oben bemerkt, falls 
man den Grundfag der unentgeltlihen Aufhebung fefts 
halten will, auch bier nur auf eine Entfchädigung ans 
Staatödmitteln zurüdfommen, und fie würde das dazu 
erforderliche Opfer ftets für einen geringen Berluft hals 
ten, wenn ed nur gelingt, dadurch bie Heiligkeit des Eis 
genthums zu fichern. 

Was endlich den $. 38 angeht, wenn gegen befien 
Borfchriften ebenfalls von ben ftandeöherrlichen Häufern 
Einfpruch erhoben ift, fo ſteht dieſem Sate die große 
Unbeftinnmtheit des Begriffes des Fideifommifjed entges 
gen. Die größten Uebel derartiger Verhältniffe find bes 
reits durch die SS. 29 —39 des Geſetzes vom 13. April 
1836 für das Königreich befeitigt worden. Die Aufhe⸗ 
bung in der jet geforderten Allgemeinheit wird faft noth⸗ 
wendig zu einer Umgeftaltung ded gefammten Inteſtat⸗ 
und Zeftamentserbrechtes führen und durch die Webers 
weifung an die einzelnen Staaten nur eine neue Quelle 
von Rechtsverwirrung in Deutfchland werden. 

Dies find die materiellen Bedenken, welche in den 
Grundrechten liegen. Außerdem ift aber noch ein allges 
meinerer Uebelſtand hervorzuheben. 

Es ift fhon oben bemerkt, daß der Eingang ber 
Grundrechte ald Norm der Berfaffungen der deutfchen 
Einzelftaaten aufftelt und beftimmt: 

feine Berfaffung oder Gefebgebung eines deutfchen 
Einzelftantes fol diefelben aufheben oder befchräns 

fen können. | 
Dieſe Beftimmung hat ihren guten haltbaren Grund 
und ihreBedeutung, fobald eine Sefammtverfaffung vorhans 
ben ift, welcher die Berechtigung zu folder Aufhebung 
oder Abänderung zufteht. So lange aber diefe Geſammt⸗ 
verfaffung nicht befteht, ift ed eine linmöglichfeit, daß 
die Regierung irgend eines Staated ſich eine folche Bes 
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fhräntung auflege. Jedes Geſetz muß nothwenbig der 
Abänderung unterliegen. Died ift nicht blos eine Folge 
der Mangelhaftigkeit aller wmenfchlichen Einrichtungen, 
fondern es ift unerläßlich, weil dad Geſetz ſtets auf ges 
gebenen Berhältniffen und Thatfachen beruht, fo lange 
diefe dauern, gut fein kann, wenn fie aber ſich ändern, 
nothwendig ebenfalld geändert werden muß, wenn es 
nicht feinem urfprünglichen Zwede vielleicht geradezu 
entgegenwirken fol. | 


Im gegenwärtigen Falle kann die Regierung biefer 
Befugniß um fo weniger entfagen, dba fie ja die obigen 
Grundſätze als unhaltbar anerfannt und niemals fi in 
die Lage ſetzen darf, entweder etwas Unhaltbares in 
Ausführung zu bringen, oder wider die übernommene 
Verpflichtung dasjenige aufzuheben, was fie als unabs 
änderlich feftfiehend anerkannt hat. Befteht eine höhere 
Geſetzgebung, kommt die Gefammtverfaffung Deutidy 
lands zum Beflande, dann fällt dieſes Bedenken hinweg, 
die Regierung ift danu in den durch die Gefammtvers 
faffung geregelten Punkten nicht mehr auf ihre Leber: 
zeugung hingewiefen, fondern auf dad Gefeß, und eben 
fo ift ihr der Weg bezeichnet, auf dem ein fchädliches 
Beleg zu. ändern wäre Es ift zu hoffen, daß dieſer 
Zeitpunft nicht mehr ferne fei, allein eingetreten ift er 
noch nicht, ja ed handelt fich hier überhaupt lediglich um 
deu Zeitraum bis zu Eintritt eben jener Aenderung in 
ber Grundverfaflung. 

Es ift noch ein wichtiger Geſichtspunkt aufzufaflen, 
ber Abfchnitt über die Gewähr der Berfaffung, wie fols 
cher eben jest in erfter Lefung angenommen ift, enthält 
im Artikel 4 die Beſtimmungen, unter Denen bie Grunds 
rechte im Falle des SKrieged und Aufruhres zeitweife 
außer Kraft gefeßt werben Fönnen. 
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Leider hat die Erfahrung der lebten Monate es ges 
lehrt, daß Fälle eintreten fünnen, wo die Beftimmungen 
über Verhaftung, Hausfuchung und dad Verſammlungs⸗ 
recht zum allgemeinen Heile befchränft werden müflen, 
und daß in Kriegszeiten dies unerläßlich fei, wird ohnes 
hin Niemand bezweifeln. Erkennt man eine foldye Bes 
fugniß ald nothwendig an, fo ift um fo Flarer, daß bie 
Grundrechte ohne diefe Befugniß unhaltbar find. Es er- 
halten diefelben auch in diefer Hinficht Die volle Mög. 
lichfeit der Geltung erft durch das Zuftandefommen ber 
vollſtändigen Verfaffung. Wenigftend werden diejenigen, 
die foldye Ausnahmen ald nothwendig proponiren, um 
fo weniger läugnen können, daß die Grundrechte ohne 
folhe die höchfte Gefahr zu bringen im Stande find, 
als ja nur die höchfte Gefahr ſolche Ausnahmen redht- 
fertigen fann. 

Hierdurch nimmt nunmehr die Frage folgende Ge: 
kalt an. 

Die Regierung kann ſich nicht verpflichten, die obi⸗ 
gen Punkte: Freizügigkeit mit der aus ihr nothwendig 
folgenden Gewerbefreiheit, Aufhebung der Stellvertres 
tung, Unentgeltlichfeit des Schulunterrichted, Theilbar⸗ 
keit des Grundeigenthums und die gerügten Eingriffe in 
die Heiligkeit ded Eigenthums überhaupt ald unabweidhs 
lihe Norm ihred BVerfahrend anzunehmen. Daß alle 
diefe Punkte bis auf einige Eingriffe in dad Eigenthum 
zur Zeit noch nicht ausgeführt zu werden brauden,fann 
dDiefe Lage der Dinge nicht ändern. Käme ed nur dars 
auf an, ſich über den Augenblick hinwegzuhelfen, fo wärbe 
darauf allerdings Gewicht zu legen fein, allein es ift 
bier die Frage um etwas Göheres, um Grundfäge und 
Wahrheit. Die Regierung mödhte nicht den Schein auf 
fidy laden, als mache fie Zugeftändnifle in der Hoffnung, 
folche unter günftigen Umftänden zurüdzichen zu können. 
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Wie ed hiernadh am Tage liegt, daß die Regierung 
bisher fi) zur Publikation der Grundrechte auf feine 
Weiſe habe befugt erachten fünnen,fo muß biefelbe, was 
den gegenwärtigen Angenbli angeht, darauf zurüdfoms 
men, daß durch den neueften Schritt der preußifchen Res 
gierung andy diefe Sache in eine andere Lage gebradht 
if. Nicht nur gibt derfelbe eine Gelegenheit, den wich⸗ 
tigen Interefien des Königreiches nochmalige Erwägung 
zu fichern, fondern derfelbe gewährt auch die Ausſicht, 
daß die Verfaffung Deutfchlands überhaupt zum Abfchlufle 
gebracht werde, und zwar in der einzig dauerhaften und 
erwünfchten Weife durch Webereinftimmung der Fürften 
und ded Volkes. 

Beided wird die Bedenken befeitigen. Denn wenn 
in der Sache felbft die nöthigen Aenderungen erfolgen, 
fo ift gar fein Grund zur Beſorgniß mehr vorhanden, 
und wenn diefe allerbings fehr großen und fchmweren 
Opfer der Einheit Deutfchlande und der Begründung 
einer dauerhaften VBerfaffung gebracht werden müßten, 
dann würde ebenfalld der grundfäßliche Zweifel aufge: 
geben werden müffen. Diefe gedoppelte Ausficht aufkö⸗ 
fung ded Konflikte widerräth aber im gegenwärtigen 
Augenblide ed auf das Entfchiedenfte, eine Diskuſſion 
von Prinzipien herbeizuziehen, die durchaus ohne alles 
praftifche Reſultat bleiben müßte, wohl aber dem Lande 
wirfliche Vortheile entziehen könnte. 

Unter diefen Erwägungen würbe die Regierung fein 
Bedenken finden, auf den Wunfch der Stände, die Grund⸗ 
rechte, fo weit fie nach den obigen Erörterungen ber 
Verfaffung und dem Wohle des Landes angepaßt wers 
den können, fchon in nächfter Zeit zu publiziren und rafch 
und kräftig in's Leben zu rufen. Sie kann dies aber 
nur unter dem ausdrüdlichen Borbehalte, daß, fo lange 
die Verfaffung Deutfchlands noch nicht feſtgeſtellt iſt, 
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die zu publicirenden Beftimmungen der Einwirkung ber 
Landesgeſetzgebung nicht entzogen fein dürfen. Daneben 
wird fie mit allen Kräften dahin arbeiten, daß die Bes 
feitigung der Prinzipien der Freizügigkeit und Gewerbe 
freiheit ($. 3 und 28), der Aufhebung aller Stellvers 
tretung bei der Wehrpflicht ($. 7), der Unentgeltlichkeit 
bes Schulunterrichts ($. 27), der unbegrenzten Theil 
barkeit des Grundeigenthums ($. 33) und der in den 
6$. 35, 36, 37 und 38 liegenden Eingriffe in dad Pris 
vateigenthum, bei der fchließlichen Verftändigung über 
die Berfaffung Deutfchlands erreicht werde. 
Hannover, den 10. Februar 1849, 


Königlich Hannoverifched Gefammt- Minifterium. 


Bennigſen. Prott. C. 3. Stüve. Dr. Braun. Lehzen. 
Düring. 


33. 


Note des königl. preufifchen Minifters 

Der auswärtigen Angelegenheiten an 

Den königl. bannöverifchen Gefandten 

zu Berlin, die Publikation der Grund- 

rechte betreffend, d. d. Sten Februar 
1849. 


Der Unterzeichnete glaubt bei gegenwärtiger erger 
benfter Beantwortung ber geehrten Note des Hrn. Gras 
fen zu Inn⸗ und Knyphauſen vom 4. d. M., die von 
der deutichen Nationalverfammlung befchfoffenen „Grund⸗ 

Roth und Merk, Quellenſammlung. IL Sp, 12 
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rechte des beutfchen Volkes“ betreffend, zunächſt voraus» 
feßen zu dürfen, daß die Anfichten der Regierung Seiner 
Majeftät des Königs, feines allergnädigften Herrn, über 
die Kompetenz der gedachten Nationalverſammlung und 
der proviforifchen Zentralgewalt für Deutichland, während 
der Dauer des jetigen Proviforiumd allgemein gültige 
Geſetze zu erlaffen und zu publiziren, der königl. hannd- 
verifhen Regierung aus den derfelben darüber zugeloms 
menen früheren diedeitigen Mittheilungen hinlänglich bes 
fannt find. Bei diefen Anfichten, wonach die diesfeitige 
fönigliche Regierung fich das Necht vorbehalten" hat, in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen, inwieweit Derartigen Bes 
fhlüffen Gefegesfraft für die preußifchen Staaten zu 
geben fei, bleibt diefelbe auch in Anfehung jener Grund⸗ 
rechte ftehen, indem fie fich vorbehält, zu prüfen, ob und 
inwieweit Diefelben durch felbftfländige Einführungsger 
fege in bie Landesgeſetzgebung hinüberzuführen feien, 
und hierzu diejenige Kompetenz in Anſpruch für fich 
nimmt, welche natürlich jeder deutfchen Landesregierung 
zuftcht. Mit der königl. hannöverifchen Negierung ift fie 
zugleich darüber einverftanden, daß die Grundrechte eis 
nen wefentlihen Beftandtheil der Eiinftigen Verfaſſung 
Deutſchlands bilden, Inſofern Died der Fall ift, hat die 
diesfeitige königl. Regierung bereits in ihrer befannten 
Sirculardepefche vom 23. v. M. den. Weg bezeichnet, anf 
weichem ihrer Anficht nach Differenzen über den vworltes 
‚genden Gegenftand, wo folche beftehen, zum Austrage zu 
bringen fein werden. Die vorftehenden Bemerkungen 
enthalten alled, was ber Unterzeichnete über die Anfichten 
feiner Regierung, ibrerfeitd die Aufnahme der Grund- 
rechte in die zu vereinbarenden Verfaſſungs⸗Abſchnitte 
bei der proviforifchen Zentralgewalt in Antrag bringen 
zu laffen, dem Herrn Grafen zu Inn⸗ und Kuyphaufen 
zur Erfüllung des in ber gefälligen Note vom 4. Dei. 
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ausgefprochenen Wunfches für fett mitzutheilen bie Ehre 
haben kann. 


Berlin, ben 8. Februar 1849. Ä 
(Gez.) Bülow. : 


34. 


Erklärung des arofberzoglich badiſchen 
VBevollmächtigten bei Der provifprifchen 
Beutralgewalt, das NReichsoberhaupt be- 

treffend, d. d. Sten Sanuer 1849, 


Seine königl. Hoheit der, Großherzog hat vom erften 
Augenblid an, wo die politifche Umgeftaltung Deutfchs 
lands zu einem Bundesſtaat fi) unaufhaltfam zu ents 
wideln begann, die Ueberzeugung in ſich getragen, daß 
nur ein einiges, mächtig geführtes und zufammengehals 
tened Deutfchland den Bedürfniffen der Nation und den 
Sorderungen der Zeit genügen könne. Er hat im Eins 
Hang mit feinen Ständen erklärt, wie er hier wiederholt 
erflären wird: daß er bereit fei, jedes gleichmäßig von 
ihm wie von allen anderen Bundesgenoffen zu verlangenbe 
Dpfer zu bringen, das zur Erreichung des großen Zieles 
asthwendig wäre. In getreuer Feithaltung an ;diefer 
Gefinnung wollen Seine königl. Hoheit der Großherzog 
auch in dem jebigen für die Enticheidung fo bedeutenden 
Zeitpunft die offene und ausdrückliche Erklärung nicht 
jurücdhalten, baß er feinen Anſtand nehmen werde, wenn 
ein einziged und felbft ein erbliches Oberhaupt au die 
Spiße des deutſchen Bundesſtaates geftellt werden follte, 
Sch demfelben in allen großen, gemeinfam dentſchen Ans 
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gelegenheiten nach den Verfaffungsbeftimmungen, wie fie 
endgültig zu Stande kommen werden, unterzuordnen. 
Seine königl. Hoheit glaubt mit dieſer entgegenfommens 
den Erklärung nicht blos ald deutfcher Fürft im Sinne 
ber Zeit zu handeln, fondern auch gegen fein eigenes 
Bolt eine der fchönften Pflichten zu erfüllen, indem er 
fi) bemüht, feinerfeits dahin mitzuwirken, daß bad große 
Einigungdwerf nicht fcheitere, und dazu beizutragen, daß 
fein Bolt der Wohlthaten eined großen mächtigen Vaters 
landes in vollem Maaße theilhaftig werde. Der inneren 
eigenthümlichen Entwidelung feiner nächften geiftigen 
and materiellen Wohlfahrt vorzuftehen, wird fortwährend 
bie trene Sorge Seiner königl. Hoheit bed Großherzog 
bleiben, bamit das badifche Volk ftetö ald ein würdiges 
Glied im Zufammenhange bes großen Ganzen erfcheine. 


35. 


Erlaß des großberzoglich mecklenburgi⸗ 
fchen Staotsminifteriums an den grofiber: 
zoglichen Bevollmächtigten bei Der pro- 
viſoriſchen Zentralgewalt, Das Neichs- 
oberhaupt betreffend, d. d. Oten Ze: 
| | nuar 1849. 


Am 6. d. M. wurde in der 36. Situng der hies 
figen Abgeordnetenverfammlung der nachftehende motis 
virte Antrag eingebradht: In Erwägung 1) daß das 
deutſche Bolt fchon feit einer Reihe von Sahren die 
Nothwendigkeit ber inneren Einheit Deutſchlands, nicht 
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blos einer allgemeinen geiftigen, fondern audy einer bes 
fonderen politifchen, erfannt hat; 2) daß das deutſche 
Bolt in der großen Bewegung bed verfloffenen Jahres 
fowohl den Willen ald auch die Befähigung und bie 
Macht gezeigt hat, die politifche Einheit, unter Vernich⸗ 
tung aller fidy abfondernden Beitrebungen, in gefchloffener 
Gliederung zu geftalten; 3) daß diefe gegliederte Einhelt- 
für die Sicherung ihrer innern Lebenbigfeit durch eine 
einfache, dauernde und kräftige Zentralgewalt bedingt 
ift; 4) daß eine folche Zentraigewalt nur in dem Ober; 
haupte eines nicht blos intelligenten, fondern auch mäch⸗ 
tigen, aus überwiegend deutfchen Beftandtheilen zuſam⸗ 
mengefeßten und die Intereffen von Nord⸗ und Süddeutſch⸗ 
land in fich vereinigenden Staats gefunden werden fan; 
5) baß daher jet die Krone Preußen allein geeignet ers 
fcheint, Trägerin der deutfchen Zentralgewalt zu fein — 
befchließt die Verfammlung, der deutfchen Nationalvers 
fammlung in Frankfurt eine Erklärung dahin: zugehen zu 
laffen: die Berfammlung der Abgeordneten beider Med 
lenburg hiefelbft anerfenne die politifche Nothwendigkeit, 
dag die nen zu begründende deutfche Zentralgewalt au 
die Krone Preußen erblich übertragen werde. Durch Bes 
fhlußnahme der Berfammlung warb diefer Antrag ange 
nommen. Das Minfterium erlaubt ſich Ihnen diefenBefchluß 
mit dem Hinzufügen mitzutheilen, daß ©. k. Hoheit ber 
Großherzog mit dem materiellen Inhalte beöfelben voll 
fommen einverftanden find, und fordert Sie auf, bied am 
geeignetem Orte fowohl auszufprechen, ald auch mit allem 
Kräften im Bereiche Ihrer Stellung dahin zu wirken, baß 
der hier dargelegte Wunſch über die zukünftige Geſtal⸗ 
tung Deutſchlands eine Wahrheit werde. 
Schwerin am 9. Januar 1849. 
Großherz. medienburgifches geheimes Staatsminiſterium. 
Lützow. 
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36. 


@rflärung- Des grofberzoglich mecklen⸗ 

burg : fchwerin’fchen Bevollmächtigten 

bei der proviforifchen Zentralgewalt, 

das Neichsoberhbaupt betreffend, d. d. 
| Sten März 1849. 


Here Minifterpräfident! | 
Als ich die Ehre hatte, Ihnen am 15. Januar eine 
Vollmacht meiner Regierung für mein Verhalten in der 
Reichsoberhauptsfrage perfünlich zu überreichen, wünſchte 
ich vorläufig nur den medlenburgifchen Zeitungen zus 
vorzufomnen, welche diefelbe damals ſchon aufgenoms 
men hatten. 

Wenn ich nun feitdem durch die geehrte Zirculars 
note vom 28. Januar mich aufgefordert fehe, über Die 
Berfaffungsbefchlüffe der Nationalverfammlung die Ans 
ſicht meiner Regierung andzufnrechen, und Died durch die 
Kbgegebenen Kollectiv- Erflärungen hinfichtlich der übris 
gen Abfchnitte bereits gefchehen ift, fo Darf ich nicht ſäu⸗ 
men, auch über denjenigen, das Reichsoberhaupt betrefs 
fend, die nachfolgende ergebenfte Erflärung folgen zu 
laſſen. | 

©. königl. Hoheit der Großherzog und deffen Regier⸗ 
ang find der fortfchreitenden Entwidelung der durch die 
Rationalverfammlung gegründeten bundesftaatlichen Vers 
kaſſung Deutſchlands mit immer regem Intereffe gefolgt; 
Sie find auch der Ausbildung einer ftarfen Zentralges 
walt, an deren Spite durch willige Anerkennung ihrer 
Akte gerne und jederzeit förderlich gewefen. — Schon 
dieſes bärgte für Ihre Zuftimmung zu den nunmehr her 
ausgegebeuen Berfafiungsbefchlüffen, infoweit fie auf Bes 
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feftigung der deutſchen Einheit und Kraft, wie auf freie 
Aeußerung der gewährten Rechte des deutſchen Volkes 
abzweden. Nachdem hierauf auch in der königlich preis 
Bifchen: Zircnlarnote vom 23. Sanaur an der. bunheie 
ſtaatlichen Berfaffung feftgehalten war, Fonnten ©. K. 
Hoheit nur mit um fo viel größerer Zuverficht Ihr Vers 
harren in derfelben erklären, aber Sie können nun and 
den in jener Bollmadıt vom 15. Januar, in Betreff des 
Oberhauptes ausgefprochenen vereinten Wiünfchen der 
Abgeorbnnetenfammer und Ihrer Regierung nur noch um 
fo viel lieber den freieften Lauf laffen. 

Es find nämlich Einheit und Kraft Deutfchlande 
sicht ohne Einheit und ununterbrochene Dauer der obers. 
ften Handhabung feiner gemeinfanen Angelegenheit zu 
verwirklichen. Eben fo wenig wird anders ald in dem 
monarchiſchen Prinzipe die Ausübung eines folchen ober; 
hauptlichen Bundesregimented mit parlamentarifchen Ins 
flitutionen ihre fichere Begründung finden können, was 
auch die Ausdrücke „Reich“ und „Reichſsgewalt“ in den 
“ Berfaffungsbefchlüffen anzudeuten fcheinen. Daß aber 
die Perfonifizirung dieſes Prinzips in feiner deutſchen 
Vollkommenheit durch die ganz im Bunde mitbeftndliche 
größte, ftaatliche wahrhafte und politifche Macht gefches 
hen müſſe, erfcheint eben fo fehr als Selbftfolge, wie ihr 
baldiges Vortreten dringendes Bedürfniß des jungen bun⸗ 
desſtaatlichen Deutſchlands fein wird. 

Frankfurt am 2. Mär, 1849. Ä 
(Gez.) Karften, 
Großherzoglich = meclenburg = fehwerin’fcher Bevollmäch⸗ 
' tigter. 
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37. 


Erklärung Des grofiberzoglich heſſi⸗ 

ſchen Bevollmächtigten bei Der propi- 

forifchen Zentralgewalt, das Neiche- 

oberbanpt betreffend, d. d. Llten Seo: 
uuor 1849. 


Die Gefinnungen Sr. Tgl. Hoheit ded Großherzogs 
von Heſſen über die Verfaffung Deutfchlande find dem 
jegigen Präſidenten des Reichsminiſteriums feit dem 
März v. 3. vollftändig befannt. Ge. gl. Hoheit hals 
ten den Augenblic® für gefommen, um, auf jene Kennt⸗ 
niß ſich berufend, der proviforifchen Zentralgewalt die 
ausdrüdliche Erklärung abgeben zu laffen, daß es dies 
fen ihren Geſinnungen indbefondere vollfommen entfpres 
che, wenn ein einziges und felbit erbliched mächtiges 
Oberhaupt an die Spike des deutfchen Bundesſtaates 
geftellt werde. Se. königliche Hoheit können nicht zweis 
feln, daß diefe Erklärung auch ganz im Sinne ihres Bols 
kes erfolge. Der unterzeichnete Bevollmächtigte beehrt fich 
dem ihm gewordenen Auftrage zufolge dem Herrn Präs 
fiventen des NReichöminifteriums vorftehende Erklärung 
zu überreichen. 

Frankfurt den ilten Januar 1849. 
| (Gez.) Eigenbrodt. 


38. 


Erklärung des berzoglich braunfchiweis. 

giſchen Bevolimächtigten bei Der provi⸗ 

forifchen Zentralgewalt, Das Reiche‘ 

oberhaupt betreffend, d. d. IOten Zus 
nuar 1849. 


Se. Hoh. der Herzog von Braunfchweig ift feit dem 
Beginn der Verhandlungen über die Umgeftaltung des 
deutichen Bundes fortwährend der Anficht geweſen, daß 
ebenfowohl eine würdige und fraftoofle Vertretung ber. 
dentfchen Nation nach außen, um ihr den Plag unter 
den europätfchen Staaten anzumweifen, den fie einzuneh⸗ 
men berufen und berechtigt ift, ald auch eine den wahr 
ren Bedürfniffen Deutfchlande entfprechende, neben der. 
Selbftftändigfeit der einzelnen Staaten zu bildende Ein, 
heit im Innern fi nur werde erreichen laffen, wenn ein 
erbliched Oberhaupt an die Spike der Reicheregierung 
tritt. Diefe Anfiht Sr. Hoh. des Herzogs, mit Wels 
cher. ſich bereitd die Vertreter des Herzogthums einver⸗ 
fanden erklärt haben, bin ich ermächtigt, Ihnen, Herr. 
Präſident, offen anuszufprechen. Bu 

Frankfurt, den 19. Januar 1849. 

Der Bevollmädhtigte für Braunfchweig bei der proviſori⸗ 
fhen Zentralgewalt: 
(Ge) Liebe, 
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Wiederholte Erklärung des berzoglich 
beaunichweigiichen Bevollmächtigten: 
bei Der proviforifcher Zeutralgewalt, das 
Reichsoberhaupt betreffend, d. d. ten. 
| März 1849. 


In Folge der von Ihnen, Herr Präfident, unterm 
28. Januar d. 3. erlaffenen Aufforderung, hat der unter: 
zeichnete Bevollmächtigte für dad Herzogthum Braun⸗ 
ſchweig die Anfichten der von ihm vertretenen Regierung 
über ‚die in erfter Leſung vollendeten Theile des Verfafs 
ſungsentwurfes gemeinfchaftlich mit anderen Bevollmäch⸗ 
tigten in zwei @ingaben vorgelegt. Derfelbe findet ficy, 
da diefe Eingaben den Berfaflungsabfchnitt vom Reiches 
oberhaupte nicht berühren, veranlaßt, auf die bereits uns 
term 19. vorigen Monats ausgeſprochene Anficht der 
herzoglich braunfchweigifchen Regierung zurückzuweiſen, 
nach welcher Anficht fich der Zweck des angeftrebten Bun⸗ 
desſtaates nur wird erreichen laflen, wenn ein erbliches- 
monarchifches Oberhaupt an die Spike der künftigen 
Reichsregierung tritt. 


Frankfurt a. M., den 2. März 1849. 
Der herzoglich braunfchweigifche Bevollmächtigte bei ber 
proviforifchen Zentralgewalt. 
(Se) Liebe. 


40. 


Erklaͤrung des herzoglich fachſen⸗ mei⸗ 

ningifchen Bevollmächtigten bei Der per 

viforifchen Zentralgewalt, das Neiche: 

oberhaupt betreffend, d. d. ILten Ja⸗ 
nuor 1849. 


Se. Hoheit der Herzog von Sacfen : Meiningen, 
durchdrungen von dem ernften Wunſche, daß die nene 
Berfaffung des deutfchen Vaterlandes auf dem von der 
Nationalverfammlung bie jegt gelegten Grunde bald und 
glüdtich zur Vollendung komme, hat den unterzeichneteir 
Bevollmächtigten beauftragt, an das Reichsminiſterium, 
wie hiemit geſchieht, die offene Erklärung zu richten, daß 
Höchſtdieſelben nur in der Uebertragung der Kaiſerwür⸗ 
de an Se. Majeſtät den König von Preußen immer das 
allgemeine Wohl ſicher verbürgenden Abſchluß des unters 
nommenen Verfaſſungswerkes zu erkennen vermögen, und 
deshalb eine dem entſprechende Entſcheidung der noch 
ſchwebenden Frage wegen Ernennung eines Reichsober⸗ 
hauptes mit Freude annehmen und anerkennen würden. 


Frankfurt am Main den 21ten Januar 13833. 
(Gez.) Seebeck. 
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al, 


@rlof Der Fürftin von Walde au Die 

fürftliche Negieruug, die Oberhaupts⸗ 

frage betreffend, d. d. 23ten Januar 
1849. 


Eine Mehrzahl deutfcher Fürften hat, in richtiger 
Mürdigung der Berhältniffe und von dem aufrichtigen 
Wunſche befeelt, jedes Hinderniß im voraus zu befeitigen, 
welches dem großen Werke der Neugeftaltung eines eis 
nigen und fräftigen Deutfchlands entgegenftehen möchten, 
bei der. proviforifchen Zentralgewalt die Erklärung abges 
ben laffen, daß fie ein einziges und felbft erbliches, mäch⸗ 
tiged Oberhaupt an. die Spige geftellt zu fehen wünfche. 
Sm volllommenen Einverftändniffe mit diefer Anficht und 
burchdrungen von der Meberzeugung, daß nur auf jenem 
Wege des Ziel des gemeinfamen Strebend erreicht, nur 
auf ihm die Deutfchland gebührende Stellung nach aus 
Ben gewonnen und die gefegliche Freiheit im Innern ges 
fihert werden könne, fchließe Sch mich den gedachten an 
die Zentralgewalt gerichteten Erflärungen deutſcher 
Fürften in ihrem ganzen Umfange an, indem Ich nicht 
zweifle, hierdurch zugleich die Wünfche Meines Landes 
ausgefprochen und ganz in deffen Sinne gehandelt zu 
haben. Sch beauftrage Meine Regierung, die provifos 
rifche Zentralgewalt von diefer Erklärung in Kenntniß 
zu feben. 

Arolfen, ben 23, Sanıar 1849, 


(Ge) Emma, 
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Erklärung Des kurfürſtlich heſſiſchen 
Bevollmächtigten bei Der proviforifchen 
Zentralgewalt, Das Neichöpberbaupt 

betreffend, d. d. 24. Jauuar 1849. 


Der unterzeichnete Bevollmächtigte für Kurheſſen ift 
beauftragt, der proviforifchen Zentralgewalt in Bezug 
auf die Reichsoberhauptsfrage die Erklärung abzugeben, 
daß ©. fünigl. Hoheit der Kurfürft, von dem Bewußts 
fein durchdrungen, daß nur ein einiges kräftig zuſammen⸗ 
gehaltenes Deutfchland den Bedürfniffen des beutjchen 
Volkes entfpreche, und daß zu diefem Zwede die Eiuſetz⸗ 
ung eines flarfen Reichsoberhaupts erforderlich fei, kei⸗ 
nen Anftand nehme, ſchon jetzt fich dahin auszuſprechen, 
wie Allerhöchftdiefelben bereit find, in Uebereiuſtimmung 
mit ihren Bundesgenoffen zur Erreichung jeues hohen 
Zieled diejenigen Opfer zu bringen, welche gleihmäßig 
von den übrigen deutfchen Regierungen, fo auch von der 
furheffifchen, bei endgültiger Feftftelung des beutfchen 
Berfaffungswerfes erheifcht werben dürften. J 

Frankfurt a. M. den 24. Janaur 1849, - 


(Se). Jordan. 









43. 


Erklärnng Bes grofiberzoglich olden⸗ 

burgiſchen Bevollmächtigten beider pro- 

sAtorifchen Zentralgewalt, Das NMeichs- 

Oberhaupt betreffend d. d. 34. Taunar 
1849. 


Schon in den erſten Tagen dieſes Jahres haben 
S. königl. Hoheit, der Großherzog von Oldenburg, gelei⸗ 
tet von der Anſicht, es fei unter den gegenwärtigen Um⸗ 
ſtaͤnden dringende Pflicht und Aufgabe der deutſchen 
- Fürften, ihre Meinungen zu vereinigen und biefelben 
unverhohlen auszufprechen, in einem Echreiben an ©. 
Majeftät den König von Preußen den Wunfch und Die 
"Hoffnung ausgedrüdt, daß ed Höchſtdemſelben gefallen 
suröge, der fich immer deutlicher erhebenden Stimme bes 
denrfcher Volkes und dem wahrfcheinlichen Borfchlag 
‚feiner Vertreter gemäß, die oberfte Leitung bes neu zu 
grundenden Bundesſtaates zu übernehmen. Der Unter: 
“zeichnete fft veranfaßt, dem Reichdminifter des Innern 
von dieſem Schritt S. königl. Hohheit des Großherzoge 
Kenntniß zu geben. 


Frankfurt a. M. den 24. Januar 1849. 
(Gez.) Mosle. 
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44, 
Zufchrift der acht thüring'ſchen Fürften 


an Den König von Preufien wegen Ue⸗ 
bernahme der Kaiferwiürde. 


Die Majorität des Verfaſſungsausſchuſſes der Deuts 
fhen Nationalverfammlung in Frankfurt a. M. hat den 
Beichluß gefaßt, daß an die Spige unferes gemeinfamen 
Vaterlandes ein Kaifer geftellt werde. Wir hoffen, daͤß 
die Nationalverfammlung diefen Beſchluß zu deu. ihfis 
gen machen werde, denn einig und Fräftig wollen auch 
wir das neue Deutfchland, da ed nur fo bie ihm gebührs 
ende Stellung nach außen behaupten, da nur fo die ges 
fegliche Freiheit gedeihen fanı. Darum srfennen wir 
jenen Befchluß als gerechtfertigt, wenn anders, wie wir 
nicht zweifeln, das Abfehen darauf gerichtet iſt, die neue 
Würde einem Fürften zu übertragen, der mit dem Willen 
auch die Kraft hat, dem hohen Berufe volftändig zu emts 
fprechen. Wollen wir auch nicht undankbar vergeflen, 
was die Erinnerung an frühere Jahrhunderte und lehrt, 
fo dürfen wir doch auch ebenfowenig unbeachtet Tafs 
fen, was ber Lauf der Zeiten und gebradjt hat. Die 
Geſchichte ift der getreue Ausdruck der. ewigen Gefche, 
welche die Geſchicke des Menfchengefchlechtes leiten, und 
fie weißt Ew. Majeftät die erhabene Stelle an. Darm 
das göttliche Gebot ehrend, werden Ew. Majeflät Feigen 
Anftand nehmen, dem Rufe zu folgen, wenn er auf irgend 
einem Wege an Höchftdiefelben gelangen ſollte. Aber 
im Hinblick auf die edlen Gefinnungen, welche in einer 
anderen Richtung Em. Meaijeftät ftetd befeelt haben, wal⸗ 
len wir, die unterzeichneten Fürften Thüringens, nicht 
fänmen, Allerhöchſt und Höchfivemfelben hierbusch noch 
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befonderd die Erklärung zu Füßen zu legen, daß wir Ew. 
Majeftät mit Freuden an der Spike Deutichlands fehen 
und anerfennen werden. 


45. 


Erklärung Des berzoglich :naflanifchen 
Bevollmächtigten bei Der proviforifchen 
BZentralgewalt, das Neichsoberbaupt 
betreffend, d. d. 15. Februar 1849. 


Der unterzeichnete herzoglich naffauifche Bevoll⸗ 
mächtigte ift beauftragt, Ihnen, Herr Minifter-Präfident, 
Namens feiner Regierung die nachftehende Erklärung ab, 
zugeben: ©. Hoheit der Herzog, von dem innigften 
Wunſche befeelt, die Einheit Deutfchlands in Wahrheit 
verwirklicht zu fehen, erblicken in der Bildung einer flars 
fen Zentralgewalt das einzige Mittel, dieſen Zwed zu 
erreichen und zu fichern. Höchftdiefelben werden Ihre 
Regierung einem an die Spiße der Reichsregierung zu 
ftellenden Reichsoberhaupte ebenfo bereitwillig unterord- 
sen, ald die oberſte Neichdgewalt mit allen denjenigen 
Attributen, welche zu einer ſtarken Vertretung nadı aus 
Ben, zu einem geficherten Rechtözuftande im Innern, zur 
Körderung und Belebung des innern Verfehre und zur 
Hebung des dadurch bedingten National Wohlftandes er- 
forderlich find und zwedmäßig befunden werden, gern 
befleidet fehen. S. Hoheit der Herzog haben zugleich 
die Veberzeugung, daß in die Erblichkeit der Würde des 
Reichöoberhauptes die ficherfte Garantie für die einheit- 


liche Entwicklung ber Verfaffung des inneren Rechtögus 
ftanded und der Regierung Deutfchlands zu finden 
Frankfurt den 15. Februar 184%. 

(Ge) Herzenhahn. 





46. 


Schreiben des kgl. bayerifchen Gefandten 
Baron von Eetto an Lord Palmerſton 
d. d. 22ten Dezenber 1848. Ä 


Mon cher Lord Palmerston! 


Je suis allE vous chercher ce matin dans Carlton 
Gardens. Vous veniez de parlir, et l’on m’a inform6 
à votre porte que vous resteriez absent une quinzaina 
de jours. C’est un bien long terme. Permettez mei 
donc de vous &crire ce que je m’etais propose de 
vous dire. Le voici: à l’occasion du projet actuelle- 
ment en oeuvre, de placer la Prusse ä la t&te de l’unit6 
germanique, il a été re&pandu et l’on parait avoir appris 
à Munich, que l’Angleterre ne trouverait rien à objec- 
ter contre un pareil arrangement, dans la supposition 
que les autres souverains allemands y donneraient leur 
consentement librement et de leur plein gre. Cette 
supposition peut avoir des suites trop graves pour la 
laisser s’accrediter. Aussi le Roi tient-Il à ce que 
vous sachiez que, en ce qui le regarde, elle est sans 
fondement. Non seulement Sa Majeste n’a nulle inten- 
tion de donner Son consentement au projei en que- 
stion; mais Elle n’approuverait davantage non plus 
l’etablissement d’une dignit& Imperiale hereditaire pqur 

Roth u. Merk, Quellenſammlung. I. Band. 13 
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Allemagne en faveur de qi ce soit, et düt celte 
idee deja avancee plus d’une fois par le comit6 de 
constitution à Francfort, &tre jamais reproduite de 
nouyeau, le Roi devrait expressement et decidement 
declarer y &tre contraire. Il en a le droit en vertu 
des traites signes à Vienne sous la garantie de toutes 
les grandes puissances et l’obligation Lui en est impo- 
see par les devoirs que comme Souverain il a jur6 
de remplir. 

De nos jours les evenement marchent si vite, que 
j’al pens& ne pouvoir vous avertir un instant trop-idl. 
Voil& pourquoi aa Heü d’attendre votre retour, mie 
suis-je decidö à vous envoyer la presente. Cependant 
me croyant autorise seulement à communiquer avec 
vous en cette Occasion sous forme verbale, je vous 
serai oblig6 de ne considerer ce que je vous mande, 
que comme si vous l’aviez appris de ma bouche dans 
Pentretien que nous aurions eu ensemble, vous fussiez« 
vous trouv6 en ville. 

Recevez mille et mille compliments de la suison 
et croyez-moi bien sincerement. 


Mon cher Lord Palmerston, 
Votre tout devou6 
| | (signe) de Cetto. 
Londres, le 22. Dec. 1848. 
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Schreiben des kgl. bayeriſchen Miniſter⸗ 

des Aenßern an den kgl. bayetifchen 

Gefandten zu London, in Bezug aut 
vorficheude Rote. 


— — Il importait de ne point laisser subsister 
au sujet des projets d’hegemonie qui avait été mis en 
avant à Francfort, les idees erronées qui, & ce quil 
parait, avaient trouvé quelque credit A Londres. Com- 
me c’etait surtout de la couronne Imperiale & offrir 
à la Prusse qu’il s’agissait, le Roi, notre Souverain, 
malgre les liens d’stroite amitio qui l’unissent & ceite 
puissance, ne pouvait que se declarer contre un pro- 
jet qui tendait à exclure l’Autriche de la Confederation 
germanique. D’ailleurs cet inconvenient n’etait pas 
le seul. | 

Il n’a toutefois pu &tre question en aucune fagon 
d’invoquer actuellement les trait&es de 1815. L’aflaire, 
dont il s’agit, est avant tout une affaire int6rieure et 
domestique de l’Allemagne. Notre intention n’est 
donc nullement d’y faire intervenir un gouvernement 
ötranger quelconque, et il suflira d’avoir signal6 
comme fausses les suppositions d’adhösion au projet 
d’etablissement d’un pouvoir central, unitaire et héré- 
ditaire, dont vous avez rendu compte, et contre lequel 
s’est declar& depuis lors la majoritö de l’assemblöe 
nationale elle möme. 

Je profite de cette occasion etc. 





13 ® 


306 
48, 


Erklärung Des großberznglich medlen- 

| burg ſtrelitziſchen Bevollmaͤchtigten bei 

der proviforifchen Zentrolgewalt, das 

Reichsoberhaupt betreffend, d. d. Zten 
März 1849. 


Herr Miniſter⸗Präſi ident! 

Die Regierung Seiner Königlichen Hoheit des Groß⸗ 
herzogs von Mecklenburg-Strelitz hat die von mehreren 
deutfchen Regierungen gemachten Bemerkungen zu den 
Berfaffungsbefchlüffen durch meine Mitunterfchrifr ſich 
angeeignet. Ihr ift jegt noch übrig, die Aufforderung 
bed Herrn Keichöminifter-Präfiventen vom 28. v. M. 
auch im Punkte ded Reichsoberhauptes zu genügen. 
Bei dem Ernfte der Zeit, welcher zu entfcheidenden 
Entfchlüffen mahnt, und bei der immer ftattgefundenen 
Bereitwilligfeit Seiner Königlichen Hoheit Regierung, 
die feite Begründung deutfcher Einheit mit Aufopferung 
zu erſtreben, ſteht dieſelbe auch nun nicht länger an: 
die Uebertragung der erblichen deutſchen Oberhaupts⸗ 
würde auf die in den Bundesſtaat ganz eingetretene 
größte politiſche Macht für eine nothwendige Folge der 
angenommenen bundesſtaatlichen Verfaſſung mit zentras 
fer, von parlamentarifchen Inftitutionen umgebenen Exes 
kutivgewalt zu erklären. 

* Eine weitere nothwenbige Folge und ein gleich drin« 
gendes Bedürfniß engfter Unirung des Bundesftaats mit 
der deutfchverwandten Großmacht erlaube ich mir nur 
ergebenft anzudeuten. 

Franffurt a M., am 3. März 1849. 

Karften, 
Großherzoglich medlenburg-ftreligfcher Bevollmächtigter. 


. I 


49, 


Erflärung Des fürftlich lippe⸗ſchaum⸗ 

burgifichen Bevollmächtigten bei Der pro⸗ 

viforifchen Zeutralgewalt, Das Neiche- 

oberhaupt betreffend, d. d. Iten März 
1849. 


‚Herr Minifterpräfident! 

Gemäß der Aufforderung in ihrem verehrlichen 
Schreiben vom 28. Januar d, 53. find durch die von 
mir mit vollzogenen Kolektiverflärungen vom 23. Febr. 
und 1. März d. I. die Bemerkungen und Hbänderungss 
vorfchläge zu Ihrer Kenntniß gebracht worden, welche 
zu befürworten ich von meiner Regierung angewiefen 
worden bin. Es liegt mir in Folge ausdrüdlichen Auf⸗ 
trags ob, denſelben in Beziehung auf den vom’ Reichs⸗ 
oberhaupte handelnden Titel des Verfaffungsentwurfes 
hinzuzufügen, daß S. Durdlaucht, der regierende Fürft 
zu SchaumburgsLippe, die Dauer, Größe und Macht 
bed deutfchen Bundesſtaates, fowie die Ordnung, den 
Frieden und die Freiheit im Innern nur dann gefihert‘ 
erachtet, wenn durch die Neichöverfaffung die Erblichkeit 
ber Würde des Oberhauptes in einem dentſchen Furſten⸗ 
hauſe feſtgeſtellt wird. 

Frankfurt a. M. den 1. März 1849. 

(Gez.) Karlowa. 
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50. 
Berfofiung Des Dentichen Reichs 


. Die erfte Lefung ift als Zert genommen; bie Abänderungen 
. ber zweiten Lefung ſchließen fich ben einzelnen Raragraphen 
nymittelhar an. 


Abſchnitt J1. Das Reich, 
Artikel Il 

8. 1. 

Das deutfche Reid, beftcht aus dem Gebiet bes bis⸗ 
rigen deutſchen Bundes. 
"Die Verhältniſſe des Herzogthums Schleswig und 
die Grenzbeſtimmung im Großherzogthume Poſen bleiben 
de befinitioen Anordnung vorbehalten. 

5. 1. 

Das deutſche Reich beſteht aus dem Eebiete des biherigen 
deutſchen Bundes. 
Die Seffetzung ber Verhãttniffe des herzogthums Schles⸗ 
wig bleibt borbehalten. 

$. 2. 

Kein, Theil des beutfcgen Reiches darf mit nicht 
deutfchen Ländern zu einem Staate vereinigt fein. 

| 5. 3. 

Hat ein deutſches Land mit einem nicht deutfchen 
Lande dasfelbe Staatsoberhaupt, fo ift das Verhältniß 
zwifchen beiden Ländern nad) den Orundfägen ber reinen 
Perfonalunion zu ordnen. 

2. 


Hat ein beutfches Land mit einem nicht beutfchen Lande das⸗ 
felbe Staatsoberhaupt, fo ſoll das beutfche Land eine von bem 


michtveubfchen bande getrennte eigene Berfaffung, Regitung 
und Berwaltung haben. In bie Regierung und DBerwaltumg 
bed deutſchen Landes dürfen nur beutfche Staatöhlirger berufen 
werben. 

Die Reichöverfaffung und Neichögefetzgebung bat in einem 
ſolchen deutfchen Lande dieſelbe verbindliche Kraft, wie in ben 
übrigen deutſchen Ländern. 


5 4 


Das Staatdoberhaupt eines deutfchen Landes, wel 
ches mit einem nicht deutfchen Lande in dem Berhältniffe 
der Perfonalunion fteht, muß entweder in feinem deut⸗ 
fben Lande refiviren, oder es muß auf verfaffungsmäßis 
gem Wege in bemfelben eine Regentſchaft niebergejeßit 
werben, zu welcher nur Deutſche berufen werden bürfen. 


6. 3, 
Hat ein dautſches Land mit einem nicht beutfchen Lande dad⸗- 
felbe Staatögberhaupt, fo. muß dieſes entweder in feinem 
beutfchen Lande reſidiren, gber ed muß auf verfaffungsmäfigegn 


Wege in demfelben eine Regentſchaft niebergefetzt werben, zu 
welcher nur Deutfche berufen werben bürfen. .. 


§. 5. 

Abgefehen von den bereitd befiehenden Berbinduns 
gen deutfcher und nicht deutfcher Länder foll kein Staates 
oberhaupt eined nicht deutfchen Landes zugleich zur Res 
gierung eines deutfchen Landes gelangen, noc darf ein 
in Deutfchland regierender Fürft, ohne feine beutfche 
Regierung abzutreten,. eine fremde Krone annehmen. 

. a 
Unverändert. 


Die einzelnen deutſchen Staaten behalten ihre Selb 
fländigfeit, foweit dieſelbe nicht Durch die Reichönerfafung 


beichränft iſt; fie haben alle ftaatlihen Hoheiten und 
Rechte, foweit diefe nicht der Reichsgewalt ausdrücklich 
‚übertragen find. 


4. 5. 


Unverändert. 


Abſchnitt IT. Die Reichsgewalt. 
| Artikel ll 


§. 7% 

Diie Reichsgewalt übt dem Auslande gegenüber die 
völferrechtliche Vertretung Deutfchlande und der einzels 
nen deutfchen Staaten ausfchließlich aus. 

Die Neichögewalt ftellt Gefandte und Conſuln an. 

Sie führt den diplomatifchen Verkehr, fchließt die Bünd⸗ 
niffe und Verträge mit dem Auslande, namentlich aud) 
die Handels⸗ und Schifffahrtsverträge, fowie die Außs 
Heferungsverträge ab. Sie ordnet alle völferrechtlichen 
Maapregeln an. 


8. 6. 
Die Keichsgewalt ausfchließlich übt dem Auslanbe gegen» 
über die völferrechtliche Vertretung Deutſchlands und ber ein» 
zelnen deutſchen Staaten aus. 

Die Reichsgewalt ftellt die. Reichögefandten und bie Confuln 
an. Sie führt den diplomatifchen Verkehr, ſchließt die Bünbniffe 
und Verträge mit dem Auslande, namentlich aud bie Handeld« 
und Sciffahrtöverträge, ſowie die Audlieferungäverträge ab. 
Sie orbnet alle völferrechtlihen Maßregeln an. 


6 8 
Die einzelnen deutfchen Regierungen haben nicht 
das Recht, fländige Geſandte zu empfangen oder ſolche 
zn halten. .. 


$. 7. 

Die einzelnen beutfchen Regierungen haben nicht das Recht, 
ftändige Gefandte zu empfangen oder foldhe zu Halten. 

Auch dürfen diefelben Feine befonderen Conſuln halten. Die 
Eonfuln fremder Staaten erhalten ihr Erequatur von der Reichs⸗ 
gewalt. 

Die Abfendung von Bevollmächtigten an dad Reichdoberhaupt 
tft den einzelnen Regierungen unbenommen. 


6. 9. 
Die einzelnen deutfchen Regierungen find befugt, Vers 
träge mit anderen deutfchen Regierungen abzufchließen. 
Shre Befugniß zu Verträgen mit nicht Deutfchen 
Regierungen befchränft ſich auf Gegenftände des Privats 
rechtes, des nachbarlicyen Verkehrs und ber Polizei. 


5. 8. 
Unverändert. 


§. 10. 

Ale nicht rein privatrechtlichen Verträge, welche 
eine deutfche Regierung mit einer andern beutfchen ober 
nicht deutfchen abfchließt, find der Neichdgewalt zur 
Kenntnißnahme, und infofern das Reichsintereſſe babei 
betheiligt ift, zur Beftätigung vorzulegen. | 


. 9. 

Alle Berträge nicht rein prindtrechtlichen Inhalts, welche 
eine beutfche Regierung mit einer andern beutfchen oder nicht 
beutfchen abſchließt, find der Reichsgewalt zur Kenntnifpnahme 
und, infofern dad Reichintereffe babei beiheiligt ift, zur De 
ftätigung vorzulegen. 


Yrtifel IL 


s. 11. 


Der Reichsgewalt fteht ausftigih das Recht des 
Krieges und Friedens zu. . 


$. 10. 
Der Reichsgewalt ausſchließlich ſteht das Recht bed Krieges 
und Friedens zu. 


Artifei IM. 


$. 12. 
Der Neichögewalt fteht die gefammte bewaffnete 
Macht zur Verfügung. 
g. 11. 
Unveränbert. 


6. 13. 

Das Neichäheer befteht aus der gefammten zum 
Zwecke bes Krieges beftimmten Landmacht der einzelnen 
deutfchen Staaten. Der Reichsgewalt fteht e& zu, die 
Größe und Befchaffenheit Derfelben zu beftimmen. 

Diejenigen Staaten, weldye ald Gontingent weniger 
ala 6000 Dann ftellen, geben in Beziehung auf das 
Heerweſen ihre Selbſtſtändigkeit auf, und werben in Dies 
fer Beziehung entweder unter ſich zu größeren Ganzen 
verfhmolzen, welche dann unter der unmittelbaren Lei⸗ 
tung der Reichsgewalt ftehen, oder infofern diefe Vers 
fhmelzung nicht für angemeffen befunden wird, einem 
angrenzenden größeren Staate angefchloffen. In beiden 
Fällen haben bie. Fandesregierungen biefer Fleineren 
Staaten Feine weitere Cinwirfung auf das Heermweien, 
als ihnen von ber Reichsgewalt oder bem größeren 
Staate ausdrücklich Übertragen wird. 


§. 12. 

Das Reichsheer befteht aus ber 'gefammten, zum Zwecke bes 
Krieges beftimmten Landmacht der einzelnen beutfchen Staaten. 
Die Stärke und Beſchaffenheit des Reichsheeres wird durch 

das Gefetz über die Wehrverfaffung beſtimmt. 

Diejenigen Staaten, welche wenigen als 600,000 Giwohner 


haben, find durch bie Neichdgemalt zu größeren militärifchen 
Banzen, welche dann unter ber unmittelbaren Leitung ber 
Reichögewalt ftehen, zu vereinigen, ober einem angrenzenden 
größeren Staate anzufchließen. 

Die näheren Bedingungen einer folchen Bereinigung find in 
beiden Yällen durch Vereinbarung ber betheiligten Staaten 


unter Bermittelung und Genehmigung her Reichsgewalt ION 
ftellen. 


$. 14. 


Die Reichsgewalt hat in Betreff bes Heerweſens 
die Gefeßgebung und die Organifation; fie überwacht 
deren Durchführung in ben einzelnen Staaten burdy 
fortdauernde Kontrole. 

Den einzelnen Staaten ftcht die Ausbildung ihres 
Kriegsweſens auf Grund der Befeße und Anordnung 
des Reiches zu. Sie haben die Verfügung über die bei 
waffnete Macht, foweit diefelbe nicht für den Dienft des 
Reiches in Anſpruch genommen wird. 


£ 18. 


Die Reichögefeiggebung ayafchliehäich hai in Vetreff beg Geer- 
weſens die Geſetzgebung und bis Drganifation; fig überragt 
beven Durchführung in ben einzelnen Staaten durch fortdauernde 
Kontrole. 

Den einzelnen Staaten fieht bie Ausbildung ihres ariegi⸗ 
wefens auf Grund der Reichsgeſetze und Anordnungen ver 
Reichsgewalt und beziehungsweife in den Grenzen der nad 
$. 12 getroffenen Vereinbarungen zu. Sie haben bie Berfüs 
gung über ihre bewaffnete Macht, ſoweit biefelbe nicht für 
den Dienft be8 Reicheß in Anſpruch genommen wird. 


8. 18. 


In den Fahneneid iſt die Verpflichtung zur Treue 
gegen. bad Reichſoberhaupt un die Beiahneefeflung 
an erfier Stelle anfzunchmem.... : ... . 


6. 14. 
Unveränbert. 


$. 16. 


Alle durch Verwendung von Truppen zu Reiches 
zwecken entftehende Koften, welche den durch dad Neid) 
feſtgeſetzten Friedensſtand überfteigen, fallen dem geſamm⸗ 
ten Reiche zur Laſt. 


$. 15. 
Alle durch Verwendung von Truppen zu Reichszwecken ent« 
ſtehenden Koſten, welche ben durch das Reich fejigefetzten Frie⸗ 
densſtand überſteigen, fallen dem Reiche zur Laſt. 


$. 17. 


"Ueber eine Allgemeine für gang Deutfchland gleiche 
Wehrveiſaſſung ergeht ein beſonderes Reichsgeſet. u 


$. 16. 
"Unverändert. 


$. 18. 


Die Ernennung der Generale gefchieht auf Borfchlag 
ber Einzelregierungen durch die Neichögewalt. 
Für den Krieg ernennt die Neichdgewalt die Toms 
mandirenden Generale ber auf den verfchiedenen Krieges 
theatern operirenden felbftftändigen Corps, fowie das 
Perfonale der Hauptquartiere diefer Armeen und Corps. 


| §. 17. 

Den Regierungen der einzelnen Staaten bleibt die Ernen⸗ 
nung der Befehlshaber und Offiziere ihrer Truppen, ſoweit 
deren Stärke ſie erheiſcht, überlaſſen. 

Für die größeren militäriſchen Ganzen, zu denen Truppen 
mehrerer Staaten vereinigt find, ernennt die Reichsgewalt bie 
Iommanbirenden Generale ber Teröpfändigen eo 1m owie bad 
Perſonale der Hauptquartieee.i .. : 


$. 19, 

Der Reichsgewalt ſteht die Befugniß zu, Reiches 
feftungen anzulegen und, infoweit bie Sicherheit des 
Reiches es erfordert, vorhandene Feſtungen gegen billige 
Nusgleichung, namentlich für das überlieferte Kriegemas 
terial, zu Reichefeltungen zu erflären. 

Die Reichsfeftungen werden auf Reichskoſten unter: 
halten. 

g. 18. 

Der Reichsgewalt fteht die Befugnifk zu, Keichäfeftungen 
und Küftenvertheidigungswerfe anzulegen ımd, infoweit bie 
Sicherheit des Reiches es erfordert, vorhandene Feftungen gegen 
billige Ausgleichung, namentlich; für das überlieferte Kriegss 
material, zu Reichöfeftungen zu erflären. 

Die Reichäfeftungen und Küftenvertheibigungsierfe bes Reis 
ches werben auf Reichskoſten unterhalten. 

$. 20. 

Die Seemadht ift ausſchließlich Sache des Reiches. 
Es ift feinem Einzelftaate geftattet, Kriegsfchiffe für fich 
zu halten, noch Kaperbriefe auszugeben. 

Die Bemannung der Flotte bildet einen Theil der 
gefeglich feftgeftellten Wehrmacht; fie ift jedoch unabhäns 
gig von der Landmacht. 

Diejenigen :Staaten, welhe Mannfchaft ‚für die 
Flotte ftellen, erfüllen dadurch einen Theil der ihnen ob⸗ 
liegenden Wehrpflicht. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die aus 
rüſtung, Ausbildung und Unterhaltung der Kriegsflotte 
und die Anlegung, Ausrüftung und Unterhaltung von 
Kriegshäfen und SeesArfenalen ob. 

Ueber die zur Errichtung von Kriegshäfen und Mas 
rine s Etabliffements nöthigen Enteignungen, fowie über 
die Befugniffe der dabei anzuftelenden Behörden beftims 
men die zu erlaffenden Reichsgeſetze. 


4. 19. 

Die Seemacht iſt augsſchließlich Sache des Reiches. EB ift 
feinem inzelftaate geftattet, Kriegäfchiffe für fich zu halten 
oder Kaperbriefe auszugeben, 

Die Bemännung ber Kriegäflotte bildet einen Theil ber beut» 
fen Wehrmacht. Sie ift unabhängig von der Landmacht. 

Die Mannfchaft, welche aus einem einzelnen Gtante fir bie 
Keiegättötte gefiellt wird, iſt von ber Zahl ber von bemfelben 
zu haltenden Landtruppen abzutechnen. Das Nähere hierüber, 
ſowie über die Koftenaudgleihung zwifchen dem Reiche und 
ben Einzeljtaaten, beftimmt ein Reichsgeſetz. 

Die Ernennung ber Offiziere und Beamten ber Seemadht 
geht allein vom Reiche aus. 

Der Reichsgewalt liegt die Sorge für die Ausrüftung, Aus⸗ 
bildung und Unterhaltung der Kriegäflotte und die Anlegung, 
Ausrüftung und Unterhaltung von Kriegshäfen und See⸗Arſe⸗ 
nalen ob. | 

Ueber bie zur Errichtung von Kriegdhäfen und Marines 
Etabliffements nöthigen Enteignungen, fomwie über die Befug- 
niſſe der Dabei anzuftellenden Reichsbehötden, beftimmen die zu 
erlaffenden Reichsgeſetze. 


Artikel IV. 


$. 21. 

Die Schifffahrtsanftalten am Meere und in den 
Münbungen der deutfchen Flüſſe (Häfen, Seetonnen, 
Leuchtfchiffe, Lootſenweſen, das Fahrwafler m. f. w.) find 
der Fürſorge der einzelmen Uferftadten überlaffen; fie uns 
verhalten diefelben and eigenen Mitteln. 


4. 20. 
Die Sciffahrtöanftalten am Meere und in ven Mündungen 
bet beutfchen Fluͤſſe (Häfen, Seetonnen, Leuchtfciffe, das Loot- 
fenweſen, das Fahrwaſſer u. |. w.) bleiben vet Fürſorge bet 
einjeinen Uferſtaaten Überlaffen. Die Nferfinuten unterhalten 
biefelben aus eigeneil Nittein 


Ein Reichögefetz wirb beſtimmen, ie weit bie Mündungen 
ber einzelnen Ylüffe zu rechnen find. 


$. 22, | 

Die Reichögewalt hat die Oberanffict über biefe 
Anſtalten und Einrichtungen. 

Es ſteht ihr zw, die betreffenden Staaten zu gehd 

riger Unterhaltung derſelben anzuhalten, auch dieſelben 


and den Mitteln des Reiches zu vermehren und jzu ers 
weitern. 


§. 21. 
Unverändert. 


G. 3. 

Die Abgaben, welche in den Seeuferflaaten von 
den bie Schifffahrtsanftalten benußenden Schiffen und 
deren Ladungen erhoben werden, dürfen bie zur Unters 
haltung diefer Anftalten nöthigen Koften nicht überfteis 

-gen. Sie unterliegen der Genehmigung der Reichsgewalt. 


§. 22. 

Die Abgaben, welche in den Seeuferſtaaten von den Schiffen 
und deren Ladungen für die Benützung der Schifffahrtsanſtal⸗ 
ten erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung dieſer Anſtal⸗ 
ten nothwendigen Koſten nicht überſteigen. Sie unterliegen 
der Genehmigung ber Reichsgewalt. 


. 24. Ä 

In Betreff diefer Abgaben find alle dentſchen Schiffe 
und deren Ladungen gleichzuftellen. 

Eine höhere Belegung fremder Schifffahrt fan nur 
voii der Meichögewalt ausgehen. 

Die Mehrabgabe von fremder Schifffahrt sliegt it 
bie Reichskaſſe. 


4. 2. 
uUndetaͤndert. 


Artikel V. 


$. 25. 

. Die Reichögewalt hat das Recht der Gefeggebung 
and Oberaufficht über die für Schiffe oder Flöße fahr 
baren Flüffe und Die Mündungen ber in diefelben fallenden 
Nebengewäffer, Über bie dem allgemeinen Berfehr dienen 
den Kanäle und Seen, über den Scifffahrtöbetrieb und 
die Flößerei auf diefen Wafferftraßen, fowie über alle 
Berhältniffe, welche darauf von direktem Einfluffe find. 


$. 24. 

Die Reichsgewalt Hat dad Recht der Gefetzgebung und bie 
Dberaufficht über die in ihrem fchiffbaren Laufe mehrere Stua« 
ten durchſtrömenden oder begrenzenden Ylüffe und Seen, und 
über ‚die Mündungen ber in biefelben fallenden Nebenftüffe, 

ſowie über ben Schifffahrtöbetrieb und bie Flößerei auf bene 
ſelben. 

Auf welche Weiſe die Schiffbarkeit dieſer Flüſſe erhalten 
oder verbeſſert werden ſoll, beſtimmt ein Reichsgeſetz. 

Die übrigen Waſſerſtraßen bleiben der Fürſorge der Einzel« 
ftaaten überlaffen. Doc fteht es der Reichögemwalt zu, wenn 
fie es im Intereſſe des allgemein.n Verkehrs für nothwendig 

erachtet, allgemeine Beſtimmungen über den Schifffahrtsbetrieb 
und die Flößerei auf demſelben zu erlaſſen, ſo wie einzelne 
Flüſſe unter derſelben Vorausſetzung den oben erwähnten ge= 
meinfamen Flüſſen gleich zu ftellen. 

Die Reichsgewalt ift befugt, die Einzelftaaten zu gehöriger 
Erbaltung ber Schiffbarkeit dieſer Waſſerſtraßen anzuhbalten. 


$. 26. 

Alle deutfchen Flüffe find für deutfche Echifffahrt 
und. Flößerei frei von Flußzöllen. 

Bei den mehrere Staaten burdhftrömenden oder 
begrenzenden Flüffen tritt für die Aufhebung biefer 
Flußzölle eine billige Ausgleichung ein. 

Wie uud mit welden Mitteln für die Erhaltung 


und Berbefferung ber Schiffbarfeit diefer Flüſſe geforgt 
werben fol, beftimmt ein Reichögefeg. 
$. 20. 

Alle beutfchen Flüffe follen für deutſche Schifffahrt von 
Flußzöllen frei fein. Auch die Flößerei fol auf fchiffbaren 
Flußſtrecken folden Abgaben nicht unterliegen. Das Nähere 
beftimmt ein Reichsgeſetz. 

Bei den mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzen« 

“ den: Flüffen teitt für die Aufhebung biefer Finfzölle eine bile 
lige Audgleichung ein. 


G. 27. 

"Die Hafen:, Krahn, Waag⸗, Lagers, Schleuſen⸗ 
und dergleichen Gebühren in den an dieſen Flüſſen und 
den Mündungen der Nebenflüſſe gelegenen Orten unter⸗ 
liegen der Geſetzgebung und Oberaufſicht des Reichs. 

Es darf in Betreff dieſer Gebühren eine Begünſti⸗ 
gung der Angehörigen eines deutſchen Staates vor des 
nen anderer beutfchen Staaten nicht flattfinden. 

$. 26. 
Die Hafen, Krahn⸗, Waag⸗, Lager», Schleufen» und der⸗ 
gleichen Gebühren. welche an den gemeinſchaftlichen Flüſſen 
und den Mündungen ber in dieſelben ſich ergießenden Neben« 
flüſſe erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung derartiger 
Anſtalten nöthigen Koften nicht überſteigen. Sie unterliegen 
der Genehmigung der Reichsgewalt. 
Es darf in Betreff dieſer Gebühren keinerlei Begünſtigung 
ber Angehörigen eines deutſchen Staates vor denen anderer 
deutſcher Staaten ſtattfinden. 


§. 28. 

Flußzölle und Schifffahrtsabgaben dürfen auf fremde 
Schiffe und deren Ladung nur durch die Reichsgewalt 
gelegt werben. Jedoch bleiben für diefelben bis zum 
Erlaß neuer Beſtimmungen, oder bi zur weiteren Ans 
ordnung‘; die" gegenwärtigen: fortbefichen. 

Roth und Merk, Duslienfammlung. IL Bo. 14 


2. 
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bes Reiches ober im Intereſſe des allgemeinen Verkehrs für 
nwothwendig erachtet, zu verfügen, daß Landftraſzen und Kanäle 
„angelegt, Zlüffe ſchiffbar gemacht ober deren Schiffbarkeit er⸗ 
weitert werbe. | 
” Die Anordnung der dazu erforberlichen baulichen Werke er- 
folgt nach vorgängigem Benehmen mit den betheiligten Einzel- 
ftaaten bucch die Reichsgewalt. 
“..°  . Die Ausführung und Unterhaltung der. neuen Anlagen ges 
ſchieht von Reichswegen und auf Reichäloften, wenn eine Ver⸗ 
-  ftändigung mit den Einzelftaaten nicht erzielt wird. 


Art ife [ VIE. 
in §. 38. 


Das deutſche Reich ſoll ein Zoll⸗ und Handelsgebiet 
öitden, umgeben von gemeinfchaftlicher Zollgrenze, mit 
Wegfall aller Binnenzölle. 

Die Ausſonderung einzelner Orte und Gebietstheile 
aus ber Zolllinie bleibt der Reichsſsgewalt vorbehalten. 

"Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch 
außerdeutſche Länder und Landestheile mittelſt beſonderer 
Verträge dem beutfchen Zollgebiete anzufchließen. 


IUU,, & 3. 

Dad deutfche Reich fol ein Zoll- und Hanbelögebiet Bilden, 
- umgeben ‘von gemelnfchaftlicher Zollgrenze, mit Wegfall aller 
Binnengrenzzölle. 

Die Ausfonderung einzelner Orte und Bebieiötbeile o aus 
der Zolllinie bleibt der Reichsgewalt vorbehalten. 
Der Reichsgewalt bleibt es ferner vorbehalten, auch nicht 
zum Reiche gehörige Länder und Landestheile mittelft beſonde⸗ 
ver Verträge dem’ beutfchen Zollgebiete anzufchließen. 


$. 34. 


Die Reichsgewalt hat ausfchließlicd die Gefeßgebung 
uder bas peitunnte-Jolliwefen, ſowie über gemeinſchaftliche 
Se 


Produktions⸗ und VBerbraudds Steuern. Welche Produk⸗ 
tionds und Berbrauchös&teuern gemeinfhaftlich fein fols 
Ien, beftimmt die Reichsgeſetzgebung. | 


$. 34. 
Unverändert. 


6. 35. 

Die Erhebung und Berwaltung der Zölle, fowie der 
gemeinfchaftlichen Produktionds und Verbrauchs⸗Steuern 
gefchieht nad) Anordnung und unter Oberaufſicht ‚Dar 
Reichsgewalt. RT 

Aud dem Ertrage wird ein beftimmter Theil nach 
Maßgabe bed Budgets für die Ausgaben des Reichs vors 
weggenommen, das uebrige wird an die einzelnen Staa⸗ 
ten vertheilt. 

Ein beſonderes Reichsgeſetz wird hierüber das Nähere 
feſtſtellen. | 


$. 35. 
Unverändert. 


6. 36. 

Die einzelnen deutichen Staaten find nicht befugt, 
anf. Güter, welche über die Reichegrenze ein⸗ ober ee 
ben Zölle zu legen. R N 

. ... re "3 ID 
"m $ 7. ! *33 "415 [L) 
, Auf welche Gegenftände die eingeinen Staaten Dep 
duktions⸗ oder Verbrauchds Steuern für Rednung , des 
Staats oder einzelner Gemeinden legen dürfen, und weiche 
Bedingungen und Befchräntungen dabei eintreten follen, 
wird durch Die Neichdgefeßgebung beftimmt. 


$. 36. 
Auf weldhe Gegenftände die einzelnen Staaten Produktions⸗ 
oder Verbrauchaſteuexn für Rechnung des Staateß ober ein- 
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gelner Gemeinden legen dürſen und welche Bedingungen mid 
Beſchraͤnkungen dahei eintreten ſollen, wird durch die Reichs 
gejetzgebung beftunnat. De 
&. 37. 

Die einzelnen deutſchen Staaten find nicht befugt, auf Güs 
ter, welche über bie Reichtgrenze ein⸗ oder ausgehen, Zölle 
zu legen. 


8. 38383. 
Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung über den 
—* und Die Schifffahrt und überwacht die Ansfchr⸗ 
ung der darüber erlaſſenen Geſetze. 


Be 38. 
Die. Reichsgewalt hat das Recht der Geſetzgebung über 
den Handel und die Schifffahrt, und überwacht die Ausführung 
ber barüber erlafjenen Reichsgeſetze. | 
* Mare 
Der Reichsgewalt jteht es zu, über bad Gewerbeweſen 
Reichsgeſetze zu etlaſſen und die Ausführung derſelben zu 
überwachen. 


$. 39. 

VErfindungspatente werben ansſchließlich won Reichs⸗ 
wegen anf Grundlage eines Reichsgeſetzes ertheilt; auch 
ſteht der Reichsgewalt ausſchließlich die. Geſetzgebung ‚ger 
gen den Nachdruck von Büchern, jedes unbefugte Nach⸗ 
ahmen von Kunſtwerken, Fabrikzeichen, Muſtern und For: 
men Ad gegen anbere Beetmraͤchtigungen des geiſtigen 
eigeuthnwe sn | 

a 1ä.. 
Unverändert. . 


Artikel vm. 
| | \ $. 40. E 
Der Reichsgewalt steht die Gefetzgebung und Ober, 
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aufficht über das Poftweien im beutfchen Reiche gu, 2% 
mentlich über Onganifation, Tarife, Tranſit, Pertotheils 
ung und die Berhältniffe zwifchen bem einzelnen Pokoer 
waltungen. 

Diefelbe forgt für eine gleichmäßige Anwendung ber 
Geſetze durch Vollzugsverordnungen und überwacht deren 
Durdführung in den einzelnen Staaten durch fortdau⸗ 
ernde Kontrole. 

Die Poft fol nur im Sinne der Beförderung und 
Erleichterung des Verkehrs eingerichtet und verwaltet 
werden. 

4. 41. u 

Die Reichsgewalt Hat das Recht der Gefetzgebung, und, fe 

Oberaufſicht Über das Poſtweſen, namenklich über Drganifatio * 
Tarife, Tranſit, Portotheilung und bie Verhältnifſe zwiſch 
den einzelnen Poſtverwaltungen. 

Diefelbe forgt für gleichmäßige Anwendung ber Befetze durch 
Vollzugsverordnungen und überwacht deren Durchführung in 
den einzelnen Staaten durch fortdauernde Kontrole. 

Der Reichögewalt fteht es zu, die innerhalb mehrerer Poft- 
gebiete fich bewegenden Courſe im Intereſſe bed allgemeinen 
Verkehrs zu ordnen. 


u $. 4 

Poftverträge mit audländifchen Poftverwaltungen bürs 

fen nur Seitend der Reichsgewalt gefchloffen werden. 
Wo Neichspoftverträge gefchloffen werden, eriöfchen 
bie Verträge mit einzelnen beutfchen Pofverwaltungen, 
: 6. 42. 3:13 3 
Pofiverträge mit antlänbifihen Poſtverwaltungen bürfen nur 
von ber Reichsgewalt oder mit deren Genehmigung gefchloffen 

werden. 
$. 42. 

Die Reichsgewalt bat die Befugniß, jo weit ed ihr 
nöthig fcheint, das deutſche Poſtweſen für Rechnung des 
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Meiches in Gemäßheit eines zu erlaffenden Reichsgeſetzes 
su übernehmen, vorbehaltlich billiger Eutſchädiguug wohl 
erworbener Privatredhte. 


$. 43. 

Die Reichsgewalt hat bie Befugnif, infofern e3 ihr nöthig 
fcheint, das deutſche Poſtweſen für Rechnung bed Reiches in 
- Gemäfheit eines Reichsgeſetzes zu übernehmen, vorbehaltlich 
billiger Entſchädigung der Berechtigten. 


S. 43. 

Die Reichsgewalt iſt befugt, Telegraphenlinien als 
zulegen und die vorhandenen zu benuben oder auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. Weitere Beſtimmun⸗ 
gen hierüber, fowie über Benugung von Xelegraphen 
für den Privatverfehr, find einem Reichsgeſetz vorbehalten. 


§. 44. 

Die Reichsgewalt iſt befugt, Telegraphenlinien anzulegen, und 
die vorhandenen gegen Entſchädigung zu benutzen, oder auf dem 
Wege der Enteignung zu erwerben. 

Weitere Beſtimmungen hierüber, ſowie über Benutzung von 
Telegraphen für den Privatverkehr, ſind einem Reichsgeſetz vor⸗ 
behalten. 


Artikel IX. 


§. 44. . 
‚Die Reichdgewalt hat die Gefeßgebung und Oberauf- 
ſicht Über das Münzweſen. Es Tiegt ihr ob, für ganz 
Deutichland daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. 
Sie hat dad Recht, Reichsmünzen zu prägen. 


F. 45. 

Die Reichsgewalt ausſchließlich hat die Geſetzgebung und 
die Oberaufſicht über das Münzweſen. Es liegt ihr ob, für 
ganz Deutſchland daſſelbe Münzſyſtem einzuführen. 

Sie Hat das Recht, Reichsmuͤnzen zu prägen. 


sıy 


$. 45. 
Der Reichsgewalt liegt ed ob, in ganz Deutfchland 
dasſelbe Syitem für Maaß und Gewicht, fowie für Den 
Feingehalt der Gold⸗ und Silberwaren zu begründen. 
$. 46. 
Unverändert. 


46. 
Die Reichsgewalt hat das Recht der Geſebgebung 
und Oberaufſicht über das Bankweſen, ſowie über die 
Ausgabe von Papiergeld in Deutſchland. 
Sie iſt befugt, Banken anzulegen und ihre Anlage 
zu bewilligen. 
Andere Zahlungsmittel als Gold und Silber können 
nur mit Genehmigung der Reichegewatt als geſetzlich er⸗ 
tlärt werden. 


J on. . ” 

§. 47. er 

Die Reichögewalt hat dad Recht, das Banfıvefen und das 

Ausgeben von Papiergeld durch die NReichägefetzgebung zu te 
geln. Sie überwacht die Ausführung der darüber erlaffenen 

Reichsgeſetze. 


Artikel X. 


$. 47. 

Die Ausgaben für alle Maßregeln und Einrichtun⸗ 
gen, welche von Reichswegen ausgeführt werben, find 
von der Reichsgewalt unmittelbar zu beſtreiten. 

$. 48. 

Die Ausgaben für alle Mafiregeln und Einrichtungen, 
welche von Reichswegen auögeführt werben, find von ber 
Reichsgewalt gus ben Mitteln des Reiches zu beftreiten. 

8. 48. 
Fiel bei der erſten Leſung aluß. 


6. 49; 
oo... ur Beitreitung feiner Ausgaben ift das Reich zunächſt auf 
5 feinen Untheil an ben Einfünften aus ben Löllen und ben ger 
meinfamen Probuftiond« und Berbrauchäfteuern angewisfen,. 
6. 49. 

Die Reichögewalt hat das Recht, inſoweit die ſon⸗ 
ſtigen Einkünfte nicht ausreichen, Reichsſteuern aufzus 
legen und zu erheben oder erheben zu laſſen, ſowie Ma⸗ 
tifularbeiträge aufzunehmen. 

.$& 8. 
Die Reichsgewalt hat das Recht, inſoweit die ſonſtigen Ein⸗ 
fünfte nicht ausreichen, Matrikularbeiträge aufzunehmen. 


$. 50. 

Die Reiche gewalt iſt Sefirgt, in außerordentlichen 
Fällen Anleihen zu machen oder fonftige Schulben zu 
contrahiren. 

| | $. 51. | 
Die Neichögewalt ift befugt, in außerordentlichen Fällen 
Reichöfteuern aufzulegen und zu erheben ober erheben zu laſſen, 


fowie Anleihen zu machen ober fonftige Schulden zu kontra⸗ 
hiren. 


Artikel XL 


Den Umfang ber Gerichtbarkeit des Steidhes ber 
ftimmt der Abſchnitt vom Reichsgericht. 
4. 32. 
Unverändert. 


Artitel XI 


8: 53. 
Der Reichsgewan iegt es obj bie Kraft der Reichs⸗ 


verfaffung allen Deutſchen verbürgten Rechte oberauffes 
hend zu wahren, ſowie die gefetlichen Normen für den 
Erwerb und Verluft des Reichs⸗ und Staatsbürgerrechts 
feſtzuſtelen. 


8. 838. 


Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der Reichsverfaſſung 
allen Deutſchen verbürgten Rechte oberauffehend zu wahren. 


$. 53. 


+ Der NReichögewalt liegt die Wahrung des Reiches 
friedend ob, | 

Sie hat die für die Aufrechthaltung der inneren 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu 
treffen: wu 

. 1) wenu ein deriſcher Staat von einem "andern denu⸗ 
ſchen Staat in ſeinem grichen geſtört oder aa 
det wird; 

2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherhelt 
und Ordnung durch Einheimiſche oder Fremde ge⸗ 
ſtört oder gefährdet wird. Doch ſoll in dieſem 
Falle von der Reichsgewalt nur dann eingeſchrit⸗ 
ten werden, wenn die betreffende Regierung ſie 
ſelbſt dazu auffordert, es ſei denn, daß dieſelbe 
dazu notoriſch außer Stande iſt uber der gemeine 
Reichsfrieden bedroht erſcheint; 

3) wenn die Regierung eines deutſchen Staates die 
Verfaſſung deſſelben eigenmächtig aufhebt oder vers 
ändert, und durch das Anrufen des Reichsgerichtes 
unverzůgliche Hülfe nicht zu erwirken iſt. 


$. 54 
Der Reichsgewalt Liegt die Wahrung des Reiſchsfriedens ob. 
Sie hat bie für bie Aufrechterhaltung der inneren Sicherheit 
und Ordnung erforderlichen Maßregeln zu trefit- 


$. 49; 
‚But Beftreitung feiner Ausgaben ift das Reich zumädhft auf 
“feinen Untheil an ben Einfünften aus ben Zöllen und ben ges 
meinfamen Produktions⸗ und Verbrauchsſteuern angemwiefen,. 


6. 49. 

Die Reichdgewalt hat das Recht, inſoweit die ſon⸗ 
ſtigen Einkünfte nicht ausreichen, Reichsſteuern aufzu⸗ 
legen und zu erheben oder erheben zu laſſen, ſowie Ma⸗ 
trikularbeiträge aufzunehmen. 

| $. 50. 
Die NReichögewalt hat das Recht, inſoweit bie fonftigen Ein» 
fünfte nicht ausreichen, Matrifularbeiträge aufzunehmen. 


8. 50. 

Die wReichsgewalt iſt Sefirgt ‚ in außerordentlichen 
Fallen Anleihen zu machen oder fonftige Schulben st 
contrahiren. 

| 5 
Dit Reichsgewalt ift befugt, in auferorbentlihen Fällen 
Reichöfteuern aufzulegen und zu erheben ober erheben zu laſſen, 


fowie Anleihen zu machen ober fonftige Schulden zu kontra⸗ 
hiren. 


Artikel XL 


§. 3. 
Den. Ynrfang ver Gerichtsbarkeit des Reiches bes 
ftimmt der Abſchnitt vom Reichsgericht. 
4. 52. 
Unverändert. 


Artitkel XII. 


8. 52. 
Der NReichsgewan ifegt eB_oh,:bie Kraft der Reichs⸗ 


verfäffung allen Deitfchen verbürgten echte oberauffes 
hend zu wahren, fowie bie gefetslichen Normen für den 
Erwerb und Verluſt des Reichs⸗ und Staatsbürgerrechts 
feſtzuſtelen. 


4. 88. 


Der Reichsgewalt liegt es ob, die kraft der Reichsverfaſſung 
allen Deutſchen verbürgten Rechte oberaufſehend zu wahren. 


$. 53. 


+ Der Reichögewalt liegt die Wahrung des Reichs; 
friedend ob, 

Sie hat die für die Aufrechthaltung der inneren 
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Magregeln zu 
treffen. 

1) wenn ein deutſcher Staat von einem. "andern den« 
ſchen Staat in ſeinem Srieden geftört oder ir 

bet wird; z 

2) wenn in einem deutſchen Staate die Sicherheit 
und Ordnung durch Einheimifche oder Fremde ges 

ſtört oder gefährdet wird. Doc fol in dieſem 

Falle von der Reichsgewalt nur dann eingefchrits 

ten werden, wenn die betreffende Regierung fie 

‚selbft dazu aufforbert., es fei denn, daß Diefelbe 

dazu notorifch außer Stande iſt uber ber gemeitte 

Reichsfrieden bedroht erfcheint; 

3) wenn die Regierung eined deutſchen Staates die 
Berfaffung deſſelben eigenmächtig aufhebt oder vers 
ändert, und durch das Anrufen bed Reichsgerichtes 
unverzügliche Hülfe nicht zu erwirken ift. 


$. 54, 
Der Reichsgewalt Tiegt die Wahrung des Neiihäfriebend ob. 
Sie bat bie für die Anfcechterhaltung der intteren Sicherheit 
und Ordnung erforderlichen Mafßregeln zu trefſen: 
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1) wenn ein beutfcher Staat bon einem anbern beutjchen 
Staate in feinem Frieden geftört ober gefährbet wird; 

2) wenn in einem beutfchen Staate die Sicherheit und Ord⸗ 
nung durch Einheimifche ober Fremde geftört ober ges 
fährbet wirb. | 

Doch fol in diefem Falle von ber Reichsgewalt nur 
bann eingefchritten werben, wenn bie betreffende Regie⸗ 
rung fie felbft dazu auffordert, es fei denn, daß biejelbe 
dazu notorifch außer Stande ift, oder ber gemeine Reichs⸗ 
frieden bedroht erfcheint; 

3) wenn bie Verfaſſung eine beutfchen Staates gewaltfam 
ober einfeitig aufgehoben oder verändert wird, und durch 
das Anrufen bed Reichögerichted unverzůgliche Hülfe nicht 
zu erwirken iſt. 

§. 54. 

Die Maßregeln, welche von der Reichsgewalt zur 
Wahrung des Reichsfriedens ergriffen werden können, 
find: 1) Erlaſſe, 2) Abſendung von Kommiſſarien, 3) Ab⸗ 
ſendung bewaffneter Macht. 

8. 55. 
Die Mafregeln, welche von ber Reichsgewalt zur Wahrung 
des Reichsfriedens ergriffen werben können, find 1) Erlaſſe, 
2) Abſendung von Kommiflarien, 3) Anwendung von bewaff⸗ 
neter Macht. 

Ein Reichögefetz wirb bie Srundfäte beftimmen, nach wel« 
‚hen die durch ſolche Maßregeln veranlaften Koften zu tragen 
find. 

s. 56, 

Der Reichögemalt liegt es ob, bie Fälle und Formen, in 
welchen bie bewaffnete Macht gegen Störungen ber öffentlichen 
Drbnung angewendet werben fol, durch ein Reichägefetz zu 
beftinnmen. 

&. 57. 

Der Reichögemalt liegt e8 ob, bie gefetzlichen Normen über 
Erwerb und Berluft bes Reichs- und Staatsbũtgerrechtes feſt⸗ 
zuſetzen. 
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4. 88. 
Der Reichsgewalt ſteht es zu, über das Heimathsrecht 


Reichsgeſetze zu erlafſen und die Ausführung berfelben zu 
‚überwachen. 


Br 
[4 


$. 59. 

: Der Reicydgewalt fteht es zu, unbeſchadet des barq 
die Grundrechte garantirten freien Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrechtes, allgemeine Geſetze über das Anociations. 
weſen zu erlaſſen. 


g. 59, 


Der Reichsgewalt ſteht es zu, unbeſchadet des durch die 
Grundrechte gewährleiſteten Rechts der freien Vereinigung und 
Verſammlung, Reichsgeſetze über das Aſſociationsweſen zu er- 
laſſen. 


8. 56. 
Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des Ge⸗ 
ſammtwohls allgemeine Maßregeln für die Geſundheits⸗ 
pflege zu treffen. 


F. 57. 
Die Reichsgeſetzgebung hat für die Aufnahme öffent⸗ 
licher Urkunden diejenigen Erforderniſſe feſtzuſtellen, weiche 
ihre Gultigkeit i in ganz Deutſchland ſichern. | 


$. 60. 


Die Neichögefetzgebung bat für die Aufnahme öffentlicher 
Urkunden diejenigen Erforberniffe feftzuftellen, welche die An« 
erfennung ihrer Aechtheit in ganz Deutfchland bedingen. 


9 


5. 61. 


Die Reichsgewalt iſt befugt, im Intereſſe des * 
allemeine Maßregeln für die Geſundheitspflege zu ‚treffen. :.; 


Artitei XI 


. 66. 


Der Reichsgewalt ſteht das Recht der Gefetgebung 
zu, ſoweit es zur Ausführung ber ihr verfaſſungsmäßig 
übertragenen Befugniffe und zum Schuß der ihr überlaf 
ſenen Anſtabten erforderlich ift; ſowie in allen Fällen, wo 
fr far Bas Meſammilutereffe Deutſchlands Lie: Begrünb⸗ 
meg gemoinſamer Eimichtungen und Maßrrgeln mottaven⸗ 
dig findet. Ma HE Be Dal! 

$. 62: 
Die Reichsgewalt hat die Geſetzgebung, ſoweit es zur Aus» 
führung ber. ihr verfaffungämäßig übertragenen Befüugniffe und 
‚.. um Schutze der ihr überlaſſenen Anſtalten erforderlich iſt. 


§. 63. 
Die Reichsgewalt iſt befugt, wenn ſie im Geſammtintereſſe 
Deutſchlands gemeinſame Einrichtungen und Mafiregeln noth- 
3. wendig findet, die zur: Begrändung derſelben erfotberlihen Ge⸗ 
at: ſtze Tr: dev für die: Berämbrtung. ber Beats wrteſcue⸗ 
benen Formen zu erlaſſen. * 


$, x 59; 

, Der: Reichögewalt, liegt es ob, Durch ‚Die Exlaffung 
eligemeinen Meſetzbücher über bürgerliches Recht, Hau⸗ 
dels⸗ und Wechſelrecht, Strafrecht und gerichtliches Vers 
fahren die Rechtseinheit im deutſchen Volk zu begründen. 

$. 64. 

„Unverändert, 


. “er. ‘ 


6. 60. 
Alle Gefeße und Verordnungen der Reichsgewalt er⸗ 
halten durch ihre Vertindigung von Reichewegen ver⸗ 
bindliche Kraft. Me tan then 


$. 65 
Alle Geſetze und Verordnungen ber Reichsgewalt schalten 
verbindliche Kraft durch ihre Verkündigung Re 
Ä F. 66. 
Reichsgeſetze gehen ben Geſetzen ber Gingelftenten. v bot, ine 


ſofern ihnen nicht ausdrücklich eine nur ſubſidiare Geltung, 
beigelegt ift. je 


Artikel XW. 


§. 61. 

Die Anftelung der Neich&beamten geht vom. Reiche 
aus. Die Dienftpragmatit des Neiches wird ein Reichs⸗ 
geſetz feſtſtellen. | 

$ 67. 
Unverändert. 


Abfehnitt IT. Das Reichsoberhaupt. 
a rrt ? et Il 


. .. 
Die Würde des Reichoberhauptes wird einem ber 
regierenden deutfchen Fürſten übertragen. 


$. 68. 2 
Die Würde des Reichsoberhauptes wird einem ber Tegieteng 
den beutfehen Fürften übertragen. nn. 
$. 69. 
Diefe Würde ift erblih im Haufe des Fürſten, bem fie übers 
tragen worden. Sie vererbt im Mannedftamme nach bem 
Nechte der Erfigehint. . _ 


G.% 
Daß Reiche oherhaupt eilt ben Titelz — der 
Deutſchen ·· ri, leid 


F. 3% 

Die Reſtdenz des Kaifers iſt am Sit der Reichsre⸗ 
gierung. Wenigftend während der Dauer ded Neichetas 
ges wird der Kaifer dort bleibend refldiren. 

: 50 oft ſich der Kaiſer nicht am Sit der Reichsre⸗ 
gierung befindet, muß einer der Reichsminiſter in ſeiner 
unmittelbaren Umgebung ſein. 

Die Beftimmungen über den Sig der Reichsregier⸗ 
ung werben einem Reichsgeſete vorbehalten. 


F. 4. 
Der Kaiſer bezieht eine Civilliſte, welche der Reichs⸗ 
tag, feſtſebt. . 
$. 70, 71 und 72. 
Unverändert. 


Artikel I. 


Die Perſon des Raifers if unverleglid. 
Der Kaifer übt die ihm übertragene Gewalt durch 
verantwortliche don ihm ernannte e Miniſter aus. 


| $ 6. 
Alle Megierungshandiungen des Kaiſers bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung von wenigſtens einem 
der Reichsminiſter, welcher dadurch die Verantwortung 
übernimmt. 
$. 73 und 74. 
Unveränbert. 


Artikel II. 
6. 7. 
Der Raifer' übt: die vöhferrechtliche: Vertretung des 
dentfchen Reiches und ber einzelnen deutſchenSttiaten 


aus. Er ftellt die Reichsgefandten und die Konſuln an 
und führt den diplomatiſchen Verkehr. 


F. 8. 
Der Kaiſer erklärt Krieg und ſchließt Sieden. 
— J $ 75 und 716. nn 
| J J nn, underändert. . F | j | r ” 
| . . nn 


"Der Raifer schließe die Bündniffe und. Verträge mit 
deu auswärtigen. Mächten ab, und zwar unter Mitwirk 
ung des Reichstages, inſoweit dieſe verfagungem abie 
vorbehalten iR: | a ... rk 

Fr S. N. a Eee Eee 7 

Der Kaiſer fehliet Die Bündniſſe und Verkräge mit dei 
auswärtigen Mächten ab;: uud zwar unter Mitwirkung. us 
Neichätages, infomweit ‚diefe in der Berfaffung vorbehale 
ten ift. 

. ; $. 10. 

Alle Verträge nicht rein: privatrechtlichen Inhalte, 
welche deutfche Regierungen unter ſich oder mit auswär⸗ 
tigen Regierungen abfchließen, find dem Kaifer zur Kennte 
nißnahme, und infüfern das Reichsintereſſe dabei bethei⸗ 
ligt iſt, zur Beſtätigung ozrzulegen. 


$. 11. 
Der Raifer beruft und ſchließt ben Reihötag; er 
hat das Recht, das Volkshaus aufzulöfen. 


g' 12. 

. Der. Kaifer.: hat das Recht des Geſetzvorſchlages. 
Er übt die gefeßgebende Gewalt in Gemeinfchaft mit dem 
Reichstage unter den verfaſſungsmäßigen Beſchränkungen 
dns. Er verkündigt die Reichsgeſetze und: erläßt die zur 


Vollziehung derſelben nöthigen Verordnungen. F 
Roth u. Merck, Quellenſammlung. Il. Band. 15 


$. 78, 19 und 80. 
‚Unverändert, 


$.. 12. 

In Strafſachen, welche zur Zuſtaͤndigkeit des Reiche» 
gerichtd gehören, hat ber Kaifer. das Recht der Begna- 
digung und Strafmilderung,. fowie der Amneftirung. Das 
Verbot der Einleitung oder Fortfeßung einer einzelnen 
Unterfuchung kann der Kaifer nur mit Zuftimmung des 
Reichstases erlaſſen. 

Zu Gunſten eines wegen feiner: Amtshandlungen ver⸗ 
urtheilten Reichsminiſters kann der Kaiſer das Rechtder 
Begnadigung und Strafmilderung nur dann andüben, 
wenn dasjenige Haus, von welchem die Anklage auöges 
gangen ift, darauf anträgt. Zu Gunften von Landeds 
miniftern fteht ihm ein ſolches Necht nicht zu. 


$. 81. 

In Straffachen, welche zur Zuftändigfeit des Reichsgerichtes 

gehören, hat ber Kaifer dad Recht ber Begnadigung und Straf- 

-milderung. Das Berbot der Einleitung oder Fortſetzung von 
Unterfuhungen kann ber Kaifer nur mit Zuftimmung des 
Reichstages erlafien. 

Zu Gunſten eined wegen feiner Amtshandlungen verurtheil- 
ten Reich8minifterd kann der Kaifer dad Recht der Begnadigung 
und Strafmilderung nur dann ausüben, wenn dasjenige Haus, 
von welchem die Anklage ausgegangen ift, barauf anträgt. 
Zu Bunften von Landesminiſtern fteht ihm ein ſolches Recht 
nicht zu. 


$. 14. 
Dem Kaiſer liegt die Wahrung bed Reichsfriedens ob. 


§. 15. 


Der Kaiſer hat bie Berfügung über die bewaffnet⸗ 
Macht. 


1 . at. 

Ueberhaupt hat der Kaiſer die Megieruuge dewaln ak 
allen Angelegenheiten des Reiches nach Maßgabe ber 
Neichöverfaffung. Ihm als Träger diefer Gewalt ftehen 
diejenigen Rechte und Befugniffe zu, welche in der Reihe 
verfaffung der Reichsgewalt beigelegt und dem‘ nase 

tage nicht zugewiefen find. 

‚$ 82, 83 uud. 84, un 
Unverändert. 77 


Abſchnitt IV. Der Reichsrath 


bei der zweiten Leſung ausgefallen. 
Artikel L. 


F. 1. IH 
Der Reichsrath befteht aus Bevollmächtigten Ber 
deutfchen Staaten. 
| Die Ernennung ber Mitglieder des Reichsrathes 
gefchieht durd; die Regierungen ber betreffenden Staas 
ten und Staatenverbände. 


6. 2. 
Der Reichsrath bildet ein begutachtendes Collegium. 
Derſelbe tritt am Sitz der Reichsregierung zuſammen. 
Den Vorſitz im Reichsrathe führt der Bevollmächtigte 
des größten deutſchen Staates, deſſen Regent nicht das 
Reichsoberhaupt iſt. 


§. 3. 


Die Beſchlüſſe des Reichsrathes werden durch Stim⸗ 
menmehrheit gefaßt. | 2 
$. 4. 


Die Reichöminifter find berechtigt, den Sigungen des 
15 * 
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Reichsrathes beisumohnen: oder ſich in benfelben durch 
Kommiſſarien vertreten zu laſſen. | 


$. 5. 

Dem Reichsrathe ſind die Geſetzentwürfe, welche die 
Reicheregierunm bei dem Reichstage einbringen will, zur 
Begutachtung vorzulegen. Der Reichsrath hat ſein Gut⸗ 
achten binnen einer jedesmal von der Reichsregierung zu 
beſtimmenden Friſt zu erſtatten. Wird dieſe Friſt nicht 
eingehalten, ſo iſt die Reichsregierung hierdurch an dem 
Einbringen des Geſetzentwurfes bei dem Reichstage nicht 
behindert. 


g. 6. 
Die Reichsregierung iſt befugt, in allen Fällen, in 
welchen es ihr angemeſſen erſcheint, das Gutachten des 
Reichsrathes einzuziehen. 


Abſchnitt V (IV). Der Reichstag. 
Artifel L 
$ 1. 


Der Reichstag befteht aus zwei Hauſern, dem Staa⸗ 
tenhaus und dem Volkshaus. 


$. 85. 
Unverändert. 


Artifet I 


F§. 2. 
Das Staatenhaud wird gebildet aus den Vertretern 
der deutſchen Staaten. 
$. 86. 
Unveränbert, 
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$. 3, 


Die Zahl der Mitglieder vertheitt ſich nach folgen 
dem Berhältniß: 


Preußen . . 00. 40 Mitglieder 
Oeſterreich mit aichentein ee. 36 v 
Bayern . . . . 6 
Sadhfet . » - 2» 2 2 22... 10 u 
Hannover 0. ...10 " 
MWürtemberg mit Hohenzollern⸗ Hechin⸗ 

gen und Sigmaringen . . . . 10 u 
Baden » 2 2 oe 2 er 2 86 
Kurheflien . . - 6 . 
Großherzogthum Heſſen mit Heſſen⸗ 

Homburg .. 6 N) 
Holftein (Schleswig, f sche Reich s. n 

und Lauenburg . . » 6. " 
Medlenburg- Schwerin und Medien: J 

burg⸗Strelitz .. 6 " 
Luremburg mit Limburg . . 2 " 
Braunfchweig - «0.0.0.2 " 
Naſſau ... . 4 
Sadhfen-Weimar .. 2... N 
Sachen - Coburg- Gotha .. 
Sachſen Meiningen Hilpburghauſen 
Sachſen⸗Altenburg 


Schwarzburg-Rudolftadt . . . 
Scnwarburg-Sonberhaufen. .. 
Reuß ältere Linie 
Reuß jüngere Linie . .. 
Oldenburg.2 
Waldeck.. 2 2 ne. 
Schaumburglippe . » » 0. gi Mitglied 
Sippes Detmold . ». . 2 20. 


SB en 


\ 


® 
‘ 
. 
®“ 


Anhalt Deffaun . . » - 
Anhalt-Bernburg . . . 0. +. g1 Mitglied 
AnhaltsKöthen . - » » 2 2 0 
übel . 2 2 0er 


1 
1 

Brem et. . . 0 0 0 . . . 1 " 
1 


Hamburg nn 
76 Mitglieder. 


8. 

Die Zahl der Mitglieder vertHeilt fich nach folgendem Bere 
hältnißz: | 
Breeußen - > 2 2 2 000. MO Mitglieder 
Oeſterreich38 " 
Bay 2 2 22er. 18 
Sadfn . . » 
Hannover . 
MWürtemberg . 
Baden . 
Kucheflen .. .. 
Großherzogthum dheſſen .. . 
Holftein (Schleswig, ſ. Reich. $. E . 
Medlenburg » Schwerin . . 
Luxemburg Limburg . -. . . .. 
Naſſau 0.0. 
Braunſchweig . .. 
Olbenburg ren 
Sadhfen-Weimt . . ..2..% 
Sacjfen » Coburg» Gotha: . ... 
Sachen » Meiningen» Oisunghaufe en 
Sahfen-Atenbug . ... 
Medlenburg- StreliE . . . . . 
Anhalt» Deflau . .. 
Anhalt» Bernburg 
Anhalt» Köthen . 
Sqhwarzburg⸗ Sondershaufen 
Schwarzburg-Rudolftadt . 


pa 
oO 


u ua sn zz zz U uU mn 2 


Mitglied 


PerPprpePrrPeBvVvywwummroaoopao55 


SodenisllensSehnan : . . . .. 1 Mitglied 
Lichtenftein er. 
Hohenzollern » Sigmaringen . 
Waldeck ..... 

Reuß ältere Linie . .. 

Reuf jüngere Linie: 
Schaumburg » Lippe . 
Lippes Detmobb . 
Heffen« Homburg 
Lauenburg 

-Lübel . . 
Franffurt . . i 
Bremen . 
Hamburg -. 


PPrPpPprrPprPrprpPpFPI 
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. v 
192 Mitglieder. 
So lange die deutſch⸗õofterreichiſchen Lande an dem Bunbed» 

ſtaate nicht Theil nehmen, erhalten nachfolgende Staaten eine 

größere Anzahl von Stitimen‘ im Stactenhauſe, nämlich: 
Bayım . 2 2 2 ... 260 Stimmen. 
Soeben . oo... een. 42 


1 
Dannoder-. 2 2 2 0 0 nn. 12. % u 
Würtemberg - 22200... 
Baden .- . . ET 3* 
Großherzogthum Heſſen . 8 
Kurhefien . | v 
Nafu . 2: 2 2 2 2 2 nn... 
Hamburg . 2 . 

$. 4. 


Die Mitglieder des Staatenhaufes werben zur Hälfte 
durch die Regierung und zur Hälfte durch die Volksver⸗ 
tretung der betreffenden Staaten ernannt. 

Wo zwei Kammern beftehen, wählen biefe in gemein, 
famer Sigung nach abfoluter Stimmenmehrheit. 


8. 88. 
Die Mitglieder des Staalenhauſes werben zur Hälfte —* 


‚ die Regierung und zur Hälfte, danch bie. Dofläperireung ber bes 
" treffenden Staaten ernannt. . 
Sn denjenigen deutſchen Stauten, welche aus mehreren Pro⸗ 


vinzen oder Ländern mit abgeſonderter Verfaſſung oder Bers 
‚ waltung bejtehen, find Die durch die Wollönertretung dieſes Staa 
„teß zu ernennenden Mitglieder des Staatenhaufes nicht von 


ber allgemeinen Landeövertretung, jondern von den Bertretern 


‚ber einzelnen Länder oder Provinzen Grodinzialſtänden) zu er⸗ 
nennen. 


Das Verhältniß, nach welchem die gahl der dieſen Staaten 


zukommenden Mitglieder unter bie einzelnen Länder oder Pro- 


pinzen zu. vertheilen ift, bleibt»der Lanbeögefetzgebung vorbes 
halten. 

Mo zwei Kammern beftehen und eine Vertretung nad) Pro- 
vinzen nicht ftattfindet, wählen beide Kammern in gemeinfamer 


J Sitzung nach abſoluter Stinmenehthen. 


§. 5. 


u denjenigen Staaten, welche nur ein Mitglied 


in dad Staatenhaus fenden, fchlägt Die Negierung drei 
Kandidaten vor, aus denen die Volfövertretung mit ab» 
foluter Stimmenmehrheit wählt. 


g. 80. 


In denjenigen Staaten, welche nur ein Mitglied in bad 
Staatenhaus fenden, fchlägt die Regierung drei Kandidaten 
por, aus denen die Vollövertretung mit abföluter Stimmen 
mehrheit wählt. 

Auf diefelbe Weife ift in denjenigen Staaten, welche eine 


+ ungerade Zahl von Mitgliedern ſenden, in Betreff der letzten 


derſelben au berfabren. '. \ u 
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G. 6. 


Wo mehrere Staaten. in gemeinſamer Vertretung 
im Staatenhauſe verbunden ſind, haben dieſe über die 
gemeinſchaftlich vorzunehmende Wahl ein Abkommen un⸗ 
ter einander zu treffen. Das Prinzip der Theilung der 


Mahlberechtigung zwifchen Regierung und Volksvertret⸗ 
ung darf Dabei nicht ‚verlegt werden. 
Das ganze Abkommen ift der Reichsregierung zur 
Genehmigung vorzulegen. 
Bei der zweiten Leſung ausgefallen. 


$. 7. 

Wenn mehrere deutfche Staaten zu einem Ganzen 
verbunden werden, fo entfcheibet ein Reichsgeſetz über die 
dadurch etwa nothwendig werdende Abänderung in ber 
Zufammenfeßung des Staatenhauſes. 


§. 90. 
Unverändert. 


§. 8. 
Mitglied des Staatenhanfes kann nur ein folcher 
werden, welcher 
1) Staatsbürger dedjenigen Staated oder Staatens 
verbandes (f. 8. 6) ift, welcher ihn fendet, 
2) das 30fte Lebensjahr zurüdgelegt Hat, .u.n= 
3) fich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaats⸗ 
bürgerlichen Rechte befindet. | 
. . or 
0: Mitglied, des Staatenhauſes kann nur fein, wer \ 
1) Staatsbütger des Staates iſt, welcher ihn ſendet, 
2) das 30ſte Lebensjahr zurückgelegt hat, 
3) ſich im vollen Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbür⸗ 
gerlichen Rechte beſindet. 


98. 9. 

Die Mitglieder des Staatenhauſes werden auf ſechs 
Jahre gewählt. Sie werden alle drei Jahre zur Hälfte 
erneuert. Dei außerordentlichen Reichsverſammlungen, 
welche nach Ablauf. der für die theilweiſe Erneuerung bes 
flimmten Periode und bevor noch die neuen Wahlen zur 


I3E 

nächtten ordentlichen Reichstagsſttzung erfolgt‘ ſtnd, beris 
fen werden, bilden die Mitglieder der lebten ordentlichen 
Sitzung auch für die außerordentliche Sitzung das Stans 
tenhaus. 


$.. 9. 

Die Mitglieder des Staatenhaufed werden auf ſechs Jahre 
gewählt: Sie werben alle brei Jahre zur Hälfte erneuert. - 

Auf welche Weife nad) ben erjten drei Jahren dad Ausſchei⸗ 
ben der einen Hälfte itattfinden ſoll, wird durch ein Reichäges 
fetz beftimmt. Die Ausſcheidenden find ſtets wieder wãhlbar. 

Wird nach Ablauf dieſer drei Jahre und vor Vollendung 'ber 
neuen Wahlen für das Staatenhaud ein auferorbentlicher Reichs⸗ 
tag berufen, fo treten, foweit die neuen Wahlen noch nicht 
ftattgefunden haben, bie früheren Mitglieder ein. 


Artikel II 

$. 10. , 

Das Volkshaus befteht and den Abgeordneten des 
dentfchen Volkes. Ä 

. B 8. 11. 

Die Mitglieder des Volkshauſes werden für das erſte 
Mal auf vier Jahre, demnächſt immer auf drei Jahre ge⸗ 
wählt. Die Wahl geſchieht nach den in dem Reichs⸗ 
wahlgeſetze enthaltenen Vorſchriften. 


$. 93. und $. 94, 
Unveränmbert. 


ArtitelW. 


| $. 12. 
Die Mitglieder des Reichstages beziehen ein gleich 
mäßiges Tagegeld und Ehtfchädigung für ihre Reiſekoſten 
Das Nähere beitimmt ein Reichsgeſetz. 
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Den Mitgliedern des Reichſstages werben bie Tages 

gelder und Neifefoften aus der Reichskaſſe gezahlt. 
9, 

Die Mitglieder des Neichdtages beziehen aus ber Neicjätaffe 
ein gleichmäfjiged Tagegeld und Entſchädigung für ihre Reife 
foften. Das Nähere beftimmt ein Reichögefetz. 

6. 13. 

Die Mitglieder beider Häufer können durch Inftrufs 
tionen in ihrer parlamentarifchen Thätigfeit nicht gebun⸗ 
den werden. 

g. 96. 

Die Mitglieder beider Häufer können durch Inſtruktionen 
nicht gebunden werben. 

g. 14. 

Niemand kann gleichzeitig. Mitglied von beiden Häus 
fern fein. 

&. 97. 
Unverändert. 


Artikel V. 


$. 15. 

Zu einem Beſchluß eines jeden Hauſes des Reichs⸗ 
tages iſt die Theilnahme von wenigſtens der Hälfte der 
geſetzlichen Anzahl ſeiner Mitglieder und die einfache 
Stimmenmehrheit erforderlich. 

Im Falle der Stimmengleichheit wird ein Antrag 
als abgelehnt betrachtet. | 
$. 98, 

_ Unveränbert. 


$. 16, 


Menn es fich von ber Erlaffung folcher Geſetze hans 
beit, durch weldye Einrichtungen und Maßregeln begrüns 
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det werden folen, bie ber Kompetenz der Reichsgewalt 
nicht ausdrücklich zugewiefen find (Abfchnitt von der 
Keichögewalt, Art XIII. $. 58 am Ende), fo ift für Die 
Schlußabſtimmung eined jeden Haufed eine Mehrheit von 
wenigftend zwei Dritteln der Stimmen erforderlid. 
Fat weg. 
Ss. 17. 
Das Recht ded Gefehvorfchlages, der Beſchwerde, 


der Adreſſe und der Unterſuchung, fowie der Anklage 
der Minifter, fteht jedem Haufe für fich zu. 


$. 99. 
Dad Net des Gefetzuorfchlages, ber Beſchwerde, ber 
Adreffe und der Erhebung von Thatfachen, ſowie der Anklage 
der Minifter fteht jedem Haufe zu. 


tn. 18 5 
Ein NReichstagsbefchluß Fann nur durch Die Ueber 
einflimmung beider Häuſer gültig zu Stande fommen. 


$. 100. 
.. Unverändert. 


6. 19 

Ein Neichstagsbefchluß, weldyer die Zuflimmung 
der Neichöregierung nicht: erlangt hat, darf in derſelben 
Sitzungsperiode nicht wiederholt werden. Iſt vom Reiches 
tage in derfelben Sache in drei ſich folgenden ordentli⸗ 
chen Sigungsperioden derfelbe Befchluß unverändert ge- 
faßt worden, fo wird er, auch wenn die Zuftimmung der 
Reichsregierung nicht erfolgt, mit dem Schluß des drit- 
ten Reichsſtages zum Geſetz. . 

Ein Reichstagsbeſchluß ift in folgenden Fällen erfors 
derlich: 

1) Wenn es ſich um Erlaſſung, Aufhebung, Abän⸗ 
tn. derung oder Auslegung von Reichsgeſetzen handelt. 


2) 


3) 


4) 


5) 


6) 
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Menn der Neichshaushalt feftgeftellt wird, wenn 
Anleihen tontrahirt werden, wenn das Reich eine 
im Budget nicht vorgefehene Ausgabe übernimmt 
oder nicht vorgefehene Steuern, oder Matrifular- 
beiträge erhebt. 

Wenn die Anlage von Zettelbanfen oder die Ein- 
führung oder Vermehrung von Papiergeld be- 
willigt , fjowie wenn andere Zahlungdmittel ale 
Gold und Silber als geſetzlich erflärt werden 
ſollen. 

Wenn die Zuſtimmung der Reichsgewalt zu der 
Steuererhebung der Einzelſtaaten zu ertheilen iſt 
(ſ. Reichsgewalt $. 37). 

Wenn Landesfeſtungen zu Reichsfeſtungen erklärt 
werden ſollen. 

Wenn Handels⸗, Schifffahrts⸗ und Auslieferungs⸗ 
verträge mit dem Auslande geſchloſſen werden, 
ſo wie überhaupt völkerrechtliche Verträge , infos 
fern ſie das Reich belaſten. 


7) Wenn außerdeutſche Länder oder Landestheile dem 


deutſchen Zollgebiete angeſchloſſen, oder einzelne 
Orte oder Gebietstheile von der Zolllinie aus⸗ 
geſchloſſen werden ſollen. 


8) Wenn deutſche Landestheile abgetreten, oder wenn 


außerdeutſche Gebiete dem Reich einverleibt oder 
auf andere Weiſe mit demſelben verbunden wer⸗ 
den ſollen. | 


g. 101. | 
Ein Reichstagsbeſchlußz, welcher die Zuftimmung ber Reichs 


regierung nicht erlangt hat, darf in berfelben Sitzungäperiobe 
nicht wiederholt werben. 


Iſt von dem Reichstage in drei ſich unmittelbar folgenden 


ordentlichen Sitzungsperioden derſelbe Beſchluß unvderändert 
gefaßt worden, fo wird derſelbe, auch wenn die Zuftimmung 
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der Reichsregierung nicht erfolgt, mit dein Schluffe, des dritten 
Reichſtages zum Geſetz. Cine orbentlihe Gitzungsperiode, 
‚welche.nicht wenigftend vier Wochen dauert, wird in dieſer 
Reihenfolge nicht mitgezählt. 


$. 102. 

Ein Reichstagsbeſchluſz ift in folgenden Fällen erforberlich : 

1) Wenn es ſich um die Erlaffung, Aufhebung, Abänderung 
ober Auslegung von Reichsgeſetzen handelt. 

2). Wenn der Reichähaushalt feftgeftellt wird, wenn Anleihen 
fontrahirt werben, wenn dad Reich eine im Budget nicht 
porgefehene Ausgabe übernimmt, oder Matrikularbeiträge 
oder Steuern erhebt. . 

3) Wenn fremde See» und Flußſchifffahrt mit höheren Abs» 
gaben belegt werben fol. 

4) Wenn Landesfeftungen zu Reichöfeftungen erklärt werben 
ſollen. 

5) Wenn Gandels⸗, Schifffahrts⸗ und Auslieferungsverträge 
mit dem Auslande geſchloſſen werden, ſowie überhaupt 
völkerrechtliche Verträge, inſofern ſie das Reich belaſten. 

6) Wenn nicht zum Reiche gehörige Länder oder Landestheile 
dem deutſchen Zollgebiete angeſchloſſen, oder einzelne Orte 
oder Gebietstheile von der Zolllinie ausgeſchloſſen wer— 
den ſollen. 

7) Wenn deutſche Landestheile abgetreten oder wenn nichts 
beutfche Gebiete dem Reiche einverleibt oder auf andere 
Weife mit demfelden verbunden werben follen. 


.$. 19a 


Bei Feftftellung des Reichshaushaltes treten folgende 
Bellimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichs⸗ 
regierung gelangen zunächſt an bad Volkshaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Ans 
trag der Neicheregierung und bis zum Belauf dies 
fed Antrages erfolgen. — Ale Bewilligungen von 
‚Ausgaben And nur für den. befonderen Zwed, für 


ö 
‚At 


welchen fie.gefanbert wurben, als ertheilt anzufehen, 


und nur in der Grenze der Bewilligung fann die 
Verwendung erfolgen. 


3) Die Dauer ber Finanzperiode und Budgetbewil⸗ 
ligung tft ein Sahr. 


4) Das Budget über die regelmäßigen Ausgaben des 


Reiches und über den Nefervefond, fowie über bie 
für beides erforderlichen Dedungsmittel wird auf 
dem erſten Meichötage durch Neichdtagsbefchlüffe 


feſtgeſtellt. Eine Erhöhung diefed Budgets auf 


fpäteren Reichstagen erfordert gleichfalls einen 
Reichdtagsbefchluß. 


5) Diefed ordentliche Budget wird auf jedem Reichs⸗ 


7 


us 


tag zuerft dem Volkshaus vorgelegt, und von Die: 
fem in feinen einzelnen Anſätzen und nad) den Er» 
läuterungen und Belegen, welche die Reichsregie⸗ 
rung vorzulegen hat, geprüft, und ganz ober theil- 
weife bewilligt oder verworfen. 


6) Nach erfolgter Prüfung und Billigung durch dad 


Bolfshaus wird dad Budget an dad Staatenhaus 
abgegeben. Diefem fleht innerhalb ded Gefammts 
betrages des ordentlichen Budgets, fowie derfelbe 
auf dem erften Reichdtage oder durch fpätere Reiche» 
tagsbeſchlüſſe feſtgeſtellt ift, nur das Recht zu, Erinnes 
rungen und Audftellungen zu machen, über welche 
im Sale einer Meinungsverfchiedenheit zwifchen 
beiden Häufern in gemeinfamer. Sigung berfelben 
nach abfoluter Stimmenmehrheit endgültig entſchie⸗ 
den wird. 

Alle außerordentlichen Ausgaben und deren Der 
Aungsmittel bebürfen, gleich der Erhöhung des ors 
dentlihen Budgets, eines Reichdtagsbefchluffes. 


8) Die Nachweifung über die Verwendung der Reiches 


gelder wird dem Reichstage, und zwar zuerfl dem 


-Bollöhanfe, zur Prüfung und zum Abſchluß vor 
gelegt. 


$. 103. 

Bei Feitftelung des Neichähaushaltes treten folgende Bes 

flimmungen ein: 

1) Alle die Finanzen betreffenden Vorlagen der Reichsre⸗ 
gierung gelangen zunächſt an das Volkshaus. 

2) Bewilligungen von Ausgaben dürfen nur auf Antrag ber 
Reichdregierung und bis zum Belauf dieſes Antrages er- 
folgen. Jede Bewilligung gilt nur für den befonderen 
Zweck, für welchen fie beftimmt worden. Die Verwen⸗ 
bung darf nur innerhalb der Grenze der Bewilligung 
erfolgen. 

3) Die Dauer der Finangperiove und Bubgetbewilligung ift 
ein Jahr. 

4) Das Budget über die regelmäßigen Nusgaben bed Reiches 
und über den Refervefond, fowie über die für beides er— 
forberlichen Decktungsmittel, wird auf dem erften Reichs⸗ 
tage durch Reichstagsbeſchlüfſe feftgeftellt. Eine Erhöh- 
ung dieſes Bubget3 auf fpäteren Reichötagen erfordert 
gleichfalld einen Reichstagsbeſchluß. 

5) Diefed ordentlihe Budget wird auf jedem Reichstage zu- 
erit dem Volkshauſe vorgelegt, von dieſem in jeinen ein« 
zelnen Anfätzen nad) den Erläuterungen und Belegen, 
welche die Neichöregierung vorzulegen hat, geprüft und 
ganz ober theilmeife bewilligt oder verworfen. 

6) Nach erfolgter Prüfung und Beroilligumg durch, das Volks⸗ 
haus wird dad Budget an das Staatenhaus abgegeben. 
Diefem fteht, innerhalb des Gefammtbetrages bed ordent⸗ 
lichen Budgets, fowie berfelbe auf dem erften Reichstage 
ober durch fpätere Reichötagsbefchlüffe feftgeftellt iſt, nur 
das Recht zu, Erinnerungen und Auöftellungen zu machen, 
über welche das Volkshaus endgültig beſchließt. 

7) Alle auferorbentlihen Ausgaben und deren Deckungs⸗ 
mittel beduͤrfen, gleich der Erhöhung des ordentlichen 
Budgets, eines Reichstagsbeſchlufſes. 

8) Die Nachweiſung über die Verwendung der Reichsgelder 
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wird dem Reichstage, und zwar zuerſt dem Volkshauſe, 
zur Prüfung und zum Abſchluß vorgelegt. 


Artikel VI. 


G. 20. 8T 
Der Reichstag verſammelt ſich jedes Jahr am Sitze 
der Reichsregierung. Die Zeit der Zuſammenkunft wird 
vom Reichsoberhaupte bei der Einberufung angegeben, 
inſofern nicht ein Reichsgeſetz dieſelbe feſtſetzt. 
Außerdem kann der Reichstag zu außerordentlichen 
Sitzungen jeder Zeit vom Reichsoberhaupt einberufen 
werden. | 


$. 108. 
Unverändert wie $. 20. 


$. 105. 

Die ordentlichen Sitzungdperioden der Landtage in den Ein» 
zelftanten jollen mit denen des Reichstages in der Regel nicht 
zufammenfallen. Das Nähere bleibt einen Reichögefetz vor» 
behalten. | 


8. 21. nn 

Das Volkshaus kann durch dad Reichsoberhaupt 
aufgelöft werden. In dem Falle der Auflöſung iſt der 
Reichstag binnen drei Monaten wieder einzuberufen. 


5 106. 
Das Volkshaus kann duch das Reichsoberhaupt aufgelöſt 
werden. In dem Falle der Auflöſung iſt der Reichstag bin⸗ 
nen drei Monaten wieder zu verſammeln. 


G. 22. | 
Die Auflöfung des Volkshauſes hat die gleichzeitige. 
Vertagung des Staatenhaufes bis zur Wiederberufung des 
Reichstages zur Folge. 
Die Sigungsperioden beider Häufer > ” biefelben. 
Roth und Merck, Quellenſammlung. IL Bo. 


$. 107. 
Unveränbert. 


$. 23. 


Dad Reichsoberhaupt beftimmt das Ende der Sis 
&Bungsperiode. 


§. 108. 
Das Ende der Sttzungsperiode wird vom 1 Selßdobechautt 
beftimmt. 
§. 109. 


Eine VBertagung des Reichstages ober eines ber beiden Häus 
fer durch das NeichBoberhaupt bedarf, wenn fie nach Erbff⸗ 
nung ber Sitzung auf länger ald vierzehn Tage ausgeſprochen 
werben fol, der Zuftimmung bed Reichstages oder des betrefs 
fenden Haufeß. 

Auch der Reichstag felbft, fowie jedes der beiden Häufer, 
kann fich auf vierzehn Tage vertagen. 


Artifel VIL 


$. 24. 

Jedes der beiden Häufer wählt feinen Präſidenten 
und die Bizepräfidenten für fih, fo wie die Schrift: 
führer. 

$. 410. | 
Leder der beiden Häufer wählt feinen Präfidenten, feinen 
Vizepräfidenten und feine Schriftführer. 
| 6. 26. 

Die Sigungen beider Hänfer find öffentlih. Die 
Geſchäftsordnung eined jeden Haufes beftimmt, unter 
welchen Bedingungen vertrauliche Sitzungen flattfinden 
können. 

gs. 111. 
Unverändert. 


8. 26. 
Jedes Haus prüft die Bolmachten feiner Mitglieder 
und entfcheidet über die Zulaſſung. 
8. 112. 
Jedes Haus prüft die Vollmachten feiner Mitglieder und 
entfcheibet über die Zulaffung derſelben. 
6. 827. 

Jedes Mitglied leifter bei feinem &intritt den ei: 
„sch ſchwöre, die deutfche Neichöverfaffung getreulich 
„zu beobachten und aufrecht zu erhalten, fo wahr mir 
„Spott helfe.“ 

$. 113. 

Unverändert. 


6. 28. 

Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen 
unwürbigen Verhaltens im Haufe zu beftrafen und Aus 
Berften Falls audzufchließen. Das Nähere beflimmt bie 
Geſchäftsordnung jeden Hauſes. Eine Ausfchließung 
kann nur dann ausgefprochen werden, wenn die Hälfte 
fänmtlicher Mitglieder an der Abftimmung Theil wimmt 
und eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen fich 
dafür entjcheidet. 

$. 114. 

Jedes Haus hat das Recht, feine Mitglieder wegen unwür⸗ 
digen Verhaltens im Haufe zu beftrafen und äußerſten Falls 
auszufchließen. Das Nähere beftimmt vie Geſchäftsordnung 
jeden Haufes. 

Eine Ausfchliegung kann nur dann audgefprochen werben, 
wenn eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen ſich da⸗ 
für entfcheibet. 


| 8. 20. 
Weder Ueberbringer von Bittſchriften noch überhaupt 


Deputationen ſollen in den Häuſern zugelaſſen werben. 
16 * 


5. 116, 
Unveränbert. 


8. 30. 

Jedes Haus hat das Recht, ſich ſeine Geſchäfts 
ordnung ſelbſt zu geben, mit Ausnahme derjenigen 
Punkte, welche die geſchäftlichen Beziehungen beider 
Häuſer zu einander betreffen. Dieſe werden durch Ue⸗ 
bereinkunft beider Häuſer geordnet. 

8. 116. 


Jedes Haus hat dad Recht, fich feine Geſchäftsordnung neh 
zu geben. Die gefchäftlichen Beziehungen zwifchen beiden Häu- 
fern werben durch Uebereinfunft beider Häufer geordnet. 


Artikel VII 


8 31. 

Ein Mitglied des Neichstaged darf während der 
Daner der Sitzungsperiode ohne Zuftimmung ded Haus 
fes, zu weldyem e& gehört, wegen ftrafrechtlicher Ans 
fohuldigungen weder verhaftet, noch in Unterfuchung ges 
zogen werden, mit alleiniger Ausnahme der Ergreifung 
anf frifcher That. 

| $. 32. 

In diefem leßteren Falle ift dem betreffenden Haufe 
von der angeordneten Maßregel fofort Kenntniß zu ge 
ben. Es fteht demfelben zu, die Aufhebung ber Haft 
oder Unterfuchung bid zum -Schluffe der Sitzungsperiode 
zu verfügen. 

§. 33, 

Diefelbe Befugniß fteht jedem Haufe in Betreff eis 
ner Verhaftung oder Linterfuchung zu, welche über ein 
Mitglied desfelben zur Zeit feiner Wahl verhängt gewe- 
fen, oder nach diefer bis zu Eroffuung der Sitzungen ver⸗ 
hängt worden iſt. 
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$. 34. 

Kein Mitglied des Reichötaged darf zu irgend einer 
Zeit wegen feiner Abftimmung oder wegen der in Aus⸗ 
übung feines Berufes gethanen Aeußerungen gerichtlich 
oder disziplinariſch verfolgt oder fonft außerhalb der Vers. 
fammlung zur Verantwortung gezogen werden. 


$. 117, 118, 119 und 120. 
Unverändert. 


Artikel X 


$. 35. 
Die Reichsminiſter haben das Recht, den Verhand⸗ 
Iungen beider Häuſer des Reichsſstages beiguwohnen, und 
von denſelben gehört zu werben. 


5. 121. 
Die Reichsminiſter haben das Necht, den Verhandlungen 
beiber Häufer des Reichötages beizuwohnen und jederzeit von 
benfelben gehört zu werben. 


6. 36: 

Die Reichsminiſter haben die Verpflichtung, auf Ders 
langen jebed der Häuſer des Reichstages in demfelben 
zu erfcheinen und Auskunft zu ertheilen, 

. 122%. Ä 
Die Reichsminiſter haben bie Verpflichtung, auf Berlangen 
jeded der Häufer bed Neichötaged in bemfelben zu eifcheinen 


und Audfunft zu eriheilen, ober ven Grund anzugeben, wes⸗ 
halb dieſelbe nicht ertheilt werden fünne. 


| $..37. 
Die Reichäwinikter können nicht Mitglicer des Stsar 
tendauſee fein. 
5. 423. 
Unverlikbert. 
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§. 38, 

Woenn ein Mitglied des Volkshauſes im Reichsdienſt 
ein Amt oder eine Berförderung annimmt, fo muß es 
ſich einer neuen Wahl unterwerfen, es behält jedenfalls 
feinen Sig im Haufe, bis die neue Wahl ftattgefun- 


den hat. 
g§. 12. 


Kenn ein Mitglied des Vollshauſes im Reichsdienſte ein 
„Amt oder eine Beförderung annimmt, fo muß es ſich einer 
neuen Wahl unterwerfen; es behält feinen Si im Haufe, 
bis die neue Wahl ftattgefunden hat. 


Abſchnitt VI (Vy. Das Reichsgericht. 
F. 1. 
Die dem Reiche zuſtehende Gerichtsbarkeit wird durch 
ein Reichsgericht ausgeübt. 
Artikel lJ. 
$. 125. 
Unveränbert. 
G. 2. 
Zur Zuftändigfeit des Reichsgerichtes gehören: 

a) Streitigkeiten zwifchen der Reichdgewalt und den 
Einzelftaaten über den Umfang ihrer Befugniffe. 
b) Streitigfeiten aller Art, politifche und rechtliche zwi- 
fchen den einzelnen deutfchen Staaten. Gewillkürte 
Anträge find nur zuläffig, infoweit durch die Ents 
: fcheidung der Streitfragen ein Reichsintereffe nicht 

berührt wird. 

c) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungdfähig- 
feit und Regentfchaft in den einzelnen Staaten. 
d) Streitigfeiten zwifchen der Regierung bed Einzel: 
ſtaates und deſſen Volfövertretung über die Gültig. 
feit oder Auslegung der Randesverfaffung oder we- 

gen Nichtvollziehung ihrer Beftimmungen. 


e) Klagen der Angehörigen eines Einzelftaates gegen 
Die Regierung beffelben, wegen Aufhebung, Berleßung 
oder verfaſſungswidriger Veränderung der Landes⸗ 
verfaſſung. 

f) Klagen der Angehörigen eines Einzelſtaates gegen 
die Regierung defielben, fowie gegen die Reichöres 
gierung wegen erlittener Berlegung eined dem deut: 
fhen Volke gewährleifteten Grundrechtes. 


g) Klagen gegen den Reichsfisfus. 


h) Klagen gegen deutſche Staaten, wenn die Ders 
pflihtung, dem Anſpruche Genüge zu leiften, zwis 
fihen mehreren Staaten zweifelhaft oder beftritten 
ift, deögleichen wenn die Verpflichtung mehrere 
Staaten zugleich trifft. | 

i) Strafgerichtsbarkeit über bie Auflagen gegen bie 
Reichöminifter, wegen Berletung der Reichöverfaf- 
fung, fowie wegen aller im &efege über die Verants 
wortlichfeit ber Reichöminifter genannten Verbrechen. 

k) Strafgerichtöbarfeit über die Anflagen gegen die 
Minifter der Einzelfianten wegen Verlegung ber 
Reichs⸗ oder Landesverfaſſung. 

1) Strafgerichtsbarkeit in den Fällen des Landes⸗ und 
Hochverrath® gegen das Reich. | 

m) Beſchwerden ‚wegen vermweigerter ober gehemmter 
Rechtspflege, wenn bie Inubedgefeblichen Mittel 
der Abhülfe erfchöpft find. 

n) Streitigkeiten zwifchen der Reichsverſammlung oder 
ben gejeßgebenden Körpern des Reiches unter ſich 
und der Reichsregierung, welche die Auslegung der 
Reichöverfaffung betreffen, wenn vie flreitenden 
Theile ſich vereinigen, die Eutſcheiduug des Reichs⸗ 
gerichtes einzuholen. 


2 $. 126. 

.. Zur Zuftändigleit des Reichsgerichts gehören: 

a) Klagen eined Einzelſtaates gegen die Reichsgewalt wegen 
Verletzung der Reichsverfaſſung durch Erlaffung von 
Reichsgeſetzen und durch Maßregeln der Reichsregierung, 
ſowie Klagen der Reichsgewalt gegen einen Einzelſtaat 
wegen Verletzung der Reichsverfaſſung. 

b) Streitigkeiten zwiſchen dem Staatenhauſe und dem Volks⸗ 
hauſe unter ſich und zwiſchen jedem von ihnen und der 
Reichsregierung, welche die Auslegung der Reichsverfaſ⸗ 
ſung betreffen, wenn die ſtreitenden Theile ſich vereinigen, 
die Entſcheidung des Reichsgerichtes einzuholen. 

c) Politiſche und privatrechtliche Streitigkeiten aller Art 

zwiſchen ben einzelnen deutſchen Staaten. 

d) Streitigkeiten über Thronfolge, Regierungsfähigkeit und 

Regentſchaft in den Einzelftaaten. 

e) Streitigkeiten zmifchen der Regierung eines Einzeljtantes 
und beffen Volksvertretung fiber bie Gültigkeit ober Aus- 
legung ber Landedverfaffung. 

f) Klagen der Angehörigen eines -Einzeljtaated gegen die Re⸗ 
gierung befjelben, wegen Aufhebung oder verfaſſungswi⸗ 
driger Veränderung der Landesverfafſung. 

Klagen der Angehörigen eines Einzelftanted gegen Die 
Regierung wegen Verletzung ber Landeöverfaffung kön⸗ 
nen bei dem Reichägerichte nur angebracht werben, wenn 
die in ber Landeöverfaflung gegebenen Mittel der Abhülfe 
nicht zue Anwendung gebracht werden Tünnen. 

g) Klagen deutfcher Staatsbürger wegen Verletzung ber durch 
die Reichöverfaffung ihnen gewährten Rechte. Die nähe: 
ten Beftimmungen über ben Umfang dieſes Klagrechts 
und die Art und Weife daffelbe geltend zu machen, bleis 
ben ber Reichögefetzgebung vorbehalten. 

h) Beſchwerden wegen verweigerter ober gehemmter Rechts⸗ 

pflege, wenn bie Ianbeögefetzlichen Mittel ter Abhilfe er- 
ſchöpft find. 

i) Strafgerichtäharfeit über die Anklagen gegen die Reiche» 
minifter, infofern fie deren minifterielle Verantwortlich 
feit betreffen. oo 
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k) Strafgerichtöbarfeit über Die Anlagen gegen bie Minifter 
der Einzelſtaaten, infofern fie beren minijterielle Ver⸗ 
antwortlichkeit betreffen. 

l) Strafgerichtöbarkeit in den Fällen des Hoch» und Lars 
desverrathes gegen dad Reich. 

Ob noch andere Verbrechen gegen das Reich ber Straf⸗ 
gerichtöbarfeit des Reichsgerichtes zu überweiſen find, wird 
fpäteren Reichögefetzen vorbehalten. 

m) Klagen gegen den Reichsfiskus. 

n) Klagen gegen beutfche Staaten, wenn die Verpflichtung, 
dem Anfpruche Genüge zu leiſten, zwifchen mehreren 
Staaten zweifelhaft ober beftritten ift, fowie wenn Die 
gemeinfchaftliche Verpflichtung gegen mehrere Staaten in 
einer Klage geltend gemacht wird. 


| $. 8. 

Ueber die Frage, ob ein Fall zur. Entfcheidung des 
Reichsgerichtes geeignet fei, erfennt einzig und allein bag 
Reichsgericht felbft. 

$. 127. 
Unverändert. 


$. 4. 

Ueber die Einfegung und DOrganifation ded Reichs⸗ 
gerichted, über dad Verfahren und die Vollziehung der 
reichögerichtlichen Entfcheidungen und Verfügungen wird 
ein bejonderes Geſetz ergehen. | 

g. 128. 

Ueber die Einfetzung und Organifation ded Reichsgerichtes, 
über das Verfahren und bie Vollziehung ber reichägerichtlichen 
Entfcheidungen und Verfügungen wird ein befondered Geſetz 
ergehen, “. u 

Dieſem Gefetze wird auch die Bejtimmung, ob und in wel 
chen Fällen bei dem Reichsgerichte die Urtheildfällung durch 
Geſchworene erfolgen foll, vorbehalten. 

Ebenſo bleibt vorbehalten: ob und mie weit dieſes ®efetz 
als organifches Verfaſſungsgeſetz zu betrachten ifl. . _ 


§. 129. 
Der Reichögefetzgebung bleibt es vorbehalten, Admiralitäts— 
und GSeegerichte zu errichten, forwie Beftimmungen über Die 
Gerichtsbarkeit der Gefandten und Konfuln des Reiches zu treffen. 


Abfehnitt VII (VD. Die Grundrechte des deut- 
[hen Volkes. 


fiehe Nr. 25. 
Abſchnitt VIII (VID. Die mewäße der Berfaf: 
| fung. 
Artifell 
S. 1. 


Bei jedem Negierungswechjel tritt der Reichstag, 
falls er nicht ſchon verfammelt ift, ohne Bernfung zuſam⸗ 
men, in der Art, wie er das leßtemal verſammelt war. 
Der Kaifer, welcher die Regierung antritt, leiftet vor 
den zu einer Sitzung vereinigten beiden Häufern bee 
Reichstages einen Eid auf Die Reichöverfaffung. 

Der Eid lautet: „Ich ſchwöre, das Reich und die 
„Rechte Des deutſchen Volkes zu fehirmen, die Reichöver- 
„faſſung aufrecht zu erhalten und fie gewiffenhaft zu voll- 

„ziehen. So wahr mir Gott helfe." _ 

Erft nad; geleiftetem Eide ift der Kaifer berechtigt, 

Regierungehandlungen vorzunehmen. 


. 2. 

Die Reichsbeamten haben beim Antritte ihres Amtes 
einen Eid auf die Reichönerfaffung zu leiten. Das 
Nähere beftimmt die Dienftpragmatif des Reiches. 

$. 190 und $. 191 
Inverändert. 


$. 3. Ä 
Die Verpflichtung auf bie Reichsverfaffung wird in 


238% 
den Eimelftanten mit der Verpflichtung auf die Landes» 
verfaflung verbunden und dieſer vorangefeßt. 1 


$. 3 a4. 
Ueber die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter wird 
ein beſonderes Reichsgeſetz erlaſſen. 
4. 192. 
Ueber die Verantwortlichkeit der Reichsminiſter ſoll ein 
Reichsgeſetz erlaſſen werden. 
$. 193. 
Die Verpflichtung auf die Reichsverfaſſung wird in ven Ein- 


zeljtaaten mit ber Derpflichtung auf die Lanbedverfaflung ver⸗ 
bunden und dieſer vorangeſetzt. 


Artikel I 


Ss. 4. 

Keine Beſtimmung in der Verfaſſung oder in den 
Geſetzen eines Einzelſtaates darf mit der Reichöverfafs 
fung im Widerfpruch ftehen. 

8. 5. 

Eine Aenderung der Regierungsform in einem Eins 
zelftaate Fann nur mit Zuftimmung der Reichsgewalt ers 
folgen. Diefe Zuflimmung muß in den für Aenderuns 
gen der Reichsverfaſſung vorgefchriebenen Formen gege- 
ben werben. 

$. 194 und $. 195 
Unverändert. 


Artikel II. 


6. 
Abänderungen in ber Reichöverfaffung konnen nur 
durch einen Beſchluß beider Hänſer und mit Aue 
mung des ReichSoberhauptes erfolgen. er! 


Zu einem ſolchen Beichluß bedarf es in jebem der 
beiden Häufer: 
1) der Anweſenheit von wenigftend zwei Dritteln der 
Mitglieder; 
2) zweier Abflimmungen, zwifchen welchen ein Zeit: 
raum von wenigftend acht Tagen liegen muß; 
3) einer Stimmenmehrheit von wenigftens zwei Drits 
Ä teln der anweſenden Mitglieder bei jeber der bei- 
den Abflimmungen. 


$. 196. 

Abänderungen in der Reichöverfaffung können nur durch eis 
nen Befchluß beider Häufer und mit Zuftimmung bed Reichs⸗ 
oberhaupt3 erfolgen. 

Zu einem ſolchen Beſchluß bedarf e3 in jedem der beiden 
Häufer: 

1) der Anmefenheit von wenigftend zwei Dritteln ber Mit- 

glieder; 

2) zweier Abftimmungen, zwifchen welchen ein Zeitraum 

von wenigſtens acht Tagen liegen muß; 

3) einer Stimmenmehrheit von wenigftend zwei Dritteln ber 

anmefenden Mitglieder bei jeder ber beiden Abftimmungen. 

Der Zuftimmung des Reichsoberhauptes bedarf ed nicht, 

wenn in brei ſich unmittelbar folgenden ordentlichen Sitzungs- 
perioden derfelbe Reichstagsbeſchluß unverändert gefaßzt worben 
Eine ordentliche Sitzungsperiode, welche nicht wenigſtens vier 
. Wochen dauert, wird in biefer Reihenfolge nicht mitgezählt. 


Artikel W. 


6 7 
Im Falle des Krieges oder Aufruhres können die Be⸗ 
flimmungen der Grundrechte über Verhaftung, Haus: 
fuhung und Verſammlungsrecht von der Reichsregie⸗ 
rung oder der Regiernug eines Einzelftaates für einzelne 
Bezirke zeitweife außer Kraft gefeßt werben; jedoch nur 
unter folgenden Bedingungen: : 


+. 


1) Die Verfügung muß in jedem einzelnen Kalle von 
dem Sefammtminifterium bes Reichs ober Einzels 
ſtaates auögehen; 

2) das Minifterium des Reiches hat bie Zuftimmung 
des Reichötaged, dad Minifterium des Einzelftantes 
die ded Landtages, wenn diefelben zur Zeit vers 
fammelt find, fofort einzuholen: -IBenn diefelben 
nicht verfammelt find, fo darf die Verfügung nicht 
länger ald 14 Tage dauern, ohne daß diefelben 
zufammenberufen und die getroffenen Mapregeln 

zu ihrer Genehmigung vorgelegt werden. 

Weitere Beftimmungen bleiben einem Neichögefebe 
vorbehalten. 

Für die Verfündigung des Belagerungszuitandes in 
Feltungen bleiben Die beftehenben geſcblichen Vorſchriften 
in Kraft. | 

$. 197. 
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Königlich preufifche Zirkulardepeſche 

an Die Föniglichen Miffionen bei Den 

Deutfchen Megierungen, Das Deutiche 

Verfafſſungswerk betreffend, d. d. 23ten 
| sannar 1849. = 


- Die Verhandlungen der im April vergangenen. Jah⸗ 
res zum Zweck der Begründung einer neuer Verfaſſung 
für Deutſchland nach Frankfurt berufenen deutſchen Na⸗ 
tionalverſammlung nähern ſich dem Zeitpunkte, in welchem: 


bie deutſchen Staaten. id, über bad Refultat ber Arbei- 
ten der Verſammiung auszufprechen haben Werben. 

Zur Zeit bes Zufammentrittes berfelben war die be⸗ 
gonnene Revifion ber Bundesverfaſſung nicht fo weit ge- 
biehen, baß ed den bentfchen Regierungen möglich: gewe- 
fen wäre, einen gemeinfam verabredeten Berfaffungsent- 
wurf der Verſammlung vorzulegen und vor derfelben zu 
vertzeten. Die Berfammlung befand ſich in der Noth- 
wendigkeit, felbftftändig das Verfaflungswerf anzugreifen 
unb fowohl bie Paſſivität der Regierungen — wovon 
Viele ihre ganze Kraft durch innere Angelegenheiten in 
Anſpruch genemmen ſahen — als bie greifbare Schwie⸗ 
rigfeit der Bereinbarung mit 37 verfchiedenen und ums 
abhängigen Staaten modjten dazu mitwirfen, die Bor; 
ftellungen über den Umfang der ſtaatsrechtlichen Befng- 
niffe der Berfammlung hoch zu fleigern. Auch die könig⸗ 
liche Regierung hat geglaubt, der Lage, worin fich die 
deutfchen Staaten, gegenüber einer aus der Geſammt⸗ 
heit der Nation anf gefeßlichem Wege erwählten Bers 
fammlung befanden, großes Gewicht beilegen zu müſſen; 
fie hat geglaubt, die äußerſten Anftrengungen machen zu 
folen, um einer Berfammlung, der die Regierungen ei- 
nen pofitiven Vorfchlag nicht vorgelegt hatten, nicht durch 
Negation entgegen zu treten; fie hat geglaubt, die Deuts 
fhe Nation fei zu ber Forberung berechtigt, daß ber 
Berfuch, auf dem von den deutſchen Regierungen theils 
gefetzlich angebahnten, theils zugelaffenen Wege zur Ei⸗ 
nigung zu gelangen, möglichft vor äußeren Hemmungen 
gefchüßt werde. Auf Diefen Punkt hat die Regierung, 
nachdem ihr im Monat Zuli gemachter Vorſchlag zur 
Gewinnung der Grunblagen einer Eolleftiven Vertretung 
ver Regierungen gefcheitert war, nachdem auch andere 
Berfuche, auf den Weg der Verſtändigung zu leiten, er⸗ 
folgloo blieben, ihr vorzüglichſtes Augenmerk gerichtet, 


und zugleich, während fie ohne Zögern bereit war, für 
emige Zeit von der audführenden Gewalt des Bundes 
zurückzutreten und deren Uebertragung auf Se. Faifers 
liche Hoheit den Erzherzog Johann zu genehmigen, mit 
nicht geringerer Hingebung und oft mit Selbftverläugs 
nung die Zentralgewalt Deutfchlands durch die Macht 
und die Mittel Preußens geftügt und getragen. Der 
Zweck ift erreicht worden; die Nationalverfammlung zu 
Frankfurt hat fi beinahe acht Monate hindurch in freier 
Bewegung ihrer Berfafiungsarbeit widmen bürfen, und 
indem fich Ddiefe Arbeit anfcheinend ihrem Ende naht, 
wird jede deutfche Regierung den Beruf fühlen, bahin 
zu wirfen, daß fie zu einem glüdlichen Ergebniffe führe, 
md daß ein mögliches Fehlfchlagen diefer Hoffnung 
nicht einem DBerfchulden der Regierungen beigemeflen 
werden könne. Die preußifche Regierung darf fi} der 
Hoffnung überlaffen, vor einem folchen Vorwurf gefls 
chert zu fein: allein fie ift fich fehr wohl bewußt, daß ihre 
alleinige Zuflimmung nicht ausreicht, eine Umgeſtaltung 
der deutfchen Verfaſſung in das Leben zu führen, und 
dag das Scheitern des großen Zweckes nicht minder zu 
beflagen wäre, wenn auch zweifellos feſtſtände, Daß er 
nicht an Preußen gefcheitert fei. 
Durch diefe Betrachtung bewogen, würbe bie Res 
gierung vielleicht fchon früher dazu übergangen fein, die 
Vorbereitung der in einiger Frift von den Staaten des 
deutfchen Bundes erwarteten Erklärungen in Borfchlag zu 
bringen. Allein eine bedeutungsvolle Entwidelungsperiobe. 
ded eigenen Staates traf zufammen mit einer enticheis 
denden Wendung der inneren Zuflände Oeſterreich's, 
welches, als das mächtigfte Glied ded Bundes, zu einer 
Initiative um fo wehr berufen war, ald die europätfche. 
Stellung und der hohe Beruf des öfterreihifchen Kai⸗ 
ferfiaates, verbunden mit ber eingefchlagenen zentral 


fonftitutionellen Richtung, ihm das Eingehen in. mandye 
jener bundesftaatlichen Beflimmungen erfchweren mußten, 
in welchen die Nationalverfammlung zu Franffurt a. 
M. den Ausdruck eined gemeinfamen Berlangend der 
deutfchen Nation gefunden zu haben glaubte Der 
öfterreichifche Staat ift mit alten Banden an Deutfchland 
gefettet, und er hat ihnen in der bewegteften Zeit des vers 
gangenen Jahres eine neue Innigkeit verliehen, indem 
ein Fürft des öfterreichifchen Kaiferhaufes die Leitung 
der Angelegenheiten Deutfchlands übernahm Seiner: 
feitö kann das übrige Deutfchland auf die alte Verbind⸗ 
ang mit Defterreich nicht verzichten, und am Wenigſten 
hätte die preußifche Regierung einen auf Ablöfung der 
bisher beftandenen Bande beruhenden Plan bevorworten: 
können; vielmehr war ed für fie unerläßlich, die Abfich- 
ten der Faiferlich »öfterreichifchen Regierung in Bezug 
anf die Berfaffung Deutfchlande nad) der wieder ges 
wonnenen feiteren Geftaltung der inneren Zuflände im 
öfterreichifchen Kaiferftaate zu Fennen. 

Mit hoher Befriedigung fieht die Eönigliche Regier- 
ung nunmehr feftgeftellt, daß Defterreich, mit und den 
deutſchen Bund als fortbeftehend betrachtend, in demſel⸗ 
ben beharren und an deffen fräftiger Entwidelung theil- 
nehmen will und zu einer Berftändigung darüber mit der 
Nativnalverfammlung und den übrigen Regierungen 
Deutfchlands bereit if. Diefe Berftändigung wird jes 
denfalld der Art fein müffen, daß in ihr weder die Be- 
firebungen bed Kaiferftaates, in feinem ganzen Länder: 
complere zu einer Fräftigen, dem inneren Bedürfniffe def- . 
felben genügenden Konftituirung zu gelangen, noch die 
Beftrebungen Deutfchlande, die auf die Darftellung ei- 
ned dem Auslande gegenüber einheitlich verbundenen po⸗ 
litiſchen Körpers, fo wie auf die Verfchmelzung der fom- 
erzielen und materiellen Interefien, und eine möglichfte 
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Ansgleihung der inneren Gefeßgebung gerichtet finb, 
ein Hinderniß finden. Es ift von der Faiferlich = öfter 
reichifchen Regierung zu erwarten, daß fie auch hierzu 
nach Kräften die Hand bieten und auch bei ber Geftals 
tung der inneren Berhältniffe jener Monarchie auf bie 
Beziehungen zu Deutfchland die möglichfte Rückſicht neh⸗ 
men werde. — Wenn fie indeffen glauben follte, an 
ber eben angedeuteten Entwicklung Deutfchlands nicht 
in vollem Maaße Antheil nehmen zu Eönnen, wenn. fle 
die Dazu erforderlichen Befchränfungen der Souveraine 
täterechte zu Gunſten einer kräftigen Zentralgewalt dee 
Bundes und die Anwendung der materiellen Berfnüpfung 
der Intereſſen auf ihre deutfchen Länder nicht eintreten 
laffen fünnte, fo würde daraus freilich folgen, daß Des 
fterreich einerfeitd nicht begehren würde, Rechte auds 
zuüben, denen nicht die forrefpondirenden Pflichten gegen» 
über fländen, und daß anderfeitd den übrigen Deuts 
fhen Staaten nicht anzufinnen wäre, einer aus der Ges 
fammtbevölferung ded Bundes. hervorgehenden Vertre⸗ 
tung und einer die Angelegenheiten der Gefammtheit leis 
tenden Bundesregierung, in welcher Defterreich feine 
Stelle behauptete, Rechte in Beziehung auf Die aus—⸗ 
wärtige allgemeine und fommerzielle Politik, auf die ins 
nere Gefeßgebung und Finanzwirthichaft einzuräumen, 
bei deren Ausübung das öfterreichifche Bundesgebiet 
nicht in gleichem Umfange den Befchlüffen der Zentral 
gewalt unterworfen wäre. Es würde aber daraus noch 
nicht der Schluß zu ziehen fein, daß Deutichland aus- 
fchließlich zu den wefentlichen Grundlagen des Staatens 
bundes zurücfehren, und daß der mit VBegeifterung ers 
faßte Plan einer bundesftaatlichen Verbindung gänzlich 
verlaffen werden müſſe. „Vielmehr wird fowohl Die Auf⸗ 
rechthaltung und Entwicklung des deutſchen Bundes — 
Oeſterreich, ſo wie das deutſche Gebiet der Niederlande 
Roth m. Merch, Quellenſammlung. II. Baub. 17 | 


and Dänemarks eingefchloffen —, ald die Erhaltung 
der dem öfterreichifchen Kaiferhaufe gebührenden Stel- 
Iung in Deutfchland volfommen vereinbar fein mit dem 
Zufammentritte der übrigen deutfchen Staaten zu einem 
engeren Bereine , zu einem Bundesflaate, innerhalb des 
Bunded. Go wie innerhalb ded Bundes der Zollvers 
band .nicht nur einen engern Verein für Handel, Ges 
werbfleiß und Verkehr darftellen, fondern aud) die Wur⸗ 
zen zu einer gemeinfamen handelöpolitifchen Vertretung 
nad) außen in fich tragend, entftehen und beftehen konnte, 
ohne den Bund felbit und das Verhältniß zwifchen den 
dem Zollverein angehörenden und den demfelben nicht 
angehörenden Bundeögliedern zu flören, fo kann auch 
ein noch weitere Intereſſen umfaffender Verein unter 
ber Mehrzahl der Bundeöglieder gefchloffen werden nnd 
innerhalb ded Bundes beftehen. 

Die königliche Regierung erfennt nach wie vor bie 
Pflicht, auf dem durch die Berufung der deutfchen Na⸗ 
tionalverfammiung betretenen Wege fortzufchreiten. 

Zu dem Ende wird zu geneigter Erwägung der Bors 
fhlag anheim gegeben, daß die deutſchen Regierungen 
ber Nationalverfammlung zu Franffurt am Main 
durch das Reichsminifterium vor der zweiten Berathung 
über die Theile der entworfenen Berfafiung, welche bie 
Titel: „dad Reich und die Reichdgewalt", „der Reiche- 
tag", „das NReichöoberhaupt”, „der Reichsrath“ führen, 
Erflärungen über den Sinhalt, wie er nach der erften 
DBerathung feltgeftelt worden, zur Erwägung überges 
ben wollen. 

Wir glauben, daß diefer Vorfchlag fich ſowohl den 
beutichen Regierungen ald der Nationalverfammlung 
empfehlen werde, da wir auf beiden Seiten das ernft- 
liche Beftreben vorausfeßen, zu einer redlichen Verſtän⸗ 
digung zu gelangen. Die Stellung, welche die leßtere 
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su bem Verfaſſungswerke einnimmt, ift im Eingauge ans 
gedeutet worben. 

Die meiften deutfchen Regierungen hingegen haben 
niemald auf das Recht der Zuftimmung verzichtet, und 
inSbefondere ift Died von Preußen nicht gefchehen. Wollte 
man biefen Gegenfat noch jeßt auf die Spite treiben, 
fo ift ed wohl Niemandem zweifelhaft, daß nicht allein 
das Berfaffungswert nicht zu Stande kommen, fondern 
auch. das deutfche Vaterland ben gefährlichiten Krifen 
ausgefegt und in feiner ganzen Entwidlung gehemmt 
werben würde. Te feiter daher ein Deutfcher Staat ents 
fhloffen wäre, an dem Rechte der Zuftimmung feſtzu⸗ 
halten, je mehr er befürchten könnte, diefelbe verfagen 
zu müſſen, um fo lebendiger bürfte ſich ihm die Verpflicht- 
ang aufbringen, ſich nicht auf die nachträgliche Nega- 
tion zu befchränften, fondern die Bedenken und Abändes 
rungsvorfchläge rückfichtlich der vorläufigen Befchlüffe zur 
Kenntniß der NRationalverfammlung zu bringen und ders 
felben zu deren reiflicher Erwägung vor der zweiten Bes 
fhlußfaffung Gelegenheit zu geben. Und wenn wir anf 
der andern Seite fehen, wie felbft die das Vereinbarungs⸗ 
recht im Prinzipe am Entfchiedendften beftreitenden Frak⸗ 
tionen der Nationalverfammlung doch die Herbeiführung 
einer Uebereinftimmung mit den Regierungen ald wüns 
ſchenswerth erfennen, fo dürfen wir hoffen, daß die Vers 
fammlung felbft, eingedenk ihrer Würde und ihrer Pflicht 
gegen das gefammte Vaterland, durch ein gleiches freunds 
liche Entgegenfommen auf dem Wege der BVerftändis 
gung jenem gefährlichen Gegenfage die Spite abbrechen 
werde. Die Fönigliche Regierung glaubt daher mit die⸗ 
fem Borfchlage um fo mehr den Wünſchen der deutſchen 
Regierungen entgegen zu kommen, als fie feft überzeugt 
ift, Daß das wahre Intereſſe ber Regierungen mit den 
Bebürfniffen und Wünfchen des beutfchen Voltes Hand 
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in Hand geht. Sie darf daher anch hoffen, daß, wenn 
auch die Anfichten in einzelnen Punkten auseinander ge⸗ 
ben mögen, doch bei dem bei allen Regierungen voraus- 
gefeßten deutfchen Sinne und der Gemeinfamteit der Ins 
tereffen in den wejentlichften Stücken Uebereinftiimmung 
herrfchen werde. Der Gewinn wird um fo größer fein, 
je mehr die Staaten ſich gleichmäßig ausfprechen, und 
indem die Tönigliche Regierung dazu die Hand bietet, 
erwartet fie ein gleich vertrauensvolles Entgegenfommen 
von den andern deutſchen Regierungen. 

Sie hat ihren Bevollmächtigten in Frankfurt a. M. 
mit umfafjenden Inftruftionen zu biefem Zwecke verfehen, 
und indem fie der Anficht ift, daß jener Ort für ale 
Regierungen den geeignetften Mittelpunkt der Verſtän⸗ 
digung bilden werde, fo ftellt fie das Erfuchen an die 
felben, dorthin bald möglichft ihre Bemerfungen und even- 
tuellen Borfchläge auf geeignetem Wege gelangen laffen 
zu wollen, da fie eine baldige Befprechung und Verſtän⸗ 
bigung im ntereffe des gefammten Deutfchlande für 
höchſt wünfchenswerth halten muß. 

Ew. .... wollen die hier ausgeſprochenen Erwä⸗ 
gungen und Vorſchläge der ..... Regierung vorlegen 
und zu der, der Wichtigkeit der Sache gemäßen Berück⸗ 
fihtigung empfehlen. Zugleidy aber wollen Ew..... 
nicht unterlaffen, die... .. Regierung über die wahr 
ren Geſinnungen der noch neuerdings vielfach angefoch- 
tenen Regierung Sr. Majeftät aufzuklären. Preußen 
ftrebt nach Feiner Machtvergrößerung oder Würde für 
fich felbft; e& begehrt, wie auch die deutfche Verfaflung 
ſich geitalte, Teinen andern Antheil an der oberften Lei- 
tung der Bundeögewalt, ald denjenigen, welchen feine 
Stellung in Deutfchland und die Bedeutung der geifligen 
und materiellen Kräfte, die ed dem gemeinfamen Vaters 
lande zur Verfügung fielen kann, der Natur der Dinge 
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nach ihm anweiſt. Es wird feine ihm angebotene 
Stellung annehmen, ald mit freier Zuftimmung der ver- 
bündeten Regierungen; ed hält fich aber verpflichtet, ſich 
bereit zu erklären, Deutfchland Diejenigen Dienfte zu lei, 
ften, welche diefed im Intereffe der Gefammtheit von 
ihm verlangen follte, felbft wenn dies nicht ohne Opfer 
von feiner Seite gefchehen fünnte. Es wird dabei eben 
fo gern Allem entgegenfommen, was ohne Gefährdung 
des gemeinfamen Zwedes, die Selbftftändigfeit und Un- 
abhängigfeit der einzelnen Staaten zu erhalten geeignet 
it. Sn Folge diefer Geſinnung fann ich es fchon jeßt 
Ew. .. .. . auöfprechen, daß Se. Majeftät der König 
und Höchftdeflen Regierung nicht der Anficht find, daß 
die Aufrichtung einer neuen deutfchen Kaiferwürde zu 
der Erlangung einer wirklichen und umfaflenden deutjchen 
Einigung nothwendig fei; daß wir vielmehr befürchten 
müffen, daß das ausſchließliche Anftreben gerade diefer 
Form des an und für ſich nothwendigen Einheitspunfts 
der wirklichen Erreichung jened Zieled der Einigung wer 
fentliche und fchwer zu überwindende Hinderniffe in den 
Meg legen würde. Es dürfte wohl eine andere Form 
gefunden werden fünnen, unter welcher, ohne Aufopfers 
ung irgend eines wefentlichen Bebürfniffes, das drin⸗ 
gende und höchft gerechtfertigte Verlangen bed beutfchen 
Bolfes nad) einer wahrhaften Einigung und Ffräftigen 
Gefammtentwidlung volftändig befriedigt werden könnte. 

Wir glauben im Intereſſe der Sache einer baldigen 
Erwiderung ber... . . . Regierung auf diefe Mittheis 
lung entgegenfehen zu dürfen. | 

Berlin, den 23. Sanuar 1849. 

(Ge) Bülow. 
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52. 
Depefche des F. k. öfterreichifchen Mini 
fterpräfidenten an den E. F. Bevollmäch⸗ 
tigten bei Der proviforifchen Zentral: 
gewalt, Die Stellung Deiterreichs zur 
Dentfchen Verfaſſungsfrage betreffend 

d. d. Aten Februar 1849. Ä 


Als im Frühling des verfloffenen Jahres das nad 
engerer politifcher Einigung ringende Nationalgefühl ber 
Deutfchen in dem Berlangen nach einer zeitgemäßen 
Umgeftaltung der flaatlichen Verhältniffe des Vaterlan⸗ 
des feinen Ausbrud fand, kamen bie Fürſten Deutſch⸗ 
lands den Wünfchen und Beftrebungen ihrer Völker mit 
Bereitwilligkeit entgegen. Am 30. März befchloß ber 
Bundestag Die Wahlen der Nationalvertreter einzuleiten, 
deren Aufgabe es fein follte, zwifchen. den Regierungen 
und dem Volke dad deutfche Verfaſſungswerk zu Stande 
zu bringen. Die Wahlen fanden ftatt, unbeirrt und un⸗ 
gehemmt, in volliter Freiheit. Bald trat die National 
verfammlung in Frankfurt zufammen und begann bas 
große Linternehmen. Auf ihre Berathungen und Bes 
fchlüffe hat Defterreich nie einen Einfluß zu üben verſucht. 
Der Standpunkt, welchen die Faiferliche Regierung an 
dem Tage einnahm, an welchem ihr Bevollmädhtigter am 
Bundesſitze den obenerwähnten Beſchluß unterzeichnete, 
ift feither unwandelbar derfelbe geblieben. Treu der das 
mald durch ganz Deutſchland zur Geltung gelangten 
Anfiht, daß dem Wunfche Deutfchlandd nach engerer 
Einigung volle Rechnung zu tragen fei, zugleich aber 
fefthaltenb an dem am 30. März in der Bundesverfamms 
lung aufgeftellten Grundfaße der Vereinbarung zwifchen 
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den Fürſten und bem Bolle, glaubte bie Negierung Sr. 
Majeſtät die Ergebniffe der Berathungen ber Volksver⸗ 
treter gu Frankfurt abwarten zu follen, um im Einflang 
mit den übrigen bentfchen Regierungen dad große Werk 
ber Wiedergeburt Deutfchlande auf eine nach allen Geis 
ten hin befriedigende Weife zu vollenden. Die Regie 
rung Sr. Majeftät, welche immer fortfuhr ihre Bundes⸗ 
pflichten getreulih zu erfüllen, nahm gleichfalls keinen 
Anſtand, die an die Stelle bed Bundedtaged von der 
Rationalverfammlung gefchaffene Zentralgewalt anzuers 
fennen, und dadurch thatfächlich zu beurfunden, wie be; 
reit fie fei, den durch die gefeßlichen Bertreter der deut⸗ 
ſchen Nationen audgefprochenen Wünſchen zu entfprechen. 
Die neue Bundesbehörde wird, mit biliger Rüdficht auf 
die fihwierigen inneren Berhältniffe, nicht umhin können, 
zu bethätigen, baß die Regierung Sr. Majeſtät felbft 
unter dem äußerften Drange der Ereigniffe befliffen war, 
allen Anforderungen zu genügen, wenn folche nicht das 
Gebiet der Gefeßgebung berührten. Aufmerkſam ver- 
folgte das Faiferliche Kabinet die Berathungen der Nas 
tionalverfammlung, und gegenüber dem in Deutfchland 
ausgeſprochenen Verlangen, ſich über feine Anfichten zu 
erflären, mag ed nicht den Schein auf fih laden, als 
wolle es unter ber Hülle einer zweideutigen und zurück⸗ 
baltenden Politik ſich verbergen. 

Die Faiferliche Regierung theilt in vollem Maafe 
mit den bentfchen Volksſtämmen dies⸗ und jenfeitö ber 
öfterreichifchen Grenzen dad tiefgefühlte Bedürfniß der 
Wiedergeburt Deutſchlands; fie erfennt hierzu mit ih- 
‚nen in einem engeren Berbande ber einzelnen Staaten 
die erfie Bedingung. Diefen engeren Berband zu bes 
gründen, dieſe nähere Einigung und BVerfchlingung her⸗ 
beizuführen, if, ihrer Anficht nach, bie gemeinfame Auf⸗ 
gabe ber Fürften und Völker Deptfchlande. Weit ents 
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fernt, fich auszuſchließen, ift fie vielmehr bereit zur ernſt⸗ 
lichen und aufrichtigen Mitwirkung, vorausgefeht, daß 
es fich hier um Einigung, nicht um gänzliche Umfchmel- 
sung ber beftehenden Verhältniffe handle, um Wahrung 
der verfdfiedenen lebendfräftigen organifchen lieber 
Deutfchlands, und nicht um deren Aufhebung und Vers 
nichtung. 

Die Geftaltung eined unitarifchen Staats erfcheint 
dem kaiſerlichen Kabinet nicht ausführbar für Defterreich, 
nicht wünfchenswerth für Deutfchland. Nicht ausführbar 
für ung, denn die öfterreichifche Regierung darf über der 
Stellung Defterreichd im Bunde die ihr gegenüber den 
nichtdeutfchen Beflandtheilen der Monarchie zuftehenden 
Rechte und Pflichten nicht vergeflen. Sowie fie bag 
‚ Band, weldyes die beutfchen und nichtdeutfchen Lande 
Defterreich8 feit Jahrhunderten zufammenhält, nicht löfen 
fann, ebenfowenig vermag fie eine einfeitige Aufhebung 
des deutfchen Bundesverhältniffes zuzugeben, welches eis 
nen wefentlichen Beftandtheil der europäifchen Verträge 
bildet. Aber ein folcher einheitlicher Staat erfcheint ung 
auch nicht wünfchenswerth für Deutfchland, denn er 
würde nicht nur die mannigfach geftalteten Bedürf⸗ 
niffe, die nächften moralifchen und materiellen Sntereffen, 
die Ueberlieferungen der Vergangenheit und die Anfprüche 
an die Zufunft auf das vielfältigfte und tieffte verlegen, 
fondern auch der mit Sehnfucht herbeigewünfchten und 
mit Eiferfucht bewachten Entwidelung ber ftaatlichen 
und perfönlichen Freiheit der Deutſchen hemmend in den 
Weg treten. 

Man wende dagegen nicht ein, daß ein folcher ein- 
heitlicher Staat nicht beabfichtigt werde, daß es fi ja 
um einen Bundesftaat handle. Wir können jene Bes 
hauptung und dieſe Benennung hiefür gleich wenig gels 
ten Iafjen. Die Majorität der Nationalverfammlung hat 


fidy entfchieden für das Programm bed Herrn Minifters 
v. Sagern ausgeſprochen. Diefed Progranım, follte es 
verwirklicht werden fönnen, würde den fogenannten enges 
ren Bundesſtaat, d. h. jenen von und eben angedeuteten 
einheitlichen Staat begründen, gleichviel ob der Schwers 
punkt in Frankfurt bliebe oder nad) einem andern Theile 
Deutfchlands verlegt würde. Bon welchem Standpunlte 
auch ein ſolches Unternehmen betrachtet wird, es zeigt 
nach allen Seiten große, unüberwindliche Schwierigfeitem. 
Für Deutichland, weil, wenn wir nicht fehr irren, den 
einzelnen Gliedmaſſen, der Gefchichte und den Bedürfs 
niffen der Gegenwart entgegen, jedes felbftftändige Leben 
entzogen und nad, einem Fünftlich gefchaffenen Brenn, 
punkte übertragen würde; für Defterreich, weil ed und 
entweder aus dem neuen Deutfchland gänzlich ausfchließen 
oder den Verband zwifchen den deutfchen Erblanden und 
den nichtdeutfchen Beftandtheilen löfen, d. h. faftifch Die 
SS. 2 und 3 des BVerfaffungsabfchnittes über das Reich 
ind Leben rufen würde. Man erinnert fich, daß leßtere 
in ganz Defterreich, einfchließlich der deutfchen Lande, mit 
einem Schrei ded Unwillend aufgenommen, und in ber 
Paulsfirche felbft von vielen öfterreichifchen Rednern und 
befonders von dem jetzigen Minifterpräfidenten in der 
103ten Sigung die gegen jene Paragraphen fprechenden 
Gründe und Bedenken hervorgehoben wurden. Alſo 
Ausfchließung der deutfchen Lande Defterreiche, mit ans 
deren Worten Verſtümmelung Deutſchlands oder aber 
Löfung der fo innig verbundenen und unter ‚einander 
verwachfenen Beftandtheile Defterreichs, welche fortan 
nur mehr der dünne Faden der Perfonalunion zufammens 
halten fol; dieß find die beiden Endpunfte, zu welchen 
die Begründung des fogenannten Bundesflantes — ber 
eben alled andere cher ale ein Bundesftaat ift — Deutichs 
land und Defterreich mit folgerichtiger Nothwendigkeit 


führen müßte. Die Pflicht der Selbfterhaltung, ale 
Dentfche nicht minder denn als Defterreicher, beftimmt 
und in gleicher Weiſe, folche Beſtimmungen abzulehnen. 
Wir wiederholen ed, Defterreich und Deutfchland würden 
hiedurch in ihrer Entwidelung nicht gefördert, fondern 
gefchwächt und bloßgeftellt, in ihrem innern flaatlichen 
Leben tief, vielleicht unheilbar verwundet; denn wie wir 
an einem andern Orte zu äußern veranlaßt waren: „nicht 
in dem Zerreißen ber öfterreichifchen Monarchie liegt die 
Größe, nicht in ihrer Schwächung die Kräftigung Deutfch- 
Iands: Oeſterreichs Fortbeftand in ftaatlicher Einheit ift 
ein deutſches wie ein europäifches Bedürfniß.“ Bon der 
Anſicht durchdrungen, daß zwifchen den fo vielfach ver- 
fhlungenen, wenn auch manchmal fcheinbar divergiren- 
den Intereſſen der deutfihen und nichtdeutfchen Theile 
der Monarchie einerfeits, und andererfeits Diefer und dee 
übrigen Deutfchlande, ein innerer Widerfpruch nicht ob- 
waltet, verfennt Die Regierung zwar keineswegs bie 
Schwierigkeit einer innern Vereinigung, aber fie zweifelt 
nicht, will man nur unbefangen und ohne Nebenabficht 
das Wert vollbringen, an einer olüdlichen Löfung ber 
großen Aufgabe. 

Der kaiſerlichen Regierung fchwebt ein nach außen 
feftes und mächtiged, im Innern ftarfes nnd freies, orga⸗ 
niſch gegliederted und doch in fich einiges Denutfchland 
vor. Wir gehen hiebei von der Anficht aus, daß, je 
fhärfer die Scheidelinie gezogen wird zwifchen den dem 
gefammten Deutfchland gemeinfamen Sintereflen und de- 
nen der einzelnen Theile, deſto ficherer wird einem Bor: 
walten der Sonderintereffen vorgebeugt, defto weiter bie 
Gränzmarke ded großen Reichs ausgeſteckt. Auf dem 
betretenen Wege würde man, ftatt zur Einheit Deutfch- 
lands, zunächft zur Nothwendigfeit gelangen, Defterreich, 
die erfte deutſche Wacht, audzufchließen und die fünfti- 
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gen Beziehungen zu und denen zu den Niederlanden und 
Dänemark gleichzuftelen. Auf der von der Faiferlichen 
Regierung in Audficht zu fielenden Grundlage finden 
ale bdeutfchen Staaten und alle ihre außerdeutichen 
Landeötheile Platz. Nicht eine gegenfeitige Beeinträchti⸗ 
gung, nicht einen Racentampf befürchtet die Taiferliche 
Regierung ald die Wirkung der nähern Berührung zwi⸗ 
fchen Deutfchland und Oeſterreichs nichtsdeutfchen Provins 
zen; vielmehr erkennt fie hierin nach beiden Seiten hin 
eine Quelle unermeplicher Vortheile. Allerdings ftehen ber 
Ausführung dieſes Gedankes große, aber wie und fcheint, 
nicht unüberwindlicdye Hinderniffe entgegen. in ſtufen⸗ 
weifer Gang, der beginnt mit dem aufrichtigen Willen 
fihh anzunähern, und allmälich übergeht zum wirklichen 
engen Berbande, gehört nicht in das Reich der Träume. 

Durchdrungen von der Leberzeugung, daß ein wir 
lich einiges Deutfchland nur gefchaffen werden kann, wenn 
Defterreich und Preußen bei dem Baue Hand in Hanb 
gehen, war unfere erfte und vornehmfte Sorge, nad 
Berlin unfere Anfichten mitzutheilen. Wir gingen bier 
bei mit voller Aufrichtigfeit und ohne die Abficht vor⸗ 
an, Defterreich an der Leitung der deutfchen Angelegen 
heiten einen größern Antheil zuzuwenden, ald ihm feine 
Stellung als erfte deutfche und ald europäifche Groß⸗ 
macht thatfächlich und vertragsmäßig biöher geſichert 
hat. Zugleich wurde vorgefchlagen, das Werk der Vereins 
barung in Frankfurt gemeinfam mit den Kürften, und 
zwar zunächft mit den Königen Deutfchlande zu begins 
nen. Die beabfichtigte vorläufige Verfländignng mit ber 
fönigl. preußifchen Regierung konnte jedoch nicht in vol 
lem Maaße erzielt werden. Wir betreten daher, ftatt 
wie wir gewünfcht hätten, in Gemeinfchaft mit Preußen, 
nun allein den Weg der Bereinbarung mit Frankfurt. 
Se. Majeftät der Kaifer und Allerhöchft deilen Regier⸗ 
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ung begleiten die der Erftarfung und Einigung Deutſch⸗ 
lands gewidmeten Beftrebungen mit ihren aufrichtigen 
MWünfchen. Sie find hiebei zu Mitwirkung bereit, foweit 
es die eigenthümlichen Verhältniffe der Monarchie geftats 
ten. Sie hoffen und wünfchen, daß die heutige Eröffs 
nung ins und außerhalb der Paulsfirche günftige Auf 
nahme finden, und jedenfalls die Aufrichtigfeit und Die 
Bereitwilligfeit Defterreich8 in vollem Maaße gewürdigt 
werde. Gerne geben wir und der Erwartung hin, daß 
der Weg der Berftändigung nicht abgefchnitten werde 
durch die jüngften Befchlüffe der Verfammlung, durch 
jene unter dem Eindrude erfolgten Abftimmungen, daß 
ed fich eigentlich um mehr und um anderes handle, ale 
die zur Schlußfaflung vorgelegten Anträge mit Worten 
ausfprachen. Gerne erwarten wir, daß, wenn die von 
der Berfammlung zu befchließende Verfaſſung den deut- 
fchen Regierungen zur Vereinbarung ‚vorliegen wird, eine 
nach allen Seiten hin befriedigende VBerftändigung erzielt 
werden könne. Welche Phaſen aber auch das Berein- 
barungswerk noch durchlaufen follte, eines fteht hierorts 
feft: daß Se. Majeftät der Kaifer und Allerhöchſtdeſſen 
Regierung in der Begründung eined einheitlichen Zen- 
tralftaates den Keim unheilvoller Spaltungen erfennen 
müßten, den Anlaß zur Zerfplitterung und nicht zur Eis 
nigung Deutfchlande. Gegen eine Unterordnung Gr. 
Majeftät des Kaifers unter die von einem andern Deuts 
{chen Fürften gehandhabte, Zentralgewalt verwahren Sid) 
Se. Majeftät der Kaifer und Allerhöchft deffen Regier- 
ung auf das feierlichite Sie find dieß Sich, Sie find 
ed Defterreich, Sie find ed Deutfchland fchuldig. 
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Berwahrung Des großberzoglich - badi: 

[chen Bevollmächtigten bei Der provifo- 

tifchen Zentralgewalt gegen vorftehende 
Rote, d. d. 1Iten Februar 1849. 


Schon feit einiger Zeit ziehen fich Artikel durch die 
öffentlichen Blätter, welche bald auf gemachte Vorfchläge 
einer Mediatifirung der fogenannten kleineren Staaten, 
beziehungsweife deren Bereinigung mit den „ſechs beftes 
henden Königreichen” hindeuten; bald wieder „beruhi⸗ 
gend“ verfichern, es fei von Feiner Einverleibung der aus 
dern Staaten die Rede, fonderu blos von einer Eintheis 
lung Deutfchlande in fechd Kreife, und bie „ſechs Kö⸗ 
nige“ feien nur „beifpielöweife”’ als die „natürlichen“ 
Bertreter ihrer Kreife aufgeführt; bald endlich von einem 
engeren NReichsrathe der „königlichen -Bevollmächtigten‘ 
und von einem größeren Reichsrathe für Die übrigen 
Bevollmächtigten fprechen. Der Regierung Sr. k. Hoheit 
des Großherzogs find diefe und viele andere in ähnlicher 
Richtung verfaßte Artifel nicht entgangen; fie hat ihnen 
aber feine Bedeutung beigelegt. Sie mochte nicht an 
das DBeftehen von Sonderplanen glauben, theild aus Vers 
trauen auf die andern Regierungen, theild weil fie die 
Verwirklichung folcher Plane in einer Zeit, wo nichts der 
öffentlichen Prüfung der deutfchen Nation entgehen kann, 
und wo nur rechtlicd; oder natürlich wohlbegründete Aus 
fprüche eine Anerkennung zu erwarten haben, nicht für 
möglich hält. Wir halten ed in der That nicht für mögs 
lich, daß wir heutzutage eine Wiederholung der wiener 
Kongreßpolitik erleben follten. 

Beruhigt durch dieſe Meberzeugung und durch dem 


Rückblick auf die ganze bisherige politifche Handlungs⸗ 
weife der großherzoglichen Regierung mußten wir gleich- 
wohl einer Stelle in der k. k. öfterreichifchen Note vom 
4. db. an das Reichsminiſterium unfere befondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit wibmen, in ber es heißt: „Zugleich wurbe (der 
f. preußifchen Regierung) vorgefchlagen, das Werk ber 
Vereinbarung in Frankfurt gemeinfam mit den Fürften, 
und zwar zunächft mit ben Königen Deutfchlande zu bes 
ginnen.” Durch eine foldhe, wenn auch nur vorläufige 
Ansfchließung hätten fich offenbar Baden und die übri⸗ 
gen bdeutfchen Staaten in ihrer Ehre und ihrem Rechte 
verlegt fühlen müffen, während die große gemeinfame 
deutfche Sache badurd) gefährdet werden konnte. Nach⸗ 
dem nun biefer Vorfchlag aufgegeben worden, glauben 
wir und auch der Hoffnung hingeben zu dürfen, daß die 
neuen Miffionen an einige norbdenutfche und fübdentfche 
.Höfe nicht dazu beftimmt find, ihn in anderer Meife wie- 
der aufzunehmen. Wir wollen hier nicht ausführlich 
hervorheben, daß eine bei den füniglichen Höfen gezogene 
Demarkationdlinie,. wenn überhaupt eine foldye gezogen 
werden müßte, ald eine rein willtürliche erfcheint, die auf 
feiner rechtlichen Grundlage ruht — wir wollen nicht 
Daran erinnern, daß es ja, wie befannt, feiner Zeit nur 
von ber Entfchließung des Kurfürften von Baden abhing, 
gleich andern Kurfürften den Königstitel anzunehmen, 
and daß er aufder Höhe fand und fteht, ihn mit bems 
felben Anfpruche, mit derfelben Ehre und Kraft zu füh- 
ren, wie anbere feiner Bundesgenoſſen. Auch davon 
wollen wir nicht reden, daß, wenn man einmal eine 
Grenzlinie zu ziehen für nöthig fände, man ein Land 
wie Baden von nahezu anderthalb Millionen Bevölferung, 
von folcher Bedeutung als Glied ded Ganzen durch feine 
intenfiven Kräfte, durch feine lebenskräftige flaatliche Ent- 
widelumg, durch feine geiftige, yolitifche, induſtrielle und 
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fommerziefle Kulturftufe nicht fo unbeachtet bei Seite 
liegen laſſen dürfte, weil fein Regent nicht den königli⸗ 
hen Zitel führe. Wir legen auf einen ganz andern 
Grand hier alled Gewicht, nämlich darauf, daß eine Bers 
einbarung unter den Staaten zum Zwede der Verſtändi⸗ 
gung mit der Nationalverfammliung, um das tiefgefühlte 
Bebürfniß der Wiedergeburt Deutfchlande in ber Bil 
dung einer fräftigen Zentralgewalt, nach dem auögefpros 
denen Rationalverlangen zu befriedigen, ſich nothwen⸗ 
dig auf die Intereſſen und Rechte aller deutfchen Staas 
ten ausdehnen müßte, und daher nur eine gemeinfame 
von allen Staaten zugleich fein könnte. Es leuchtet ein, 
daß umfer Ziel nur durch Opfer von allen Seiten zu 
erreichen ift, und daß daher eine vorläufige Vereinbas 
rung unter einzelnen Staaten, weit entfernt, das große 
Merk zu fürdern, nur neue Hinberniffe der Verſtändi⸗ 
gung hervorrufen müßte; es leuchtet ein, baß eine foldye 
Verftändigung nur in Frankfurt felbit, dem allgemeinen 
Bereinigungspunfte der deutfchen Staaten, wo alle Ans 
fihten und Forderungen zufammenftrömen, und gegetts 
feitig geläutert, berichtigt und gewürdigt werden fünnen, 
und wo alle Bevollmädjtigten unter fich fowohl ald mit 
ber Zentralgewalt und mit der Nationalverfammlung in . 
fieter Berührung und Wechfelwirfung flehen, den einzis 
gen günftigen, den einzigen möglichen Boden finden kön⸗ 
nen. Ueberhaupt find wir von der Ueberzeugung durch⸗ 
drungen, daß, wenn ed Ernft und Wahrheit damit wer⸗ 
ben fol, daß in dem in fich einigen Deutfchland die eins 
zeinen lebenskräftigen Glieder fich frei vertranend und 
ficher firebend bewegen follen, der alte Weg Diplomatifcher 
Verhandlungen unter einzelnen bdeutfchen Regierungen 
über allgemeine deutfche Angelegenheiten verlaffen wer⸗ 
den müſſe. Dergleichen Verhandlungen haben fchon dem 
ehemaligen Bundestage den leuten Lebensnerv gelähmt, 
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und find dem Beifte, der durch die neue Schöpfung wehen 
fol, gänzlich entgegen. 


Die Regierung Sr. f. Hoheit ded Großherzogs Tann 
und will nicht vorausſetzen, daß PartifularsBereinbarun 
gen ber obenbezeichneten Art, wenn fie wirklich flattfän» 
ben, irgend etwas enthalten, das den Rechten Badens zu 
nahe träte, und wogegen fie den feierlichften Widerſpruch 
erheben müßte. "Wie weit bis zur äußerſten Grenze al- 
led Nothwendigen Se. k. Hoheit der Großherzog der ge 
‚meinfamen großen Sache des Baterlandes, aber auch nur 
diefer, gleichmäßig mit allen, feine Opfer zu bringen bes 
reit fei, das ift in der großherzoglichen Erflärung vom 
8 v. M. beftimmt genug bezeichnet. Ebenfo beftimmt 
müßten wir aber aud) erklären, daß Se. k. Hoheit es 
niemals mit feiner Gefinnung und feiner Pflicht ald Res 
gent gegen fein Land vereinbarlich finden könnte, irgend 
einer Zumuthung bie unter dem Borgeben engerer poli- 
tifcher Einigung nur einem Sartifularintereffe zu gut 
käme, ohne daß das wahre Bedürfniß der Nation befries 
digt würde, oder den anf den bloßen Königstitel gebau⸗ 
ten Unfprüchen anderer zu weichen. ‘Der Großherzog 
ſteht auf dem Boden der Gleichberechtigung, und wird 
diefen Boden bie zur Vollendung des deutfchen Verfaſ⸗ 
ſungswerkes, zu der er mit aller Hingebung beitragen 
wird, nicht verlaffen. Keinem Staate wird er von Dies 
ſem Standyunfte aus das Recht anerfennen, durch eine 
Bereinbarung mit andern, an der er nicht theilgenommen 
und zu der er nicht zugeflimmt hätte, über irgend etwas 
zu verfügen, das in die Sphäre feines Rechtd gehört, ins 
dem er nur der Gefammtheit auf den Grund des Deuts. 
fhen Berfafiungswerkes Opfer zu bringen bereit ift. Der 
Großherzog wird, das find wir überzengt, in diefer ge 
zaden, gerechten und beutfchen Gefinnung von der Stimme 
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and den Kräften feines Volkes und von der öffentlichen 
Meinung der deutfchen Nation unterflügt werben. 
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Rote Des k. fächfifchen Minifters Des 

Auswärtigen on den E. preufifchen Ge⸗ 

fehbäftsträger zu Dresden, in Beantwor⸗ 

tung Der FE. preußiſchen Zirkularnote 

von 23ten Januar 1849. d. d. IOten 
Februar 41849. 


In Erwiderung der gefälligen Note des f. preußis 
hen Gefchäftöträgers Hrn. Frhru. v. Canitz vom 24. 9. 
M., deren Inhalt der Erwägung der k. ſächſiſchen Res 
gierung unterzogen worden ift, beehrt fich der Unterzeich⸗ 
nete nachftehende ergebenite Eröffnung zu machen. 

Es Hat der k. fächflfchen Regierung zu großer Ber 
friedigung gereicht, in jener geehrten Mittheilung den 
Ausdruck des Beftrebens zu erkennen, welches die k. preus 
Biihe Regierung einer rafchen und verfühnlichen Fürs 
derung bed deutfchen Verfafjungswerfes widmet. Die 
Regierung Sr. Maj. des Könige von Sachſen hat um 
verändert den ihr durch die fächfifche Verfaffung vorger 
zeichneten Grundfaß fefigehalten, und unbeirrt durch bie 
barauf geſtützten Verdächtigungen andgefprochen, daß 
das deutſche Verfaſſungswerk im Wege der Verſtändi⸗ 
gung und Vereinbarung zwiſchen der Nationalverſamm⸗ 
lung und den Einzelſtaaten gegründet werden muß, wenn 
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rechtlichen Beſtandes in. ſich tragende Löfung der großen 
Aufgabe. gewonnen. werden fol. Mit Genugthuung: fin 
det fie jeßt diefen Grundfaß auch von der k. preußifchen 
Regierung dargelegt, und wird ihrerfeits feinen Verfuch 
zurüchweifen, der jene Berftändigung herbeizuführen ges 
eignet ift, um fo mehr, als fie immer die Abficht funds 
gegeben hat, von ihrem Rechte einen foldhen Gebrauch 
zu machen, daß dadurch die Löſung der zunächſt ber Na⸗ 
tionalverfammlung geftellten Aufgabe nicht gehemmt, foy« 
dern vielmehr gefördert werde. Se. Maj. der König pon 
Preußen und Höchitdefien Regierung find nach der ers 
wähnten Eröffnung nicht der Anfiht, daß die Aufrich- 
tung einer neuen deutfchen Kaiferwürbe zu der Erlans 
gung einer wirklichen und umfaflenden deutſchen Eini⸗ 
gung nothwendig fei, und fie glauben vielmehr befürch⸗ 
ten zu müflen, das amusfchließliche Anftreben gerabe 
diefer Form des an und für ſich nothwendigen Einheits- 
punftes werde ber wirklichen Erreichung jenes Ziels der 
Einigung wefentliche und ſchwer zu überwindende Hin⸗ 
derniffe in- den Weg legen. Die k. fächfifche Regierung 
fann nicht umhin, diefer Anficht vollfommen beizutreten, 
um fo mehr, als das Anftreben des erblichen Kaiſerthums 
ganz geeignet ift, unter dem Namen bed Bundesſtaats 
vielmehr einen Einheitsftaat darzuftellen oder doch her⸗ 
beizuführen, welchen eine unbefangene Prüfung ald:ben 
wahren Bedürfniffen Deutfchlande und den Wünfchen ber 
Nation entfprechend nicht erkennen kann. Ganz einver⸗ 
ftanden ift Demnach die fächfifche Regierung damit, daß 
eine andere Form gefunden werben könne, unter welcher, 
ohne Aufopferung irgend eines wefentlichen Bedürfniſſes, 
das dringende und höchft gerechtfertigte Verlangen bes. 
deutichen Volkes nad) einer wahrhaften Einigung und 
kräftigen Geſammtentwicklung vollftändig befriedigt zu 
werben vermag. Sie wird auch ftetö bereit fein, fo viel 
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an ihr if, zur Auffindung und Begrändung jener Form 
mitzuwirken, inöbefonbere auch durch Beiprechung und 
Verſtãndigung der Bevollmächtigten zu Frankfurt a. M., 
und fie fie daher mit Intereſſe benjenigen Eröffuungen 
entgegen, welche der E. preußiſche Bevollmächtigte nach 
den zufolge der geehrten Note ihm ertheilten umfaſſen⸗ 
den Inſtruktionen zu machen in dem Falle fein wird, 
Dabei glaubt fie jedoch die Ueberzeugung ausſprechen 
zu müſſen, baß die unabweisliche Borbedingung für folche 
Verhandlungen und deren Erfolg die Betheiligung der 
k. k. öfterreichifchen Regierung iſt. Bon berfelben Anficht 
andgehend , hat die Nationalverfammlung dad Reichsmi⸗ 
nifterium zu Verhandlungen mit Defterreich ermächtigt, 
und es fcheint daher unerläßlich, das Nefultat Diefer Ber; 
bandlungen zu kennen, bevor weitere Entichließungen 
über eine Frage gefaßt werben fönnen, welche mit ber 
Einigung oder Zerftüdelung der deutfchen Nation zugleich 
deren Macht nach Außen und deren Wohlfahrt im In⸗ 
nern in ihrem Schooße trägt. 

Indem der Unterzeichnete den Hrn. Frhn. v. Canitz 
erfucht, diefe Mittheilung zur Kenntniß feiner hohen Re⸗ 
gierung zu bringen, ergreift er mit Vergnügen ıc. 

(Gez.) Dr. v. d. Pfordten. 
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Note des E. hannöveriſchen Minitters 
Des Auswärtigen an den F. k. öſterrei⸗ 
chiſchen auferordentlichen Gefandten 
Freiberru von Brenner, in Beantwor⸗ 
tung Der Rote vom Aten Februar d. d. 
l133ten Februar 1849. 


Se. Majeftät der König von Hannover und Aller: 
höchſt Dero Regierung haben in der durch den kaiſer⸗ 
föniglich -öfterreichifchen außerorbentlichen Abgefandten 
Herrn Freiherrn v. Brenner, erfolgten Mittheilung 
der in Betreff der beutfchen Verfaffungsangelegenheit an 
den Faiferlich » Föniglihen Bevollmächtigten, Freiherrn v. 
Schmerling, gerichteten Depefche des Herrn Fürften 
v. Schwarzenberg, d. d. Wien, den 4. Februar 1849, mit 
dem aufrichtigften Danfe einen neuen fohäßendwerthen Bes 
weis des von dem Faiferlich-Föniglichen Hofe der königlichen 
Regierung gefchentten Vertrauens entgegen genommen. 

Mit lebhafter Befriedigung haben des Könige Mas 
jeftät in dieſem wichtigen Aftenftüde das tiefgefühlte Bes 
dürfniß der Miedergeburt Deutfchlande und die Anficht 
ausgefprochen gefunden, daß Deutfchland nach Außen 
feft und mächtig, im Innern ſtark und frei, organifch ges 
gliedert, und doch in fich einig fein müſſe. 

In diefen, der Zufunft des Vaterlanded gewidmeten 
Wünſchen erkennt Hannover die feinigen wieder, unb 
theilt die Weberzeugung des Faiferlich » königlichen Ho⸗ 
fed, daß ein wirklich einiges Deutfchland nur gefchaffen 
werden könne, wenn Deutfchlande Großmächte — Des 
fterreich und Preußen — bei dem Baue des neuen Ders 
faffungswerfed Hand in Hand gehen. 


277 


Gleichwie Hannover ben Fortbeftand Defterreiche 
in flaatlicher Einheit ale ein deutfches, ald ein europäis 
ſches Bebürfniß, und gleicdiwie Hannover ed als eine 
Nothwendigkeit betrachtet, daß Oeſterreichs Beiftand und 
feine dargebotene Mitwirkung den Angelegenheiten des 
gemeinfamen Baterlandes erhalten bleiben, daß fie einer 
thätigen Theilnahme an ihrer Leitung fich bewahrheiten; 
ebenfo hat Hannover freudig bie Hingebung willfommen 
geheißen, mit welcher jüngft von Preußen die Bereitwillig- 
feit erflärt ift, Deutfchland Diejenigen Dienfte zu leiſten, 
welche dieſes im Sntereffe der Gefammtheit von ihm vers 
langen follte, felbft wenn dieß nicht ohne Opfer von feis 
ner Seite gefchehen Könnte. 

Ein einhelliged, ungefchmälerted Zufammenwirfen 
beider großen Höfe für die Löfung der großen Fragen 
des Augenblickes ift das, was Hannover zum Wohle von 
Deutfchland anfrichtig wänfcht, und als Deutfchlande uns 
verjährbared Recht betrachtet. 

Die königliche Regierung glaubt in der That glück⸗ 
lich genug zu fein, in diefer Auffaflung der Verhältniſſe 
mit den Anfichten beider Höfe im Einflange zu ftehen. 

Unter ausdrücklicher Anerkennung des hohen Berufs 
von Defterreich, als mächtigften Bundesglieded, begehrt 
Preußen für fich feinen anderen Theil an der oberften 
Leitung der Bundedgewalt, ald denjenigen, welchen feine 
Stellung in Deutfchland und die Bedeutung ber geifki- 
gen und materiellen Kräfte, die ed dem gemeinfamen 
 Baterlande zur Verfügung ftellen kann, ber Natur ber 
Dinge nach ihm anmeifen. 

Auch Preußen ift nicht der Anficht, daß bie Aufrich⸗ 
tung einer neuen deutſchen Kaiſerwürde zu der Erlang⸗ 
ung einer wirklichen und umfaſſenden deutſchen Einigung 
nothwendig ſei. 

Hannover theilt die Befürchtung Preußens, daß das 
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anöfchließliche Anftreben gerade biefer Form des qn und 
für fich nothwendigen Einheitspuntted der wirklichen Er⸗ 
reichung des Zield und der Einigung wefentliche und 
fchwer zu überwindende Hindernifle in den Weg legen 
würde. Die hannöverfche Regierung findet jedoch zu 
ihrer Beruhigung biefe Gefahr fowohl durch die eigene 
MWillensmeinung Preußens in Betreff der Annahme einer 
ihm anzubietenden veränderten Stellung, ald auch durch 
die in der Deyefche von 4. d. M. ausgeſprochene Er⸗ 
klärung befeitigt, mittelft welcher Se. Majeftät der Kai⸗ 
fer von Oeſterreich und Allerhöchſt Deffen Regierung 
gegen eine Unterordnung unter die von einem anderen 
deutſchen Fürften gehandhabte Zentralgewalt Verwahrung 
eingelegt haben. 

Nach der durch dieſe Erklärungen der Deutfchen 
Großmächte gegebenen Sachlage kann das übereinftums 
mende Verhalten Hannovers einem Zweifel nicht unter: 
liegen. 

Ein innig deutſches Zufammenwirfen der beiden gro» 
Ben Höfe zählt die königliche Regierung namentlich zu 
den Bedingungen, welche erfüllt werden müfjen, wenn 
die übereinftimmend für nothwendig erfaunte Berftänbig- 
ung über die Berfaffungsfrage gelingen fol. 

Als Aufgabe diefer Verſtändigung betrachtet Hans 
nover die Bildung einer Fräftigen Zentralgewalt für 
Deutfchland, neben der Erhaltung der den einzelnen deut⸗ 
fhen Staaten zur Pflege ihrer mannigfaltigen Bebürf 
niffe und Intereſſen unentbehrlichen Selbſtſtändigkeit im 
dem ihnen zu belaffenden Kreife der Wirffamfeit ihrer 
Regierungen. | 

Um beide Aufgaben nebeneinander Löfen zu können, 
wird ald Haupterforberniß eine genaue Regelung bes 
Umfangs der Zentralgewalt nad) beftimmten Gegenfläns 
ben ihrer Thätigkeit angefehen. Es gereicht ber könig⸗ 
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lichen Regierung zur befondern Genugthuung, in ber 
Depefche vom 4. d. M. die mit der ihrigen genau hars 
monirende Anficht anzutreffen, daß, je fchärfer die Scheis 
belinie gezogen wird zwifchen den dem gefammten Deutfähs 
land gemeinfamen Intereſſen und denen .der einzelnen 
Theile, um befto fichrer einem Borwalten der Sonderin⸗ 
tereffen wird vorgebeugt werden. 

Wie aber aud die Berfaffung Deutfchlande, berathen 
von den hierzu gefeßlich berufenen Vertretern des Volks, 
ſich geftalten möge auf der Grundlage der zu Franffurt 
gefaßten Befchlüffe: — fie wird, nach der von der könig⸗ 
lihen Regierung unabänderlich feftzuhaltenden und zu 
diesfeitiger Befriedigung mit der des Taiferlich - Föniglis 
hen Hofes Hbereinflimmenden Anficht rechtögiltig und 
heilbringend nur vollendet werden können, wenn fie ihre 
Begründung findet im Wege einer freien Bereinbarung 
mit der zu Tranffurt a. M. tagenden Nationalverfamms 
lung, im Sinne der Bundesbefchlüffe vom 30. März und 
7. April 1848, auf deren Grund die deutfche Rational. 
verfammlung zufammengetreten ift, um das beutfche Ders 
faſſungswerk zwifchen dem deutichen Volke und den dent 
fhen Regierungen zu Stande zu bringen. 

Die gegenwärtige Mittheilung wird dem Föniglich- 
bannöverifchen Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt für die über die Berfafiungsangelegenheit 
von ihm abzugebende Erklärung ald Richtſchnur dienen. 

Indem ber Unterzeichnete Se. Hochwohlgeboren den 
Herrn Freiheren v. Brenner erfucht, felbige zu Kenntniß 
feines Allerhöchften Hofes zu bringen, ergreift er mit 
wahrem Vergnügen ıc. 

Hannover, den 13. Februar 1849. 

(Ge.) Graf v. Bennigfen. 


36. 


Devefche Des F. niederländifchen Mini: 
fters Des Auswärtigen au Den k. Sefand- 
ten zu Berlin, in Beautwortung der k. 
preußifchen Zirkularnote vom 33. Ja⸗ 
nuar 1849. d. d. 12. Februar 1849. 


Herr Baron! 

Der Herr Graf von Königsmarf hat die Gefällig⸗ 
feit gehabt, mir eine Note vom 23. Januar mitzutheilen, 
welche ich dem Könige vor Augen gelegt, und durd 
welche der föniglich-preußifche Herr Minifter der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten, unter Audeinanderfegung der 
Anfichten feiner Regierung über die Grundlagen einer 
fünftigen Organifation des deutfchen Bundes, die Er⸗ 
öffnung macht, daß er dem Föniglich>preußifchen Bes 
vollmädhtigten zu Frankfurt Snftruftionen über Diejenis 
gen Veränderungen habe zufommen laſſen, welde das 
Berliner Kabinet in dem Entwurfe der Verfaflung des 
deutfchen Bundesftaates gern vorgenommen fehen möchte. 
Diefelbe Note hat außerdem den Zwed, die anderen Re⸗ 
gierungen aufjufordern, gleichfalls ihre Bemerfungen 
und Wünſche in Betreff diefer Angelegenheit ihren Bes 
vollmächtigten bei der Zentralgewalt zu eröffnen. Der 
König hat von der obgedachten Mittheilung mit aM’ dems 
jenigen Intereſſe Kenntniß genommen, welches die Wich⸗ 
tigfeit des Gegenftanded erfordert. Da die National 
verfammlung rückſichtlich der jeßigen Lage des Herzog 
thums Limburg in feinen Beziehungen zu Deutfchland 
Schwierigfeiten erhoben hat, deren Löfung Diplomatifchen 
Verhandlungen vorbehalten iſt — fo wünfchen Seine 
Majeftät Sich Glück, daß die preußifche Regierung bie 
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ausnahmsweiſe Stellung diefed Herzogthums hat aners 
fennen wollen, indem fie daſſelbe in gewiſſen Beziehun⸗ 
gen auf diefelbe Linie mit Defterreich und Dänemark 
gefegt hat, — woraus folgt, daß Limburg, welches eis 
nen integrirenden Theil bes Königreich der Niederlande 
ausmacht, niemald durch eine andere Verfaffung, als 
diejenige dieſes Königreich, regiert werden fan, — und 
daß Seine Majeftät, Höchftwelche für dieſes Herzogthum 
in die für Deutfchland vorgefchlagene Verbindung eines 
Bundesftaated nicht eintreten können, gerne einer weni⸗ 
ger innigen und weniger engen Bereinigung beitreten 
werden, fo wie cine folche gleichfall® durch die obge⸗ 
Dachte Note vorgefchlagen wird, — indem die Verwirk⸗ 
lihung diefed Projektes die zu Frankfurt entitandenen 
Schwierigfeiten ganzlidy aus dem Mege räumen und für 
das Herzogthum Limburg feine Beziehungen zu bem 
beutfchen Bunde aufrecht erhalten würde, wornac dass 
felbe mit denjenigen Verpflichtungen belaftet bliebe, welche 
der Bund feinen Mitgliedern auferlegte, um fich gegen 
feitig ihre Unabhängigfeit zu verbürgen und die innere 
und äußere Sicherheit der Bundesftaaten zu erhalten. 

Ich erfuche Sie, Herr Baron, dad Vorftehende zur 
Kenntniß des Berliner Kabinets zu bringen und baffelbe 
zu benachrichtigen, daß ber niederländifche Bevollmäch⸗ 
tigte zu Frankfurt mit Inftruftionen in dem oben ange⸗ 
deuteten Sinne verſehen worden iſt. 

Empfangen Sie u. ſ. w. 

Haag, den 12. Februar 1849. 


(Gez.) Lightenvelt. 


57. 


Schreiben des NHeichsminifteriums at 

ſämmtliche Bevolimächtigte bei Der pro: 

viforifchen Zentralgewalt, die deutſche 

Berfofiung betreffend, d. d. AISten Ja⸗ 
nur 1849. 


Herr Bevollmächtigter! 

Mit dem am 26. d. Mts. erfolgten Schluffe der 
Berathungen über den dritten Abfchnitt des Verfaffunges 
entwurfes, welcdyer den Titel: „das Neichöoberhanpt*, 
„der Reichsrath“ führt, hat die Nationalverfammeieng 
die Haupttheile des VBerfaffungswerfes in erfter Lefung 
beendigt. 

Die proviforifche Zentralgewalt, von deren Wirk 
ſamkeit die Errichtung diefes Verfaſſungswerkes audges 
jchlofien ift, deren gefeßliche Aufgabe jedoch die Aus⸗ 
führung der in Kurzem zu vollendenden Verfaflung für 
Deutſchland ift, hält ed in dem gegenwärtigen vorgerüd» 
ten Stadium der Thätigkeit der Nationalverfammlung 
für ihre Pflicht, die Wege anzubahnen, Damit gegründete 
Bedenten, welche anf befonderen und wefentlichen Be 
dürfniffen der Einzelftaaten beruhen, in Zeiten durch 
Bermittlung ber Regierungen zur Kenntniß der Ber 
fammlung gelangen und bei der zweiten Berathung eine 
gerechte Erwägung finden mögen. 

Zu diefem Ende erfuche ich Sie, Herr Bevollmädh- 
tigter, die anliegenden in beweifender Form ausgefertig⸗ 
ten Berfaffungsbefchlüffe erfter Lefung zur amtlichen 
Kenntnißnahme Ihrer Regierung zu bringen, und diefelbe 
im Namen des Reichöverwefers einzuladen, ihre Erfläs 
rung darüber in einer möglichft beftimmten Weife an 


Seine kaiſerliche Hoheit zu richten. ‚Sie wollen bie 
Aufmerkfamkeit der ....... Regierung insbeſondere 
darauf Ienfen, daß die Nationalverfammlung, nad) Bes 
endigung weniger, nicht umfangreicher Gegenftände (wie 
die Entwürfe über „die Gewähr der Berfaffung”, ein 
Wahlgeſetz u. f. w.)- fehr bald zu der zweiten Leſung 
der eigentlichen Hauptſtücke der Verfaſſung fchreiten 
wird. 

Menn das Reicheminifterium zu dem gegenwärtis 
gen Schritte nicht ſchon durch den augenbliclichen Stand 
der Verhandlungen verpflichtet wäre, fo würde ihm noch 
ein befonderer Anlaß dazu durch eine von ber königlich 
prenßifchen Negierung an fämmtliche übrigen deuntſchen 
Regierungen gerichtete Zirfularnote gegeben fein, wor 
die Anfichten Preußens über die Errichtung des Verfaſ⸗ 
ſungswerkes im Allgemeinen niedergelegt find. Wenngleich 
das Neichsminifterium in feiner Stellung Feine Berans 
laffung hat, auf den Inhalt dieſer Note un Einzelnen 
einzugehen, fo gereicht ed ihm doch zur Genugthuung, 
daß der Borfchlag an die deutſchen Regierungen, ihre 
Erflärungen an dem Sitze der Reichöverfammlung und 
der proviforifchen Zentralgewalt abzugeben, von Seiten 
der preußifchen Regierung ganz in Uebereinſtimmung 
wit den diesfeitigen Anfichten gemacht worden il. Mit 
Befriedigung kann ich hinzufügen, daß auch bei der Fais 
ferlich öfterreichifchen Regierung durdy ihren Bevollmäch⸗ 
tigteg der Antrag bereits früher gefchehen it, einen glei 
dien Weg von ihrer Seite den übrigen deutſchen Rer 
gierungen zu empfehlen. | | 

Der Ernft der Zeit mahnt von allen Seiten zu ent 
fheidenden Beichlüffen. Die Opfer, welche deutfche Fürs 
fien für ihre Angehörigen bringen, werben dann nicht 
mehr hart empfunden werden, wenn beibe Theile ba 
in dem fefleren gemeinfamen Organe, in ber Geſammt⸗ 
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macht ber Nation, einen vollen Erſatz und eine Bürg⸗ 
ſchaft der Zukunft finden. 


Frankfurt, den 28. Januar 1849. 
(Se) von Gagern. 


98, 


Erklärung Des Bevollmächtigten für 

Die freie Stadt Frankfurt auf Das Schrei- 

ben des Neichsminifteriums vom 28ten 

Januar 1849. d. d. Gten Februar 
1849. 


Herr Präffdent ! 
Ganz in Uebereinftimmung mit den Anfichten, welche 
fih in Shrem hochverehrlichen Schreiben vom 28. Ja⸗ 
nuar 1849 audgefprochen finden, fteht die Ueberzeugung 
des Senats, daß von dem Abfchluffe einer Fräftigen deuts 
fchen Berfaffung das Wohl des Vaterlandes, feine Macht 
nad Außen, fein Friede und feine Freiheit im Innern, 
lediglich abhängen. Eben darum aber ift der Senat 
auch mit dem Folgefabe einverftanden, daß nur wefents 
liche Bedenken oder Anträge in Hinficht auf den von 
der Rationalverfammlung bi dahin berathenen Berfaf- 
fungsentwurf an diefelbe gebracht werden follen, damit 
ein fo dringend wünfchenswerther Abfchluß nicht durch 
weniger Bedeutendes verzögert werde. 
Der Senat ber freien Stadt Frankfurt überläßt 
fich feinerfeitd dem Bertrauen, daß die Befchlüffe der 
Rationalverfammlung über die. Zukunft Deutichlande 
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in einer Weife beftimmen werben, wie folches ſämmt⸗ 
liche beutfche Regierungen ebenfalld dem Beten des Das 
terlandes und fomit Shren eigenen Wünfchen entfprechend 
finden werden. 
Frankfurt a. M., den 6. Februar 1849. 
(SG) Souchay. 


99, 


Erklärung des grofberzoglich fächit- 
{chen Bevolimächtigten bei Der propis 
forifchen Zentralgewalt auf Das Schref- 
ben Des Neichsminifteriums von 28ten 
Januar 1849. d. d. I3ten Februar 
1849. 


Mit großer Befriedigung hat die von mir vertres 
tene Staatöregierung es erfehen, daß das Reichsminiſte⸗ 
rium behufd des Abfchluffes und der Durchführung der 
neuen deutfchen Neichöverfaffung ald Organ ber Vers 
ftändigung und Bermittelung zwifchen ben einzelnen 
beutfchen Staatöregierungen und der verfafiunggebenden 
Reichöverfammlung aufgetreten iſt. Sch habe in Folge. 
hiervon folgende Erklärung abzugeben, welche ich — bes 
vor zu der zweiten Lefung der Verfaſſung gefchritten. 
wird — an die Neichöverfammlung gelangen zu laffen 
bitte. 

I. Den Prinzipienftreit über Vereinbarung ober, 
Nichtvereinbarung läßt die großherzogliche Staatsregies 
rung auf fich beruhen. Diefelbe erfennt aber au, daß 
nad; Lage der Dinge ſchwerlich etwas Gemeinfames zu 
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Stande kommen kann, wenn fich nicht die eingehen 
Staatöregierungen der Berfaffung, wie folche definitiv 
durdy die Reichsverſammkung feftgeftellt fein wird, mit 
Aufgebung individueller Meinungsverfebiedenheiten, an⸗ 
fchließen. Wie fehr man daher auch die eine oder an- 
dere Beſtimmung des Verfaſſungsentwurfes nicht anges 
meffen finden mag, Feines der Bedenken, welche erhoben 
werben, wird zu einer conditio sine qua non für Die 
Zuftimmung gemacht. Sollte jet nicht im Sinne unſe⸗ 
rer Zeit eine Deutfchland Fräftigende und engverbindende 
Verfaſſung zu Stande fommen, fo wird es fehr zweifel- 
haft um das Wohl bes gemeinfamen Baterlandes, um 
den Beſtand der einzelnen Staaten, der größeren fowohl 
wie der Fleineren, um das Aufblühen der gewerblichen 
Thätigkeit und um den Wohlftand der Bevölkerung ftehen. 
Bon dieſem Geſichtspunkte ausgehend, hebt die großfer- 
zogliche Staatsregierung auch nur einige wenige Beben- 
fen hervor, und glaubt von der gewiffenhaften Prüfung 
Durch die Nationalverfammlung erwarten zu dürfen, daß 
man diefelben nach Recht und Billigfeit für wohl be> 
gründet und dem gemeinfamen Intereſſe Deutfchlande 
nicht zumider erfennen wird. Im Einzelnen bemerfe ich 
Folgendes: 

J. Rückſichtlich der Oberhauptsfrage bin ich von der 
durch mich vertretenen Staatsregierung beauftragt, mir 
eine Erklärung noch vorzubehalten. 

II. Die 88. 2 — 4 (Abſchnitt vom Reiche) haben eine 
fehr große Wichtigkeit für die Beziehungen Dentfchlande 
zu Defterreich, Holland, Dänemark und insbefondere zu 
dem Staatöverbande, in welchem Scjleöwig zu Holſtein 
flieht, dem einzigen Bande, woburd, jenes Land auf der 
Grundlage des jet beftehenden Stantsrechts an Dentſch⸗ 
land gebunden if. Will man nicht gleichfam auf einer 
tabuld rasa ein nened Staatögebäude aufführen, mit 


alten europäifchen Verhältniſſen brechen, und einen ſehr 
bedenklichen allgemeinen europätfchen Krieg herbeiführen, 
fo:fcheint e8 fehr wünfchenswerth, ftatt jener Paragras 
phen etwa folgende Beflimmung aufzunehmen: 

„Kein Theil des deutfchen Reiches kann mit. nice 
deutfchen Ländern in der Weife ftaatlich verbunden 
fein, daß die Durdiführung der verfaflungemäßig 
von der Reichögewalt ausgehenden Beſtimmungen 
der rechtögültigen Verwerfung einer anbern Staates 
gewalt unterliegen könnte; vielmehr. ift, wo eine 
Verbindung Ddeutfcher mit nichtdeutfhen Ländern 
vorfommt, in der Verfaſſung der erfteren bezüglich 
des gefammten Länder⸗Complexes eine Beſtimmung 
aufzunehmen, welche die unbefchränfte Anwendung 
der deutfchen NReichöverfaffung in den dentfchen Ge; 
bietötheilen fichert.‘’ 

Hierdurch — fo glaubt die großherzogliche Staates 
regierung — ift auch dad weſentliche Intereſſe des deut— 
jchen Bundesflaated und feine konſequente Durchführung 
gewahrt. 

III. Sehr wünſchenswerth erfcheint ed, wenn fofort- 
in der Reichöverfaffung audgefprocdhen wird, daß die 
Koften für Herftelung und Erhaltung von Wafferftraßen, 
aber auch nur diefe Durch eine entfprechende Abgabe von: 
der. Klußfchifffahrt zu decken find, und daß in 6: 40 des 
Abſchnittes von der Reichsgewalt, der letzte Sat, wors 
nach die Poft nur im Interefie ded allgemeinen Verkehrs 
ausgeübt werden fol, fallen gelaffen oder mobifteirt wird. 

IV. Die in dem Berfaffungsentwurfe (Abſchnitt 
Reichögewalt Art. II. $. 13) enthaltene Beſtimmung, 
nach welcher alle Staaten, deren Kontingent weniger’ 
als 6000. Manıı beträgt, die Militärs Hoheit verlieren, - 
trifft das Großherzogthum ebenfalls und bedroht daſſelbe 
mit dem Verluſt eined der wichtigften Soheitörechte. 


Wenn nun gleich bis jet bie Verſuche, eine flaatliche 
Bereinigung unter mehreren benachbarten Staaten zu 
Stande zu bringen, gefheitert find, fo darf man body 
hoffen, daß es gelingen werde, vorläufig wenigſtens rück⸗ 
fihtlic) des Militärs eine derartige feite Vereinigung 
entweder mit fänmmtlichen thüringifchen Staaten, oder 
doch mit einigen derfelben zu erzielen, dergeftalt, daß 
das fo gebildete Ganze eine die Normzahl von 6000 
Mann überfteigende Zruppenzahl ftellen würde In 
biefer Erwartung würde es fehr wünfchenswerth fein, 
den betreffenden Theil der Berfaffung fo abzuändern, daß 
die Militärhoheit, auch im Kalle ſolche Verträge zu 
Stande fommen, ben verbundenen Staaten erhalten 
werde. 

Daß aus einem allgemeinen Intereſſe die Staaten, 
welche nicht 6000 Mann Militär ftellen, eine Beſchrän⸗ 
fung ſich gefallen laſſen müffen, erfennt die großherzog- 
liche Staatöregierung ald richtig an. Allein jenes allges 
meinere Intereſſe ift volftändig erreicht, wenn mehrere 
jener Staaten in eine feſte organifche Vereinigung in 
Beziehung auf dad Militärwefen treten. Weiter zu 
gehen und trog folcher Bereinigung die Militärhoheit 
der betreffenden Staaten ganz aufzuheben, hieße ohne 
genügenden Grund, alfo gegen das Wefen eined wahren 
Bundesſtaates und mithin gegen Recht und Billigfeit, 
Diefelben in ihrer Selbfiftändigfeit befchränfen. Es würde 
übrigens gar nichts dagegen zu erinnern fein, wenn bei 
der Abänderung des betreffenden Paragraphen eine Frift 
gefegt würde, innerhalb weldyer jene Bereinigung in Bes 
treff des Militärwefend abgefchloffen und der Zentral 
fiele zur Prüfung und Billigung vorgelegt werben müſſe, 
widrigenfalld Die Beſtimmung, wie folche jetzt gefaßt, in 
Kraft trete. | 

NV. Dem $. 2 des Art. IIL vom Reichstage liegt in 


feinem die gemeinfame Vertretung der Thüringiſchen 
Staaten betreffenden Abfate der gewiß fehr wohl ber 
gründete Wunfch zu Grande, daß diefe Staaten zu eis 
ner möglichft innigen Bereinigung in Bezug auf Geſetz⸗ 
gebung und andere gemeinfchaftliche Angelegenheiten zus 
fammentreten möchten, und die Borausfeßung, baß dies 
geichehen werbe. Die Protololle, welde ich mir unter 
A—E anzufügen erlaube, weifen aus, daß die großher⸗ 
zogliche Staatöregierung, ohne irgend eine Prävalenz 
erftreben zu wollen, für die Verwirklichung jenes Gedan⸗ 
tens eifrig bemüht gewefen ift; fie weifen aber leider 
auch aus, daß dad Projekt an dem von anderer Seite 
hervorgetretenen Widerftreben geſcheitert iſt. An und 
für ſich betrachtet ift das Großherzogthum nach Stellung 
und Größe mit Luxemburg und Limburg, oder Oldens 
burg, welche Staaten je zwei Vertreter in das Staaten 
haus fenden follen, gleich zu flellen. Ganz gegen Recht 
und Billigfeit würde es fein, follte das Großherzogthum 
gegen diefe Staaten zurücdgeftellt werben. Es fommt 
aber hinzu, daß die nach dem jegt vorliegenden Entwurfe 
erforderliche Vereinigung der Stände der verfchiebenen 
Staaten Thüringens zu einem einzigen fo überaus be, 
fchränften Zwede, Schwierigkeiten und wiederholten @elb- 
aufwand erfordert, welcher mit Dem Zwede gar nicht in 
Berhälmiß ſteht. Endlich ift noch zu erwähnen, dag nur 
unter der Vorausſetzung eined Thüringifchen Staaten« 
verbandes die gemeinfame Vertretung dieſer Staaten von 
bem allgemeinen Standpunkte des Bundesſtaates aus 
wünſchenswerth erfcheint, ohne folchen- Berband aber 
weit mehr nachtheilig ale förderlich fein muß. Alles 
kommt doch darauf an, gute Wahlen zu treffen. Hier 
für ift die Grundbebingung, daß die wählenden Stänbe 
das politifche Talent und den Charakter der zu Wählen- 
ben aus eigener Erfahrung kennen; dazu ift aber wieder 
Reit u. Mer, Duclenfemminng. Il. Bond. 10 


eine allgemeinere politifche Berbindemg eben biefer Stämbe 
wöthig. Außer folder Verbindung wird die Wahl mu 
an leicht eine Sache des Zufall, ober auf ein Kom⸗ 
promiß zwiſchen verfchiedenen partikulariſtiſchen Tenden⸗ 
zen zurückgeführt werben. Bei dieſer Gelegenheit habe 
ih dem mir gewordenen Anftrage gemäß noch zn erwäh, 
hen, daß nach der bisherigen Obfervanz, namentlich-anth 
nach der Abftimmung im Plennm des Bundestages bie 
dem Großherzogthume Weimar zukommende Stelle fo zu 
regeln fein möchte, daB es unmittelbar auf Holſtein folgt. 
Frankfurt a. M., am 13. Kebruar 1849, 

Der Bevollmaächtigte bed Großherzogthums Sachfen- Wels 

mar: 

(Gez.) v. Wyden brugk. 


Erklärung des Bevollmächtigten für das 

Herzogthum Lauenburg auf das Schrei: 

ben des Neichsminiſteriums vom BSten 

Januar 1849. d. d. 25ten Februar 
1849. 


Der Bevollmaͤchtigte hat bie Ehre, Namens feiner 
Regierung Rachftehendes zu erffären: 

Die höchite Landesbehörde für dad Herzogthum Lan- 
enburg ift zwar mit den Grundfäßen, wie fle in- der 
Sufammenftellung der in erfter Lefung gefaßten Befchlüffe 
bezüglich der dentſchen Reichöverfaffung vorliegen, durch⸗ 
nus einverfianden unb deren Inkrafttreten im rein deut⸗ 
fen Sinne wirb von ihr freudig begrüßt werden. 


moi 


Die Lauenburgiſche Landesregierung flieht ſich jedoch nadı 
‚dem Inhalte des bei ihrer Einſetzung am 15. November 
v. 5. unter Leitung des Reichskommiſſaärs, Herrn Stedt⸗ 
maun, und ded königlich bänifchen Bevollmächtigten, 
‚Seren ©. v. Pleſſen, vollzogenen Protokolles, wonach fie 
verpflichtet ift, keine Maßregel zu vollziehen, durch welche 
die Anerkennung ber Rechte Seiner Majeſtät des Kös 
xigs von Dänemark, ald regierenden beutfchen Fürſten, 
in Zweifel gezogen würde, außer Stande, eine ber 
ſtimmte Erllärung über bie worgebachten Beſchlüſſe ab- 
zugeben, — fie muß fi vielnehr baranf befchränfen, 
den Wunſch audzufprechen, DaB Seitens ber Zentral 
gemalt bie jet obfchwebenden Unterhandlungen mit Däs 
nemark der Art geführt werden möchten, daß auch in 
Betreff Lauenburgd, der Geltung her genannten .für 
bie übrigen deutſchen Reichblande angenommenen. Ber; 
faflungdgrunbfäte keine Schwierigkeiten bei dem Ub⸗ 
fchluffe ded Friedens in deu Weg geftelt werben. 


61. 


Erklärung des Bevollmächtigten für Au⸗ 
halt: Beruburg auf Die FE. preufifche 
Birfularnote von 28ten Januar I840. 

d. d. AZten Februar 1849. 


Herr Miniſter⸗Praäſident! 

Auf Befehl Sr. Hoheit des Herzogs von Anhalts 
Bernburg bin ich durch ein Schreiben bed dafigen her 
doglichen Staatöminifleriumd vom 19. d. M., welches 
mir heute zugegangen if, ermachtigt werben, bei ber 
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peoviforifchen Zentralgewalt für Deutfchland, in Betreff 
der Föniglichsprenßifchen Zirkularnote vom 23. v. M. 
eine Erflärung dahin abzugeben: 
Daß die herzogliche anhaltsbernburgifche Regie 
rung ſich dem Befchluffe der Nationalverfammiung, 
bezüglich der Konftituirung bes deutfchen Reiches, 
unterwerfe nnd dieſelbe bie Ueberzeugung habe, 
daß die Vorfchläge Preußens, welche eine wahrs 
hafte Einigung und kräftige Gefammtentwidlang 
Dentfchlande bezwecken, zur Erreichung jenes Zweckes 
und zur Löfung der dabei vorfommenden fchwieris 
gen Fragen führen werden.“ Ä 
Indem, Herr Minifter- Bräfibent, ich mid, beehre, 
folched unverzüglich zu Ihrer Kenntniß zu bringen, er, 
fuche ich Sie ganz ergebenft, von der vorgedachten Er⸗ 
Härung ben Heren Bevollmächtigten der übrigen beut- 
Then Staaten gefälligft Mittheilung zu machen. 
Franffurt a M., den 22. Yebruar 1849. 
Der Bevollmächtigte für Anhalt» Bernburg, 
(Gez.) Zahariae. 


u nn — - 


62. 


Aufienktion für den 2. preußiſchen Be⸗ 

vollmächtigten bei der proviſoriſchen 

Zentralgewalt, d. d. Berlin den AGten 
Februar 1849. 


E Durch die Zirkulardepeſche vom 28. v. M. hat die 
Regierung Er. Majeſtät des Könige den Weg bezeichnet, 
auf welchem, ihrer Ueberzengung nach, die durch die Lage 
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Deutfchlands dringend geforderte Vereinigung über Das 
in Frankfurt berathene Verfaſſungswerk erreicht werbes 
könne. Diefer Weg ift der der Verftändigung fowohl der 
Regierungen unter fid), als mit ber deutichen National 
verfammlung. 

Der Borfchlag Preußens hat fich ber faft ungetheils 
ten Zuftimmung ber verbündeten Regierungen zu erfreuen 
gehabt, und die große Mehrzahl berfelben hat ſich in den 
hierher gelangten Rüdäußerungen bereit erklärt, durch 
ihre Bevollmächtigten in Frankfurt auf eine gemein: 
ſchaftliche Berathung einzugehen. 

Ew. Ercellenz find über bie Hanptgefichtäpuntte, 
von denen die Fönigliche Regierung ausgeht, bereitd mit 
Inſtruktion verfehen. Nachdem nunmehr burdy die Mit; 
theilung, welche ber Reichöminifter Freiherr v. Gagern 
unter dem 28. v. M. an Ew. Excellenz gerichtet hat, bie 
in beglaubigter Form auögefertigten Befchlüffe der beut« 
ſchen Nationalverfammiung über die Berfaffung hierher 
gelangt find, hat das königliche Staatöminifterium ſich 
zur Pflicht gemacht, biefelben einer forgfältigen Erwäg⸗ 
ung zu unterwerfen. Sch bin in Kolge deſſen in ben 
Stand gefegt, diejenigen Bedenken und Abänderungsvor⸗ 
ſchläge, welche aus den Berathungen defjelben hervorge> 
gangen find, an Ew. Ercellenz gelangen zu laſſen, um 
biefelben mit den Bevollmächtigten.ber übrigen Regieruns 
gen befprechen und folche demnächſt dem Reichsminiſterium 
vorlegen zu können. 

88 gereicht mir babei zur großen Genugthuung, au⸗ 
den Berichten Ew. Excellenz zu erſehen, daß dieſelben 
ſchon jetzt in den weſentlichſten Punkten mit denjenigen 
Ergebniſſen übereinſtimmen, welche bie bisherigen Ber 
ſprechungen Ew. Excellenz mit einer nicht kleinen Anzahl 
ber Bevollmächtigten in Frankfurt herausgeſtellt haben. 
Das Staateminifterium hat Diefen Berathungen bie vollfte 
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Berückſtchtigung in Theil werben laffen, und ich darf 
mich daher um fo mehr zu der Hoffunng berechtigt hal 
fen, daß durch die weiteren Befprechungen, unter Feſt⸗ 
haltung ber angedenteten Prinzipien, das erfrewiiche Ziel 
einer umfaflenderen Einigung und Uebereinftimmung werbe 
erreicht werden. Indem idy biefe Bedenken und Bors 
ſchlaͤge mittelſt befonberer Inftruftion Ew. Excellenz zu⸗ 
fertige, habe ich mich im Gegenwärtigen über bie Geſichts⸗ 
punkte auszuſprechen, welche bei der Behandlung ber 
vorftegenden hochiwichtigen Angelegenheit im Ganzen für 
die königliche Negierung bisher leitend gewefen find, nud 
ed ferner bleiben Werben. 

Die königliche Regierung erfennt als oberften Grund» 
fat an, daß das bentfche Verfaſſungswerk nur durch dis 
freie Zuſtimmung der babei betheiligten Regierung ed» 
giltig zu Stande kommen Tonne. Indem fie biefed Recht 
in vollftem Maaße ſich vindizirt, erkennt fie ed auch für 
alle übrigen Bundesglieder gleichmäßig und ohne Aubs 
nahme an; wie fie dies bereitd früher ausgeſprochen hat. 

Ste wünſcht ferner nichts aufrichtiger nnd lebhafter, 
ald daß die neme Berfaffung des denfchen Bunded alle 
deutſchen Stämme mit einem ſtarken and innigen Bande 
umfchltigen und fie zu einem großen Ganzen geftalten 
möge. Ste iſt durchdrungen von der Ueberzeugung, daß 
die Schaltung bed engen, durch Sahrhunderte befeftigten 
Baudes, welches Oefterreich mit dem übrigen Deutſch⸗ 
land verfettet, für beide Theile ein großes und unent⸗ 
behrliches Bebinfniß ſei. Sie will baffelbe in Feiner 
Weiſe gelodlert, vielmehr gefräftigt und befeftigt wiffen, 
Ste begegriet in Yiefem Punkte vollftändig den Geſinn⸗ 
ungen, welche bie Eaiferliche Regierung in ihrer hierher 
mitgetheilten Depefche vom 4. d. M. an ihren Bevoll⸗ 
mächtigten bei der Zentralgewalt andgefprochen hat. - 

Wenn fie ungleich nicht verkennt, welche Schwierig⸗ 


leiten die eigenthümlichen Verhältniſſe und Bedürfniſſe 
der deutfchen Provinzen bes Kaiferftaates im Zuſammen⸗ 
hange mit beuen der Geſammtmonarchie, ber Feſtſtellung 
ihred Berhältuiffed zu dem nen zu gründenden Bunde 
entgegenftellen, fo zweifelt fie boch nicht an einer glüde 
lichen Löfung berfelben, und fle glanbt fidy Durch ben Is 
halt der obgebachten Rote zu der Erwartung berechtigt, 
daß die Faiferliche Regierung mit beftimmten Vorſchlä⸗ 
gen hierüber den übrigen verbündeten Regierungen nd 
der Nationalverfammlung entgegentommen werde Gie 
wird es fich zur Pflicht machen, folchen Vorfchlägen ih—⸗ 
rerfeitd in dem oben angebeuteten Geifte zu begegnen. .. 

Bon biefen Vorfchlägen, fo wie von ben Erkläruns 
gen, welche andere mitverbündete Regierungen, welche 
ſich noch nicht ausgeiprochen haben, abgeben werben, muß 
natürlich auch die legte Entichließung der Regierung Sr. 
Majeftät des Königs abhängig bleiben. 

Inzwiſchen erachtet es diefelbe für Dringend gebotene 
Pflicht, fich fchon jegt von ihrem Standpunkt aus über 
deu vorliegenden Verfaffungsentwurf audzufprechen. Die 
Lage Deutſchlands fordert eine baldige Eutfcheibung. 
Alle wahren Freunde bed Vaterlandes erkennen bie Noth⸗ 
wenbigfeit der endlichen Befeitigung des gegenwärtigen 
ungewiflen Zuftandes, ber Errichtung eines ftarfen Ein— 
heitöpunftes, an den bie Schwachen ſich anlehnen, um 
den die erhaltenden Elemente fich fchaaren können. 

Die Berhinberung einer gänzlichen Auflöfung ber 
ſchwächeren Staatöförper und bed immer vwoeiteren Um⸗ 
fichgreifend innerer Zerſtörung jet noch lebensfähiger 
Elemente, bie Ruhe und der Friede Deutichlaude häns 
gen davon ab. Die Befriedigung dieſes Bebürfnifies 
kann nicht von ungewiflen Eventualitäten abhängig ges 
macht, nicht ie unbeſtimmte Ferne binausgefchoben werben. 

In mie weit Preußen bazu beizutragen bereit iſt, 


darüber will die Regierung Sr. Majeftät des Stönige 
feinen Zweifel beftehen laflen. 

Sie iſt aus freier Entfchließung bereitd durch bie 
Proflamation Sr. Majeftät des Könige vom 18. März 
v. 3. mit der Erflärung vorangegangen, daß fie der Um⸗ 
geitaltung des deutfchen Staatenbundes zu einem Bun⸗ 
beöftante ihre Kräfte widmen wolle. Sie hat feitbem in 
dieſem Geifte gehandelt und fie wird dieſem Beftreben 
ferner getren bleiben. 

Preußen bedarf diefed Bundesſtaates nicht um feiner 
felbft willen. Seine Größe, feine ſtaatliche Konſiſtenz, 
feine Traditionen geben ihm mehr ald ben meiften anderen 
Staatsförpern Deutfchlande die Fähigkeit, fich felbft ges 
nügen, nöthigenfalls für fidy beharren zu können. Ber 
größerung an Macht oder Einfluß fucht ed nicht. Wenn 
ed den Bundesflaat feinerfeits will, fo will ed ihn nicht 
um feiner felbit, fondern um Deutichlands willen: Die 
Opfer, die es demfelben bringt, die Laften, die es über, 
nimmt, trägt ed um der Gefammtheit willen. 

Bon diefem Standpunkte and hat die Regierung Sr. 
Majeftät des Könige den vorliegenden Berfaflungsents 
wurf geprüft. 

Sie glaubt, daß derfelbe im Wefentlichen die Grund⸗ 
lagen und Bedingungen eined Fräftig und den Anforbers 
ungen der Zeit gemäß geftalteten Bundesftaates enthalte. 

Die Abänderungsvorfchläge, welche fie Ew. Exellenz 
zukommen läßt, find wefentlich aus der Ueberzeugung her- 
vorgegangen, daß ed darauf ankomme, 

1) die Kompetenz der Bundedgewalt genaner zu ber 
grenzen, innerhalb dieſer Kompetenz aber ihr eine 
träftige Handhabung zu fichern. 

2) Die Eriftenz der Einzelſtaaten als felbitfländige 
Organismen möglichft zu wahren und fie sicht 
weiter zu befchränfen, alö zur Erreichung der we⸗ 


fentlichen Bedingungen des Bunbesflaates nothivene 

dig iſt. 

Eine Zentralifation, weldye über den Bundesſtaat 
hinaus in ben Einheiteftaat führen würde, muß nach ber 
Ueberzeugung der Töniglichen Regierung, als weder noths 
wendig, noch den wahren Bebürfniffen Deutſchlauds 
entfprechend, dem Werke der Einigung aber hinderlich 
und gefährlich, durchaus vermieden werben. Hingegen 
ift die königliche Regierung aber andy der Auſicht, daß 
den einzelnen Fürften und Staaten nicht zugemuthet 
werden fünne, einem großen Theil ihrer Selbitftänbigteit 
zu entfagen, anders ale zu Gunften einer wirklich ſtar⸗ 
fen Zentralgewalt, welche durch Fräftigen Schub die Op⸗ 
fer vergilt, welche fie forbert. 

Die Fönigliche Regierung hofft, daß bie Erfläruns 
gen und Vorfchläge, weldye Ew. Excellenz hiernach in bes 
ren Namen abgeben werden, fowohl bei den Regierums 
gen als bei der Rationalverfammlung eine günftige Auf 
nahme und eingehende Erwägung finden, und daß fle 
bad Werf der Verſtändigung förbern werben. 

In Uebereinftimmung mit dem Eingangs ausgeſpro⸗ 
henen Grundſatze enthält die Tönigliche Regierung ſich 
beftimmter Borfchläge über die FF. 1 — 3 bes erften 
Abfchnitted, welcher den Titel „das Reich” trägt. Gie 
glaubt, daß die Beſtimmung darüber, welche Territorien 
den Bundedftaat bilden, erft dann formulirt werden könne, 
wenn feftgeftellt fein wird, welche Länder Deutichlanbe Dem 
Bundesſtaate beitreten wollen. Eben fo glaubt fie, daß 
dad VBerhältniß derjenigen Bunbestheile, beren beftehenbe 
Berbindung mit außerbeutfchen Staatskörpern beſon⸗ 
dere Mobalitäten erfordere, erft dann geregelt werben 
könne, wenn bie befondern Bedingungen ihres Beitritts, 
welche Gegenitand weiterer Berhandlungen bleiben müß 
fen, feftgeftellt fein werden. Sie hält für durchaus noth⸗ 


wenbig, daß keine präjudiziellen Beſchlüſſe gefaßt werben, 
welche diefe Einigung erfchweren oder ausſchließen. 

In Betreff des Abfchnittd, welcher von der Geſtal⸗ 
tung der oberiten Exekutiobehörde bed Bundesſtaats hau⸗ 
beis und den Titel „dad Reichsoberhaupt” führt, muß 
ſich die königliche Regierung ebenfalls beftimmter Erflärs 
ungen für jest noch enthalten, und zwar um fo mehr, 
als auch die Befchlüffe der Nationalverfammlung in dies 
ſem Punkte nicht zu einem vollſtändigen Refultate geführt 
haben. Sie betrachtet biefen Theil der Verfaſſung ins⸗ 
befondere ald abhängig von ben Erklärungen und Bors 
falägen, weldye von bem. mitverbündeten Regierungen, 
die fi hierüber noch nicht geäußert haben, zu erwar⸗ 
ten find. 

Die Gefihtöpunfte, von denen die königliche Res 
gierung audgeht, hat fie bereit in der Zirfulardepefche 
vom 23. v. M. angedeutet. 

Indem nun die königliche Regierung ſich über Die 
übrigen Berfaffungsabfchnitte ausfpricht, und ihre Abs 
änderungsvorfchläge vorlegt, bezeichnet fie damit die Ber 
dingungen und Grenzen, innerhalb deren fie felbft, und 
son ihrem Standpunkte aus, den Bundesſtaat für reali- 
ſirbar erachtet und ihm beizutreten bereit ifl. Sie vers 
kennt dabei nicht, daß die noch vorbehaltenen Erkläruns 
sen der übrigen Regierungen die Nothwendigkeit her⸗ 
beiführen Tönuen, das Verfaſſungswerk in wefentlichen 
Punkten umzugeſtalten. 

Inſofern die ferneren Verhandlungen eine ſolche 
Nothwendigkeit ergeben ſollten, hat die königliche Regie⸗ 
sung Ew. Excellenz nur noch darauf aufmerkſam zu was 
hen, daß fie ihre Erklärungen über den Entwurf ale 
über ein Ganzes abgegeben, und daß, falls weſentliche 
Boransfegungen, auf denen biefes Ganze beruht, hinweg, 
genommen oder mobifzirt werben sollten, danach auch 


ihre fchließlichen Erffärungen fich werden ünbert und 
vorbehalten bleiben müffen. 

Ew. Ereellenz wollen: diefe Inſtruttion den von a4 
uen über die Berfaffungsfrage abzugebenden Erklärnugen 
zum &runde legen, und ermächtige ich Sie, dieſelbe dem 
Praſſdenten des Reichsminiſteriums mitzutheilen. 

Berlin, ben 16. Febrnar 1849. 

(85) Bülow, 
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Erſte Kollektiverklärunug der Bevollmäch- 

tigten für Preußen und ſechs und zwau⸗ 

sin andere Denutfebe Negierungen, Die 

Deutfche Neichsverfaffung betreffend d. 
d. Z3ten Februar 1849. 


Herr -Minifter! 

Die Unterzeichneten beehren fi, Ihnen Namens 
ihrer Regierungen eine Reihe von Bemerkungen und 
Abänderungs:Borfchlägen zu den in erfter Leſung bezüg- 
lich der Berfaflung von der bentfchen Nationalverfanmms 
lung gefaßten Befchlüffe über die Abfchnitte, welche ben 
Titel: „dad Reich und die Reichögewalt" führen, nebſt 
einem die leitenden Geſichtspunkte darlegenden Borworte 
zu überreichen. Diefelben finb gemeinſchaftlich vollzogen 
und erlauben wir und hinfichtlich derjenigen Punkte, 
welche nicht gemeinfchaftliche Zufäße, Erläuterungen oder 
Anträge veranlaßten, auf die an den betreffenden Orten 
vorbehaltenen beſonderen Erflärungen ergeben zu vers 
weifen. 


son 


. Wir erfuchen Sie, Herr Minifter, dieſe Mittheilung 
auf geeignetem Wege zur Kenntniß ber deutichen Natio⸗ 
salverfammlung zu bringen, und ben Ihnen zuftehen: 
ben Einfluß dahin zu verwenden, daß der betretene Weg 
ber Berfländigung zu einem gebeihlichen Ziele führe. 
Frankfurt, den 23. Kebruar 1849. 
(Ge) Samphanfen für Preußen. Welcker für 


Baden. 

Jordan für Kurbeffen. Cigenbrodt für 
Großh. Hefien. 

Frande für Schleswig⸗Holſtein. Karften 
für beide Medienburg. 

Seebeck für Sachfens Meiningen. Mosle 
für Oldenburg. 


v. Stein fir Coburg» Gotha, Gruciger 


für Sachfen » Nitenburg. 


Fryhr. v. Holzhaufen für Hohenzollern, Reuß 


und Heſſen⸗Homburg. 


Petri für Waldeck und Lippe. Karlowa 


für Schaumburg⸗Lippe. 

Smidt für Bremen. Vierthaler für An⸗ 
halt⸗Deſſau und Cöthen. 

Brehmer für Lübeck. Liebe für Braun⸗ 
ſchweig. 

Scherff für Luxemburg. Hergenhahn für 
Naſſau. 

Kirchenpauer für Hamburg. *) 


Bei Beratung der nachfolgenden Bemerkungen zu 
den von der Nationalverfammlung bezüglich der Ver⸗ 





*) Nachträaglich ſchloß fich diefer Kollektiverflärung noch ter Be 


vollmächtigte für Schwarzburg » Sonderdhaufen und Schwarz 
-burgeRubolftadt an. (Sitzung des Gefammtreihöminifteriumd 
vom 24. Februar 1849. Verhandlungen Band II. p. 949.) - 
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faffung im erfter Lefung gefaßten Befchläffen ift bie Grund⸗ 
lage biefer Befchlüffe feltgehalten worden, nämlich die 
Grundlage eined zu errichtenden Bundesſtaates, beffen 
Zentralbehörde mit einer aus der Gefammtheit bed Bols 
kes dur Wahl hervorgegangenen Vertretung umgeben 
- fein fol. Statt einer Motivirung derfelben im Einzelnen 
wird es genügen, im Allgemeinen bie Gefichtöpuntte zu 
bezeichnen, welche leitend gewefen find. Sie laffen fich 
auf die eine Abficht zurückführen, die Schwierigfeiten gu 
vermindern, weldye der Bereinigung fonverainer Staaten 
zu einem Durch eine Zentralbehörbe vertretenen Bundes⸗ 
ftante entgegenftehen, erftend wegen ber erforberlichen 
Abtretung von Souverainitätsrechten der Einzelſtaaten 
an die Semeinfchaft, zweitens wegen der Beforgniß; Daß 
die Zentralgewalt in ber Beſchränkung jener Rechte ga im 
mer weiter geben werbe, 


Die militärifche Unterordnung unter eine Zentralge⸗ 
walt berührt ein Hoheitsrecht, deſſen erhebliche Befchräns 
fung beionders für die Zeit ded Friedens nur mit Wis 
derftreben zugeftanden werben würbe. Bermöge ber zu 
ben Paragraphen 12, 13, 14, 15 und 18 vorgefchlager 
nen Mopiftlation wird diejenige Befugniß der Zentrals 
bebörde, welche ihr in ihrer Eigenfchaft als ausübende 
Gewalt zufteht, in ein die Selbftfiändigleit ber einzelnen 
Staaten wahrended Berhältniß gebracht; wohingegen 
das Recht, unter Mitwirfung der Gefammtvertretung 
allgemeine Gefege in Betreff des Heerweſens zu erlaſſen, 
als ein audreichended Befürberungsmittel größerer Ein: 
beit und Kraft angefehen werden: barf. 

Das den gefchäftlichen Verkehr erleichternde Recht 
eined jeden Staates, fi bei der Zentralgewalt durch 
einen Bevollmächtigten vertreten zu laffen, wird als eine 
Folge uud als ein Zeichen der fortbauernben ſtaatlichen 


Knien; in Auſpruch ‚genommen nud bie Anwendung bed 
Grundſatzes bei Erwägung ber weiteren Berfaflungsab- 
öeitte sorbehalten. 





Der Selbfiftändigleit ber Einzelftanten ift die ſchär⸗ 
‚Sene Begrenzung. und bie Beſchränkung der Befuguiffe 
ber Bentralgewalt, insbeſondere dadurch, daß ihrer Ein- 
wirkung hauptfächlich Die allgemeine Geſetzgebung zuge- 
wielen, die Audführung ‚entzogen wirb, förderlich. Es 
Dient zur Erhaltung und Nährung des felbfiftändigen Les 
end der Einzelftanten, wenn ihnen bie Ausführung der 
wan ber Semeinfchaft und für die Gemeinſchaft angeorbs 
neten Maaßregeln und Arbeiten übertragen, wenn ihr 
WVerwaltungskreis nicht geſchmälert, bee Kontact eier 
allgemeinen ‚und befonberen Abminiftratioen verhindert ; 
wenn überhaupt die Beranlaffung zu einer amfangreis- 
den Zentralabminifiration und zu einer großen Zahl 
yon Beamten ber Zentralgewalt vermieden wird. — 
Mie NRegel, baß bie Zentralgewalt bag, was fie zur Aus⸗ 
Ahrung auorbnet, durch ihre eigenen Organe auszufäh- 
men, baß fe dagegen über bad, was den Einzelſtaaten 
gusgafüheen obliegt, Feine Dberaufficht auszuüben habe, 
würde, das tft nicht zu verkennen, zu einer fchärferen 
Abgrenzung ber Kompetenz zwifchen Zentral» unb Par⸗ 
lekar s Regierung führen; allein fie wiürbe mit den mo⸗ 
marchiſchen Berfafiungen und mit ben and alter ftaatli- 
er Seibfiftänbigkeit hervorgegangenen Zuſtänden Deutfchs 
dunds nicht in Einklang zu bringen fein. Dem Anfehen 
‚ber Regierungen, fowohl in ihren eignen Augen :ald in 
denen ihrer Canbedangehörigen, wäre es fehäblich, wenn 
We einigem Umfange im eigenen Lande neben den Lanz 
des Regierungsbeamten Zentral⸗Regierungsbeamte thatig 
wären; die. Neigung zum Widerſtande, jedenfalls zur 
Merwillfaͤhrigkeit wärde ſich erzeugen und jeber Konflikt 


wahrſcheinlich mit einer Erweiterung ber Kompetenz. der 
Zentralregierung enden. Diefe Erwägungen erhaiten 
ein -eigenthümliches Gewicht, wenn die Zentralregierumg 
in Berbindung mit großer Hausmacht gedacht wird. Sie 
treten hingegen nicht ein rüuͤckſichtlich der Befugniffe ber 
Bertralgewalt zum Erlaffe allgemeiner Geſetze. Ein alle 
Staaten ‚gemeinfam treffended Geſetz wird fihon wegen 
feiner Afgemeinheit von dem Einzelſtaate williger Hünyes 
nommen; — von den Uebeln des biäherigen Yultanbes 
ift die Schwierigkeit ‚allgemeiner Iegislativer Anordum⸗ 
‚gen für ganz Deutfchland dasjenige, welches bie Raten 
"vielleicht am tiefften empfunden, deſſen Abhillfe ſie was 
dringendften begehrt hat; beſonders aber iſt bei’ Der Ge⸗ 
feßgebung nicht bie Exekutivgewalt ausſchließlich ober 
hauptfächlich thätig;; Tie tritt vielmehr in den Hintergruch, 
während den Vordergrund Die and der Gufannutheit ads 
Bolfed Hervorgegangenen Tegiölativen Berfammiungen 
einnehmen, auf welche gewiffermaßen nur ſolche Rechte 
übergehen, die der Volksvertretung in den ‚einzelnen Gtums. 
‘ten zuſtehen oder zugeftanden werden würden. Freilich 
hält mit der Erleichterung bed Erlaſſes und der Einfh- 
rung allgemeiner -Befete der Drang zum übermäßigen 
Gebrauche des Geſetzgebungsrechtes gleichen Schritt nud 
finb daher kennbare nicht zu weit gekedte Grenzen‘ oh 
fchenswerth. 

Diefen Anforderungen der Begrenzung und Mi: 
fhräntung in Verwaltung und Geſetzgebung entſprechen 
die Aenderungen, welche zu den Paragraphen 24,728, 
27, 29, 30, 32, 35, 40, 42, 46, 47 bes Abfchnittes „Die 
Reihdgewan” worgefchlagen : And. on j 


Eine große - Verfammlung, wenn- we die ——— 
hat, Geldverwendungen für bedentende Anlagen zu Bes 


ſchließen, wird ſelten dem darin für fle liegenden Age 


ansreichenb wiberftehen; fie wirb es um fo weniger, als 
‚anter den Bertretern einer großen Zahl von Staaten 
immer Biele fein werden, bie ein Iofaled Anliegen zu 
bevormworten, und Biele, bie Nachgiebigfeit genug haben, 
um eine auf die Allgemeinheit zu übertragende Auslage 
zu bewilligen. Man bahııt badurd den Weg erfiens zu 
einer Berwirrung der Kinanzwirthfchaft fowohl des Bun⸗ 
desſtaates als (und noch mehr) der Einzelſtaaten, zweis 
tens zur Annäherung ded Bundesſtaates an den Eins 
beitöftaat. Denn in demfelben Maaße, wie die Steuers 
kräfte zunehmend für die Bundeskaſſe in Anſpruch ges 
aommen werben, muß die Zentralifation fteigen. Es 
fcheint hiernach räthlich, dad Recht zu großen Anlagen 
für die Gemeinfchaft möglichft zu beichränten. Böllig 
daranf zu verzichten wäre fchon nach dem Borgange ber 
bisherigen Bundesverfaſſung unzuläffig, welche, wie $. 
19 des Entwurfs, die Rothwendigkeit der Anlage von 
Bunbeöfeftungen thatſächlich anerfannt hat. Es ift vor: 
, gefchlagen, auch bie Möglichkeit der Anlage von Küften- 
vertheidigungswerfen nicht auszufchließen. Cine zweite 
Ausnahme wird durch die Aufhebung ber Flußzölle bes 
bingt, Derzufolge es, wenn nicht unmöglich, Doch ungemein 
fhwierig fein wirde, den verſchiedenen Staaten bie Laſt 
ber lUinterhaltung und Verbefferung gemeinfamer: Waſſer⸗ 
firaßen zu Gunſten des feine Einnahme mehr gewähren 
den durchgehenden Verkehrs aufzulegen. Dagegen wird 
- auf die Befugniß zur. Anlage von Eifenbahuen und Land» 
ſtraßen verzichtet werben Tonnen. 





Die der Zentralgewalt zugedachte Befugniß (6. 49), 
Steuern aufzulegen und zu erheben oder erheben zu lafs 
fen, würde infoforn als nöthig anzuerfennen fein, als zur 
Erreichung der Bundeözwede bie Bundesbehörde die 
Macht haben muß, felbfiftändig über die erforderlichen 


Geldmittel zu verfügen, ohne auf die Matritularumlage 
als einziges Mittel befchränft zu fein. Es ift aber au⸗ 
bererfeitd zu berücfichtigen, daß ein allgemeines Beftenes 
rungsrecht, verbunden mit dem Rechte, die ausgefchries 
benen Steuern durch eigene Organe erheben zu laflen, 
von den Fandedregierungen nur mit Widerftreben ein⸗ 
geräumt werden würde, und da der nach $. 85 zuzuge⸗ 
ftehende erfte Anfpruch auf den Ertrag ber Zölle und 
gemeinfchaftliche Steuern einer felbftftänbigen Verfügung. 
gleich zu achten ift, fo dürfte auf ein weiteres unmittel⸗ 
bared Beſteuerungsrecht um fo williger zu verzichten 
fein, ald das Reichsbudget vorausſichtlich nur einen. Fleis 
nen Theil des Ertrags der Zölle und gemeinfchaftlichen 
Steuern in Anfpruch nehmen wird. 


Das Gewicht der Beforgniß, daß nach dem anf ber 
ſtimmte und befannte Grundlagen erfolgten Cintritte’ in 
den Bunbesftaat, durch die in der Verfaſſung gegebenen 
Mittel jene Örundlagen wider den Willen der Betheis 
ligten auf eine ihre Selbftfländigfeit mehr befchränfende 
Weife geändert werden fünnten, überwiegt das anderers 
feit8 nicht zu verfennende Uebel, neuerfannte oder nen⸗ 
entftehende Bebürfnifje wegen der Schranfen ber Bew 
faffung unbefriedigt laffen zu müffen. Die Abänderung 
der Berfaffung wird an firenge Formen (unter Andern 
an die Zuftimmung des Reichsraths) geknüpft und dars 
auf verzichtet werden müſſen, abweichend von $. 6 der 
Bundesgewalt ($. 58), dad unbeftimmte Recht der Ge⸗ 
feggebung in allen Fällen, wo fie für das Gefammtiks 
tereffe Deutfchlande die Begründung gemeinfamer Eins 
richtungen und Maaßregeln nothwendig findet, zuzuge⸗ 
ſtehen. 





Roth und Merck, Quellenſammlung. IL Bd. | 20 
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Bemerkungen und Abänderungsvorfchläge zu Be: 
ſhlafſen der Nationalverſammlung bezüglich der Ver⸗ 
faſſung. 


Erſter Abſchnitt. 


Das Reid. 

" Die Benennung ded Bundes wird dann der ſchließ⸗ 

lichen Entfcheidung nicht vorgreifen, wenn fie befagt, 
was wirklich gefchaffen werden fol, wenn demnach die 
Bezeichnung „Bunbesftaat” ftatt „Reich““, gebraucht 
wird; fo wie weiterhin „Bundesgewalt“ ftatt „Reichs⸗ 
gewalt). · 
Bon einem Theile der deutſchen Regierungen kann 
nur erklärt werden, daß fie bereit find, in den Bundes⸗ 
flaat zu treten, indem übrigens die $$. 1— 4 unerörtert 
bleiben. 


G. 3. 
Es wird angenommen, durch dad Wort „Abgefehen‘ 
habe ausgedrückt werben follen, daß es nicht die Mei- 
nung fei, durch einfeitige Willenderflärungen Deutfch- 
Innds bereits beftehende Verträge oder Rechte aufzuhe- 
ben, die nur durch Verhandlungen aufgehoben werden 
konnen. 


§. 6. 

Wird als richtiger Grundſatz, maaßgebend für die 
praktiſche Wirkſamkeit der Verfaſſung, und als geeignete 
Garantie der Selbſtſtändigkeit der einzelnen Staaten bes 
ſonders anerkannt. 


*) Es wird Bezug genommen auf bie befonderen Neußerungen au 
biefer Bemerkung. 


Zweiter Abſchuitt. 
Die Reihögewalt 


§. 7 
Es wird die Erwartung ausgeſprochen, daß ven 
Einzelftaaten dad Recht, Konfuln im Auslande anzuſtellen, 
verbleibe. Wenn an demfelben Orte die Bundesregie⸗ 
rung Konfuln anftelt, fo find die Konfuln ber Einzeln, 
ſtaaten denfelben unterzuordnen oder auf Verlangen der 
Bundesregierung zurüdzuziehen*). 


§. 8. 
Es wäre außer Zweifel zu ſtellen, daß jede Re⸗ 
gierung das Recht habe, ſich bei der Zentralgewalt duxch 
einen Bevollmächtigten vertreten zu laſſen. | 


§. 12. | Ä 

*) „Im Kriege oder in Fällen nothwendiger Sicher, 
heitömaaßregeln im Frieden, fleht der Bundedgewalt 
die gefammte bewaffnete Macht Deutſchlands zur Ver⸗ 
fügung.“ | 

8. 13. 

„Das Bundesheer befteht aus der zum Zwecke bed 
Krieges beftimmten, gefammten Landmacht der einzelnen 
deutfchen Staaten, deren Stärke und Befchaffenheit Durch 
eine allgemeine, für ganz Deutfchland gleiche, bundes⸗ 
gefetliche Wehrverfaffung feitgefeßt werden wird." 

„Diejenigen Staaten, welche weniger ald 250,000 Ein- 


*) Zu berückfichtigen die befonbere Erklärung zu $. 7. 

“*) Mo es kürzer ſchien, den Inhalt der zu befürwortenden Aen⸗ 
derungen in die Form einer neuen Faſſung bed betreffenden 
Paragrapben zu bringen, ift dies durch Anführungögeiäjen ans 
gedeutet. 
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wohner haben, find durch die Bundesgewalt zu größeren 
militärifchen Ganzen zu vereinigen ober einem angren: 
zenden größeren Staate anzufchließen. Ueber die Bes 
dingungen folcher Zufammenlegung haben fidy die betref- 
fenden Regierungen unter Vermittelung und Genehmi⸗ 
gung der Bundesgewalt zu vereinbaren." 


$. 14. 

„Die Bundesgewalt hat in Betreff des Heerweſens 
bie allgemeine Gefeßgebung. und überwacht die Durch⸗ 
führung diefer, fo wie der $. 13 genannten Wehrverfaffung 
in den einzelnen Staaten durch regelmäßige Sinfpectionen. 
Den einzelnen Staaten fteht die Ausbildung ihres Kriegs» 
weſens auf Grund der Bundesgeſetze, der Wehrverfaffung 
und in den Grenzen der nad) $. 13 abgefchloffenen Ber- 
einbarung zu; fie haben die Verfügung über ihre bewaff- 
nete Macht, foweit diefelbe nicht nach $. 12 für den Dienft 
bed Bundes in Anſpruch genommen wird." 


6. 15. 

„Der don der Bundesgewalt ernannte Feldherr und 
diejenigen Generale, welche von diefem zum felbftftändis 
gen Kommando einzelner Corps beftimmt werden, fo wie 
die. Souverneure, Commandanten und höheren Feflungs- 
beamten der Bundeöfeftungen leiften dem Bundesober: 
haupte und der Bundesverfaffung den Eid der Treue." 


ET} 

„Die Befeßung der Befehlöhaberftellen und die Er- 
nennung der Offiziere in ben einzelnen Gontingenten, 
bis zu den diefen Sontingenten entfprechenden Graben, 
ift den betreffenden Regierungen überlaffen; nur wo die 
Contingente zweier oder mehrerer Staaten zu größeren 
Ganzen combinirt find, ernennt Die Bundesgewalt un- 
mittelbar die Befehlähaber diefer Corps, infofern deren 


Grad nicht innerhalb der Ernennungsbefugniß einer der 
betheiligten Regierungen liegt." 

„Für den Krieg ernennt die Bundesgewalt bie coms 
manbdirenden Generale der auf den verfchiedenen ſriege⸗ 
theatern operirenden ſelbſtſtändigen Corps.“ 


§. 19. 

Daß auch die Anlage von Küſtenvertheidigungs⸗Wer⸗ 

fen für Rechnung des Bundesftaated befchloffen werben 
fönne, dürfte einzufchließen fein. 


$. 21. 


Der Ausdrud „Mündungen der Flüffe”, wird näs 

her zu beftimmen fein. 
§. 23. 

Die Worte „und deren Ladungen" werben wegfallen 
müffen, weil Abgaben auf die Schiffeladungen Eingangs⸗ 
zölle find. Es würde nicht audgefchlofien fein, Schiffe 
mit Ladungen von großem Volum und geringem Werthe 
niedriger zu tarifiren, wie benn jegt ſchon Schiffe in Bals 
laft überall niedrigere Schiffsabgaben entrichten”). 


§. 24. 

Die Worte „und deren Ladungen" werben ebenfalls 
wegfallen müſſen; auch dürfte es zweckmäßig fein, nicht 
durch die Beſtimmung, daß die Mehrabgabe von frems 
der Schifffahrt in die Bundestaffe fließe, den Reiz zur 
Anordnung folher Mehrabgaben in die Verfaſſung zu 
legen ; das Bundesgefeß, welches fie anordnet, Tann da⸗ 
rüber Verfügung treffen; daß die Anordnung nur auf 
Grund eines Geſetzes erfolgen könne, fcheint für dieſen 
und den $. 28 audzufprechen erforderlich. 


*) Zu berückſichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 23. 
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6. 25. 

„Die Bundesgewalt allein hat die Geſetzgebung über 
den- Scifffahrtöbetrieb und über die Klößerei auf des 
jenigen Flüffen, Kanälen und Seen, welche mehrere 
beutfche Staaten im fchiffbaren oder flößbaren Zuftande 
durchfirömen oder begrenzen. Sie überwacht die Aus; 
führung der darüber erlaffenen Gefege. Sie hat bie 
Opberaufficht über die eben bezeichneten Wafferftraßen 
und über die Mündungen ber in diefelben fich ergießen- 
den Nebenflüffe.‘ 

„Es fteht ihr zu, zum Schube ded Bundes oder im 
Intereſſe des allgemeinen beutfchen Verkehrs, die einzels 
nen Staaten zur gehörigen Erhaltung und Verbeſſerung 
der Schiffbarkeit jener Waflerftraßen und Flußmündun⸗ 
gen anzuhalten. Die Wahl der Verbeſſerungs⸗Maaßre⸗ 
gein und deren Ausführung verbleibt den einzelnen Staas 
ten. Ueber die. Aufbringung der erforderlichen Mittel 
ift nach Maaßgabe der bundesgefeglichen Beſtimmung 
(8. 26) zu entfcheiden. Alle übrigen Flüffe, Kanäle und 

Seen bleiben der Sürforge der ..einzelnen Staaten übers 
laſſen *).” | 
$. 26. 

Die vorgefehene billige Ausgleichung für die Aufhe⸗ 
bung der Flußzölle auf gemeinfamen Flüffen wird gleich- 
zeitig mit der Aufhebung erfolgen müffen. In dem drits 
ten Sage würden mit Rückſicht auf die obige Faflung 
von $. 25 die Worte „Wie und‘ wegzufallen haben **). 


$. 27. 
„Die Hafens, Krahns, Wang, Lager⸗, Schleußen⸗ 


*) Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu $. 25. 
**) Zu berüdfichtigen bie befondere Bemerkung zu $. 26. 
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und dergleichen Gebühren, welche au gemeinfchaftlichen- 
Flüffen oder an den Mündungen der in diefelben ſich er⸗ 
gießenden Nebenflüffe erhoben werden, dürfen die zur 
Unterhaltung derartiger Anftalten nöthigen Koften nich 
überfteigen. Sie unterliegen der Ueberwachung der Bun⸗ 
beögewalt. Es darf in Betreff diefer Gebühren eine Bes 
günftigung der Angehörigen eined deutfchen Staates vor 
denen anderer deutfchen Staaten nicht flattfinden *).! .: 


6. 28. 

Sowohl zu $. 28 ald zu $. 26 ift zu bemerken, daß 
fo lange die Tranfitabgaben noch beftehen, der Waaren- 
tranfit auf Strommegen wenigftend dem Landtranfit gleich, 
zu befteuern fein wird, es fei denn, daß die conventionds 
mäßig regulirten Flußzölle geringer wären ald die Land⸗ 
tranfitzölle, wo dann allerdings nur erftere beibehalten 
werden könnten. J 

§. 239. | \ 

„Ueber bie Eifenbahnen und deren Betrieb hat bie 
Bundesgewalt die Dberaufficht und, fomweit der Bundes⸗ 
fhuß oder das ntereffe des allgemeinen Verkehrs es 
erheifchen, die Gefeßgebung. Die bahin zu rechnenden 
Segenftände werben durch ein Bundesgeſetz feſtgeſtellt.“ 


$. 30. 

„Soweit der Bundesfchug ober das Intereſſe des all⸗ 
gemeinen Verkehrs es erheiſchen, hat die Bundesgewalt 
das Recht Eiſenbahn⸗Anlagen zu bewilligen und gegen 
Entfſchädigung zu benutzen.“ 


§. 32. 
Der Bundesgewalt ſteht dad Recht zu, zum Schutze 


*) Zu berückſichtigen die beſondere Bemerkung zu $. 27. 
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des Bundes oder im Intereſſe ded allgemeinen deutſchen 
Berfehrs zu verfügen, daß aus Bundesmitteln Kanäle ans 
gelegt, Flüſſe ſchiffbar gemacht, oder in ihrer Schiffbar- 
feit erweitert werden. Die Anordnung der dazu erfor: 
berlichen wafjerbaulichen Werte erfolgt nach vorgängiger 
Berftändigung mit den betheiligten einzelnen Staaten, 
diefen bleibt die Ausführung und auf Bundesfoften die 
Unterhaltung der neuen Anlagen überlaffen.‘‘ 

Der lebte Abſatz des $. 32 bliebe unverändert *). 


$. 33. 


Die Audgleichung der Beſteuerungsverſchiedenheiten 
muß dem Wegfalle der Binnenzölle vorangehen **) 


6. 35. 

„Die Erhebung und Verwaltung der Zölle, fo wie 
der gemeinfchaftlichen Produktions⸗ und Verbrauchitenern 
gefchieht unter Dberaufficht der Bundesgewalt. Der 
Ertrag der gemeinfchaftlichen Abgaben wird unter bie 
einzelnen Staaten -vertheilt. Der Bundesgewalt fteht je 
doch dad Necht zu, von den Antheilen der Einzelftaaten, 
die zu der Beflreitung der Bundesausgaben nach Maaßs 
gabe bes, jährlichen Budgetd zu leitenden Beiträge vor⸗ 
weg zu nehmen ==). 


$. 40. 
u Es wird vorgeſchlagen, den dritten Satz zu ſtreichen. 
$. 41. 


Es dürfte deutlicher das Mißverſtändniß abzumeh- 
ren fein, ald ob die Bundesgewalt die Befugniß haben 


*) Zu berüdfichtigen Die befondere Bemerkung zu $. 32. 
**) Dedgleichen zu $. 33. 
A) Deögleichen zu $. 35. 
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fönne, die rechtöverbindlich beftehenden Poftverträge der 
einzelnen Länder ohne Weiteres aufzuheben. Sodann 
wird zugeftanden werden fünnen, daß Poftverträge mit 
ausländifchen Poftverwaltungen nur Seitend oder wit 
Genehmigung der Bundedgewalt abgefchloffen werden 
dürfen. 


§. 42. 

Die Streichung des Paragraphen wird vorge⸗ 
ſchlagen *). 
$. 46. 

„Der Bundesgewalt fteht über das Banfwefen und 


die Ausgaben von Papiergeld die Erlaffung allgemeiner 
Geſetze und die Oberaufficht zu.” 


§. 49. 

„Die Bundesgewalt hat das Recht, infoweit die fons 
fligen Einkünfte nicht ausreichen, Matrikular » Beiträge 
aufzunehmen.’ 

6. 53. 

Anftatt der Worte im dritten Abſatze: „Wenn die 
Regierung eined deutichen Staates die Verfaflung ded« 
felben eigenmächtig aufhebt oder verändert’ wird vorges 
fohlagen: „Wenn die Berfaffung eines deutfchen Staas 
tes gewaltfam oder einfeitig aufgehoben oder verändert 
wird.’ . 


$. 54. \ 

Ueber die Vertheilung der durch Maaßregeln zur 

Wahrung des öffentlichen Friedend entftehenden Koften 

wird in einer Bundes⸗Exekutions⸗Ordnung dad Nähere 
feftzuftellen fein. | 


*) Zu berüdfichtigen bie beſondere Bemerkung zu .$. 42. 
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Ä G. 55. | 
Der Bundesgewalt muß die. Befugniß erhalten wers 
den, im Wege ber allgemeinen Gefetgebung auch über 
das Bereind- und Berfammlungsrecht Anordnungen zu 
txeffen. | 


$. 58. 
Die Streichung der zweiten Hälfte des Paragra> 
phen wird vorgefchlagen. | 
Franffurta. M., den 23. Februar 1849. 

Camphauſen, Bevolmächtigter für Preußen. 

Jordan, Bevollmächtigter für Kurhefien, unter 
Vorbehalt etwaiger ‚weiteren Bemerkungen. 

Eigenbrodt, für Großherzogthum Heflen. 

Liebe, Bevollmächtigter für Braunfchweig. 

von Scherff, Bevollmädtigter für das Großher: 
zogthum Luremburg, mit Vorbehalt etwa noch 
nachzubringender Bemerkungen. 

Seebeck, Bevollmächtigter für das Herzogthum 
Sachfen-Meiningen-Hildburghaufen. 

v. Stein, für Eoburg-Gotha. 

Freiherr von Holzhauſen, für Hohenzollern, 
Neuß und Heffen-Homburg. 

Mosle, für Oldenburg. 

grande, für Schleswig.Holftein. 

* Karften, für beide Mecklenburg. 

Hergenhahn, für Naſſau. 

Brehmer, für Lübed. 

Smidt, für Bremen. 

Kirchenpauer, für Hamburg. 

Petri, für Walde und Lippe. 

Cruciger, für Sadyfen-Altenburg. 

Karlomwa, für Schaumburg-Fippe. 

Bierthaler, Bevollmächtiger für Anhalt«Deffau 
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und Köthen, mit Hinweifung auf meine dem hohen 
Reichsminifterium unterm 19. 1. M. abgegebene 
Erklärung und unter ausdrüdlichem Fefthalten: 
an diefelbe. | 

Welcker für Baden; nachträglich, mit ausdrüdlis 
cher Bezugnahme auf die bereitd übergebenen 
Bemerkungen der badifchen Regierung, insbes 
fondere zu $. 34 und 35, fodann auf die hier 
angelegten Gegenbemerfungen zu den ss 19, 
25, 26 und 32. 


64. 


Note des k. preufifchen Bevolimächtig- 
ten bei der proviforifchen Zentralgewalt 
an das Neichsminifterium in Demfelben 
Betreff, d. d. 23ten Februar 1849. 


Herr Minifter. 

Sn einem heute in Gemeinfchaft mit anderen Bes 
vollmächtigten deutfher Regierungen an Sie gerichteten 
Schreiben hatte ich die Ehre, Ihnen eine Reihe von Bes 
merfungen und AbänderungdsBorfchlägen zu Beſchlüſſen 
der Rationalverfammlung bezüglich der Berfaffung vors 
zulegen, bei denen der Standpunkt feſtgehalten iſt, wel⸗ 
chen die königliche Regierung in der Zirkulardepeſche 
vom 23. Januar und in der Inſtruktion vom 16. Fe⸗ 
bruar bezeichnet hat. Beide Stücke habe ich nicht er⸗ 
mangelt, Ihnen, Herr Miniſter, mitzutheilen und indem 
ich Sie erſuche, insbeſondere das letztere als einen Be⸗ 
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ftandtheil des gegenwärtigen Schreibens zu betrachten, 
wünfche ich dennoch zur Ergänzung des in der gemein» 
ſchaftlichen Erflärung vom heutigen Tage über die erften 
fech8 Paragraphen der berathenen Berfaffung Gefagten 
zu wiederholen, daß nach der Anficht der Föniglichen Re⸗ 
gterung die Beſtimmung darüber, welche Territorien den 
Bımdesftaat bilden, erft dann formulirt werden fönne, 
wenn feftgeftellt fein wird, welche Länder Deutſchlands 
dem Bundedftaate beitreten wollen, und daß das Ver: 
hältniß derjenigen Bundestheile, beren beftehende Ber: 
bindung mit außerdeutfchen Staatskörpern befondere Mo: 
dalitäten erfordern, erft dann geregelt werden könne, 
wenn die befonderen Bedingungen ihres Beitrittö, welche 
Gegenſtand weiterer Verhandlungen fein müffen, feftge- 
ftelt fein werden. Die Fönigliche Regierung hält für 
durchaus nothwendig, daß Feine prajudiziellen Befchlüffe 
gefaßt werden, welche diefe Einigung erfchweren oder 
außfchließen. 

Frankfurt a. M., den 23. Februar 1849. 
(Gez.) Camphauſen. 


65. 
Erklärung des grofberzoglich badifchen 
Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt über den Entwurf der 
Deutfchen Reich sverfaſſung d. d. ISten 
Februar 1849. 
Herr Minifters Präfident! 


Unter Bezugnahme auf unfere Unterredung von 
geftern, und den mir von Ihnen ausgedrückten Wuuſch, 


817. 


verfehle ich nicht, Ihnen im Anfchluffe eine Abfchrift ber 
‚Bemerkungen ergebenft zu überfenden, von deren Inhalte 
ih Ihnen geftern mündlich Kenntniß zu ertheilen bie 
Ehre hatte. 
Frankfurt, den 18. Februar 1849. | 
(3) C. Welder. 


Bemerkungen und Wünfche der großherzoglich⸗badi⸗ 

fhen Regierung, welche der badifche Bevollmächtigte 

bei der Berftändigung über den Entwurf der Neiche- 
verfaffung geltend zu machen hat. | 


Das Reich und die Neichögewalt. 
Es wäre zu wünfchen, daß noch zwei allgemeine 
ſchützende Beflimmungen aufgenommen würden, 

1) das Reich könne Teine Geſetze für einzelne Staaten, 
fondern nur folche für die Gefammtheit geben; 

2) weder ein Reichsgeſetz, noch ein Geſetz eined Eins 
zelftantes dürfe rückwirkende Kraft haben, d. h. be⸗ 
reitd erworbene Rechte wieder aufheben oder bes 
fchränfen. 


$. 25 und 26. 


Es liegt fein Grund vor, Die kleineren Flüffe, die 
nicht einmal fchiffbar, fondern nur etwa flößbar find, 
ber Reichögewalt zu unterwerfen. Es follte hier nur 
von den Hauptflüffen, die für den großen Verkehr dienen, 
Die Rede fein. 

In Abfchnitt 1 ded $. 26 fol daher ſtatt „Flüſſe/ 
geſagt werden „Hauptflüſſe.“ | 

Der Abfak 2 des $. 26 foll weggelaffen oder fo ge 
faßt werden, daß bei allen von den Flußzöllen frei ers 
Härten Hauptflüffen für die Aufhebung diefer Zölle eine 
billige Bergütung vom Reiche geleiftet werde, — Ob dieſe 
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ftandtheil des gegenwärtigen Schreibens zu betrachten, 
wünfche ich dennoch zur Ergänzung des in der gemein- 
ſchaftlichen Erflärung vom heutigen Tage über die erften 
ſechs Paragraphen der berathenen Verfaſſung Gefagten 
zu wiederholen, Daß nach der Anficht der föniglichen Re⸗ 
gierung die Beftimmung darüber, welche Territorien den 
Bımdesftaat bilden, erft dann formulirt werden könne, 
wenn feftgeftellt fein wird, welche Länder Deutſchlands 
dem Bundesftaate beitreten wollen, und baß das Ber: 
hältniß derjenigen Bundestheile, deren beftehende Ber- 
bindung mit außerdeutfchen Staatsförpern befondere Mo⸗ 
dalitäten erfordern, erft banı geregelt werden koͤnne, 
wenn die bejonderen Bedingungen ihres Beitrittd, welche 
Gegenftand weiterer Verhandlungen fein müſſen, feftge- 
ftelt fein werden. Die königliche Regierung hält für 
durchaus nothwendig, daß feine präjudiziellen Beſchlüſſe 
gefaßt werden, welche diefe Einigung erfchweren oder 
ausſchließen. 
Frankfurt a. M., den 23. Februar 1849. 
EGCGGez.) Camphauſen. 


65. 
Erklärung des grofberzoglich badifchen 
Bevollmächtigten bei der proviforifchen 
Zentralgewalt über den Entwurf Der 
deutſchen Neichsverfaflung d. d. 1Sten 
Februar 1849. 


Herr Minifter- Präffdent! 
Unter Bezugnahme auf unſere Unterredung von 
geftern, und ben mir von Ihnen ausgebrücdten Wunfch, 
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verfehle ich nicht, Ihnen im Anſchluſſe eine Abſchrift der 
Bemerkungen ergebenſt zu überſenden, von deren Inhalte 
ich Ihnen geſtern mündlich Kenntniß zu ertheilen die 
Ehre hatte. 
Frankfurt, den 18. Februar 1849. 
(3) C. Welder. 


Bemerkungen und Wuͤnſche der großherzoglich : babi- 

fhen Regierung, welche der badifche Bevollmächtigte 

bei der Berftändigung über den Entwurf der Neiche- 
verfaflung geltend zu machen bat. 


Das Reich und die Reichsgewalt. 


Es wäre zu wünſchen, daß noch zwei allgemeine 
ſchützende Beſtimmungen aufgenommen würden, 

1) das Reich könne keine Geſetze für einzelne Staaten, 
ſondern nur ſolche für die Geſammtheit geben; 

2) weder ein Reichsgeſetz, noch ein Geſetz eines Ein⸗ 
zelſtaates dürfe rückwirkende Kraft haben, d. h. be⸗ 
reits erworbene Rechte wieder aufheben oder be⸗ 
ſchränken. 


$. 25 und 26. 


Es liegt fein Grund vor, die Heineren Flüffe, die 
nicht einmal fchiffbar, fondern nur etwa flößbar find, 
der Reichögewalt zu unterwerfen. Es follte hier nur 
von den Hauptflüffen, die für den großen Verkehr dienen, 
Die Rede fein. 

Sn Abfchnitt 1 des $. 26 foll daher ſtatt „„Klüffe” 
gefagt werden „Hauptflüſſe.“ | 

Der Abfat 2 des $. 26 foll weggelafien oder fo ger 
faßt werden, daß bei allen von den Flußzöllen frei ers 
Härten Hauptflüffen für die Aufhebung diefer Zölle eine 
billige Vergütung vom Reiche geleiftet werde, — Ob Diefe 
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Klüffe mehrere Staaten oder nur einen Staat durchfirb- 
men oder begrenzen, ift gleichgültig, jedenfalls wäre es 
ganz fonderbar, wenn die obenliegenden Staaten bie un- 
tern zu entfchädigen hätten, während doch die Aufhebung 
der Flußzölle nur dem allgemeinen Verkehre nach allen 
Kichtungen zu gut fommen würde, und zwar den ents 
fernter gelegenen, den Fluß nidyt mehr berührenden Staa; 
ten noch mehr, als dem oberfien am Fluffe liegenden 
Staate, der ja auch feinen eigenen Flußzoll verliert. 
Wird vom Reiche für die Flußzölle feine Vergütung 
geleiftet, fo fol daſſelbe wenigftend zur Offenhaltung des 
Flußbettes einen Beitrag leiften. 

Hinfichtlih der Unterhaltung und Nektififation des 
Rheines an der franzöfifchen Grenze hat Baden einen 
Vertrag mit Frankreich, in welchen das Reich an bie 
Stelle von Baden einzutreten hat. 


$. 30. 

Wenn das Reich Eifenbahnen anlegen, bewilligen, 
durch Enteignung erwerben und felbft betreiben darf, fo 
giebt dieß eine Neichswirthfchaft, welche außer der Ge: 
fährdung einzelner Länder fchon an und für fich noch 
weniger taugt, als die Wirthfchaft eines Staates. 

Auf diefelbe unnöthige Weife würde durch die An 
lage von Landftraßen durch das Reich ($. 32) die Selbft- 
ftändigfeit der einzelnen Staaten ungebührlich befchränft. 


8§. 34. 

Am Bedenklichflen ift, daß das Neich Produktions⸗ 
und Verbrauchsſteuern für ſich einführen, oder vorhans 
dene an fich ziehen fann. Die Laft für Die Gefammtheit 
würde nur auf Diejenigen Staaten fallen, welche den 
Gegenftand yroduziren, bezüglich auf diejenigen, welche 
anverhältnigmäßig mehr davon fonfumiren. 

- Am Schlimmften wäre ed, wenn etwa auf ben Wein 


oder das Salz eine foldye Prodnktionsſteuer gelegt würde. 
Sie würde, was ten Wein betrifft, Baden in einem das 
Verhältniß feiner Bevölkerung zehnfach überfteigenden 
Maaße beläftigen. — Eher wäre noch eine Berbrauchsftener 
auf den Tabak gerechtfertigt. , Derfelbe ift blos Luxusge⸗ 
genftand, und wird doc in allen Ländern beveutend vers 
braucht, wenngleidy in Baden auch in höherem Grabe. 
Man muß daher darauf hinwirfen, daß der ganze 
$. 34 weggelaffen werde, und nur, wenn dieß durchaus 
nicht ginge, müßte verlangt werden, ihn fo zu faſſen, 
daß gemeinfchaftliche Produktions⸗ und Verbrauchsfteuern 
nur infofern eingeführt werben Tönnen, als davon die 
fänmtlichen Staaten auf eine annähernd fich ausgler 
chende Weiſe getroffen werden. 


g. 37. 


Die Beſchrankung der einzelnen Staaten, Produt⸗ 
tions⸗ oder Verbrauchsſteuern für ſich oder für einzelne 
Gemeinden einzuführen, iſt durchaus grundlos. J 

Nur hinſichtlich der Gegenſtände, welche vom Aus⸗ 
lande eingeführt werden, und einen Reichszoll bezahlen, 
fönnen etwa die einzelnen Staaten in Auflegung von Ders 
brauchöfteuern befchränft werden. 

Es ift daher auf Weglaffung. diefes Paragraphen 
oder eventuell auf die letztere Beſchränkung hinzuwirken. 


§. 42. 


Die Uebernahme der Poſten auf das Reich würde 
einerſeits einen viel größeren Aufwand veranlaſſen, und 
andererſeits einzelne Staaten, die eine vortheilhafte Lage 
haben, verkürzen, auch wegen Ausdehnung des Poſtenbe⸗ 
triebes in den verſchiedenen Staaten ſehr viele Rekla⸗ 
mationen und unbillige, ungleiche Behandlung veran⸗ 
laſſen. 


Es if Daher auf Weglaffung dieſes Artifels hinzu- 
‚wirfen. 

6. 46. 

Es wird nicht die Meinung fein, einzelne Staaten 
zu hindern, auch ihrerfeits Banken anzulegen. Wollte 
man dieſe Befchränfung haben, fo könnte fie fich doc 
nur auf folhe Banken beziehen, welche Banfnoten aus⸗ 
‚geben. 


6. 49. 

Da hier das Auflegen von Reichsſteuern neben den 
Matrikularbeiträgen genannt ift, fo fcheint Die Meinung 
yorzuliegen, daß das Reich aud) eigene Steuern Direkt 
von den einzelnen Steuerpflichtigen erheben könne. Dies 
fe8 wäre aber nicht nur Foftfpielig, fondern würde auch 
einen Einheitöftaat und nicht blos einen Bundesftaat vor: 
ausſetzen. 

- Hinfichtlich der Zölle iſt etwas Befonderes beftimmt; 
was aber direkte Steuern betrifft, fo follte die Reiche» 
gewalt nie einem Steuerpflichtigen unmittelbar gegenüber 
ſtehen, ſondern fih nur an Die einzelnen Staaten halten, 
von ihnen die Matrifularbeiträge erheben und ihnen übers 
laffen, wie fie die Summe beibringen wollen: 
| Es folle alfo hier nur heißen: „die Reichsgewalt 

„hat das Recht, infoweit die fonftigen Einfünfte nicht 

„ausreichen, Matrifularbeiträge von den einzelnen 

„Staaten zu erheben.“ 


Der Neichdtag. 
| $. 8. 
. Die füddeutfchen Staaten find gegenüber den nords 
deutfchen verkürzt. Defterreich, Bayern, Würtemberg, 


Baden, Darmſtadt, Naſſau und Frankfurt haben mit 
einander nur 81, die übrigen (norddeutſchen) Staaten 


\ ss 
aber :05:-Stömuren. : Zur beſſern Auegleichang vo 


Daher u 
Deſterreich weitere 4 Mitglieder, 


Bayern vo En. 
und Baden u 2 n ar 
10 Fr e 2 
erhalten. 


Die fübdentfchen Staaten hätten dann 9 und Ye 
norddeutſchen 95 Stimmen, fo daß der Unterfchied nicht 
mehr fo groß wäre. Der Lnterfchied kommt ohnehie 
daher, daß man den Fleineren nordbeutfchen Staaten vers 
hältnigmäßig mehr Stimmen, als auf ihre Bevölkerung 
trifft, gegeben hat. Darum barf man aber auch zwi⸗ 
ſchen -Defterreich und Preußen feinen Unterfchieb mache 
und auch Bayern gegen: Beide nicht fo weit zurückſetzen. 

- Was Baden betrifft, fo ift es das einzige, welches 
im Vergleich zu ben ihm vorgehenden drei Fleineren Kö⸗ 
nigreichen pünftlicdy nur nach dem Verhältniß der Bevöl⸗ 
ferung bedacht ift, indem feine Bevölkerung 4% von def 
Bevölkerung diefer Königreiche ausmacht. Alle anderen 
find aber nach dem Berhältniß der Bevoͤlteruug gegen⸗ 
über den größeren, beſſer bedacht. Ze 


Ss. 19. 


Der Abfch. 2 follte wegbleiben, weil er nichts nützt 
und nur die Autorität der Monarchie ſchwächt. 

Sofern es bei den $$. 30 und 42 „vom Reiche und 
der Reichsgewalt“ verbleibt, ſollte hier die Uebernahme 
der Poſten und Eifenbahnen auf dad Reich ausdrücklich 
unter diejenigen Gegenftände aufgenommen werden, für 
welche die Zuftimmung des Reichstags nothwendig iſt. 


Neichögericht. 


Daß Klagen wegen Derlegung ber Grundrechte ober 
Noth m. Merck, Quellenſammlung. II 21 


anderer Reaichzgeſetze at bad: Meichögenichk: kommen, in 
natürlich. 

Ebenſo iſt auch nichts zu: erinnern, Daß ftändiſche 
Anklagen gegen die Miniſter der Einzelſtaaten wegen 
Berlegung der Landesperfaſſung, und ſelhſt, daß Klagen 
einzelner Staatsangehöriger wegen Aufhebung oder ver⸗ 
faſſungswidriger Veränderung einer kandesverfaſſung um 
* Keichägeniche kommen löunen. 

.Was aber Klagen oder Beſchmarden einzelner Stankön 

anpahösigen : wegen behannteter Verlegung ber Sande 
verfaſſuug bezüglich nentafiuugsmäßiger Rechte betrifft, 
ſorſammen ſie in ichem Staate auf die grundloſeſte Weiſe 
bei den Gtändeperſammſungen in Ueberzahl vor. Derlei 
VPeſchwerden gehören vor die Ständeverſammlaung des ein⸗ 
zelnen Sigates, und nur wenn dieſe ſich der Beſchwerde 
nimmt und keine Abhilfe erlangt, mag fie nach 8. 2. K. 
gegen: die. Miniſter bei dem Reichsgericht Hagen, 

IM, © - folkten alſo die, gehe Verletzuns der 
—* veden 

En teiägöoberhangt. Ä 

- Baden hat ſich bereitd im Allgemeinen über bie: 
Oberhanptöfrage erflärt. : Zu welcher Form. e& auch 
kommen möge, ſo muß Baden auf das gleiche Mitwir⸗ 
kungsrecht wie die mittleren königlichen Staaten Deutſch⸗ 
lands Anſpruch machen. 


not 
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3u $. 25 und 26. Si 

Hier können wir zum großen Theile nicht einverflans 
den fein, und bitten die befondern Bemerrungen Budens 
zu dieſem Paragraphen nachzuſehen. | 

„Abſatz 2 des $. 26 follte ganz wegfallen, " "i 

Auch folte unferer Anficht nach ein Reichsgefetz, 

„die Hauptflüſſe und Kanäle namentlich als ſolche 
beſtimmen.“ 

So wie das ganze Reich bei der Aufhebung der 
Flußzölle zu Gunſten des allgemeinen Verkehrs betheis 
ligt ift, fo ſollte auch das ganze Reich oder wenigftene 
ale Staaten, bie in dem Marktgebiete eines —— 
gen, zu der Vergütung fiir die Flußzolle heitragen 
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die Ausfcheidung diefer, von den übrigen Uferbaus 

koften feftfegen.e °° 

N i 39,13%. - SEE 

A „Derfeibe Grund ſpricht, wie. für bie Kanäle. en 
2 aud. für die Anlegung von Sanbftrafen und &% 

fenbahnen 
aus ben Mitteln bes’ Reiche: "Wenn bie’ befben Teßten 
nicht aufgenommen werben, ſo konnten wir auch nicht 
für die Kanäle ſtimmen. 

8. 34. 
3 Win: bitten die beſonderen Bemerkungen Badens über 
diefen $. 34 nachzuſehen. Die großherzogliche Regierung 
mußden.allergrößten Werth darauf legen, baß darauf bie 
Rüdficht genommen werbe, welche die Gerechtigkeit ers 
fordert. 
8. 3. 
. Hier wären. die Worte, 
„Productions: und Berbrauchöfteuern" 

au ſtreichen. 

Frankfurt aM, v 24. Februar 1849, _ 


A. (94) €. Welder. 


67. 


Befondere Demertangen des großher⸗ 
zoglich heſſiſchen Bevollmächtigten zu 
Der Kollektiverklärung vom 23ten Fe⸗ 

vbruar 1849. ad. 24ten Februar. 


"Unter Bezugnahme anf das von dem Föniglicdepreufs 
ſiſchen Senalmachtigten in; Memeinſchaft wit.einer Ans 


”ıs 


hy 3 
zahl von Bevollmächtigten anderer: Staaten unterm ge 
firigen an ben Herrn Präfidenten des Reichsminiſte⸗ 
riums erlaffene Schreiben, mit welchem die Unterzeichner 
ihre gemeinfchaftlichen Bemerkungen zu, ben „dad Reich“ 
und „die NReichögewalt” Äberfchriebenen Abfchnitten des 
von der Nationalverfammlung in erſter Lefung angenom⸗ 
menen Verfaſſungs⸗Entwurfs übergeben haben, beehre 
id) mich, in der Anlage bie bejonderen Bemerkungen 
zu überreichen, zu welchen meine Regierung Beranlafs 
fung findet, und welche die Abweichungen und Zufäbe 
enthalten, die in jenen gemeinfchaftlichen Bemerfungen 
feine Berüdfichtigung gefunden haben. 


Frankfurt, 24. Februar 1840. ur 
Der großherzoglich⸗heſſiſche Bevollmächtigte bei der Zenit 
| tralgewalt 


(64) Eigenbrobt. ' » 


Befondere Benierfungen des großherzoglich⸗ Seffifen 
Bevollmächtigten zu den Beſchlüſſen der Rational: 
Serfammlung bezüglich ber Derfaffung. 


Erfter Abſchnitt. 
Das Neid 


Die großherzogliche Regierung Yann ber beſunus 
nicht entſagen, der zu gründende Bundesſtaat werde ei⸗ 
nen ſolchen Umfang und eine folche Ausdehnung erhal⸗ 
ten, daß bie Bezeichnung desſelben als, Reich“ ange⸗ 
meſſen erſcheine. Sie unterläßt baher, fich der Bean 
flandung der Ausdrüde „Neich” und Reichsgewalt 
anzuſchließen. | 

Da übrigens diefer Abſchnitt feiner weiteren Ent 
widelung noch entgegenfleht, fo hat die großherzogliche 
Regierung zu Artifel I. und TI. deflelben jegt nur zu 
äußern, daß nach ’ihrer ganzen "Hisherigen Handlungs 
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weife. über ben Beitritt des Großherzogthums zu einem 
Bnundaesſtaate, wie folcher in dieſem erſten Abfchnitt vor⸗ 
gezeichnet iſt, kein Zweifel obwalten kann. 


PR Zweiter Abſchuitt. 
die Reichsgewalt. 
8. 26. | 
. : Die grgßherzogliche Regierung vermag wicht zuzu⸗ 
gebeg, daß die gänzliche Aufhebung der Flußzölle wüns 
ſcheuswerth und räthlid, ſei. Die fortfchreitende Zu⸗ 
nahme des Rheinverkehrs von Mannheim abwärts bes 
weift, daß die Rheinzölle ben narhtheiligen Einfluß nicht 
gehabt ‚haben, der ihnen von mancher Seite zugefchrier 
ben wird. Der Vortheil einer gänzlichen Aufhebung der 
Flußzölle wird nur wenigen Händen und zwar vorzugs⸗ 
weiſe dem ausländiſchen Handelsſtande zufallen, und die 
bedeutende Laſt der Flußbaukoſten würde dadurch den⸗ 
jenigen, zu deren Guuſten fie aufgewendet werden, abe 
genommen, und auf die Geſammtheit der Steuerpflichti⸗ 
gen übertragen, welche dieſes bald bitter empfinden würde. 
Die Beibehaltung eined dem Aufwand für jene 
Zwede entiprechenden. Waſſerweggeldss ift eine Forde⸗ 
rung der Gerechtigfeit und wenn die 88. 21 bid 23 Des 
Berfaflungs- Entivurfe ben lferftaaten am Meere und 
am. ben Mündungen ber beutfchen Flüſſe das Recht ein⸗ 
räumen, von der Schifffahrt zur Unterhaltung der dafür 
beitiimmten Anflalten Abgaben zu erheben, fo ift nicht 
abzufehen, warum ähnliche Abgaben nicht auch von ber. 
Flußſchifffahrt folen erhoben werden dürfen. 
Jedeanfalls wird, in foweit eine Aufhebung der Fluß⸗ 
zölle erfolgt, dieſe nur gegen gleichzeitige Leiſtung einer 
gerechten Eutſchädigung für die bisherigen reinen Er⸗ 
teägnif R, derſelben ftastänben bürfen, .. Gefchähe dies nicht, 


7 waurden die Finanzen der Dabei betheifiäten Uferſtaaten 
der Gefahr gänzlicher Zerrüttung preiögegeben. Der ul 
beſtimmte Ausdrud des $. 26, daß eine billige Ausgleis 
dung für Aufhebung der Flußzölle eintreten folle,. gibt 
Weber über die Bolftändigkeit, noch über bie Gleichzeir 
Höfeit der zu bewilligenden, Entfhäbigung Beruhigung, 

Eben fo läßt der folgende Sap, daß ein Reichsge⸗ 
fe beftimmen folle, wie und mit welchen Mitteln für 
bie Unterhaltung und Verbefferung der Schiffbarfeit die⸗ 

tFlüſſe ju forgen fei, diefen Punft einftweilen in der 

Schwebe, und wenn die Flußzolle wegftelen, bevor die 
Aöthige Fürforge für die Unterhaltung. der Fahrbahn 
unt ber Ufer getroffen wäre, ſo wärbe baburch ‚ein Zus 
Räitd' eitftehen, ber für die Schifffahrt nur höchft nach⸗ 
theilig ſein könnte. 

Aus dieſen Gründen muß die großherzogliche Re⸗ 
gieruug wünſchen, Daß der 6. 26 ganz geſtrichen werde, 
um fo mehr, ab biefer 5. durchaus nicht in bie Der 
faſſung zu gehören fcheint.. Sie muß ferner wünſchen, 
daß mwenigftens beftimmt auögefprochen- werde, daß bie 
Erhebung eines angemefenen Waſſerweggeldes durch die 
Aufhebung der Flußzölle — infofern diefe zur Ausführung 
kommen follte — nicht ausgeſchloſſen ſei " 

Sie muß. endlich wünfchen, daß die Aufhebung der 
Flußzölle jedenfalls nicht eher erfolge, als bis für. bie, 
Befreitung ber Flußbanloſten aus Reichämittels und 
für die Nebernahme. aller fonfigen auf den Flußröllen 
haftenden Laften auf die Neichöfaffe Sorge getragen, 
und die für die bisherigen Reitlerträge berfelben zu lei⸗ 
Beude vonkändige GnpAbiging ermitielt unb geleine 
fein wird. 

Nur eventuell vermag ſich die großherzoglicht NM 
gieruag für: die im deu Bemerkinigen det Gefaumtheit 
vorgefchlagene Faflung zu erklären, welche ſte wu. is: 
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halt dieſes Verfaſſungs⸗ Entwurfs allerdings vorzuziehen 
“ dem Falle ift. 


6. 27. 

- Um allen Begünftigungen der Schifffahrt des einen 
Staates vor derjenigen des andern vorzubeugen, wäre 
eine beſtimmtere Faſſung Des zweiten Satzes wünſchens⸗ 
werth, etwa in folgender Weiſe: 

„Es darf weder durch die Feſtſetzung noch durch Die 

Art der Erhebung dieſer Gebühren, noch in irgend ſonſt 
einer Weiſe in Betreff derſelben eine Begünſtigung der 
Angehörigen, ober der Häfen, oder der Schiffe, oder 
Waaren eined deutfchen Staates, vor den Angehörigen, 
ben Häfen, Schiffen oder Waaren anderer deutſcher Staa⸗ 
ten ſtattfinden.“ 


us 6. 32. 

788 iſt hierbei noch hervorzuheben, daß das in dem 
Schlußſatz ausgeſprochene unbedingte Recht der Reichs⸗ 
gefeßgebung über die Weggelder ıc. der Reichsgewalt 
die Befugniß geben würde, das Chauffeegeld beliebig her; 
absufegen oder aufzuheben. Es darf aber den einzelnen 
Gtaaten, wenn fie im Stande bleiben follen, die theils 
weife in großem Umfange erbauten Kunftftraßen zu uns 
. terhalten, das Recht nicht entzogen werben, ein angemef- 
ſenes Weggeld zu erheben, d. h. Weggeld von’ folchem 
Maaße, daß dadurch der Verkehr auf den betreffenden 
Straßen nicht gehemmt werben fann. 


s. 42, 

Mit Streichung diefed Paragraphen ift die großhzgl. 
Regierung nicht einverftanden, wünfcht vielmehr nur, dag 
derfelbe nach den Worten 

„vorbehaltlich billiger Entfchädigung won erworbe⸗ 
ner Privatrechte,“ 


den Zuſatz erhalte: | 
:,. amb ber betreffenden einzelnen. Staaten, letieres in 
fa. lange die Uebernahme der. Poſten von. Seiten des 
Reichs nicht allgemein erfolgt. 

Sol die Reichsgewalt, wie ed in dieſem ausge⸗ 
fprochen iſt, zur theilweiſen Uebernahme der. Poſt berech⸗ 
tigt ſein, ſo erfordert die Gerechtigkeit und die unter den 
einzelnen Staaten zu beobachtende Gleichheit, daß nicht 
nur für: wohlerworbene Privatrechte, fonbern auch an 
Die betreffenden Staaten für die ihnen entzogenen reinen 
Einnahmen und fonkigen aus der Poftverwaltung bezoges 
nen Mortheile (5. B. freier Transport .ber dien uichen 
Correspondenz) Entſchädigung geleiſtet werde. J 

Frantfurt, den 93. Februar 1849. 

(Se). Eigenbrobt. 
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WBefondere Bemerkungen Des herzoglich 

seflauifchen und ſchleswig⸗holſteiniſchen 

Bevollmächtigtenzut Rolleftiverkiärung 

vom 28ten Februar 1849. d. d. BBten 
Februar 1849. 


Die berzoglichsnaffauifche Regierung fließt. fih den 
befonderen Bemerkungen des großherzoglich/ heſſiſches Ve⸗ 
vollmächtigen 

Din Betreff des 1. Abſchnitts der Berfaffung,: wit 

der Ueberfchrift „bad Reich“ zu kirt. J und IR -: 

. 2) in Betzeff des 2. Abfchnittd der Berfaffung mit der 
Ueberſchrift „bie Reicigewelit zu $ ” a 3 
dan . . Wu 


Die herzoglichnaffauifche Regteraing iſt außerdem 
32 zu F. 7: der Anſicht, daß das Recht, Konſuln im 
Auslande anzuſtellen, der Reichsgewalt mit Rück 
ſicht auf die handelspolitiſche Einbeifichteit Deucſcho 
ande: ansvſchließlich zuſtehen ſollte. 
in 5 a. DR, den 83, Februar. if 
Banane Hergenhahn -- 
ta: ri unterzeichnete Bevollmächtigte erklärt fich wit 
ben Bemerknagen bed. großherzoglichsheffifchen und haus 
zoglich ·naſſtruiſchen Bevollmächtigten in Betreff bed 1, 
hfchmittd der Verfaſſung vom Reich und in Betreff des 
Y9oa ded Abſchnitto hinſichtlich Des Rechts, ſonſuln v an⸗ 


zuſtellen, einserſtanden. 
| Branffurt, den: 23; gebenar 1840. 
ER Bee Dee 57 (Gez). Frande. 
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Grklöreng Des Bemeilmächtigten für Die 
ſchleswig⸗ holſteiniſche Negierung iiber 
Des Enewurf Dei deutſchen Reichsver⸗ 
Afefſrug, U. A. Dteu Februar 1040. 


Herr Prafheni des Reichsminiſteriums! 

ns Rachdem. ich das Rundſchreiben des Reichsminiſte⸗ 
vida: dom 28. . DR, betreffend. die Verfafſung Deutſch⸗ 
lands, fofort meiner Regierung zugeſtellt habe, erhalte 
dig: ſooben Die: antiegende Zuſchrift vom 4; d. M., welche 
die Ehre.habe, rim Original Ihren zuzuſtelleit. 

130 Meins:MRegietung bemerkt dabei, daß ſich diefelbe. in 
irer Stellung :auf: bie .germächten wenigen. Berkerfun- 
gen befchränfen zu dürfen geglaubt habe. Zugleich bin 








ish autorifirt, die gewünſchte Verkündigung ber Regier⸗ 
ungen der deutſchen Einzelfinaten über die Reichsverfaf⸗ 
fung möglichſt zu erleichtern und zur Befeitigung etwa 
ſich erhebender Anftände dad Meinige beizutragen. . - - 

Indem ed kaum ber Berficherung bedürfen wirb, daß 
ich in Diefer Richtung nach beften Kräften verfahren werke; 
verfehle- ic, nicht, Herr Präffdent, Vorſtehendes ir Eu 
rer Kenntniß zu bringen. 

Frankfurt, den 8. Febr. 1849, 


Det Bevollmärhtigte ber Schleswig⸗Holſteiniſchen Run 
7 ung bei der entralgewalt. 


(Ge) Franckke. 


die gemeinſame Regierung der Herzogthümer —* 
wig⸗Holſtein findet ſich in Bezug auf die. yon der bayıı 
[hen Rationalverfammlung nach exfter Leſung angenoms 
manen Verfaſſungsbeſchlüſſe zu solgenven Bemerkungen 
veraulaßt. 

Uunter dem Abſchnitt I. „das Reich⸗ np im pn 
Artikel I. 5. 1. die Verhältniffe des Herzogsthums Schles⸗ 
wig der definitiven Anordnung vorbehaltay. Mei den 
burchgreifenden Bebeutfamfeit dieſes Vorbehalts muß es 
hier ausdrücklich hervorgehoben werden, daß derſelbe als 
auf ſämmtliche Beſtimmungen der Verfaſſung, bei wel⸗ 
chen er event. in Betracht kommen könnte, ſich erſtre⸗ 
ckend zu verſtehen ſein wird, inſonderheit auf Artikel II. 
6$. 2..und 3., des Abſchnitts I. Daß dies auch die 
Meinung ded gedachten Vorbehalts fei, feheint naments 
lih aus der Verfchiedenheit der in dem $. 1. felbft bei 
Erwähnung Schleswigs und. Pofend gebrauchten Ans 
drüde „Derhältniffe” und „Srenzbeftimmung”, fo wie 
aus dem Abfchnitte „der Reichsſtag“, Artikel V, $. 19. 
pass. 8. in fine hervorzugehen. Zur Bergleichung wird 
noch auf den Abfjchnitt IL. „die Reichsgewalt“, Artikel 
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vH. $. 33, hingewiefen, welcher dem auf die hieſigen 
Landesverhältniffe bezüglichen passus der Gircularnote 
Der koniglich⸗preußiſchen Regierung vorgeſchwebt haben 
könnte 

In dem Abſchnitte „der Reichstag“ iſt in dem ar⸗ 
til V, $.:19. beflimmt, daß ein von dem Reichdtage in 
deti ordentlichen Sißungen. nach einander und nad) aber» 
maliger Erwägung gefaßter Befchluß auch ohne Sant 
tion des Reichsoberhaupts zum Geſetze werde, fobald der 
Reichötag ſich fchließe. Die gemeinfame Regierung hält 
ed für angemeffen, daß die Zuftimmung des Neichdobers 
haupts ald Bedingung für die gefeßliche Kraft eines 

Beſchluſſes ded Reichdtages auch in dem angeführten 
Falle nicht ausgefchloffen werde, bag mithin bie angezo⸗ 
gene Beſtimmung wegfalle. 

- I. Betreff des in dem Abfchnitt „das Reichsober⸗ 
Yanpr?; Mrtitel I. $. 2, vorgefchlagenen Titels „Kaiſer 
der Deutfchen”, Tann die gemeinfame Regierung ber 
Derüdfichtigung gewichtiger Gründe von Seiten der Re 
gierangen der. größeren Staaten Deutſchlands fich nicht 
entgegenftellen wollen. 


“* Cottdorf, den 4. Februar 1849. 
| Die gemeinfame Regierung. 
(Ge) Th. Reventlow. 
(Gez.) Harbou. 
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Befondere Bemerkungen der herieguud 
ſachſen⸗ altenburgiſchen Bevollmächtig⸗ 
ten zur Kollectiverkläruug vom Bites 
Februar 1549. d. d. 26ten debruar 
1849. 


om Minifterprädent! 

Inden: I mich beehre, bezüglich ber uiter dem 
28, / 20. d. M. von ſechs und zwanzig Einzelftaaten ge 
meeinfchaftlich übergebenen Bemerkungen zu ben von der 
verfaſſunggebenden Nationalverfammlung in erfter Lefang 
gefaßten Berfaffungs- Beichlüffen noch nachträglich die 
verbehaltene Erflärung abzuftellen, wie bie herzoglidy 
fachfen » altenburgiſche Regierung ſich ber Hoffnang' hin) 
giebt, es werde der zu ſchaffende deutſche Bundesſtaat 
einen ſolchen territorialen Umfang und ein folche innere 
Geftaltung erhalten, daß bie Bezeichnungen „Reich“ und 
„Meichsgewaält für Denfelben vollkommen paſſend erſchei⸗ 
nen werden, und ſomit dieſelbe keinen Anſtand ſindet, 
dieſe Bezeichnungen, wie in der erſten jener Bemerkun⸗ 
gen geſchehen, zu beanſtanden, erlaube ich mir zugleich 
noch Folgendes ergebenſt beizufügen. 

Die herzoglich Tachfen “altenburgifhe Regierung er⸗ 
kennt an, daß das große Werk bundesſtaatlicher Einig⸗ 
ung Deutſchlauds nicht wohl anders zu Stande kommen“ 
fan, als wenn’ die einzelnen beutfchen Staatsregierun⸗ 
gen ſich eutſchließen, die Verfaſſung, wie ſolche deſinitiv 
durch die Reichsverſammlung feſtgeſtellt fein wird, unter 
Aufgebung individueller Meinnngöverfchiedenheiten; wo 
möglich ,..ödne alle weitere Beanſtandung in Wirkfamkeit 
treten zu Inffenz auch hegt fie zu ber bisher bethätigten 
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Gefinnung und der praftifchen Einficht der Neichöver- 
—5 das Vertrauen, es werde dieſelbe durch ihre 
Iſen e eine raſche, allſeitige Verſtändigung ex 

dem “fe? namenitich das erforderliche Anſeben ʒer 
Mgichungen nl vas ſelbſiſtändige Leben ber Einzefffatt 
un gebſhrene zu Gehersu viſſen werde, ohne einer Früftd 
er Errmidchyig der Seſanmnheit· Gir, 
trag zu thun. Wie Sage Hoheit, der Herzog Georg 
zu Sadjjen-Altenburg, in legterer Beziehung denken, ift 
dem Reichsminiſterium hexreits durch die Addreffe an des 
KHanigs von Preußen Majeſtät befannt. geworden, welche 
ich unter de, 25. porigen Monats abſchriftlich zu überz 
sachen, die. Ehre ‚hatte; „Die Herzogliche Regierung, fer 
Dringend. fie, wünſchen muß, bie beutfchen Provinzen Des 
ſterreic⸗ unh- das ührige Deutſchland von einem unaufe 
loalichen Bonde feſter Einigung umſchlungen zu fehe, 
hält doch auch jetzt Die Vorausſetzung noch nicht für be⸗ 
kitigk,. daß es Heſterreich unmöglich. fein. werde, mit Dem 
übsigen Deutſchland in ein bundesſtaatliches Verhältniß, 
wis. es van her. deutſchen Nation verlangt wird, einzu⸗ 
treten, nnd, unter. dieſer Baransfegung ift Diefelbe auch. 
jet noch bay Ueherzrugung, Daß bie zuverläſſigſte Bürge: 
ſchaft einer folk; zu begründenden neuen. DOrbnung Ber 
Dingß in der. mit. Hrone Preußan ald dem: mächtigſten 
und intelligenteſten reindent ſchen Etaate zu verbindenden 
erbliſchen Kaiſerwurde au. erreichen ſei. 
Unter Vorbehalt etwaiger weiterer Erllürungen bitte: 
ih, den. Herxu Miniſterpräſidenten, wit den Erklärungen 
der übrigen deutſchen Fegierungen über das Verfaſſungs— 
werd. auch. Vorſtehendes zur. Kenntniß der eomfitusenden; 
———— zu bringen. | 

» Franlfuxt a. M., dan 26. Februar 1849, . 

hr er Bevollmachtiate für Sachſen⸗Altenburg. 
Wie. nn. KO: Grucigar. 
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Erklarung des fatnich ı kippe- detinoldi 

ſchen Bevollmächtigten über den Ent 

wurf Der deutſchen eicheverfeung d. 
d. Zten Februar 1849. “ 


Anf den. geehrten Er vom 28. v, m, von Ent⸗ 
warf. der Verfaffung für Deutfchlant: betreffend, Bin ich 
von meinen’ Negierung. beauftragt, das Folgende gang 
ergebenft zu erwidern: 1) die Negierung bat zu wün⸗ 
fchen, daß bie. SS. 2. und 3. bed Art, II. der Abtheiluug 
‚bad Reich“ nach Maßgabe des von ‚ber. Kakgnalvare 
ſammlung auch bereits genehmigten Programms net 
Herrn Minifter »Präff deuten, namentlich in Beziehung 
auf. Defterreich und Limburg, förmlich abgeändert were 
ben. Zu den. übrigen Artikeln biefer Abtheilung ans 
fie nichts zu bemerfen. nf 

Ehenfo wenig zu ber Abiheilung: „die Reichsge / 
walt.“ 

2) Zu ber Abtheilnna uber Reichstag! unh:lle daR 
dringenden Antrag flelleg, ‚bag. dem Fürftenthume Lippe 
eine befondere Stimme im Staatenhaufe beigelegt werde. 
Für einen Staat von mehr ald 100,000 Angehöris 
gen, der in feinen Inſtitutionen und feiner Verwaltung 
feinem anderen beutfchen Staate nachfteht, fcheint dies 
fer Anſpruch vollfommen begründet, um fo mehr, da 
freien Städten von weit geringerer Bevölkerung derſelbe 
gewährt ift, und die bamit verbundene geringe Vermeh⸗ 
rung der Mitgieder des Staatenhaufed dagegen nicht 
in Betracht gezogen werden fann. 

3) Zu dem $. 19 diefer Abtheilung findet die Regierung 
fein Bedenken, daß der Satz: „Bei Ausübung der der 


Reichsgewalt zugewiefenen Befugniffe ift die Uebereins 
fliimmung der Reichsregierung in folgenden Fällen ers 
forberlid" ; —_ — in biefer. Faſſung beibehalten werde. 


Die übrigen Artikel dieſer Abtheilung geben der Re⸗ 
ölerung zu. feinen Bemerkungen Beanlaffung. 

Ebenſo die Abtheilung „das Reichsgericht.“ 

4) In der Abtheilung „bag Reichsoberhaupt“ Täßt 
der Entwurf die Frage über die Dauer der Wirkfamfeit 
des Neichsoberhaupts nad dem Ergebnifie der erften 
beſung in der Rationalverfammlung unentſchieden. 

Die Regierung muß fidy entfchieden für die Erblich⸗ 
Hchfeit in einem deutfchen Fürftenhanfe ausfprechen, ba 
nur durch diefe die Einheit Deutſchlands gefichert, und 
defien Macht dauernd begründet werden fan. Im auss 
deücklichen Auftrage Sr: Durchlaucht des Fürften hat 
die Negierung noch den befonderen Wunfch auszuſpre⸗ 
Ken, daß die Würde des Neichsoberhaupts Sr. Majes 
rät dem Könige von Preußen übertragen werden möge. 


‘Detmold, den 3. Februar 1849. 


Dei fürſtüch ⸗lippe'ſche Bevollmächtigte bei der Zens 
tralgewalt. 


(Gez.) Petri. 
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Erflärung Des Bevollmächtigten für 
Anhalt - Deffon und WAnbalt - Köthen, 
über den Entwurf Der Deutfchen Reiche 
verfoffung, d. d. 19ten Februar 1849. 


Herr Minifterpräftdent! | 
Sn Folge der verehrlihen Note vom 28. v. M., 
und meined an die durch mich bei der prowiforifchen Zens 
tralgewalt vertretenen Regierungen von Anhalt: Deffas 
und Anhalt» Köthen erftatteten Berichts, bin ich von dem 
herzoglich -anhalt=deffau- und küthenfchen Gefammtmints 
fterium ermächtigt, mit höchfter Genehmigung Seiner 
Hoheit des älteftregierenden Herzogs Leopold Friedrich 
und unter Zuflimmung des vereinigten Landtags, Ihnen, 
Herr Minifterpräfident, die Erklärung abzugeben: 
daß Anhalt-Deffau und Anhalt-FKöthen fich den Bes 
fchlüffen ded deutfchen Nationalyarlaments bezüglich 
der Konftituirung des deutfchen Reiche unterwerfen 
und dabei die Anficht und Ueberzeugung ausſprechen, 
daß die eine wahrhafte Einigung und kräftige Ges 
fammtentwidlung Deutfchlande bezwedenden Bors 
ſchläge Preußens zur Erreichung jenes Zweckes und 
zur Löſung ber dabei vorkommenden fchwierigen Fra⸗ 
gen führen werden. 
Frankfurt a M., den 19. Februar 1849. 


Der Bevollmächtigte von Anhalt⸗Deſſau und Anhalt» 
Köthen. 
(Gez.) A. Vierthaler. 


Roth und Mer, Quellenſammlung. IL Br, 22 
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Befondere Bemerkungen der Bevoll 

wmöächtigten Der freien Städte Breuten 

uud Hamburg zur Splleftiverklärung 

yon 28ten Februar 1849. d. d. 23ten 
Februar 1849. 


. Die Bevollmächtigten der Senate von Bremen und 
von Hamburg find nicht in der Lage gewefen, fich von 
Anfang an bei der gemeinfchaftlichen Erörterung des 
Abſchnittes des Verfaſſungsentwurfes über die Reichs— 
gewalt betheiligen zu können. Den fpätern Berathungen 
haben fie ſich um fo bereitwilliger angeſchloſſen, als ſie 
in vielen Aenderungsvorfchlägen nur den Ausdruck ihrer 
eigenen Anfichten wieder fanden. — In dem Nadıfolgen- 
den faſſen fie dagegen die Gründe furz zufammen, auß 
welchen fie theild mit einigen der beabfichtigten Aenderuns 
gen einzelner Paragraphen nicht einverftanden find, theils 
einige fernere Abänderungen für wefentlich wünſchens⸗ 
werth erachten. 

Sm Abfchnitte von der Reichsgewalt $. 23 ift die 
Beibehaltung der Worte: „und deren Ladungen” unums 
gänglich nothwendig, wenn man nicht in den Widerfpruch 
gerathen will, die Zweckmäßigkeit anzuerfennen und die 
Pflicht auszufprechen, daß die Uferfiaaten die für Die 
Seeſchifffahrt nöthigen Anftalten felbft befchaffen, zugleich 
aber diefen Staaten die Mittel zu nehmen, welche dazu 
erforderlich find. Die wichtigſten Handelsplätze liegen 
da, wo die Seefchifffahrt. aufhört und die augfchließliche 
Flußſchifffahrt beginnt, und die Koften auf dieſer zum 
- Theil fehr großen Wafferftrefe find, wie aus Iangjähri- 
ger Erfahrung dargethan werden fann, fo bedeutend, daß 
diefe Laft nur dann ald unnadhtheilig betrachtet werden 
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kann, wenn der Handel, der davon Vortheil hat, eine 
ihm durchaus nicht fühlbare Beihülfe gewährt. Schiffe 
‚mit Ladungen von geringem Werthe müffen ohnehin in 
jeder Fünftigen Schifffahrtsabgabe erleichtert werden; wem 
fann, was man ihnen abnimmt, aber nicht auf Schiffe 
mit werthoolleren Ladungen legen, wenn deren Fracht⸗ 
derdienft ohnehin fchon zu ſchwer dadurch betroffen wer- 
den würde, daß die Abgabe auf jedes Schiff fih nach 
dem Belaufe der erforderlichen Koften richten müßte, flatt 
nach dem, was das Schiff allein! ohne Unbilfigkeit tragen 
fann, und was es in rivaliffrenden fremden Häfen bis 
zahlt. Es ift im Handel und der Schifffahrt von fo ent⸗ 
fhiedener Wichtigkeit, den Erleichterungen, welche Riva⸗ 
len einführen, folgen zu fünnen, dag man auch hierin 
einer freien Bewegung Raum laffen muß. Da die Ab⸗ 
gaben von der Reichsgewalt genehmigt werden müſſen, 
und den Betrag der Verwendungen nicht überſchreiten 
dürfen, fo liegt fein Grund zu irgend einer Beforgniß 
von Uebelftänden vor. 

Es ift bei dieſer Bemerkung von der Ueberzeuguug 
ausgegangen, daß der Verfaſſungsentwurf nicht beabſich⸗ 
tigt, die Anlagen für die Seeſchifffahrt in zwei Theile 
zu theilen, ſo daß die Koſten am Ausfluſſe des Stromes 
die Uferſtaaten gegen Erhebung von Abgaben treffen 
würden, und auf der langen Strecke von dort bis zum 
Aufhören der Seeſchifffahrt vom Reiche aus allgemeinen 
Mitteln künftig getragen werden ſollten, ſondern daß 
das Reich nur für die, dem Koſtenbetrage nach gar nicht 
damit zu vergleichenden, Anlagen für Flußſchiffe ſorgen 
will. — Eine ſolche Theilung der Arbeit und Vorſorge 
würde ohnehin ſehr unzweckmäßig ſein. 

Die vorgeſchlagenen Aenderungen der SS. 25 — 27 
befchränfen die Kompetenz der Reichsgewalt auf Dieje- 


nigen Gemwäffer, weldye mehreren Staaten angehören, 
22 * 
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während die nur einen Staat burchfirömenden Flüffe 
ber Gefeßgebung und Dberaufficht des Reiches entzogen 
werben, obfhon fie dem. allgemeinen Verkehre ebenfalls 
dienen. Jene Borfchläge wollen ferner bei allen zur 
‚Slußichifffahrt dienenden Gewäflern die Wahl.der Maaß⸗ 
regeln zur Unterhaltung und Verbefferung der Fahrbahn 
den einzelnen Negierungen überlaffen, und endlich Die 
‚ganze technifche Leitung des Strombaues der Einwirs 
fung der Neichdbeamten entzogen willen. Obſchon im 
‚Allgemeinen mit. den in der Kollestiv-Erflärung aufge 
ftellten Grundfägen einverftanden, können Die Unterzeich⸗ 
neten doc die DBeforgniß nicht unterbrüden, daß auf 
diefe Weife ein fehr ungleichartiger Strombau entitchen 
und manche jener Uebelſtände im Laufe der Zeit wieder 
hervorgerufen werden möchten, in beren bezweckter Ab- 
wendung allein der Grund zur Webernahme der Koften 
der Flußbauten abfeiten der Neichögewalt liegt. Die 
Unterzeichneten wünfchen daher die. Beibehaltung der SS. 
25—27 des Verfaſſungsentwurfs und geben fich der Hoffs 
nung hin, daß dad im $. 26 verheißene Reichsgeſetz ben 
in den Motiven ber Kollectio-Erflärung .hervorgehobenen 
Bedenklichkeiten genügend abhelfen werde. 

Der vorgefchlagene Zufab zum 6. 33 kat die Folge, 
baß bie im $..34 erwähnte Steuergemeinfchaft in einen 
folhen Gegenfag zur Zollgemeinfchaft . gebracht wird, 
als ob die Zolleinigung fofort und unbedingt eintreten 
‚müßte, während ber Wegfall der Binnenzölle noch erft 
von. anberweitigen ferneren Maaßregeln abhänge. Die 
$$. 33 und 34 find bisher fo verftanden, und waren 
auch ohne Zweifel fo gemeint, daß die durch das Weg⸗ 
fallen der bisherigen Binnenzölle nothwendig werdende 
Gemeinſchaft, namentlich derjenigen Steuern, für welche 
bis jegt innerhalb des Zollvereind noch Ausgleichungs⸗ 
abgaben erhoben merben, mit ber im $. 33 angeord⸗ 
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neten Zollgemeinfchaft ber biöher in- und außerhalb 
beffelben Zollvereins ftehenden Staaten ungertrennlich ver- 
bunden fei, und dadurch den eintretenden norbdeutfchen 
Staaten ein Yequivalent gegeben werde. — Das trands 
itorifche Gefeß, welches in Bezug auf Zolls und Steus 
erverwaltung noch zu erlaffen fein wird, mag beftimmen, 
ob und welche Maaßregeln wegen Wegfall der Binnen 
zölfe nothmwendig find. Gegen einen desfallfigen Zuſatz 
zur Verfaſſung aber müſſen fich die Unterzeichneten ers 
FHären und zugleich die beftimmte Erwartung audfprechen; 
dag mit den zur Einführung der Zollunion erforderlichen 
Geſetzen gleichzeitig auch die im $. 34 vorbehaltene ges 
fegliche Beftimmung darüber werde erlaffen werben, welche 
Produktions» und Verbrauchd- Steuern, und von wels 
chem Zeitpunfte an, fie gemeinfchaftlich fein follten. 
Diefer leßtere Zufab würde nothwendig dem $. 34 aus 
drüdlich hinzugefügt werden müfjen, wenn wider Ders 
hoffen der erwähnte Auffchub des Wegfallens der Bin⸗ 

nenzölle im $. 33 Anfnahme fände. 
Im . 36 dürfte es, in Berüdfichtigung des Vor⸗ 
behaltes des $. 33 heißen müffen: ReichdsZollgrenze. 

Frankfurt a. M., ben 23. Februar 1849. | 
Unter Vorbehalt etwaiger Nachträge 
(Se) Smidt für Bremen. 

“un Kirhenpauer für Hamburg. 
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Zweite Kollektiv-Erflärung des Bevoli- 
mächtigten für Preußen und fieben und 
zwanzig andere deutſche Negierungen, 
- Die Deutfche Heichsverfafiung betreffend, 
d d Iten März 1849., ſammt befon- 
deren Benterfungen des grofiberzuglich 
beflifchen, grofberzoglich vldenburgi- 
ſchen großherzoglich luxemburgiſchen, 
ürftlich ſchwarzburgiſchen und freiſtadt⸗ 
lübeckiſchen Bevollmächtigten. 


Herr Miniſter! 

Die Unterzeichneten beehren ſich, Ihnen in Ergäns 
zung des Schreibens vom 23. Februar Namens ihrer 
‚Regierungen die weiteren Bemerkungen und Abände— 
rungsvorſchläge zu den in erſter Leſung bezüglich der 
Verfaſſung von der deutſchen Nationalverſammlung ge⸗ 
faßten Beſchlüſſen über die Abſchnitte, welche den Titel: 
„Der Reichstag, das Reichsgericht, der Reichsrath“ füh⸗ 
ren, zu überreichen. Dieſelben ſind gemeinſchaftlich voll⸗ 
zogen, und erlauben wir uns hinſichtlich derjenigen Punkte, 
welche nicht gemeinſchaftliche Zuſätze, Erläuterungen oder 
Anträge veranlaßten, auf die an den betreffenden Orten 
vorbehaltenen befonderen Erflärungen ergebenft zu vers 
weifen. 

Wir erfuchen Sie, Herr Minifter, auch diefe Mit: 
theilung auf geeignetem Wege zur Kenntniß der deuts 
fhen Nationalverfammlung zu bringen. 


Frankfurt a M., den 1. März 1849. 
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Bemerkungen und Abänderungsvorſchläge u Be 
ſchlaſſen der Nationalverſammlung, bezaguich der 
Berfaflung. 


Der Reihstag. 


$. 3. 

Jedem Staate wäre, ohne Zufammenlegung, das 
Recht einzuräumen, mindeftens einen Bertreter in das 
Staatenhaus zu fenden, und kann auch in diefer Aen⸗ 
berung das Motiv zu einer Revifion ber Gtimmenver- 
theilung im Staatenhaufe gefunden werben” ” 


6. 4 
Der zmeite Sat des Paragraphen fteht im Zuſam⸗ 
menhange mit dem Reichswahlgeſetze. Es wird nützlich 
erachtet, der ſchließlichen Feſtſtellung durch daſſelbe nicht 
vorzugreifen, jedenfalls aber eine etwaige Modifſtkation 
durch das Neihswahlgefeg vorzubehalten. 
$. 6. 
Die zu $. 3 beantragte Aenderung würde bie Strei⸗ 
chung des $. 6 zur Folge haben. | a 
a .. 
Es wird feſtzuſetzen ſein, in welcher Art die Er⸗ 
neuerung ſtattfinden ſoll. 
$. 16. 
In Folge der zu 8. 58 beantragten Aenderung würde 
$. 16 wegfallen. 
$. 17. 
Auf das Recht der Unterfuchungen wird verzichtet: 
werden fünnen. Sn ber vorgefchlagenen Allgemeinheit 


*) Zu berüdfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 3. 
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verliehen, würde es in einem Bundesſtaate noch viel grö⸗ 
ßere Anſtände mit ſich führen, als in einem Einzelſtaate, 
indem daraus die Befugniß einer Einmiſchung in die in⸗ 
nern Angelegenheiten der Staaten abgeleitet werden 
könnte. | 


$. 18 

Es muß darauf beftanden werden, daß das Bundes- 
oberhaupt das Recht des abfoluten Veto habe. Demge⸗ 
mäß würde $. 18 etwa, wie folgt, zu faffen fein: 

„Zur Erlaffung, Auslegung, Aufhebung oder Abäns 

„derung von Bundeögefegen ift die Hebereinftimmung 

„des DBundesoberhauptes, ded Staaten- und des 

 „nBollehanfes erforderlich” ”). 


§. 19. 

Sn S. 19 ftele nach Vorftehendem der zweite Satz 
und der Punkt Nr. 1 weg, und infofern es darnadı noch 
erforderlich fcheint, einzelne Fälle anzuführen, welche nur 
durch ein Bundesgefeß, nicht Durch Verordnungen erle- 
digt werben fönnen, würden in Nr. 2 die Worte: „Steuer 
oder’ gemäß der Bemerkung zu $. 49, fodann Wr. 3 in 
Folge der Bemerfung zu $. 46 ganz wegfallen. 


$. 19a 

Es ift wünfchenewerth, die Dauer der Finanzperiode 
auf drei Jahre, ftatt auf ein Sahr feftzufegen, da das 
Budget ded DBunbesftaates nicht vielen Veränderungen 
unterliegen wird, und auch feinen zu großen Schwan- 
tungen audgefet werden darf, damit den Einzelflaaten 
die erforderliche Bürgfchaft für die Stetigfeit ihres eige- 
sen Haushaltes gegeben werde‘). 


*) Zu berüdfichtigen bie beſondere Bemerkung zu $. 18. 
**) Bu berückſichtigen die befondere Bemerkung zu $. 19 a. 


Artifel VIII. 


Ss. 34. 
Die Worte „‚gethanen Aeußerungen‘’ wären durch 
die Worte „ausgefprochenen Meinungen’ zu erfeben, 
um nicht Straflofigfeit für J Snjurien und Berleumdungen 
einzuführen“). 
$. 35. 


Es wird vorgefchlagen, zwifchen die Worte: „Den⸗ 

felben gehört,’ das Wort ‚jederzeit‘ einzufchalten. 
$. 36. 

Die Faffung wird der Deutung vorbeugen müflen, 
daß die Minifter verpflichtet feien, auf jede Interpella⸗ 
tion, auch wenn das öffentliche Intereffe dadurch gefähr: 
det wäre, die verlangte Auskunft zu ertheilen. 

Das Reichsgericht. 
$. 4 und 2 c. | 

Auf die dem Reichögerichte zuzugeftehende Kompetenz 
ift deffen einem befonderen Gefege überwiefene Organi⸗ 
fation von wefentlihem Einfluffe, namentlich mit Rüds 
fiht darauf, daß ($. 2 c.) Streitigkeiten über Thronfolge, 
Regierungsfähigkeit und Negentfchaft in den einzelnen 
Staaten zur Kompetenz bed Reichsgerichts gehören follen, 
bei welchen Streitigkeiten eine Mitwirkung des Neiche- 
rathed oder die Zuziehung von regierenden Fürften zur 
Begründung einer Austrägalinftanz zu verlangen fein 
würde. Es dürfte angemefjen fein, das Fünftige Gefeg 
über Organifation des Reichsgerichts an die Zuftims 
mung des Neichsrathed zu binden, und dem leßteren 
ebenfalls einen Einfluß auf die Befeßung des Gerichtes 
vorzubehalten. 


*) Zu berüdfichtigen die befondere Bemerkung zu $. 34. 
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6.2 c. 

Segen die Klagen der Angehörigen eines Einzelftaa- 
tes wegen Verlegung der Verfaſſung ift zu erinnern, daß 
dadurch das Neichdgericht mit einer Unzahl Befchwerden 
überhäuft werden würde, und daß diefe Klagen hier um 
fo eher wegfallen könnten, als es zunächft den Volksver⸗ 
tretern in den Einzelftaaten obliegt, derartige Befchwer- 
den aufzunehmen, und als diefelben, im Kalle fie damit 
bei’der Landesregierung nicht durchdringen, nach $. 2 d 
die Befugniß haben, auf eine Entfeheidung des Reichs⸗ 
gerichtd amzutragen. Der Ausübung Ddiefer Befugniß 
fann ein nachhaltiges Hinderniß nicht entgegentreten, 
weil in jedem Jahre eine Berfammlung des Bolfd- und 
des Staatenhanfes ftattfinden fol, und weil auch in der 
Zwifchenzeit die Bundesgewalt nad) $. 53 Nr. 3 die 
Pflicht haben würde einzufchreiten”). 


8.2. 
Es fünnte hinzugefügt werden, daß die Bundesres 
gierung auf Anrufen der Betheiligten zuwörderft eine 
Ausgleichung auf gütlihem Wege zu verfuchen habe. 


Der Reichsrath *5). 

Zu den nicht vollſtändigen Beſchlüſſen über den 
Reichsrath iſt aus den vorangegangenen Bemerkungen 
zuſammenzutragen, daß demſelben mindeſtens das Zuſtim⸗ 
mungsrecht zu Verfaſſungsänderungen und zu dem Ge⸗ 
fege über die Organifation ded Reichsgerichts, fo wie ein 
Einfluß auf die Befegung bes leßteren einzuräumen wäre, 
woraus fich die Nothwendigfeit ergibt, für enticheidende 
Beichlüffe wie in dem Staatenhaufe eine Vertheilung 


*) Bu berücfichtigen die befondere Bemerkung zu $.'2 o. 
*).Zu berücdfihtigen die Bemerkungen zu dieſem Abfchnitte und 
zu $. 1 insbeſondere. 
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des Stimmenrechts nach Maaßgabe der Größe und des 
Gewichts der einzelnen Staaten anzuordnen. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 


Camphauſen, für Preußen. 

Melder für Baden, mit befonderer Beziehung 
auf die früher übergebenen badifchen Bemerz - 
tungen und Wünfche. 

Jordan für Kurheffen. 

v. Scherff für Luxemburg. 

Eigenbrodt für Großherzogthum Heffen. 

Francke für Schleöwig; Holftein. - 

Karften für beide Medlenburg. 

Mosle für Oldenburg. 

v. Stein für Koburg» Gotha. 

Liebe für Braunfchweig. 

v. Wydenbrugf für Sachfen- Weimar, unter 
dem Vorbehalte, über den einen oder den andes 
ren Punkt nach eingeholter fpezieller Inftrufs 
tion eine ergänzende oder abweichende Erfläs 
rung abzugeben. 

Hergenhahn für Naſſau. 

Petri für Walde und Lippe. 

Seebed für Sachen » Meiningen. 

Freiherr v. Holzhauſen für Hohenzollern, Reuß 
und Heffen- Homburg. 

Sruciger für Sachen» Altenburg. 

Smidt für Bremen. 

Karlowa für Schaumburg » Lippe. 

Drehmer für Lübed. 

Kohlſchütter für Somanbung omerthaufe 
und Rudolftadt. 

Kirhenpauer für Hamburg. . 


348 & 
Separatbemerfung ded großherzoglich- hefiifchen Be⸗ 
vollmächtigten. 


Der unterzeichnete großherzoglich = heflifche Bevoll⸗ 
mäcdhtigte hat in Folge hiervon Seitens feiner Regierung 
zu bemerfen: 

1) daß fich Ddiefelbe die zu $. 34 des Abfchrittes 
„das Neichdgericht" gemachten Aenderungsvorfchläge nicht 
anzueignen vermag; 

2) daß, wenn Heflen- Homburg nad dem zu $. 3 
des Abſchnittes „der Neichdtag” gemachten Borfchlage 
das Recht erhält, ein Mitglied in dad Staatenhaus zu 
fenden, dem Großherzogthum Heffen jedenfalls das Recht, 
ſechs Mitglieder des leßteren zu ftellen, verbleiben müßte, 
ba die Zahl ja auch für Kurheffen angenommen ift; 

3) daß in Betreff des Abfchnitted, „das Reichsober⸗ 
haupt’ auf die Erflärung Bezug genommen wird, welche 
der Uinterzeichnete am 11. Januar diefed Jahres Namens 
feiner Regierung übergeben hat. 


Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 
Der Bevollmächtigte für das Großherzogthum Helfen. 
(Bez) Eigenbrodt. 


Separatbemerfung des großherzogl. oldenburgifchen 
Bevollmächtigten, 


Zu der am heutigen Tage übergebenen gemeinfchafts 
lichen, von ihm mitvollzogenen Erflärung vieler deutfchen 
Regierungen über die letztern Abfchnitte. der in erfter 
Leſung von der deutſchen Nationalverfammlung angenoms 
menen Verfaſſung, ift der Unterzeichtete noch veranlaßt, 
Namens feiner Regierung die Ueberzeugung auszufpres 
chen, daß nur ein einheitliches und erbliched Oberhaupt 
an der Spite des zu gründenden bundesftaatlichen Reis 
ches fowohl der innern Anlage und Natur deffelben, ald 
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den dringenden: Bebürfniffen Deutſchlands entfprechen 
werde. 
Frankfurt a M., den 1. Mär; 1849. 
Der großherzoglichsoldenburgifche Bevollmächtigte bei Der 
Zentralgewalt. 
(Gez.) Mosle. 


Beſondere Bemerkung des großherzoglich luremburgi⸗ 
ſchen Bevollmächtigten zum V. Abſchnitt: „der 
Reichstag“ Art. IL. $. 3. 

Der unterzeichnete Bevollmächtigte hat den Antrag 
zu ftellen, daß bei Aufzählung der Mitglieder des Staas 
tenhaufes hinter Luremburg die Worte: „mit Limburg” 
wegfallen, die Ziffer 2 (Mitglieder) aber beibehalten 
werden möge, und zwar, weil: 

1) für Limburg bereitö erflärt worden ift, daß für fol 
ched dem engern Bundesftaate nicht beigetreten wers 
den fünne, und weil 

2) Luremburg, in Betracht feiner Bevölferung und 
frühern Stellung im Bunde, für ſich allein die Sens 
dung von zwei Mitgliedern in das Staatenhaus in 
Anfpruch nehmen zu können glaubt. 

Frankfurt a. M., den 1. März 1849, 

v. Scherff, 
Bevollmächtigter für Luremburg. 


Seperatbemerfung des fürſtlich fchwarzburgifchen 
Bevollmächtigten zu Ark. II. S. 3 des Abichnitts „der 
Reichstag.“ 

Der in der Kollectiv⸗Erklärung vom heutigen Tage 
zu dem Berfaffungssabfchnitte „der Reichſtag“ Art. II 
$. 3 geftellte Antrag, nach welchem jedem deutfchen Staate 
ohne Rückficht auf feine Größe mindeſtens eine felbititäns 
dige Stimme im Staatenhaufe einzuräumen fein würde, 


ik. vom Standpunkte der färftlich ſchwarzburgiſchen 
Regierungen aus noch durch folgende Bemerkungen’ nd 
her zu begründen und zu. nnterflüßen. 

> Die im BerfaffungdsEntwurfe erfter Leſung befchlefs 
- fene gruppenweife Verbindung mehrerer Staaten zu Kol⸗ 
lectiv⸗ Stimmen im Staatenhaufe hat fchon an und für 
ſich wefentliche Bedenken gegen fih. Man wird es zwgr 
une Billig und gerecht finden fönnen, wenn ben größeren 
Staaten, im Berhältniffe: ihres Umfangs und ihres poli⸗ 
tiſchen Einfluſſes, eine ſtaͤrkere Zahl von Stimmen ein⸗ 
geraͤumt wird, als den kleineren: allein ſoll den letzteren 
wie ed bie Abſicht iſt, ihre Selbſtſtändigkeit erhalten wer⸗ 
den,.fo muß es ihnen auch möglicd gemacht werden, die⸗ 
felbe, oder was gleich gilt, ihre Eigenthümtlichkeit .zur 
Geltung zu bringen, ihre Anficht und ihren Willen wenig- 
flend der Wahrheit Hetren Auszufprechen, und fo das 
Daſein und’ das Recht ihrer Individualität nicht blos 
mittelft einer Fiction zu wahren. Auf eine ſolche, und 
noch dazu auf eine, ben Geſchäftsgang weſentlich erſchwe⸗ 
rende laͤuft es Aber hinaus, wenn mehrere Staaten, bes 
ren Sutereffe fchon, weil ſie mehrere find, nicht immer 
zufammenfallen wird, gefchweige zufammenfallen muß, 
gezwungen fein follen, fidy zu einer Stimme zu vereinis 
gen. Schon bie frühere Bundesverfaffung lehrt, daß die 
Nothwendigfeit anerkannt wurde, in gewifien, vor das 
Plenum verwieſenen Fällen, jedem Staate eine beſondere 
Stimme zu gewähren. 

Unter allen Umſtänden aber müßte die aufzuſtellende 
Gruppirung wenigſtens eine ſolche fein, welche von einer 
inneren Berwandtichaft der zu einer Kollectivflimme vers 
einigten Staaten getragen würde. Es mag nun zwar, 
was die unter dem Namen des thüringiſchen Zollverbau⸗ 
des zuſammengefaßten Staaten inſonderheit anlangt, nicht 
verkaunt werden, daß zwiſchen einem großen Theile der⸗ 
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felden eine Stammesgenoffenfchaft, und bis zu einem ge, 
wiffen Grade auch Aehnlichfeit, ja Gleichheit der Sitte, 
bes Lebende, des Nechts, der Gerichtöverfaffung und der 
Berfehrverhältniffe ftattfindet. Allein dadurch fcheint es 
nicht hinlänglich gerechtfertigt, fie ald eine Gefammtheit 
zu behandeln, und ihr ald focher eine beliebige Zahl von 
Stimmen einzuräumen. Denn neben jenen Bereinigungds 
yuncten beftehen mächtige, vorzüglich ſtaatsrechtliche Ver; 
fhiebenheiten und Sonderintereffen, deren angemeſſene 
Bertretung gefichert werden muß. Dieß iſt namentlich 
in Bezug auf die beiden fürftlihen Häuſer Schwarzburg 
ber Fall, infofern jedes ihrer Gebiete in zwei von eins 
ander und. beziehentlidh von den übrigen thüringifchen 
Staaten räumlich und fachlich getrennte Theile zerfällt, 
wodurch eine Berfchiedenartigfeit der Bedürfnifie und 
Intereſſen in gewiffen Beziehungen von felbft bedingt 
wird. E8 fcheint fonach gerecht und billig, den beiden 
genannten Fürftenthümern im Staatenhaufe eine andere 
jener Eigenthümtlichfeit ihrer Lage entfprechende und die⸗ 
felbe ſchützende Stellung einzuräumen. Durd die Ans 
nahme des in der Kollectiverflärung vorgefchlagenen Grunds 
ſatzes würde dieſer Zwed von ſelbſt erreicht werden. 
Sollte derfelbe aber wider Verhoffen nicht zur Geltung 
gelangen, fo würden die beiden Fürftenthümer Schwarzs 
burg wenigftend auf eine ihnen einzuriumende Geſammt⸗ 
flimme mit gleichem Rechte, wie die in ähnlicher Lage be- 
findlichen herzoglich zanhaltifchen und fürftlich -Tippifchen 
Lande gerechten Anſpruch haben. 


Frankfurt a. M., am 1. März; 1849. 


Der fürftlich-fhmwarzburgifche Bevollmächtigte bei der 
proviforifchen Zentralgewalt für Deutfchland. 


Kohlſchütter. 
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Seperatbemerkung ded Bevollmächtigten für Lübeck. 
Herr Minifterpräfident ! 

Der unterzeichnete Bevollmädhtigte der freien Stadt 
Lübeck hat, in Folge der von Ihnen unterm 28. Januar 
d. 3, erlaffenen Aufforderung, bie Anfichten der von ihm 
vertretenen Negierung über den von der Nationalvers 
fammlung in erfter Lefung angenommenen Entwurf einer 
Berfaffung Deutfchlands in zwei gemeinfchaftlichen Er» 
Härungen mehrerer Bevollmächtigten dargelegt. Da aber 
diefe Erflärungen auf den Abfchnitt des Entwurfes, „das 
Reichsoberhaupt,“ nicht erftreckt worden find, fo findet 
fi der Unterzeichnete noch zu der hiermittelft abgegeber 
nen befonderen Erflärung veranlaßt, daß nad) der Ans 
ſicht des Senated der freien Stadt Lübed bei Ergänzung 
der im $. 1 jened Abfchnittes enthaltenen Lücke, die Felt 
ftelung der Erblichfeit der Würde des Reichdoberhauptes 
ben Bedürfniffen des .ald Bundesftaat zu gründenden 
deutfchen Reiches am. meiften entfprechen werde. 

Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 

| Brehmer. 


7» 


Befondere Bemerkungen dere Bevoll- 
mächtigten für Meclenburg, Luxem— 
burg, Hohenzollern, Neuß, Heflen: Hom- 
burg, Hamburg, Lübe und Bremen 
zur Kolleftiverflärung vom Lten März 
1849. d. d. ten März 1849. 


Die Unterzeichneten halten ed für angemeffen, hervor- 
zuheben, daß die Bemerfung wegen einer bei mitentfcheis 
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denden Befchlüffen des Reichsrathes nach Analogie der 
Anordnung im Staatenhaufe anzuordnenden Stimmen 
vertheilung, fo formulirt ift, wie fle jet lautet, damit 
fie nicht als eine folche erfcheine, welche den Inhalt des 
$. 1 abzuändern nöthige. — Sie benugen aber zugleich 
bie Beranlaffung, um ihrerſeits ausdrücklich die fichere 
Erwartung audzufprechen, daß auch jener $. 1 bei der 
zweiten Lefung feine folche Abänderung erleiden werde, 
welche eine bei der erften Lefung beantragte vorſchrifts⸗ 
mäßige Verbindung von Einzelftaaten zu gemeinfchaftlis 
cher Beftellung eined Reichsraths wiederherſtellt. Wo 
divergirende Intereſſen unter einzelnen Staaten obwalten, 
ift eine Vereinbarung über einen gemeinfchaftlichen Bes 
vollmächtigten nicht zu fordern und nicht ausführbar. — 
Wenn dagegen jeder Einzelftaat das Recht hat, ein Mit 
glied des Neichsrathed zu ernennen, fo bleibt denjenigen 
Staaten, welche es ihrem Intereſſe gemäß erachten, eine 
gemeinfchaftliche Bevollmächtigung unbenommen, während 
ſolchen Staaten, welche befondere Intereſſen in manchen 
Fällen zu vertreten und befondere Erfahrungen geltend 
zu machen haben, das Necht und die Beruhigung nicht 
verfümmert wird, mit ihren Gründen vor der Erlaffung 
eined Geſetzes volftändig gehört zu werden. — Der 
Reichsregierung können ſolche Gutachten nur willfoms 
men fein. 
Frankfurt a. M., den 1. März 1849. 

Kirhenpauer für Hamburg. 

v. Scherff für Luremburg. 

Freiherr v. Holzhaufen für Hohenzollern, 

Neuß und Heflen-Homburg. 

Brehmer für Lübed. 

Smidt für Bremen. 

Karften für Mecklenburg. 





Rott u. Merk, Quellenſammlung. Il. Band. 23 


su 
76. 


Befondere Bemerkung des berzoglich 
fachfen -altenburgifchen Bevollmächtig- 
ten. zur SKolleftiverfläarung vom Aten 
März 1849. d. d. 2ten März 1849. 


| Herr Minifterpräfident! 

. Unter Bezugnahme, auf die über das deutfche Berfaf- 
fungewert unter dem geftrigen Tage abgegebene ander; 
weite Kolleftiverflärung der Föniglich preußifchen und 
der ihr beigetretenen Regierungen erlaube ich mir, bins 
fichtlich des dafelbft zu $. 18 und 19 des Abfchnittes „ber 
Reichstag“ gebildeten Antrages die, mir vorbehaltene, bes 
fondere Erklärung abzuftellen, daß die herzoglich fach 
fensaltenburgifche Regierung nicht in dem Falle ift, ſich 
jenem auf Einführung des abfoluten Veto's, anftatt des 
in .erfter Lefung angenommenen fuspenfiven, gerichteten 
Antrage anzufchließen oder hierunter einen befonderen 
Antrag zu bilden. Zwar mag die Modalität des ſus⸗ 
‚penfiven Beto, wie fie von der Nationalverfammlung bes 
ſchloſſen worden,. an ſich bebenflic, erfcheinen; indem hier- 
nach ein Reichstagsbefchluß innerhalb ein und derfelben 
‚Wahlperiode, fonach von der nämlichen Kammer und 
von den nämlichen Mitgliedern, welche den Befchluß zum 
erften Male gefaßt haben, ohne Sanction des Reichsober⸗ 
hauptes zum Gefege erhoben werden kann, während es 
doch fchon in dem Begriffe des (monardhifchen) fuspens 
ſipen Veto, ald einer Appellation des Staatsoberhanptes 
an das Volk liegt, daß ein fuspendirter Befchluß nur 
nach Eintritt einer neuen Wahlperiode oder nach vors 
gängiger Auflöfung der Kammern wiederholt und fo erft 
ohne Sanction des Staatdoberhauptes mit Gefegeöfraft 
verfehen werden foll: ein Grundfag, von welchem bei 


se 


g®. 


herrfchendem Einkammerſyſtem jedenfalls nicht abgegan⸗ 
gen werden könnte Allein die Betrachtung, daß eine® 
Theiled dad angenommene Zweikammerſyſtem eine Bürg- 
ſchaft für eine gründliche und alffeitige Erwägung der zu 
faſſenden Befchlüffe bieten werde, andererſeits auch bad 
Recht ded Staatsoberhanptee, das -fnöpenfive Veto zwei⸗ 
mal in Anwendung zu bringen, die übereilte Ausführung 
von Reichsbeſchlüſſen auszufchließen geeignet fei, und 
daß endlich für die wichtigften Beichlüffe, für diejenigen 
nämlich, welche eine Verfallungsänderung bezweden, bas 
abſolute Veto feftgehalten worden ift, ließ jened Beden⸗ 
ten nicht für fo erheblich erfcheinen, um dieferhalb einen 
ſelbſtſtändigen Antrag jegt in’d Mittel zu bringen, wo 
man fich noch der Erwartung hingiebt, es werde ein bie 
wahren Jutereſſen der Nation fiherndes Wahlgeſetz von 
der Nationalverfammlung in zweiter Lefung befchloffen 
werden. 

Indem ich fchlieplich mir noch darauf hinzumeifen 
‚erlaube, daß das in der obgedachten Kolleftiverflärung 
wiber die Beflimmung im $. 2, lit. e des Abſchnittes 
über dad Reichdgericht erhobene Bedenken vielleicht durch 
bloße Streihung des Wortes ‚Verlegung‘ erledigt wer⸗ 
ben könnte, bitte ich Sie, Herr Minifterpräfldent, Gegen, 
wärtiged auf geeignetem Wege zur Kenntniß der conftis 
twirenden Nationalverfammlung zu bringen. 

Frankfurt a. M., den 2. März 1840. 

Der herzoglich fachfens altenburgifche Bevollmächtigte. 
(Gez.) Sruciger. 


77. 


Beſondere Bemerkungen der Bevoll⸗ 

mächtigten für Die freien Städte Lü— 

bed, Hamburg und Brenn zur Kollek: 

tiverflärung vom Iten März 1849. di 
dd. Iten Mär, 1849. 


Wenn am Schluſſe der am heutigen Tage einge: 
reichten Bemerkungen zu dem Abfchnitte: „Der Reiche 
Tath" bei Vertheilung des Stimmrechte eine Berückſichtig⸗ 
ung nicht allein der Größe, ſondern auch des Gewichtes 
der einzelnen Staaten empfohlen wird, ſo glauben die 
“unterzeichneten Bevollmächtigten der Hanfeftädte nidjt 
bios einer Pflicht gegen die von ihnen vertretenen Frei⸗ 
ſtaaten zu entſprechen, wenn fie dieſen Unterſchied in Bes 
ziehung auf dieſelben in Folgendem näher hervorheben, 
ſondern ſich dazu vor allem auch im deutſchen Geſammt⸗ 
intereſſe bewogen zu finden. — Es iſt in unſeren Tagen 
wiederholt auf den bedeutenden Rang aufmerkſam ge⸗ 
macht worden, welchen Deutfchland in feiner Theilnahnte 
am: Weltfeehandel unter den europäifchen Staaten bes 
hauptet, weniger aber auf die Art und Weife, woburd 
es fich zu demfelben zu erheben vermochte, und auf den 
Umftand, daß diefe günftige Wendung erft feit 60 bis 70 
Fahren begonnen hat. — Bor der. Smanzipation-der 
vereinigten Staaten von Amerifa war der deutfche Sees 
handel nur ein europäifcher. Alle Kolonialmaaren wur- 
ben nur von den Hauptmärften derjenigen europäifchen 
Staaten, weldye fich im Beſitze transatlantifcher Planzs 
ftätten befanden, und gegen deutfche Produfte und Fas 
brifate audgetaufcht. Die Hanfeftädte (namentlich Bre⸗ 
men und Hamburg) waren die erften, weldye die mit 
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dein Verfailler Frieden von 1783 auch für Deutfchland 
eröffnete freie Kommunifation mit jenen Freiftaaten durch 
Anknüpfung direkter Schifffahrtös und Handelsverbind⸗ 
ungen geltend machten. Sie haben diefe Bahnen nad 
allen Richtungen mit angeftrengtem Eifer verfolgt und 
erweitert; wo in beiden Hemifphären der Kolonialzwang 
entfeffelt oder durc, zunehmende Geſittung unwirthlicher 
Bölferfchaften der geringfte Raum dazu geboten ward, 
ift er fofort von ihnen benußt worden. Es möchte jegt 
ſchwerlich ein dem bireften Verkehre geüffneter Hafen in 
allen fünf Welttheilen zu finden fein, in welchem ſich 
nicht mittelft des hanfeatifchen Handelsverkehres Deutfche 
Hänfer etablirt fänden, deren Kreditverhältniffe zu einer 
foliden Handhabe dieſes Verkehrs geeignet erfchienen, 
welcher vorzugäweife mit der Handelömarine der beiden 
an der Nordfee belegenen. Hanfeftädte, die gegen 500 eis 
gene- Seefchiffe zählt, betrieben wird. — — Wie die Bes 
wohner dieſer Kleinen Freiftaaten -fich dabei .der Scheu 
vor den Gefahren des Meeres und fremder Klimate ents 
-wöhnt,. und in der Umſicht und Entichloffenheit, welche 
ein folcher Weltverfehr fordert und nährt, vielfach geübt 
worden - find, fo hat ſich auch eine Maſſe von Kunde 
und Erfahrungen bei ihnen gefammelt, die zu einem ges 
reiften Urtheile über. das, was unter, dem. fleten Wechſel 
der Berhältniffe in diefen Beziehungen zu thun oder zu 
laffen fei, befähigen muß. — Was ihnen dazu in ihren 
befchränkten Staatöfphären an Macht gebrady, haben fie 
durch die freiefte Beweglichkeit zu erfeßen gefuchtz ihre 
Sefeggebung, ihre mannichfachen Inftitutionen, alle ihre 
fozialen Einrichtungen find diefem Zwecke auf analoge 
Weile gewidmet worden, wie diejenigen größeren Staas 
ten, welche ihren Flor einer allgemeinen Theilnahme am 
Welthandel verbanfen, bad Vorbild dazu geliefert. — 
Wenn nun ihr jetiger Anfchluß an den enger gefnüpften 


anlaßı fah, fo fann die baverifche Regierung ber hier⸗ 
durch Fundgegebenen Anfiht nur vollkommen beipflichten. 
Der Zeitpunft zwifchen ber erſten und ber zweiten Les 
fung des Berfafiungsentwurfes erfcheint auch ihr als das 
Beeignetfte zu der durch eine gegenfeitige Verftändigung 
zu erreichenden Bereinbarung zwifchen den einzelnen Res 
gierungen -und der Nationalverfammlung, und Bayern 
wird nicht anftehen, feine Erinnerungen zu diefem Zwecke 
mit möglichfter Befchleunigung nad) Frankfurt gelangen 
zu laflen. 

Es wird aber durch das Anftreben dieſes fo noth- 
wendigen Einverftändniffes nicht etwa ein Hemmniß, nicht 
ein Hinaugfchieben der gerechten Erwartungen der Na⸗ 
tion fich ergeben, wohl aber die ficherite, die allein dau- 
ernde und feſte Grundlage des Deutfchen Berfaflungs- 
werted. 

Diefed voraudgefchict, wirb ed hier genügen, Die 
Ueberjeugung fchon jetzt auszufprechen, daß nur eine, 
ganz Deutfchland in allen feinen Beftandtheilen zu einem 
Bunde verbindende und daher Defterreich weder aud- 
fehließende noch in die Sonderftellung eines weiteren Bun: 
deöverhältniffes hinausdrängende Verfaffung, dem mäch— 
tigen Streben nadı Einigung und nad) Kräftigung dee 
deutfchen Gefammtvaterlandes entfprechen werde, daß 
Dagegen, wie dieſes in der Note der preußifchen Regierung 
vom 23.9. M. ausgefprochen ift, auf welche auch der Er: 
laß ded Reichsminifteriums Bezug nimmt, — „die Auf: 
richtung einer neuen beutfchen Kaiferwürde zu der Erlan⸗ 
‚gung einer wirklichen umfaffenden deutſchen Einigung 
nicht erforderlich fei?, daß vielmehr hierdurch der all 
feitig gewünfchten Einigung ein unbeflegbares Hinderniß 
entgegengeftellt würde. | 

Der Unterzeichnete hat die Zuficherung erhalten, daß 
ihm in fürzefter Zeit fpeziellere Inſtruktionen für feine 
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Theilnahme an den über dad Verfaſſungswerk zu pfles 
genden Berathungen, zugehen werden. Wobei bemerkt 
worden ift, wie bei Abfaffung derfelben die Tönigliche 
Regierung von dem oberfien Grundfaße audgehe, baß zur 
Erreichung des gemeinfamen großen Zweded mit aufrich⸗ 
tiger Hingebung Opfer zu bringen find, eine Beeinträcdh 
tigung der Selbftftändigfeit und inneren freien Bewe⸗ 
gung ber einzelnen Glieder des großen Ganzen aber in 
nicht höherem Maaße einzutreten habe, ald zur Erreis 
dung jened Zieles einer wahrhaften Einigung und fräfs 
tigen Gefammtentwidlung in der That erforderlich iſt. 
Frankfurt a. M., d. 16. Februar 1849. 
Der königlich bayerifche interimiftifche Bevollmächtigte bei 
der proviſoriſchen Zentralgewalt Deutfchlande. 
(Gez.) v. Xylander. 


79. 


Erklärung Des k. bayeriſchen Bevoll— 

mächtigten bei Der proviſoriſchen Zen: 

tralgewalt über den Entwurf Der Dent- 

fchen Neichsverfeffung, d. d. 3Sten Fe⸗ 
bruar 1849. 


Die Unterzeichneten beehren fih, in Folge der in 
der Sigung vom 24. d. M. gegebenen Zuficherung dem 
Herrn Präftdenten des Neich&minifterrathed, Freiherrn 
v. Gagern, die Erklärung der föniglic bayerifchen Re⸗ 
gierung, nach den Allerhöchft ertheilten Inftruftionen 
verfaßt, mit dem ganz ergebenften Anfuchen mitzutheilen, 
Diefelbe baldigft an den Verfaſſungs⸗Ausſchuß der Natios 
nalverfammlung gelangen zu laffen. | 

Die feitdem den Unterzeichneten zugekommenen Er 
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Häruıngen anderer Regierungen haben denfelben bie be 
friebigende Ueberzeugung gewährt, daß die Bemerkungen 
der königlich bayerifchen Regierung mit den meiften der 
übrigen biöher eingebrachten Anträge über die einzelnen 
Theile des Verfaſſungswerkes übereinftimmen, daß ind 
befondere die von der königlich preußifchen und anderen 
deutfehen Negierungen gemeinfchaftlich verfaßten Bemers 
fungen fehr berüdfichtigungswerthe Vorfchläge über Die 
Abfchnitte vom Reiche und der Reichsgewalt enthalten, 
mit welchen die königlich bayerifche Regierung fich in dem 
meisten Punkten einverftanden erklären dürfte, und auch 
durch ein Zufammentreffen in ihren Anträgen einvers 
fanden erklärt hat. 

Die -Unterzeichneten können es ſich zum Schluffe 
nicht verfagen, die weitere Bemerfung anzufügen, daß 
fie mit lebhaftem Intereffe in dem Eingange zu den Be- 
merfungen des füniglich fächfifchen Bevollmächtigten vom 
23. Februar *) jene Grundfäße über das Zuftandefoms 
men der bdeutfchen Reichsverfaſſung kundgegeben finden, 
weiche der bayerifchen Regierung feit dem Beginne der 
Berbandlungen eigen gewefen, und welche fie auch jeßt 
ale die ihrigen unbedingt erklären muß. 

Frankfurt a. M., den 28 Februar 1849. 

(Se) Graf v. Lerchenfeld. v. £ylander. 


Erklärung der königlich bayerifchen Negierung zu den 

von der deutichen Nationalverfammlung in erfter Le: 

fung angenommenen Abjchnitten des Berfaflungs-Ent- 
wurfes. 


Die königlich bayeriſche Regierung hat in der unter 
dem 16. dieſes übergebenen Note ihre Bereitwilligkeit, 
ja noch mehr, ihre volle Zuſtimmung zu dem angebahn⸗ 


Siehe Nr. 78, 


ten Wege der Berftändigung über die zeitgemäße Um⸗ 
bildung der deutfchen Verfaſſung ausgefprochen, und in 
der Löfung dieſer Aufgabe nicht nur diejenige erfannt, 
deren Wichtigkeit feine andere gleichfomme, fondern von 
welcher die Stärfe und Wohlfahrt ded gefammten deuts 
chen Baterlandes und aller feiner einzelnen Theile, fowie 
and) die Zufunft und ber Friede Europa's wefentlich be 
dingt fei. — 

Eie hat fih damals unter Anführung einiger allge 
meinen Hauptarfichten, an welchen fie unverändert feſt⸗ 
hält, vorbehalten ihre Erinnerungen zu dieſem Zwecke 
fchleunigft nach Frankfurt gelangen zu laffen, und ent 
fpricht der eingegangenen Verbindlichleit durch gegenwärs 
tige Erflärung. 


I. 


Allgemeine Bemerkungen. 

Um die Anfichten der einzelnen Beftimmungen des 
Berfaffungsentwurfes zu begründen, ift wohl vor Allem 
die Zeftftellung der Grundlagen unerläßlih, auf wel 
chen der neue Verfaffungsbau fich erheben foll. 

Diefe Grundlagen aber find nach der Ueberzeugung 
der königlich bayerifchen Negierung nur in folgenden 
Dunften zu finden. 

I. Das neue Verfaffungsband muß alle Theile Deutſch⸗ 
lands in gleihmäßiger Weife unfchlingen. Die Los⸗ 
trennung einzelner Theile aus dem bisherigen Gefammts 
verbande, oder die Verſetzung bderfelben in eine Sonders 
ftellung würde mit dem vworgefeßten Zwede der fefteren 
Einigung und größeren Kräftigung Deutfchlands in uns 
ausgleichbarem Widerfpruche ftehen. 

II. Es muß eine Reichdgewalt gebildet werden, aus⸗ 
gerüfter mit der nöthigen Macht, um Deutfchland nad 
Außen mit Würde zu vertreten, und feine allgemeinen 
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Härungen anderer Regierungen haben benfelben bie be 
friedigende Ueberzeugung gewährt, daß die Bemerkungen 
der königlich bayerifchen Regierung mit den meiften ber 
übrigen biöher eingebrachten Anträge über die einzelnen 
Theile des Verfaſſungswerkes übereinftimmen, daß ind 
befondere die von der Föniglich preußifchen und anderen 
deutfchen Negierungen gemeinfchaftlich verfaßten Bemers 
fungen fehr berücdfichtigungswerthe Vorfchläge über die 
Abſchnitte vom Neiche und der Neichögewalt enthalten, 
mit weichen die königlich bayerifche Regierung fich in den 
meiften Punkten einverftanden erklären dürfte, und auch 
durch ein Zufammentreffen in ihren Anträgen einver⸗ 
ſtanden erklärt hat. 

Die Unterzeichneten können es ſich zum Schluſſ⸗ 
nicht verſagen, die weitere Bemerkung anzufügen, daß 
ſie mit lebhaftem Intereſſe in dem Eingange zu den Be⸗ 
merkungen des königlich ſächſiſchen Bevollmächtigten vom 
23. Februar*) jene Grundſätze über das Zuftandefoms 
men der deutfchen Neichöverfaffung Eundgegeben finden, 
weiche: der bayerifchen Regierung feit dem Beginne der 
Berhandlungen eigen gewefen, und welche fie auch jet 
ale die ihrigen unbedingt erflären muß. 

Frankfurt a. M., den 28 Februar 1849, 

(Se) Graf v. Lerchenfeld. v. Zylander. 


Erklärung der Töniglich bayerifchen Regierung zu den 

von der deutichen Nationalverfammlung in erſter Le- 

fung angenommenen Abſchnitten des Verfaſſungs⸗Ent⸗ 
wurfes. 


Die königlich bayeriſche Regierung hat in der unter 
dem 16. dieſes übergebenen Note ihre Bereitwilligkeit, 
ja noch mehr, ihre volle Zuſtimmung zu dem angebahn⸗ 


*) Siehe Nr. 78. 


ten Wege der Berftändigung über die zeitgemäße Um⸗ 
bildung der beutfchen Verfaffung ansgefprochen, und in 
der Löfung diefer Aufgabe nicht nur diejenige erfannt, 
deren Wichtigkeit Feine andere gleichtomme, fondern von 
welcher die Stärke und Wohlfahrt ded gefammten deut 
chen Baterlanded und aller feiner einzelnen Theile, fowie 
auch die Zufunft und der Friede Europa's weſentlich be⸗ 
dingt fei. — 

Sie hat ſich damals unter Anführung einiger allge⸗ 
meinen Hauptanfichten, an welchen fie unverändert feſt⸗ 
hält, vorbehalten ihre Erinnerungen zu diefem Zwecke 
fchleunigft nach Frankfurt gelangen zu laffen, und ent 
fpricht ter eingegangenen Verbindlichleit durch gegenwärs 
tige Erflärung. 


1. 


Allgemeine Bemerfungen. 

Um die Anfichten der einzelnen Beltimmungen des 
Berfaffungsentwurfes zu begründen, ift wohl vor Allem 
die Feftftellung der Grundlagen unerläßlic, auf wel 
chen der neue Verfaffungsbau fich erheben fol. 

Diefe Grundlagen aber find nad der Ueberzeugung 
der königlich bayerifchen Negierung nur in folgenden 
Punkten zu finden. 

I. Das neue Verfaffungsband muß alle Theile Deutſch⸗ 
lands in gleichmäßiger Weife umfchlingen. Die Loss 
trennung einzelner Theile aus dem bisherigen Gefammts 
verbande, oder die Verfeßung berfelben in eine Sonders 
ftelung würde mit dem vorgefegten Zwecke der fefteren 
Sinigung und größeren Kräftigung Deutfchlands in uns 
audgleichbarem Widerfpruche fteben. 

ILII. Es muß eine Reichdgewalt gebildet werden, aus⸗ 
gerüfter mit der nöthigen Macht, um Deutfchland nad) 
Außen mit Würde zu vertreten, und feine allgemeinen 
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Sntereffen nady Innen mit Nachdrud. zu wahren. und zu 
fördern. 

Aber in einem Gefammtftaate, unter deſſen Mit⸗ 
gliedern zwei europäiſche Großmächte und vier andere 
Königreiche ſich befinden, ſtellt ſich die Uebertragung der 
oberſten Reichſs-Gewalt an ein einheitliches Oberhaupt 
als eine politiſche Unmöglichkeit dar, und es iſt hier 
nur die Bildung eines Kollektiv-Oberhauptes, oder mit 
andern Worten, eines Reichsſs-Direktoriums möglich, in 
welchem Oeſterreich ebenſo ſeine Stelle einnehmen würde, 
als die übrigen Glieder des Bundes nach Maaßgabe ih—⸗ 
res Belanges darin Antheil zu finden hätten. 

In dem Direktorium wären alle Beſchlüſſe nach 
Stimmenmehrheit zu faſſen, und daneben Vorſorge zu 
treffen, damit nicht die Thatkraft deſſelben durch die an 
Inſtruktions-Erholungen gewöhnlich ſich knüpfenden Zö⸗ 
gerungen gelähmt werde. | 

III. Dem deutfchen Bolfe muß durch eine, aus ge⸗ 
ſetzlich feſtgeſtellten Wahlen hervorgehende Volksvertre⸗ 
tung, durch ein Volkshaus, und daneben durch die Bils 
dung eines, die flaatlichen Verhältniffe wahrenden Staas 
tenhaufes, Xheilnahme an der Beforgung der gemein: 
famen Angelegenheiten des gefammten deutfchen Vater: 
landes gefichert werden. 

. IV. Während auf der einen Seite in den Macht: 
freid der Reichögewalt alle jene Zuftändigfeiten zu legen 
find, weldye zur Erfüllung der unter Ziffer II bezeichnes 
ten Aufgaben erforderlich erfcheinen, follen auf der ans 
deren Seite die Zuftändigfeiten der einzelnen Staaten 
nicht weiter befchränft werden, ald der oben erwähnte 
Zwed ſolches gebietet; denn nicht die Bildung eines Ein- 
heitsſtaates, in welchem die Unabhängigfeit und Selbfts 
ſtändigkeit der einzelnen Staaten aufzugehen hätte, ſon⸗ 
dern die Einigung dieſer Staaten zu einem lebenskräf⸗ 
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tigen organifchen Ganzen, in welchem” den einzelnen 
Gliedern die zur Ordnung ihrer eigenen befonderen An- 
gelegenheiten erforderliche freie Bewegung und das Necht 
der Selbftregierung erhalten und gefichert werde, infos 
weit nicht der Geſammtzweck deſſen Befchränfung ers 
heiſcht, — foll durch die neue Berfaffung angeftrebt 
werden. 

V. Endlich werden in der deutfchen Berfaflung auch 
jene Freiheiten und Nechte zu bezeichnen fein, welche 
allen Deutfchen gewährt werden follen, ohne jedoch, Dies 
fen Rechten und Freiheiten eine Ausdehnung zu geben, 
welche von einzelnen deutfchen Volksſtämmen das Opfer 
von Sntereffen und Einrichtungen forderte, deren Forts 
beftand mit der Macht und Wohlfahrt des Geſammtva⸗ 
terlandes nicht vereinbar iſ. 

Denn die Verletzung ſolcher Intereſſen und die Ver⸗ 
nichtung derartiger Einrichtungen würde die Macht und 
Wohlfahrt des Ganzen nicht fördern, vielmehr ſchwächen 
und beeinträchtigen. 


II. 


Spezielle Bemerkungen. 

Geht man von den eben bezeichneten Grundlagen 
zur näheren Prüfung des aus der erſten Refung hervor⸗ 
gegangenen Berfaflungsentwurfed über, fo ergeben ſich 
nachſtehende Bedenken. 


I. Theil. 
Das Reih und die Reichsgewalt. 


1) Die SS. 2 und 3 würden Oeſterreich zum Aus⸗ 
tritte aus dem engeren deutfchen Berbande nöthigen, und 
anderweitige Verwickelungen herbeiführen, baher ift ihre 
angemeffene Befeitigung im Intereſſe des Geſammtvater⸗ 
landes unerlaͤßlich 


2) Bezüglich ber S$. 7 und 8 wäre umſomehr eine 
Verſtändigung und Abänderung nothmwendig, ald es ſich 
in denfelben nur um Feſtſtellung des Prinzipes handeln 
dürfte, nach welchen der Reichsgewalt Die Vertretung 
des Geſammtſtaates mit dem Auslande, unbefchadet der 
damit nicht in Widerfpruch tretenden Ausnahmsberech⸗ 
tigungen, da wo ſolche nothwendig erjcheinen follen, zus 
ſteht. 

3) Der zweite Abſatz des $. 9 wäre in nachſtehen⸗ 
der Weife zu faflen: „Ihre Befugniß zu Verträgen mit 
nichtdeutfchen Regierungen befchränft fi auf Gegen 
ftäude, welche nicht der Zuftändigfeit der Reichsgewalt 
zugewiefen find.’ 

4) Die Beftimmung des 6. 15 über die Berpflidy" 
tung ber deutfchen Truppen dürfte fpezieller Bereinbas 
rung vorbehalten bleiben. 

5) Der S. 18 wäre zu flreichen. Die Beſtimmun⸗ 
gen der noch in Kraft beftehenden deutfchen Kriegsver⸗ 
faffung haben fich in der Erfahrung als vollfommen 
ausreichend erwiefen. 

6) Der Reichögewalt fol die Dberaufficht über alle 
dem allgemeinen dentfdyen Verkehre dienenden Anftalten, 
die Sorge für die Förderung dieſes allgemeinen Verfehres, 
und für die Entfernung feiner Hemmniffe, dann die Er⸗ 
faflung der dafür erforderlichen Gefeke und Anordnun⸗ 
gen übertragen werden. 

Aber die Beſtimmungen der 86. 25, 27, 29, 30 und 
32 geben den desfallſigen Zuftändigfeiten der Reichsge⸗ 
walt eine durch den Zweck feineöwegs geforderte, und 
zum Sinheitsftaate führende Ausdehnung. Es wird dem, 
nach der Verfländigung vorbehalten, diefelben entweder 
ganz zu befeitigen, oder auf einen richtigeren Standpunkt 
zurüdzuführen. | 

7) Daß das deutfche Reich ein Zoll und Handels⸗ 
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gebiet bilde, und daß auch für außerdeutfche Theile und 
Landestheile der Anſchluß an das deutfche Zollgebiet mit- 
telft befonderer Verträge vorbehalten bleibe, ift eine 
Grundbedingung des Aufblühens deutfchen Gewerbfleißed 
und Handeld. 

Daher muß auch der Reichögewalt die Gefeßgebung 

und Oberaufjicht über Alles, was zur Ordnung des ge 
fammten deutſchen Zollwefend erforderlich ift, zuftehen. - 
| Aber daß der Reichsgewalt auch die Anordnung ge> 
meinfchaftlicher Produktions- und Besbrauchäfteuern, die 
Beftimmung folcher Steuern, welche gemeinfchaftlich fein 
follen, ja fogar die Feftfeßung der Gegenftände, auf 
welche die einzelnen Staaten Produftiond- und Ver⸗ 
‚brauchöfteuern für Rechnung des Staates oder einzelner 
‚Gemeinden legen dürfen, zuſtehen fol, dieß greift wohl 
u tief in die Rechte und den finanziellen Haushalt der 
Einzelftaaten ein. Unſtreitig muß bezüglich der in den 
einzelnen Staaten zur Erhebung kommenden Produk⸗ 
tionds und Berbrauchäftenern den allgemeinen Intereſſen 
und Anforderungen des deutſchen Gewerbfleißed und 
Handeld Rechnung getragen werden, wie folched auch in 
dem beftehenden Zollvereine längft anerfannt und zur 
‚Geltung gebracht worden ift. 
Im $. 33 im erſten Abfase hätten die Worte: „mit 
Wegfall aller Binnenzölle,” wegzubleiben, infofern hier» 
unter auch die im Zollvereine beflehenden Uebergangs⸗ 
abgaben verftanden werden, da diefelben zur Aufrecht⸗ 
haltung der den Einzelſtaaten zuflehenden Gefeßgebung 
über innere Produktions- und Verbrauchsſteuern und 
der Einnahmsquellen hieraus nicht zu entbehren find. 

Auch die SS. 34 und 37. gehen weiter, als der bes 
zeichnete Zweck erfordert, denn entweder fol dadurch der 
Reichsgewalt dad Recht eingeräumt werden, neben den 
an den Einzelſtaaten zur Erhebung kommenden Produk⸗ 
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tions⸗ und Berbrauchöftenern neue für Rechnung des 
deutfchen Reiches einzuführen, und dann wäre dadurch 
die gänzliche Zerrüttung des Finanzwefend der Einzel 
ftaaten angebahnt, weil unmöglich in cinem und dem⸗ 
felben Staate zwei verfchiedene Finanzwefen und Finanz⸗ 
gewalten nebeneinander beftehen fünnen; oder ed fol 
der Neichdgewalt die Befugniß beigelegt werden, einzelne 
von den in den verfchiedenen Einzelftaaten bereits bes 
ftehenden Produftionds und Verbrauchefteuern für Die 
Dedung der Reichsausgaben an fich zu ziehen und zu 
gemeinfchaftlichen zu erflären, — und dann ift nicht nur 
die nothwendige Gleichheit der Belaftung aller deutfchen 
 Bolfeftämme für die Gefammtausgabe aufs Höchfte ges 
fährdet, fondern auch ver Sonderhaushalt der Einzels 
ftaaten durch den entftehenden Ausfall mit den fchwerften 
Verwickelungen bedroht. 

Auch die Beftimmung des $. 35, welcher die Reiche» 
gewalt ermächtigt, aus dem Ertrage der Zölle einen bes 
flimmten Theil nach Maaßgabe des Budgets für die 
Ausgaben des Reiches hinwegzunehmen, und den Ueber⸗ 
reft an Die einzelnen Staaten zu vertheilen, geht zu weit. 

Es genügt, daß die Reichdausgaben nach einer gleich» 
heitlichen, feft zu beftimmenden Maaßgabe auf die Ein, 
zelſtaaten vertheilt, und für die rechtzeitige Einzahlung 
ber Matrifularbeiträge Vorforge getroffen werde. Die 
Erhebung und Ablieferung diefer Beiträge ift fobann 
Sache der Einzelftaaten. 

8) Die Beftimmung des $. 38 wird auf die allge 
meine beutfche Schifffahrt und den allgemeinen deutfchen 
Handel zu befchränten, im S. 39 aber ber Reichögewalt 
die Befugniß zur Ertheilung von GErfindungspatenten 
wenigftens nicht audfchließlich beizulegen fein. 

Weit zweckmäßiger bürfte es fein, wenn die Grund» 
füge, nach welchen bei der Ertheilung der Erfindungs⸗ 
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oder Einführungspatente zu verfahren, für ganz Deutſch⸗ 
and gleichförmig feftgefeßt, hiernach aber die Erteilung 
der Patente den Einzelftaaten überlaffen, und diefen Pas 
tenten bei Erfüllung beftimmter Formen allgemeine Güls 
tigfeit zugeflanden würde. 

9) Auch die in den 66. 40, 41 und 42 enthaltenen 
Beftimmungen fcheinen zu weit zu gehen. — Wenn der 
deutſchen Reichsgewalt die Befugniß übertragen wird: 

a) die Geſetzgebung und Oberaufficht über die Einheit 
und dad Sneinandergreifen des Poftwefend im deut⸗ 
fhen Reiche zu üben, 

b) allgemeine Poftverträge mit auswärtigen Poftvers 

waltungen zu fchließen, u 
fo dürfte hierin fchon dad Genügende zur Erzielung ei» 
ner gleichheitlichen Ueberwachung des Poſtweſens liegen. 

10) Die Einführung eines gleihen Münzſyſtemes 
für ganz Deutfchland ift gewiß eine der wichtigften Aufs 
gaben der Reichsgewalt. 

Wenn aber im $. 44 unter der Öleichheit ded Münz⸗ 
ſyſtemes auch die Gleichheit der Münzeinheiten und ihrer 
Unterabtheilungen verftanden werden wollte, fo wären 
hierdurch die Intereſſen der Einzelftaaten aufs Yeußerfte 
und ohne zureichenden Grund gefährdet. 

Ebenfo wenig möchte zu rechtfertigen fein, wenn 
durch das einzuführende gleihe Maaß- und Gewichts 
foftem der Fortgebrauch des in Einzelftaaten hergebrad)s. 
ten Maaß⸗ und Gewichtſyſtemes gänzlich und zwangs⸗ 
weife ausgefchloffen werden wollte. 

Daß die Bebürfniffe des Verfehres weder in Anſeh⸗ 
ung des Münzfyftemes, nody in Bezug auf Maaß und 
Gewicht Anordnungen der foeben ald höchſt bedenklich 
bezeichneten Art erheifchen, dafür geben die im Zoll 
vereine darüber gefchloffenen Konventionen genugfame 


Belege. 
Roth und Mer, Quellenſammlung. II. Br. 24 


Sn 6. 46 würde die Feſtſtellung genügen, daß der 
Neichdgewalt das Recht zuftehe, über das Bankweſen 
und das Ausgeben von Papiergeld die Oberaufficht gu 
führen, und allgemeine Gefeße deshalb zu erlaffen. 

Ebenfo wäre in $. 47 der ganz unbeftimmt gefaßte 
Ausdruck: „von Reichswegen“ zu entfernen, und eine 
andere Kaflung dafür anzunehmen. 

11) Ueber die gegen die Auflegung und Erhebung 
‚von Reichöftenern ſich darbietenden Bedenken ift fchon 
unter Ziffer 7 dad Erforderliche bemerkt, hiernach dürfte 
8. 49 abzuändern fein. 

12) Die Ertheilung der gefeglichen Normen für den 
Erwerb und Berluft ded Staatöbürgerrechtesd in den Ein- 
zelftaaten muß diefen vorbehalten bleiben, weil hieran 
der Genuß von Sonderrechten gefnüpft if. Aus dieſem 
Geſichtspunkte wird eine Modifikation des $. 52 nicht 
zu umgehen fen. 

Auch $. 56 fcheint nicht hinreichend motivirt zu fein, 
da nad feiner allgemeinen Fafjung die gefammte Ges 
‚fundheitspolizei der Einzelftaaten in das Bereich ber 
Reichsgewalt gezogen werden fünnte. Es wird genügen, 
wenn der Reichsgewalt vorbehalten wird, im Intereſſe 
des Geſammtwohles allgemeine Maaßregeln zur Abhal- 
sung von Krankheiten von den Grenzen Deutichlande 
anzuordnen. 

13) $. 58 in dem Schlußfage gibt der Reichsgeſetz⸗ 
gebung eine Ausdehnung, welche dad Recht der Selbſt⸗ 
gefeßgebung der Einzelftanten mit Bernichtung droht. 
Denn wenn die Reichdgewalt befugt ift, in allen Fällen, 
wo fie für das Gefammtintereffie Deutſchlands die Be⸗ 
gründung gemeinfamer Einrichtungen und Maaßregeln 
für nothwendig erachtet, das. Recht der Gefeßgebung 
andzudehnen, fo kann von Unabhängigkeit und Selbfts 
ftändigkeit nicht mehr die Sprache fein. Diefe Unab⸗ 
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hängigfeit und Selbftftänbigfeit kann nur durch die Ans 
erfennung des Grundfaged gewahrt werden, daß den 
Einzelftanten die gefeggebende Gewalt über alle Gegen; 
fände zuftehe, welche nicht ausdrücklich der Reichsgeſetz⸗ 
gebung vorbehalten find, weshalb auf Wegfall des 
Schlußſatzes angetragen wird. 


1. Theil. 
Der Reichstag. 


a) Bei der Bertheilung der Mitglieder, aus wel⸗ 
chen das Staatenhaus gebildet werden fol, find die ſüd⸗ 
deutfchen Staaten gegenüber den norddeutſchen auffals 
lend benachtbeiligt. Denn ed würden diefelben nach $. 3 
felbft mit Einfchluß von Heflen- Darmfladt und Naffau 
von 176 Stimmen nur 80 erhalten, während 96 auf 
Norddeutfchland ftelen. 

Diefes Mißverhältnig wird entweder Durch Vermeht⸗ 
rung der von Süddeutfchland zu ftelenden, oder daurch 
Verminderung der Norbdeutichland zugetheilten Mitglie⸗ 
derzahl ausgeglichen werden müffen. 


b) Im 6. 9 wird beisufegen fein, daß die audtres 
tenden Mitglieder wieder erwählt werden dürfen. 

c) Der $. 19 Ziffer 2 und 4 dürfte nad) den oben 
unter I. 7 und 11 gemachten Erinnerungen zu mobi. 
füiren fein. 


d) Nicht minder wird die Beflimmung des F. 19 a. 
Ziff. 6 noch in nähere Erwägung zu nehmen ſein, nach 
welcher das Staatenhaus nur Erinnerungen und Aus⸗ 
Relungen bezüglich ded Budgets zu machen befugt fein 
fol, und zwar um fo mehr, ald das Staatenhaus ges 
mäß $. 4 zur Hälfte durch die Volfsvertretung der Eins 
zelſtaaten gebildet werden fol. 

| werden Fr 
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II. Theil 


Das Reichsoberhaupt und der 
Reichsrath. 


Was hierüber in den 66. 1— 16 des Entwurfes bes 
ſtimmt wird, bedarf nach den im Eingange der gegen, 
wärtigen Erklärung in Anfpruch genommenen Grundlas 
gen der Fünftigen Reichsverfaſſung gänzlicher Umarbeis 
tung; und es würde insbefondere. der von dem Reichs⸗ 
rathe handelnde Abfchnitt im Falle der Bildung einer 
‚kollektiven Reichsgewalt hinwegzufallen haben. 


80. 


Erflärung Der E. bayerifchen Negierung 
über die deutſche Neichsverfaflung, d 
7 d. 23ten April 1849. 


Die Wendung, weldye die im vorigen Jahre begons 
nene Fortbildung der deutjchen Bundesverfaffung in den 
legten Wochen genommen hat, macht ed der Regierung 
Seiner Majeftät des Könige von Bayern zur Pflicht, 
mit Offenheit und Entfchiedenheit den Standpunkt zu: bes 
zeichnen, welchen fie in dieſer Frage einnimmt, durch de⸗ 
ren Löſung die Gefchide Deutfchlande für lange Zeit, 
vielleicht für immer entſchieden werden. 

Die bayeriſche Regierung hat niemals anerkannt, 
daß der nach Frankfurt a. M. berufenen Nationalvers 
fammlung das Recht zuftehe, die deutfche Verfaffung 
einfeitig ohne Zuftimmung der Regierungen feftzuftellen. 
Sie findet die rechtliche Grundlage der Nationalverfamms 
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Inng in ben Bundesbefchlüffen vom 30. Mär; und 7. 
April v. Is., wornach „„Nationalvertreter für das zwi⸗ 
fhen den Regierungen und dem Bolfe zu Stande zu 
bringende deutfche Verfaffungsmwerf gewählt werben folls 
ten.“ Auf diefe Grundlage hin find in den einzelnen 
Staaten die Wahlgefeße erlaffen und die Wahlen vors 
genommen worden. 

Auf diefe Grundlage hin ift die Rationalverfamms 
lung zufammengetreten und hiernady allein ift der Ums 
fang ihrer Rechte zu bemeflen, ohne daß einfeitige Ber 
fchlüffe der Nationalverfammlung denfelben zu ermeitern 
vermögen. 

Indem nun hiernadh die bayerifche Regierung das 
Necht der freien Zuftimmung zu den Befchlüffen der Nas 
tionalverfammlung für ſich und im vollen Umfange im 
Anfpruch nimmt, wie died auch von anderen deutfchen 
Regierungen gefchehen ift, fo erflärt fie zugleich, daß 
fie der Reichöverfaffung, wie fie von ter Nationalvers 
fammlung in zweiter Leſung befchloffen worden ift, und 
der darauf geflüßten Wahl eined Erbfaiferd ihre Zuſtim⸗ 
mung nicht ertheilen kann. | 

Durch diefe Berfaffung und Wahl würde Defters 
reich aus Deutſchland ausgefchloffen werden. Eine ſolche 
Ausfchließung wäre aber eine Verlegung nicht blos der 
vertragsmäßigen Rechte und Pflichten, welche alle zum 
deutfchen Bunde gehörigen. Staaten aneinanderbinden, 
fondern auch des großen Gedanfend der Einigung des. 
deutfchen Volkes in einer ftarfen Bundesverfaffung, wels 
chem die Nationalverfammlung ihren Urfprung verdanft, 
die ja nicht berufen wurde, Deutſchland zu zerreißen, 
fondern inniger zu verbinden. 

Jene Ausfchließung wäre eine Berläugnung der gans 
zen deutſchen Gefchichte und ein Undanf des übrigen 
Deutſchlands gegen Defterreich, das zu feiner Zeit bie 
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deutfihe Sache verlaffen hat. Sie wäre endlich ein 
Preisgeben der Zukunft des deutſchen Volkes, deſſen 
Macht und Wohlfahrt nur in dem Maaße ſich entwickeln 
können, als fie auf die Gefammtheit der Kräfte geſtützt 
werden, welche die Berbindung mit Defterreich zu ent 
falten vermag. 


Die in Frankfurt befchloffene Verfaſſung unterliegt 
aber auch, abgefehen von dem Umfange, den fie dem 
deutſchen Reiche gibt, um ihres Inhaltes willen den er- 
heblichften Bedenken. Sie fchafft nicht einen Bundes- 
ftaat, fondern einen Einheitöftant. Sie fonzentrirt nicht 
blos bie völferrechtliche Vertretung, dad Recht über Krieg 
und Frieden, die Verfügung über die bewaffnete Macht, 
fondern auch die Finanzkräfte, die Geſetzgebung und 
felbft in vielen wichtigen Zweigen die innere Verwaltung 
in einer Weife, welche den einzelnen Staaten jede Selbfts 
ftändigfeit raubt, und fie lediglich zu Verwaltungsbezir⸗ 
fen geftaltet. 


Diefer Charakter der Verfaffung ift auch in dem an 
die Spike geftellten ‚Erbfaiferthum Far ausgeſprochen, 
und hierdurch die Zentralifirung Der ganzen Regierungs⸗ 
gewalt um fo fchärfer begründet, als felbft der in ber 
erften Lefung angenommene Neichsrath in der zweiten 
Leſung aufgegeben wurde. ine folche Zentralifirung 
eined: großen Volkes ift nach dem Zeugniffe der älteren 
und neueſten Gefchichte das Grab feiner gleichmäßigen 
Entwidlung und Bildung, feiner inneren Ruhe und felbft 
feiner Freiheit. Sie unterwirft dad ganze Volk dem 
Zentraipunfte faft willenlos, und gibt ed den Stürmen 
Preis, welche die Leidenfchaft und Herrfchfucht der in der 
Hauptſtadt fich. befämpfenden Parteien unaufhörlich hers 
vorrnfen. Ganz befonders zuwider ift endlich eine folche 
Zentraltfation: dem innerſten Weſen des: dentſchen Bol 
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kes, deſſen geiftige Bedeutung. vorzüglich aus feinem reich 
entfalteten Stammesleben hervorgegangen if. 

Das aber ift das Gefährlichite, wenn einem Volke 
eine Verfaſſung gegeben wird, die ſeinem Weſen wider⸗ 
ſtreitet, denn entweder wird alsdann dieſe Verfaſſung 
ſelbſt nicht ins Leben treten, oder ſie wird das Leben 
und die geiſtige Kraft des Volkes vernichten. Die baye⸗ 
riſche Regierung verkennt zwar keinesweges, daß die 
deutſche Nation einer kräftigeren Einigung bedarf und 
fähig iſt, als fie bisher genoß. Allein es darf auch nicht 
unbeadhtet bleiben, daß jedem Volke in der Weltgefchichte, 
fein befonderer Beruf zukommt, daß die politifche Macht. 
nach Außen weder die einzige noch die edelfte Aufgabe 
eines Bolfes ift, daß der Grad derfelben nicht blos Durch. 
die Verfaffung, fondern auch durch das Gebiet und den 
Geiſt des Volkes bedingt wird, und zu dem inneren Glücke 
des Volkes nicht felten im umgefehrten Berhältniffe fteht. 
Nachdem felbft die dermalige Gefammtverfaffung Deutſch⸗ 
lands ungeachtet ihrer Mangelhaftigfeit ſich feit einem 
Fahre ftarf genug gezeigt hat, um die äußeren und in- 
neren Feinde fiegreich zu befämpfen, kann man fich übers 
zeugen, daß Deutſchland nicht völlig zentralifirt zu wers 
den braucht, um eine flarfe Öefammtregierung su ers 
halten. 

Ueberdies ift aber auch die in Frankfurt beſchloſſene 
Verfaſſung nicht einmal geeignet, eine ſtarke Regierung 
zu begründen. Hervorgegangen aus einer Vermittelung 
entgegengeſetzter Prinzipien entbehrt ſie der vollſtändigen 
Harmonie. 

Sie ſetzt einen Erbkaiſer mit unumſchränkter Macht 
über die einzelnen Staaten, und beraubt ihn doch prin⸗ 
zipiell des monarchiſchen Charakters, indem ſie ihm dem 
Reichstage gegenüber nur ein ſuspenſives Veto einräumt. 
Sie enthält für den Neichetag das Zweikammerſyſtem⸗ 
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ind gleichwohl finden weder die Eonfervativen Elemente 
eine entfchiedene Bertretung, noch die wohlbegründeten 
Intereſſen der einzelnen Volksſtämme. 

"Durch Diefe Berfaffung würde der tobende Kampf 
der politifchen Parteien nicht gefchlichtet, fondern erft zu 
neuen Unftrengungen aufgefordert werden. Die eitte 
Partei würde, um den Thron des Erbfaifers zu befeftis 
gen, auf fofortige Aenderung der Berfaffung hinarbeiten, 
eine andere würde bis zu erfolgter Vernichtung der Ein- 
zelftanten für die Aufrechthaltung der Berfaffung fäms 
pfen, um dann den Erbfaifer zu ſtürzen, und damit das 
monarchifche Syftem zu befeitigen. Gegen diefe beiden 
Parteien würde dad durch die Berfaffung nicht fofort 
ertödtete Stammbewußtfein reagiren, namentlich wenn die . 
unvermeidliche Erhöhung der Steuerlaft fid) fühlbar macht, 
und fo würde die ohne gehörige Rückſichtnahme auf Die 
beftehenden Berhältniffe gejchaffene Verfaſſung unter dem 
Gewichte eben dieſer Verhältniffe in Kurzem wieder zers 
fallen und Deutfcyland neuen Stürmen preidgeben. 

Dies find die für ganz Deutjchland in gleicher Weife 
anwendbaren Gründe, welche allein ſchon die bayerifche 
Regierung von der Anerkennung der in Frankfurt ber 
fchloffenen Berfaffung abhalten müffen. Ihr Gewicht 
wird gefteigert durch die befonderen Verhältniffe des 
bayerifchen Staated. Die Trennung von Defterreich 
würde von feinem deutfchen Lande fehmerzlicher empfuns 
den werden, ald von Bayern, dad Durch feine Lage, wie 
durch Stammverwandtfchaft eines großen Theiles der Be- 
wohner in die unmittelbarften Berührungen mit Defters 
reich gefeßt if. Kein deutfches Fand wiirde aber auch 
von jener in ber erbfaiferlicdyen Zentralifation liegenden 
Vernichtung aller Selbftftändigfeit ſchwerer getroffen wer: 
den, ald Bayern, dad, wenn man aud von feiner taus 
fendjährigen Geſchichte abfehen wollte, Durch feine Größe 
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und feine eigenthümlichen Zuftände in der Gegenwart zu. 
verlangen berechtigt ift, daß diefelben bei Feſtſtellung ber 
deutfhen Berfaffung genügend beachtet werden. In 
Frankfurt ift dies nicht gefchehen, indem, um nur -eineg 
vorzuheben, die Beftimmungen über die Produftionds und 
Verbrauchsſteuern ganz geeignet find, die Staatseinfünfte 
Bayernd um Millionen zu fehmälern und den Staates 
fredit, deſſen fpezielle Gewährleiftung auf jenen Abgaben 
beruht, zu vernichten. Die ganze Verfaffung, wie fie in: 
Frankfurt befchloffen wurde, würde im Wefentlichen das 
hin führen, den Süden Deutfchlande, dem Norden zu uns 
terwerfen, und dadurd die materiellen Intereſſen bes 
Südens im höchften Grade zu beeinträchtigen. 

Aus allen diefen Erwägungen hält es die Regierung 
Seiner Majeftät ded Königs von Bayern für ihre Pflicht 
gegen Deutfchland wie gegen Bayern, daß fie der in 
Frankfurt befchloffenen Berfaffung ihre Zuftimmung vers 
fage, und fie ift um fo mehr überzeugt, daß ihr hierin 
das bayerijche Volk in feiner weit überwiegenden Mehrs 
zahl beitritt, als erft Eürzlich beide Kammern der bayeris 
[hen Volksvertretung fih durch einftimmige Beichlüffe 
gegen die Trennung von Defterreich und gegen die Grün 
dung eines Erbkaiſerthums ausgefprodyen haben. 

Die bayerifche Regierung glaubt aber zugleich den 
Weg bezeichnen zu müſſen, auf welchem nach ihrer Ans» 
fiht die Wirren der Gegenwart eine dauerhafte Löfung 
finden können. 

Wenn die Nationalverfammlung darauf eingeht, die 
Verfaffung mit den Regierungen zu_ vereinbaren, dann 
ift ed an diefen, zufammenzutreten, fich über die Berfafs 
fung Deutfchlands zu einigen, und Hand in Hand mit 
der Nationalverfanmlung dag Werf zu vollenden. Dann 
wird die bayerifche Regierung zeigen, daß fie getreu ih- 
ren wiederbolten Erflärungen bereit ift, zur Begründung 
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einer wahrhaft ſtarken und friedenbringenden Geſammt⸗ 
verfaſſung mitzuwirken. Wie fie ſich dieſe Verfaſſung 
denkt, darüber hat ſie ſich namentlich in ihrer Beurthei⸗ 
lung des Verfaſſungsentwurfes nach der erſten Leſung 
fo beſtimmt ausſsgeſprochen, daß es einer Wiederholung: 
im Einzelnen jet nicht bedarf. 

Wenn aber die Nationalverfammlung auf die Bers 
einbarung nicht eingeht, fo fann die bayerifche Regierung 
die Befchlüffe der Nationalverfammlung nicht ald bindend 
anerkennen, und muß jede Verantwortung der fich hier. 
aus ergebenden Folgen von fich abweifen. 

Welcher diefer beiden Fälle aber auch eintreten mag, 
die Unauflöglichkeit des Deutfchen: Bundes, wie fie in Art. 
5. der wiener Schlußafte ausgefprochen ift, Dauert fort, 
und die proviforifche Zentralgewalt befteht rechtlich, wie 
fie durch Uebereinftimmung der Nationalverfaumlung 
und der Regierungen begründet worden ift. Auf fie ift 
die vollziehende Gewalt der Bundesverfammlung nad 
Maßgabe der Bundesverträge übergegangen, und ihr 
wird daher die bayerifche Regierung fortwährend ihre 
fräftige Unterftübung gewähren. Nach den Anordnungen: 
diefer Zentralgewalt kämpfen bayerifche Truppen im 
deutfchen Deere und nod in diefen Tagen find beden- 
tende Beiträge in die Reichskaſſe gezahlt worden. 

Fefthaltend an den Grundfäßen ded Rechtes und 
der Ehre wird Bayern treu zu Deutfchland ftehen und 
entfchieden dahin wirfen, daß man ed nicht zerreiße. 


München, den 23. April 1849. 


. 


s1. 
Borlage Der k. bayerifchen Regierung 
au Die Kammern, Die deutſche Neich#- 


verfaſſung betreffend, d. .d. 1Sten Diet 
1849. 


Nachdem die Nationalverfammlung in Frankfurt a. 
M. am 28. März d. Is. die zweite Lefung der von ihr 
berathenen Reichsverfaſſung vollendet hatte, verfammelte 
der interimiftifche Präfldent des Reichsminiſteriums die 
Bevollmächtigten der dDeutfchen Regierungen, übergab ihr 
nen beglaubigte Eremplare jener Berfaffung, und ftellte 
den Regierungen die Abgabe von Erflärungen Varüber 
anheim. Ä 

Die bayerifche Regierung gab hierauf am 23. April 
d. Is. die abfchriftlid anliegende Erklärung an das 
Reicheminifterium und durch dieſes an die Nationalvers 
fammlung ab. Sie nimmt darin das von ihr niemals 
aufgegebene Recht der Mitwirkung bei Begründung der 
deutſchen Berfaffung in Anfpruch, entwicelt ihre Einden⸗ 
dungen gegen die unveränderte Annahme der Berfaffung, 
und erflärt fich wiederholt zur Vereinbarung mit der Nas 
tionalverfammlung bereit. 

In ganz ähnlicher Weife hat fich aud) die königl. 
preußifche Regierung unterm 28. April d. 38. gegen’ das 
Neichöminifterium und die Nationalverfammlung audges 
forochen,, und ed war hiernach zu hoffen, Die National⸗ 
verfammlung werde darauf eingehen, in Gemeinfchaft 
mit den Regierungen die neue Berfaffung Deutfchlande 
zu begründen. | 

Diefe Hoffnung ift leider nicht in Erfüllung ges 
gangen. 
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Die Einwendungen der bayerifchen Regierung gegen 
die von der Nationalverfammlung befchloffene Verfaffung 
ruhen auf einer durch gewiffenhafte Erwägung gewons 
nenen Meberzeugung, und Fonnten daher auch den Vor⸗ 
ftellungen nicht weichen, welche der von Sr. kaiſ. Hoheit 
dem Erzherzoge Neichöverwefer hiezu beauftragte Untere 
ftaatsfefretär, Hr. C. Mathy, zu diefem Zwede hier ges 
macht hat. 

Die fünigliche Regierung beabfichtigt aber bei dieſem 
Widerſpruche gegen die in Frankfurt befchloffene Verfaſ⸗ 
fung weber die Wiederherftellung des alten Bundestages, 
nöch eine Verzögerung in der Vollendung einer zeitgemäs 
Ben, den Wiünfchen und Bedürfniffen der Nation entipres 
chenden Berfafjung, deren baldige Feftftellung fie viel» 
mehr Dringend wünſcht. 

Gie ift daher bereitwillig eingegangen auf die Eins 
ladung der föniglich preußifchen Regierung, eine Bereinis 
gung der Anfichten unter den Regierungen durch Vers 
handlungen in Berlin zu erzielen. Diefe bereits begons 
nenen Verhandlungen werden mit möglichfter Befchleunis 
gung gepflogen — und ed ift umfomehr: ein gedeihliched 
Refultat derfelben zu hoffen, als auch die k. k. öfterrei> 
chiſche Regierung ſich bei denfelben betheiligt hat. 

Bei diefer Lage der Dinge fühlt die fönigliche Res 
gierung das Bedürfniß, Den wiederverfammelten Bertre- 
tern des bayerifchen Volkes die Grundfäße offen darzu— 
legen, von welchen fie in diefer wichtigften Angelegenheit 
geleitet wird, und fie glaubt dieß nicht zweckmäßiger thun 
zu können, als indem fie diejenigen Beftimmungen der 
von der Nationalverfammlung befchloffenen Verfaſſung 
bezeichnet, welche ihr mit dem Wohle von Deutfchland 
und Bayern unverträglich erfcheinen, und zugleich ans 
giebt, was fie an deren Stelle vorfchlagen zu müffen 
glaubt. Ä 
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Die Einwendungen der königlichen Regierung gegen 
die Reichsverfaſſung Taffen fih auf drei Hauptpunfte 
zurücführen. 

1) Durch diefe Berfaffung wird Defterreich von 
Deutfchland getrennt. Eine folche Trennung ift nicht 
blos für beide Theile und insbefondere für Bayern höchſt 
nachtheilig, fondern auch dem Hauptgedanfen der gan⸗ 
zen jeßigen Bewegung zumider, der auf eine größere 
Einigung von ganz Deutfohland gerichtet ift, wie auch 
die Kammern fchon früher durch ihre einftimmigen Ers 
Härungen anerfannt haben. 

Es müffen daher und es können auch ſolche Modifi⸗ 
kationen gefunden werden, durch welche ohne Rückkehr 
zu dem alten Bundestage jene Trennung vermieden wird. 

2) Die Reichöverfaffung giebt der Reichdgewalt zu 
ausgedehnte Befugniffe. Sie begründet nicht einen Bun⸗ 
deöftaat, fondern einen Einheitsſtaat, und geht dadurch 
über dasjenige Ziel hinaus, welches in dem vergange- 
nen Sahre allgemein ald das zu erftrebende bezeichnet 
worden. Es niuß daher zwifchen den Befugniffen der 
Zentralgewalt und der inzelftaaten eine folche Grenz» 
fheidung getroffen werden, daß die durch die Einzelftans 
ten getragenen materiellen und geiftigen Intereſſen der 
Volksſtämme gewahrt bleiben. 

3) Die Organe der Reichöverfaffung find, nament⸗ 
lich durch das Wahlgefeß und durch die Beftimmungen 
über dad Reichsoberhaupt in einer Weife gebildet, daß 
die Zentralgewalt nicht geeignet erfcheint, eine fo feſte 
Trägerin der Ordnung und Freiheit zu fein, wie fie eis 
nem großen Staatenförper unentbehrlich if. 

Die Vertretung des Volkes bei der Zentralgewalt 
muß daher auf Grundlagen gebaut werden, welche bie 
Geſchicke der Nation nicht der Herrfchaft der keidenſchaf⸗ 
ten überliefern. 
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Die nähere Begründung diefer leitenden Gedanken 
wird ſich an die einzelnen Abfchnitte der Reichsverfaſ⸗ 
fung anreihen laffen. 


1. 


Der erfte Abfchnitt über das Reich veranlaßt für 
Bayern felbft Feine Bedenfen, wohl aber Tann er für 
Defterreich Schwierigfeiten begründen, wenn man den 
$,%. fo fohroff auffallen wollte, Daß er die deutfchen Lande 
Defterreichd mit den übrigen Ländern der Monarchie 
nur in dem Berbande der Perfonalunion beftehen ließe. 
Die Ausbildung der Provinzialverfaflungen, welche der 
menen Gefammtverfaflung Defterreichd zu Grunde gelegt 
ift, wird: hierin das rechte Maaß gewinnen laflen. 

HI. 

Die Beftimmungen des zweiten Abfchnitted über die 
Keichögewalt verlegen die materiellen Intereſſen und die 
finanziellen Kräfte Bayernd fo fehr, daß fie die ganze 
Eriftenz ded Staats bedrohen. 

Sn $. 34 —36 werden die Produftiond: und Ders 
brauchöftenern der Einwirkung ber Einzelftaaten entzogen 
and ihr Ertrag der freien Verfügung der Neichögewalt 
übergeben. Damit Tann Bayern feinen ganzen Malz 
aufichlag und mit diefem die Bafid feines Staatöfredis 
te8 verlieren. Nach $. 35 und 49 flieht ed ferner in dem 
Willen der Reichdgewalt, die fämmtlichen Zolleinfünfte 
für fid, in Anfpruch zu nehmen, und nach $. 41 und 43 
nicht blos die Pofttarife feflzufegen, fondern auch das 
ganze Poftwefen auf eigene Rechnung gegen billige Ent- 
fhädigung der Berechtigten zu übernehmen. Nicht genug, 
daß durch diefe Säge den Einzelftaaten ihre wichtigfien 
Sinnahmen außer den direkten Steuern entzogen und 
fomit die bayerifche Staatöfaffa um viele Millionen jähr- 
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lich beeinträchtigt werden könnte, fol die Reichsgewalt 
noch überdieß nach $. 50 und 51 das Recht haben, Mas 
trifularbeiträge auszufchreiben, Reichöfteuern zu erheben, 
und Anlehen aufzunehmen. 

Diefen völlig fchranfenlofen Eingriffen in die Fis 
nanzträfte der Einzelftaaten gegenüber fteht aber durch⸗ 
aus feine nur irgend erhebliche Minderung der Audga- 
ben, weldye die Einzelftaaten bisher. zu beftreiten hatten; 
denn die einzig möglichen Erfparniffe im Gefandtfchaftss 
weſen find fo unbedeutend, daß fie mit jenen Verluſten 
gar nicht in Vergleich gezogen werden fünnen. 

Diefe Berlufte felbft müßten alfo für die bayerifche 
Staatskaſſe wieder erfeßt werden, und dieß könnte ledig- 
lich durch direkte oder neue indirefte Steuern gefchehen. 
Hiedurch würden aber diefe Steuern zu einer Höhe ans 
fhwellen, welche den Wohlftand des ganzen baperifihen 
Bolfes untergraben müßte. 

Man wende nicht ein, daß hier Möglichkeiten vor: 
ausgeſetzt feien, die nicht verwirklicht werden würden. 
Die Reichsverfaſſung begründet diefe Möglichkeiten, und 
ift fie erft rechtlich anerfannt, fo hat Die Regierung des 
Einzelftaates nicht mehr die Macht, die bezeichneten Nach⸗ 
theile abzuwenden. Darum ift ed ihre heilige Pflicht, 
gegen folche Gefete zu proteftiren, und foviel an ihr if, 
die dem Lande drohenden Gefahren abzuwenden. 

Eine ſolche Abwendung wird aber nur dann möglich 
fein, wenn man die Neichögewalt auf die Erhebung von 
Matrifularbeiträgen befchränft, und “für Deren richtige 
und fchnelle Einzahlung, eine größere Sicherheit gieht, 
als bidher. beftand. 3u diefem Zwecke dürfte ed genüs 
gen, die Gemeinfchaftlichkeit der Zoleinfünfte in der Art, 
wie fie ſchon jett im Zollvereine befteht, auf das ganze 
‚zu einem Zollgebiete vereinigte Deutfchland zu übertragen. 

Nicht blos bezüglich der Finanzen iſt jedoch eine 
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übermäßige Zentralifation in der Reichöverfaffung theils 
ſchon andgefprochen, theild angebahnt, fondern auch bes 
züglich mehrerer anderen Theile der Staatsgewalt. Als 
lerdingd gebührt der Zentralgewalt die völferrechtliche 
Dertretung des gefammten Deutfchlands dem Auslande 
gegenüber, die Entfcheidung über Krieg und Frieden, 
die Dberleitung der bewaffneten Macht, des Zoll- und 
Handelöwefend, der allgemeinen Anftalten und Mittel 
des Verfehred — die Wahrung des Neichöfriedeng, und 
die Neichdgefeßgebung. Aber ed müſſen die Grenzlinien 
diefer Rechte der Zentralgewalt fchärfer bezeichnet wers 
den, wenn nicht eine nachtheilige Verwirrung und eine 
vielfache Beeinträchtigung der Einzelftaaten erfolgen fol. 

Was insbefondere die Gefebgebung anbelangt, fo 
wird in $. 57 und 58 der Reichsgewalt nicht blos über 
das Neichdbürgerrecht, was in Ordnung ift, fondern ſo⸗ 
gar über das Staatöbürgerreht in den Einzelflaaten 
und über das Heimathsrecht die auefchließliche Gefeß- 
gebung eingeräumt. Eine foldye Befugniß geht über die 
Idee eined Bundesftaates unbeftreitbar hinaus, — wie 
fie denn auch weder in der Schweiz noch in Nordame- 
rifa befteht, und kann den Gemeinden der Einzelftaaten 
um fo größere Gefahren bereiten, wenn man erwägt, 
daß nach S. 133 auch Die Gewerbegefeßgebung lediglich 
in die Hand der Reichdgewalt gelegt und zugleich das 
Prinzip der Gewerbefreiheit bereitd ausgefprochen ift. 

In $. 63 aber ift der Reichdgewalt die Möglichkeit 
geboten, ihre Geſetzgebungsbefugniß nach Ermeſſen aus⸗ 
zudehnen, und fo nach und nadf die Gefehgebung der 
Einzelftanten völlig zu vernichten. 


III. 


Der dritte Abfchnitt über das Reichsoberhaupt ift 
in der Nationalverfammlung felbft nur mit der. geringen 


385 


Majorität von 4 Stimmen angenommen worden, und 
feine Unausführbarfeit wird Feines weitläufigen Beweis 
fed bedürfen. Wenn der in den Berhältniffen Deutſch⸗ 
lands tief begründete füderative Charakter feiner Ges 
fammtverfaffung gewahrt, wenn indbefondere Defterreich‘ 
nicht von diefer ausgefchloflen werden fol, fo fann an 
die Spiße nur ein Direftorium geftellt werden. Daß 
diefe Einrichtung einer rafchen und fräftigen Leitung der 
Geſchäfte nicht entgegenftehe, wird durch Befchränfung 
in der Zahl, durch das Prinzip der Stimmenmehrheit, 
und die Ausſchließung von befonderer Snftruftiondeins 
holung vollfommen gefichert werden fünnen. 


IV, Zr 
Die Beftimmungen des vierten Abfchnittes über den 


Reichstag geben im Zufammenhange mit dem Wahlge 
fege zu großen Bedenfen Beranlaffung. 


Es iſt eine durdy. die Gefihichte aller Völfer beftäs. 
tigte Wahrheit, daß die ftaatliche Ordnung auf die Dauer 
nicht erhalten werden kann, wenn die Entfcheidung über 
die öffentlichen Angelegenheiten rein durch die nad) der 
Kopfzahl gebildete Majorität der Staatdangehörigen ers 
folgt, und daß die in einer folhen Einrichtung liegens 
den Gefahren in dem Grade fteigen, je größer der Staat, 
je verfchiedener an Bildung und Beſitz feine Bürger find. 
Auf das hierin liegende Maaß der Kräfte, auf das 
Berhältniß der Leiftungen für den Staat muß der Eins 
fluß der Einzelnen auf bie öffentlichen Angelegenheiten. 
geftügt werden, wenn diefe nicht einer ſich raſtlos übers 
ftürgenden Bewegung überantwortet werden follen, weldye 
zunächſt zur Anarchie und aus Diefer zur Gewaltherrs . 
fhaft führt. Ä 

Zu diefem Zwecke wird es dienlich fein, wenn man 
Roth u. Mer, Quellenſammlung. Il. Band. 25 
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zwar die Wählbarfeit zum Volksvertreter frei gibt, aber 
die Wahlberechtigung an gewiffe Bedingungen Tnüpft. 

. Aber auch ein Gleichgewicht unter den Trägern der 
Staatsgewalt ift erforderlich, und dieſes erfcheint Durch 
$$, 101. und 196. der Reichsverfaſſung in bedenflicher 
Weiſe geftört. 


V. 


Der fünfte und ſiebente Abſchnitt enthalten zwar 
auch einige Beflimmungen, gegen deren Zwedmäßigfeit 
ſich manche Einwendungen machen ließen. Doch erfcheis 
nen diefe Bedenken nicht ald fo wichtig, daß die fgl, 
Regierung um derfelben willen einen Widerfprud; gegen 
Die ganze Verfaſſung erhoben haben würde, und fie füns 
nen daher hier übergangen werden. _ 


VI. 


Der ſechste Abſchnitt, welcher die Grundrechte des 
deutſchen Volkes enthält, gibt zu folgenden Bemerkun⸗ 
gen Veranlaſſung. 

Unter den Grundrechten findet ſich eine Reihe von 
Sätzen, welche theils ſchon ſeit langer Zeit in Bayern 
Geltung haben, theils in neuerer Zeit zur Geltung ge⸗ 
langt ſind. Dieſe bieten mithin keinerlei Schwierigkeit dar. 

Viele andere Beſtimmungen der Grundrechte ſind 
von der Art, daß die Regierung kein Bedenken trägt, 
ſie anzuerkennen und nach erlangter Zuſtimmung der 
Kammern in Vollzug zu ſetzen, theils durch Zugrundles 
gung derfelben bei der bevorftehenden Revifion der Ver⸗ 
faffungsurfunde, theild durch Erlaffe der von der Nas 
tionalverfammlung felbft als nothwendig erfannten Ein» 
führungsgefete. Einige diefer Geſetze find bereits bear; 
beitet, namentlich zu den $$. 135. 139. 143. 146. 177. IST. 

- Die Grundrechte enthalten aber auch einige Bor; 
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fohriften, gegen Deren unveränderte ober fofortige Annabe: 
me die Regierung ſich deshalb ausfprechen muß, weil 
daraus große Nachtheile für den Staat und feine Bürs 
ger hervorgehen fünnten oder müßten. Nur diefe Theile: 
der Grundrechte follen hier befonderg hervorgehoben werben. 

Die Beftimmungen des $. 133. gefährden die Wohl⸗ 
fahrt des bayerifchen Gewerbitandes und ftellen das 
Einftrömen armer Bevölkerung in das Königreich in Aus⸗ 
ſicht. Es iſt fchon oben angedeutet worden, welche. 
Grenze in dieſer Hinfiht zwifchen der Reichsgeſetzge⸗ 
bung und der Gefeggebung der Einzelftaaten zu ziehen, 
fein dürfte. Jedenfalls aber könnte von der Anwendung 
diefer Süße nur unter der Vorausfegung vollftändiger 
Gegenfeitigfeit die Rede fein. | 

Der Inhalt des $. 137 gibt zu zwei Bemerkungen 
Beranlaffung. Nach dem erften Abfage foll der Adel als 
Stand aufgehoben fein. Dies kann nicht den Sinn has 
ben, daß die adeligen Familien gehalten wären, ihre Nas 
men zu Ändern; vielmehr follen dadurd die Borrechte 
des Adeld befeitigt werden. Diefe Befeitigung ift zu eis 
nem großen Theile in Bayern bereits durchgeführt, und 
wird bei Reviſion der Berfaffungsurfunde dem Art. IH. 
des Einführungsgeſetzes gemäß vollendet werden. 

Nicht unbedenklich erfcheint dagegen die gängliche' 
Befeitigung der Stellvertretung bei der Wehrpflicht, wie 
dieß erft neuerdings auch in Frankreich wieder anerkannt. 
worden ift, und es dürfte gerathen fein, dieſe Frage 
einer nochmaligen Erwägung durdy die Organe der Ger 
feßgebung zu unterftellen. 

Sn $. 139. wird die Todesſtrafe mit Ausnahme wes 
niger Fälle aufgehoben. Sp unbeftreitbar ed auch iſt, 
daß bisher die Todesftrafe in zu vielen Fällen angedroht: 
war, fo wird doch fehr. zu erwägen fein, ob die bier 
angenommenen Fälle ihrer Zuläffigfeit nicht allzu ber, 
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ſchränkt ſeien, und es könnten dieſe Sätze in Bayern 
ohne Nachtheil für die Rechtsſicherheit nur unter der 
Vorausſetzung angenommen werden, daß ſie in ganz 
Deutſchland zur Geltung kämen. 

“Die in den SS. 144 — 151 enthaltenen Grundſätze 
werden bei Reviſion der Verfaſſungsurkunde zur Gel⸗ 
tung gebracht werden. | 
EGs liegt jedoch gleichmäßig im Intereſſe des Staa⸗ 
tes und der Kirche, daß nicht jede Verbindung zwiſchen 
beiden gelöst, und die ſich hierauf beziehenden Beſtim⸗ 
mungen in $$. 145 — 147 klar andgeprägt werben. > 

Der erfte Sag in $. 156 madıt eine geeignete Mos 
bififation des Staatsdiener-Ediftes nothwendig, um eine 
übermäßige Belaftung der Staatskaſſe abzuwenden. 

Die in $. 157. auögefprochene Aufhebung des Schul 
geldes wird neue Gemeindeumlagen nothwendig machen, 
Daher wird bei jener Aufhebung nur allmälig zu Werke 
gegangen werden fünnen. | 

Dur $$. 165 und 170. werden die Ssntereffen des 
Grundbefiged und der Wohlftand des Bauernitandes im, 
vielen. Theilen ded Königreiches eben fo fehr gefährdet, 
ald durch $. 133. der Gewerbftand. Die völlig unbes 
ſchränkte Theilbarfeit des Grundbefiged trägt nicht min 
der große Gefahren in ſich, ald die unbedingte Gewerbes 
freiheit. Die Familienfideifommiffe müffen zwar aufhös 
ren, ein Vorrecht des Adels zu fein, und find daher in 
ihrer bisherigen Geftalt allerdings aufzuheben. Dagegen 
erfcheint ed als Bedürfniß und Durch den Grundfaß der 
freien Berfügung über das Vermögen geboten, daß als 
‚len Staatöbürgern gleihhmäßig die Möglichkeit gewahrt: 
werde, größere Gutskomplexe ungetheilt zu erhalten. 

Das Verbot der Ausnahmögerichte in S. 175. kann 
nur den Sinn haben, daß nicht für einen beſonderen 
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Fall ein nicht fchon im Geſetze vorgefehenes Gericht (Spe⸗ 
zialgericht) eingefegt werden Fann. 


Dieß find die Bedenken, welche die Regierung ges 
gen die von der Nationalverfammlung befchloffene Vers 
faffung zu erheben fich verpflichtet hielt. Werden die 
felben durch eine Reviſion befeitigt, fo wirb die Regie⸗ 
rung ihre Anerkennung nicht verfagen. 

Durch diefe offene Darlegung glaubt die Regierung: 
Sr. Majeftät bed Königs bewiefen zu haben, daß es 
ihr Ernft ift mit dem Beſtreben, dem deutfchen Volke 
eine fräftig einigende Gefammtverfaffung, foviel an ihr 
ift, zu begründen, und fie gibt fi) der Hoffnung hin, 
ed werde, wenn die Kammern auf eine Prüfung diefer 
Darlegung eingehen, gelingen, eine Einigung zwifchen 
der Pegierung und den Vertretern des bayerifchen Vol⸗ 
fes über dieſe Angelegenheiten zu erzielen. In biefer 
Hoffnung fieht die Regierung der Erflärung der Kams 
mern über die gegenwärtige Vorlage entgegen. 


82. 


Erklärung des k. fächfifchen Bevollmäch⸗ 
tigten bei der proviforifchen Zentralge: 
wolt, über Den Entwurf der Deutichen 
Reichsverfaſſung d. d. 23ten Februar 
| | 1849. 


Der unterzeichnete koniglich⸗ſächſiſche Bevollmächtigte 
bat den Zirkularerlaß des Herrn Präfidenten des Reichs⸗ 


miniſterrathes vom 28. v. M., durch weldyen die Negies 
rungen zu baldiger Abgabe ihrer Erklärungen über bie 
von der Nationalverfammlung in erfter Leſung angenom⸗ 
‚menen Berfaffungsbefchlüffe eingeladen worden find, zu 
entpfangen die Ehre gehabt und nicht verfehlt, denfelben 
feier. Regierung aldbald vorzulegen. 

So wie die Letztere es ſtets für Pflicht erachtet hat, 
das gedeihliche Zuftandefommen bes zunächſt der Natios 
nalverfammlung anvertrauten beutfchen Verfaſſungswer⸗ 
kes nad, Kräften zu fürdern, fo hat ihr auch jett das 
dankbar anzuerfennende vermittelnde Entgegentommen 
ber Zentralgewalt nur fehr erwünfcht fein Tonnen, und 
fie ift gerne bereit, zu der dadurch angebahnten Berftän- 
bigung innerhalb der geeigneten Grenzen auch ihrerfeite 
witzuwirfen. 

Die Beilage, welche der Unterzeichnete dem Herrn 
Präſidenten des Reichsminiſterrathes zu überreichen fich 
beehrt, enthält eine Zufammenftellung der Bemerkungen, 
auf welche die Eöniglich fächfifche Regierung bei Prüfung 
der vorliegenden, in erfter Lefung angenommenen Bers 
faffungsabfchnitte hingeführt worden ift. 

Sn fo weit e8 die Abficht fein follte, dieſe Bemerk⸗ 
ungen in Berbindung mit den von anderen Seiten her 
zu gewärtigenden Auslaffungen, zur Grundlage einer weis 
teren gemeinfamen VBernehmung und Berathung mit 
den Negierungd» Bevollmächtigten zu machen, fo ift es 
zwar eine durch den Zwed diefer Verhandlung bedingte 
und in fo fern fi) von felbft verftehende Vorausſetzung, 
daß inbefondere auch die Faiferlich üfterreichifche Negiers 
ung an erfterer Theil nehme. Der Unterzeichnete befin- 
bet ſich jedoch in dem Falle, diefe Vorausſetzung hier 
noch befonders ausfprechen zu follen. 

Im Uebrigen geht die föniglich fächfifche Regierung 
davon aus, Baß die auf Anlaß des Zirfularfchreibens vom 


301 


98, v. M. abzugebenden Erklärungen, fo wie bie nach 
Befinden darauf zu gründenden Verhandlungen nur ben 
Zweck der Berfländigung haben, nicht aber die Verein, 
barung mit der Nationalverfammlung bezielen können, 
an welcher die königlich ſächſiſche Regierung den von ihr 
mehrfach Eundgegebenen Grundfäben gemäß feithält. 

Die definitive und bindende Erklärung über die Bers 
faffung wird von der Füniglichen Regierung erft nadh ber 
zweiten Lefung abgegeben werden können, weil fie nach 
6. 2 der fächfifchen Berfaffungsurfunde gebunden if, 
Vor Abgabe einer folchen Erklärung die Zuftimmung ber 
Kammern einzuholen. 

Frankfurt den 23. Februar 1849. 

(Gez.) Kohlſchütter. 


Bemerkungen der köoniglich ſächſiſchen Regierung zu 

den von der deutſchen Nationalverſammlung in er- 

fler Lefung angenommenen Abfchnitten des Berfafiengd- 
Entwurfes. 


I. 
Hllgemeine Bemerkungen. 


Der BVerfaffungsentwurf bezweckt Die Umgeftattung 
bes deutfchen Bundes in einen Bundesflaat. Faßt man 
aber den Xotal-Eindrud, den derfelbe bei aufmerffamer 
Prüfung zurückläßt, in’d Auge, fo macht ſich unmwillfürs 
lich die Betrachtung geltend, daß in der Ausführung bed 
Planes der Bundesſtaat — das füderative Prinzip — 
allzufehr in den Hintergrund getreten und anflatt deſſel⸗ 
ben vielmehr der Gedanke des einheitlicdyen Staates, in 
welchem bie Kinzelftaaten und Einzelregierungen faft ganz 
aufgehen würden, dad leitende Motiv geworden ſei. IKann 
nun auf Dem gegenwärtigen Standpunkte unferer natio» 
nalen Entwidelung die zu Iöfende Aufgabe füglich nur 


992 


‚darin befteben, das in den gegebenen flaatörechtlichen 
Berhältniffen, wie in den Gharafter - Eigenthümlichkeiten 
‚des deutfchen Volkes tief begründete partifuläre Element 
‚mit dem in neuerer Zeit mächtiger hervorgetretenen Bes 
bürfniffe nationaler Einigung in einer Weife zu vermits 
teln und in Einklang zu bringen, daß jeder Richtung ins 
nerhalb ihrer Sphäre der nöthige Spielraum zu freier 
Bewegung und Entfaltung gefichert bleibe, fo wird auch 
nad) ber Weberzeugung der fächfifchen Regierung, der 
Entwurf allerdings noch mehrfacher Mopififationen bes 
bürfen, wenn jened Ziel in befriedigender Weife erreicht 
und für die friedliche und gefeßliche Fortbildung der ins 
neren Berfaflungszuftände Deutſchlands durch die Reiches 
verfaffung Gewähr geleiftet werden fol. 

Es muß den unten folgenden Bemerkungen zu den Eins 
zelheiten des Entwurfes vorbehalten bleiben, zu Diefem Urs 
theile über den generellen Charakter bed Letzteren die Bes 
lege zu bringen. Inzwifchen möge ed geftattet fein, ſchon 
hier Auf zwei Beftimmungen hinzuweifen, in welchen die, 
wie man dafür hält, über das rechte Maaß hinausges 
hende zentralifirende Tendenz des Verfaſſungsentwurfes bes 
fondersd deutlich hervortritt. ES find. Died die Paragras 
phen.49 und 58 des Abfchnittes „Von der Reichsgewalt.“ 

In $. 49 wird der Reichsgewalt das Recht beigelegt, 
in foweit die fonftigen Einfünfte nicht ausreichen, Reiche 
‚feuern aufzulegen und zu erheben oder erheben zu laffen. 
Es darf behauptet werden, daß diefer Grundfaß, wenn 
von ihm praftifcher Gebrauch gemacht werden follte, mit 
‚dem geficherten Kortbeftande der Einzelftaaten faum vereins 
bar fein würde. Schon an fidy dürfte Das Nebeneinanders 
beftehen mehrerer von verfchiedenen Mittelpunften aus geleis 
‚teter und auf verfchiedener Grundlage beruhender Steuers 
fofteme, innerhalb des nämlichen Steuerbezirfes eine ſchwer 
zu löfende Aufgabe fein. Angewendet aber auf eine ſolche 


393 


Mamnigfaltigfeit und VBerfchiedenartigkeit der Beſteuer⸗ 
‚ungsmodalitäten, wie fie fich in Deutfchland vorfinden, 
würde ſich daraus nicht nur eine auf die Dauer unerträg- 
liche Ungleichheit derBelaftung unter den verfchiedenen Läns 
dern Deutſchlands ergeben, fondern auch überhaupt ein 
Keim der Zerrüttung in das Finanzwefen der Einzelftaaten 
gelegt werden, defjen zerftörender Kraft daffelbe fchwerlich 
lange Widerftand leiften könnte. Des moralifchen Einflufs 
ſes nicht zu gedenfen, den eine folche Unterordnung unter 
einen zwiefachen Steuerdrud auf das Volf und deffeu Ur⸗ 
‚theil über den praftifhen Werth der Reichsverfaſſung 
nothwendig ausüben müßte. | | 
Wenn ferner nad) $. 58 der NReichdgewalt das Recht 
der Gefeßgebung in allen Fällen zuftehen fol, wo fie 
für das Gefammtintereffe Deutfchlande die Begründung 
gemeinfamer Einrichtungen und Maßregeln nothwendig 
findet, fo erhält hiedurcy die Kompetenz der Zentrab 
gewalt eine fo fchranfenlofe, objektive Ausdehnung, 
wie fie wohl noch in feinem Bundesftaate eriftirt hat, 
und mit dem föderativen Charakter diefer Staatöform 
überhaupt nicht verträglich ift. Denn während die Kraft 
und Lebensfähigfeit der leßteren gerade ganz wefentlich 
auf möglichft fcharfer Begrenzung und .Abfonderung der 
gegenfeitigen Kompetenzfreife beruht, vermöge welcher es 
den beiden, zu einem flaatlichen Ganzen vereinigten Or⸗ 
ganismen möglich gemacht wird, in lebendiger Wechſel⸗ 
wirfung neben und in einander fortzubeftehen, ohne ſich 
feindlich zu reiben und flörend in ihre gegenfeitigen Les 
bensfphären einzugreifen, — wird durch die Beſtimmung 
des $. 58 jene Kompetenzbegrenzung zu Gunften der 
Reichsgewalt im. Prinzipe fo gut wie aufgehoben, fo daß 
‚ber erfteren gegenüber, auch der im $. 6 des Abfchnitted 
„vom Reiche” ausgedrückte, an ſich vollfommen richtige 
Grundfag für die Einzelftaaten kaum noch praftifchen 
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Merth behält. Es mag num zwar mit einiger Wahr 
fcheinlichfeit anzunehmen fein, daß die Reichsgewalt von 
jener erweiterten Befugniß nur einen befchränften und 
gemäßigten Gebrauch machen werde; es Fann felbft ber 
Gefahr einer zu weit gehenden Ausdehnung berfelben 
durch formelle Sarantieen, wie dergleichen nach dem Abs 
fchnitte über die Gewähr der Verfaffung in der That in 
der Abficht Tiegen, bis zu einem gewiffen Grade vorge 
beugt werben. Allein fo wie dad Prinzip des $. 58 
nichtsdeftomeniger ein fehlerhaftes bleibt, fo laſſen ſich 
auch die praftifchen Folgen die ſich im Laufe der Zeit 
daraus entwiceln fünnten, zu wenig im Voraus über: 
fehen, als daß bie Einzelſtaaten die rechtliche Baſis 
ihrer ftaatlichen Eriftenz nicht dadurch mehr oder minder 
bedroht finden follten. 

Nach der Anficht der fächfifchen Regierung würde 
daher $. 49, infofern darin von Neichöfteuern als einer 
Einnahmsquelle für das Reich die Rede ift, nicht mins 
der der lebte Sat bes $. 58 aus dem Verfaflungsents 
wurfe jedenfalls zu entfernen fein. 


II. 
Spezielle Bemerkungen. 


1) Die Abfıchnitte vom Neiche und der Reichs— 
gewalt betreffend. 


Zu 66. 2. 3. 

Da fchon jet fo viel feftftehen dürfte, daß dieſe 
Paragraphen, wie fie dermalen gefaßt find, auf die Ber: 
hältniffe Defterreichd nicht paflen, fo wird es zunädhft 
darauf ankommen, welche Borfchläge von diefer Seite 
gemacht werden dürften, und die Aufgabe dann fein, 
eine Form zu finden, unter der Deiterreich beitreten 
könne. 


Zu $. 10, 


ft eine deutlichere Faffung zu wünfchen, da dad 
Wort „Reichsintereſſe“ eine ſehr weite Ausdehnung zu⸗ 
läßt. Daſſelbe dürfte mit „Reichskompetenz“ zu vers 
taufchen, und der Satz würde dann fo zu faflen fein: „in 
fofern Gegenftände berührt werden, bei denen die Reichs—⸗ 
kompetenz einſchlägt.“ 


Zu $. 12. 

Möchte eine nähere Angabe der Zwecke, für welche 
die geſammte bewaffnete Macht Deutſchlands der Reichs⸗ 
gewalt zur Verfügung ftehen fol, nicht überflüßig fein. 
Als folche können wohl nur der Fall der Kriegsgefahr 
und die Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung im In⸗ 
neren bezeichnet werden. 


Zu 8. 13. 


1) Wenn es der Reichsgewalt zuſtehen muß, die Größe 
und Beſchaffenheit der bewaffneten Macht zu bes 
flimmen, fo wird mit Rückſicht auf $. 19 des Ab- 
ſchnittes „vom Reichdtage”’ und anf $. 16 des Ab 
fohnitted „vom NReichdoberhaupte” zugleich beizufüs 
gen fein, daß ed dazu eines Reichsgeſetzes bedürfe. 

2) Um die Grenze, bis zu welcher herab die Einzels 
fiaaten im Betreff des Heerweſens ihre Selbitftän- 
digfeit behalter follen, zu bezeichnen, erfcheint ed an⸗ 
gemeflen, nicht die der Natur der Sache nad 
mwandelbare Höhe ded Kontingents, fondern viels 
mehr ein Minimum der Bevölkerungszahl als Maß⸗ 
ftab dienen zu laffen. 

3) Der Beftimmung im dritten Abfaße, nach welcher Die 
Kontingente der unter biefelbe fallenden Staaten 
alternativ unter fich in größere Ganze verſchmol⸗ 
zen werden, und biefe dann unter ber unmitelbaren 


Leitung der Meichdgewalt ftehen follten, fteht das 
. Bedenken entgegen, daß der Reichsgewalt daburd 
‚außer ihrer oberauffehenden und Fontrolirenden 

Stellung auch noch eine unmittelbar verwaltende 

und ausführende Wirkfamfeit in militärifcher Be- 

ziehbung zugewiefen werden würde, indem fie gleich» 
fam die Funktion des Kriegsminifteriumd für bie 
betreffenden Staaten oder Staatenfomplere zu übers 
nehmen hätte ine ſolche Doppelftellung der 

Reichsgewalt erfcheint aber für das allgemeine Sn» 

tereffe in mehr als einer Hinſicht nicht förderlich. 

Der Anfchluß der zu Formirung felbftftändiger 

Heeresabtheilungen nicht geeigneten Fleineren Staas 

ten an einen angrenzenden größeren Staat, im 

Sinne der Bildung gewiffer Militärfreife, dürfte 
fid; vielmehr in allen Fällen der fraglichen Art um 

fo mehr ald das Zweckmäßigere empfehlen, als das 

mit eine jenen Staaten in angemeffener Weiſe zu 
gewährende Einwirkung auf die Einrichtung und 

Verwaltung des gemeinfchaftlichen Heerweſens ftetd 

vereinbar fein wird. 


Z3u $. 15. 

Dürfte die Beftimmung genügen, daß in den Yah- 
neneid die Verpflichtung „auf Die Reichsverfaſſung“ mit 
aufzunehmen fei, worin die Verpflichtung zur Treue ges 
gen bie oberfte Neichögewalt, ihr Träger fei welcher er 
wolle, von felbft inbegriffen ift. 


| - Zu $. 16. 

Da es nicht die Abficht fein fan, auch bie war 
auf Anordnung der Reichsgewalt, aber durch Verſchul⸗ 
ben einzelner Staaten erwachfenden militärifchen Unko⸗ 
ften dem gefammten Reiche zur Laft fallen zu laſſen, fo 
wird es einer den Negreß an den betreffenden Einzel 
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ftaat in folchen Fällen fichernden Beſtimmung bedürfen, 
diefe aber vielleicht weiter unten bei F. 53 am paflend- 
ften anzufchließen fein. 


Zu g. 18. 
Für die Beſtimmung: daß die Ernennung der Ge⸗ 
nerale auf Vorſchlag der Einzelregierungen durch die 
Reichsgewalt geſchehe, iſt ein ausreichender Grund nicht 
abzuſehen. Dieſelbe ſteht übrigens mit dem in $. 14 
über das BVerhältniß der Einzelftaaten zu ihrem Heerwe⸗ 
fen aufgeftellten allgemeinen Grundfage in direftem Wis 
berfpruche. | 


Zu $. 26. u | 

Die königlich fächfifche Regierung ift mit der unbes 
dingten Aufhebung der Flußzölle nicht nur im Grund⸗ 
faße einverftanden, fondern auch der Anſicht, daß von 
“einer Audgleichung dabei überhaupt abzufehen fein werde. 
Sollte diefe gleihwohl nicht zu umgehen fein, fo wäre 
wenigftend voraudzufegen, daß die Entichädigung auf 
Reichöfoften zu erfolgen, als Grundlage derfelben aber 
nicht der vom einzeinen Staate zeither wirklich bezogene 
Betrag der Einnahme, fondern der Betrag, zu deſſen 
Erhebung er nach der betreffenden Flußſchifffahrts⸗Akte 
berechtigt gewejen wäre, anzunehmen fei. 


Zu 6$. 29 — 32. 

Es wird ſich zwar nicht verfennen lafjen, daß die 
Feitftelung allgemeiner Grundfäge über das Eifenbahns 
weſen durch Neichögefege fehr wünfchenswerth fei, und 
die Reichsgewalt inbefondere in den Stand gefeßt fein 
müffe, unbegründeten Weigerungen einzelner Regierungen 
gegen neue, durch dad Reichsintereſſe gebotene derartige 
Anlagen entgegen zu treten. Allein wenn nad den im: 
Entwurfe enthaltenen Beflimmungen, die Reichögewalt. 


s08 
berechtigt fein würbe, felbft ohne vorgehendes Gehör der 
Einzelregierungen, und ohne daß diefen ein ihnen doch jer 
denfalld behufs des Selbftbauesd oder der Konzeffionirung 
an Gefellfchaften vorzubehaltendes Vorzugsrecht zuftände, 
Eifenbahnen, Kanäle ıc. anzulegen oder die beftehenden 
durch Konfurrenzbahnen zu beeinträchtigen, fo gehen jene 
Beftimmungen offenbar zu weit und über das Bedürfniß 
hinaus, fo wie auch Durch den letzten Satz des $. 32 das 
Oberaufſichtsrecht ded Reiches über die Heer: und Land» 
ftraßen unverkennbar auf Gegenflände ausgedehnt wird, 
die feither ohne Nachtheil für das öffentlidye Sntereffe der 
Fürforge der Einzelregierungen überlaffen gewefen find 
und es auch ferner bleiben können. Es wird daher bes 
antragt, den S$. 19 bis 32 des Entwurfes die in der 
Anlage A vorgefchlagenen Säge zu fubftituiren. 


Zu $. 33. 

Iſt die fchon an anderem Drte geltend gemachte 
Bemerfung zu wiederholen, daß es nicht wohl möglich 
fein wird, alle Binnenzölle fofort zu befeitigen, indem 
Uebergangszölle kaum zu entbehren fein werden. 


| 3u $. 35. 
Im Intereffe eined geordneten Pinanzhaushaltes 
der Einzelftaaten, deffen ja auch der Bundesſtaat zur feis 
nem Beftehen nicht entbehren kann, ift ed durchaus ers 
forderlich, daß der aus den Zollerträgniffen für die Aus⸗ 
gaben des Reiches vorwegzunehmende Theil nicht eine 
allzu wandelbare von Jahr zu Jahr fteigende und 
fallende Größe bilde, fondern, fo viel thunlich, ein für 
allemal oder doc, für längere Zeitabfchnitte feft beſtimmt 
werde. . Diefer VBorausfegung würde aber wenigitene 
aunähernd Genüge geleiftet werden, wenn — mit Rück⸗ 
fiht auf die Beftimmungen im $. 19 a des Abfchnittes 
vom Reichdtage — im $. 35 nicht das Budget überhaupt, 
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fondern vielmehr das ordentliche Budget als maßgebend 
für das Theilungsverhältniß bezeichnet würde. 


Zu $$. 40 — 43. 

Auch bei den die Poft betreffenden Beftimmungen 
des Entwurfes hat fich, wie bei den Eifenbahnen ıc., das 
Bedürfniß fühlbar gemacht, theild die der Reichsgewalt 
zugewiefene Kompetenz auf angemeffene Grenzen zurück⸗ 
zuführen und diefelbe insbefondere nicht auf ein Verwal⸗ 
tungd-Detail auszudehnen, für welches ihr fogar Die ges 
eigneten Organe fehlen würden, theild die Einzelftaaten 
gegen eine Schmälerung ihrer laufenden Finanzquellen 
ſicher zu ftellen, die einerfeits unter jetzigen Verhältniffen 
fein Staat ohne eine empfindliche Störung des Gleich» 
gewichtes zwifchen Einnahme und Ausgabe ertragen könnte 
und die andererfeits nicht einmal durd) ein höheres Ders 
kehrs⸗Intereſſe dringend geboten erfcheint. Bon dieſem 
Geſichtspunkte aus ift daher Art. VIIL laut der Beifüge 
B in veränderter Weiſe redigirt und dabei vorausgeſetzt 
worden, daß $. 42 gänzlich in Wegfall zu bringen fein 
werde. 


Zu $. 44. 

Dafür, daß dem Reiche dad Recht beigelegt werde, 

Reichsmünzen zu prägen, feheint durchaus fein wahres 
Bedürfniß vorhanden zu fein. 


Zu $. 46. 

Inſofern aus dieſem Paragraphen des Entwurfes 
eine Befugniß der Reichsgewalt gefolgert werden Fönnte 
Keichöpapiergeld auszugeben, fo fann man nicht umhin, 
ſich gegen eine foldhe, wie man dafür hält, im hohen 
Grade bedenkliche Beftimmung zu erklären. Ueberhaupt 
dürfte es genügen, die Konkurrenz der Reichsgewalt hin- 
ſichtlich des Papiergeldes darauf zu befchränfen, daß fie 
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ber Ausgabe von dergleichen Seitens der einzelnen Staas 
ten ohne ‚genügende Sicherftellung durch Einlöfungsfonde 
zu widerfprechen berechtigt und verpflichtet fei, wonach 
zugleich die Dispofition im $. 3 a linea des Paragraphen 
zu modiftziren wäre. | 


\ Zu $. 49. 
ſ. oben sub I. 


| Zu $. 32. | 
Da die NReichdgewalt füglich nur die Beſtimmungen 
über das Neich&bürgerrecht, nicht aber auch dad Staats» 
bürgerrecht in den einzelnen Staaten zu regeln haben 
wird, fo fcheint hiernach das Wort „Staatöbürgerrecht* 
in Wegfall fommen zu müffen. | 


3u $. 53. 
- Da der Beruf und die Verpflichtung der Reichsge—⸗ 
walt, gegen verfuchte eigenmädhtige VBerleßungen beftehens 
der Berfaffungen Hülfe zu gewähren, unbezweifelt diefels 
be bleibt, gleichviel von welcher Seite die Veranlaſſung 
zu Störung ausgeht, fo dürfte der Sag sub 3 allge 
meiner zu halten und vielleicht fo zu faflen fein: 
nenn die Verfaffung eines deutſchen Staates eis 
genmädhtig aufgehoben und verändert wird." 


Zu $. 54. 

Wird nad der ſchon zu $. 16 gemachten Bemerkung 
auf die wegen der Koften in der Erefutiondordnung oder 
fonft am geeigeneten Drte zu betreffenden Beftimmungen 
hinzuweifen fein. | 

Zn Zu $. 58. 

ſ. oben sub I. 


Zu 8.39. 
Erfcheint ein Vorbehalt dahin nothwendig, daß es 
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rüdfichtlic) des Zivilrechted den einzelnen Staaten unbes 
nommen bleibe, die indbefondere wegen des Familiens 
und Erbrechtes nad) ihren individuellen Bedürfniffen ers 
forderlihen Modifikationen des feftzuftellenden gemeinen 
Rechtes eintreten zu laffen. 


2) Den Abſchnitt „ber Reichstag“ betreffend, 


3u SS. 3. 8. 

Das Staatenhaus fiheint zwar im Sinne der Vers 
faffer des Entwurfes wefentlid, dazu beftimmt fein zu fols 
len, das yartifuläre Element, die Einzelftaaten im Gegen⸗ 
fate der Gefammtnation zu vertreten und für erfteres ins 
nerhalb der Neichögewalt ein Organ zu bilden. Abge⸗ 
fehen aber davon, ob das Staatenhaus nad der im 
Entwurfe angenommenen Zufammenfeßung desfelben be- 
fonders in Hinblid auf den im $. 13 aufgeftellten Grund» 
fag diefer feiner Beftimmung überhaupt genügend ent- 
fprechen' werde, und ob es zur Sicherftellung der Einzel: 
ftaaten nicht vielmehr anderer Sarantieen bedürfen möchte, 
die mit der Bildung des Reichs⸗-Oberhauptes oder der 
Reichsregierung im engeren Sinne in Verbindung zu 
bringen fein würden, fo läßt fich auch Das dringende Be⸗ 
dürfniß nicht verfennen, das Staatenhaus auf einer folchen 
Grundlage zu organifiren, die es geeignet machte, neben 
ben partikulären auch die fonfervativen Intereſſen der Nas 
tion zu vertreten, mit anderen Worten, die Stellung eis 
ner erftien Kammer oder eines Oberhauſes einzunehmen, 

Sn diefer Borausfegung würde auch die für das 
Staatenhaug, ald folches, nicht erwünfchte große Anzahl 
der Mitglieder unbedenklich fein, ja es könnte fich empfehs 
len in Genehmigung eines ſchon von mehreren Seiten 
laut gewordenen und in der Billigfeit begründeten Wun⸗ 
fched, jedem Staate ohne Ausnahme mindeftend eine 


Stimme im Staatenhaufe zuzugeftehen. Um aber obigen 
Rott und Mer, Quellenſammlung. IL Bd, 26 
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Zwei zu erreichen, ohne doch für die Bufamtenfegitig 
des Staatenhauſes ein gang nened Prinzip aufzufuchen, 
würde man es für das einfachfte halten, wenn bem $. 8 
ein Zufaß bes Inhältes beigefügt würde: daß die Mitglies 
der des Staatenhaufes und zwar fowohl die von den Re⸗ 
gierungen, als die von der Bolfövertretung der Einzel⸗ 
ftaaten zu ernennenden, einen gewiffen Zenfus an direkten 
Abgaben entrichten müßten. Mit Hinfiht auf die Vers 
hältniffe im Königreiche Sachfen würde ein Zenſus von uns 
gefähr 50 Thalern angemeffen erfcheinen. 


3u $. 15. | 

Entfteht der Zweifel, ob derfelbe und insbefondere 
auch das darin aufgeftellte Erforderniß der einfachen 
Cabfoluten) Stimmenmehrheit auch auf Wahlen unbedingt 
fidy beziehen folle, was wohl nicht die Abficht fein Fann. 


Zu $. 16. 
Mit der oben beantragten Befeitigung des Schlußs 
ſatzes im $. 58. von der Neichdgewalt, würde aud der 
gegenwärtige $. 16. in. Wegfall gelangen. 


Zu $. 19. 

Die ſächſiſche Negierung erkennt in dem abfoluten 
Beto ein fo unentbehrliched Attribut der konſtitutionell⸗ 
Inonarchifchen Verfaffungsform, daß fie die Macht und 
Würde des Neichdoberhauptes auch dann, wenn lekteres 
tiicht, mie der Entwurf annimmt, durch eine einzige Pers 
fon dargeſtellt werden follte, durch ein bloß ſuspenſives Veto 
nicht hinlänglich gewahrt erachten könne, und in ber Auf: 
nahme diejes Grundſatzes in die Reichsverfaſſung einen, 
insbefondere auch für die Einzel-Berfaffungen bedenflichen 
Borgang erbliden würde. 


| Zu $. 19 
2 und 3 würden fih in Berüdfihtigung ber zu ss. 
46 und 49 „von ber Reihögewalt” gemachten Bemerk⸗ 
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ungen entiprechende Faſſungsveränderungen erforderlich 
machen. 
Zu $. 19. 

4. Diefe Beftimmung fann in ihrer jegigen Faſſung 
leicht zu Mißdentungen führen. Da fie jedenfalld nur 
mit der Beftimmung des $. 37, „von der Reichsgewalt“ 
in Beziehung ftehen faun, fo würde ed beffer fein, den 
Inhalt des $. hier wörtlicd aufzunehmen. 


Zu $. 19. 

Wenn nach der Beftimmung sub. 6 dem Staaten⸗ 
haufe innerhalb des Gefammtbetraged des auf dem erften 
Reichstage durch einen Neichstagsbefchluß feftzufebenden 
ördentlichen Budgets nur das Recht züftehen fol, Erinners 
ungen und Audftellungen zu machen, über welche fodann 
das Volkshaus endgültig befchließt, fo ift ein ausreichen⸗ 
ber Grund für diefe ausnahmsweiſe Befchränfung der 
Kompetenz des Staatenhaufes nicht abzufehen, und viel- 
mehr auch hier eine völlige Gleichftellnng beider Häufer 
in ihren gegenfeitigen Befugniffen für angemefjen zu 
erachten. 

| Zu $. 28. 

Deffen Inhalt erfcheint infofern unvollftändig, als 
eine Ausjchließung doch auch wegen anderer Thatfachen 
ald des unwürdigen Verhaltens im Haufe flatthaft fein 
müßte. | 

zu $. 30 

wird ein Zufaß nöthig werden, daß diejenigen Punkte, 
welche die Beziehungen zur Reichs⸗Regierung betreffen, 
durch ein Reichsgeſetz zu ordnen feien. 


3) Den Abfchnitt das Reichsgericht“ betreffend. 


31 $. 2 b 


erfcheint der Ausdruck „politifche" Streitigkeiten, im 
26 * 
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Gegenfage zu den rechtlichen unklar und daher der Weg⸗ 
fall der Worte „politifche und rechtliche” angemeſſen. 


Zu $. 2. 
entfteht die Frage, ob es nicht rathfam fei, die Ents 
fheidung des Reichsgerichtes auch auf die Provokation 
eined der freitenden Theile eintreten zu laffen, indem ans 
deren Falled die Möglichkeit, Streitfragen der bezüglichen 
Art zur Erledigung zu bringen, nad) Umftänden ganz ab- 
gefchnitten fein könnte. 


zu $. 4. 

Wenn aud) anzunehmen ift, daß die Organifation des 
Reichsgerichtes jedenfalls fo zu bewerfftelligen fein werde, 
daß den Regierungen eine Theilnahme an der Ernennung 
der Mitglieder eingeräumt werde, fo erfcheint doch Dies 
fer Punkt als fo wichtig, daß derfelbe nicht einem befon- 
deren Gefeße vorzubehalten, fondern die Einfegung und 
DOrganifation des Reichsgerichtes als Beftandtheil der 
Verfaſſung felbft zu behandeln fein dürfte. 


4) Die Abfchnitte „Das Reichsoberhaupt und 
der Reichsrath“ betreffend. 

Einer beftimmten Erflärung hinfichtlich der Ober: 
hauptöfrage Seitend der einzelnen Regierungen ftehen 
zur Zeit noch um fo größere Schwierigkeiten entgegen, 
ald auch die Befchlüffe der Nationalverfammlung über 
diefen Punkt noch unvollftändig find. 

Die ſächſiſche Regierung hat fi in der auf die 
preußifche Zirkular-Note vom 23. v. M. ertheilten Ants 
wort vom 10. d. M. wegen diefes Punftes im Allgemeis 
nen damit einverftanden erklärt, daß auch nach ihrer 
Anficht die Aufrichtung einer neuen deutfchen Kaifermürde 
zu der Erlangung einer wirklichen und umfaflenden Deuts 
ſchen Einigung nicht nothwendig fei, daß vielmehr eine 
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andere Form gefunden werden fünne, unter welcher ohne 
Aufopferung irgend eines wefentlichen Bedürfniffes das 
dringende und höchft gerechtfertigte Verlangen des deut: 
{hen Volkes nach einer wahrhaften Einigung und kräfti⸗ 
gen Gefammtentwidlung volftändig befriedigt zu werden 
vermag. | 

Wenn ed dennoch darauf anfäme, über eine folche 
Form ſich zu vereinigen, fo erfcheint doch hierbei die 
Stellung, in weldye Defterreich zu dem Bundesftaate tre- 
ten wird, in einem ſolchen Grade als ypräjudiziell, daß 
bevor nicht die Anfichten hierüber fich einigermaaßen auf- 
geklärt und genähert haben werden, eine befriedigende 
Erledigung der Frage faum möglich fein bürfte, 

An und für fich aber neigt die königlich fächfifche 
Regierung zu der Anſicht hin, daß ein aus Vertretern 
der Einzelregierungen nad; einem gewiffen Verhältniffe 
zu bildendes Direktorium dem füderativen Charafter des 
Bundesftaates und den in Deutfchland beftehenden Ber: 
hältniffen befjer entſpreche, als eine einheitliche Spitze 
fo wie fie auch die Schwierigkeiten, die fi der Anpaſ⸗ 
fung jener Oberhauptöform an die Erforderniffe einer 
parlamentarifchen Regierung auf den erften Blick entges 
genitellen möge, feineswegs für überwiegend anfehen Fann. 

Fe nachdem aber die Dberhauptöfrage in der einen 
oder anderen Weife ihre Löſung findet, dürfte fich auch 
das Urtheil über das Inſtitut des Reichsrathes verfchie- 
den mobdiftziren müffen. Während ed nemlich im Falle der 
Bildung eined Direftoriumd, in weldyem das ftaatliche 
Element ohnehin vertreten wäre, eines Organes, wie ed 
in dem betreffenden Verfaffungsabfchnitte vorgefchlagen ift, 
faum bedürfen möchte, daffelbe vielmehr als eine unno- 
thige und ebendeßhalb nachthetlige Vervielfältigung dee 
Berfaffungsmechanismus erfcheinen fönnte, würde das 
gegen bei Webertragung der Reichsgewalt an ein eüts 
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heitliches Dberhaupt, ein die Vertreter der Einzelregier- 
ungen in ſich vereinigender Neicherath nicht nur unents 
behrlich erfcheinen, fondern auch das Bedürfniß fidy Her; 
ausftellen, den Kreis feiner Befugniffe angemeffen zu er- 
weitern und demſelben, oder doch einem aus feiner Mitte 
niederzufeßenden Ausfchuffe, anftatt einer blos begutach⸗ 
tenden Stelle, innerhalb gewiſſer Grenzen einen wirffa- 
men Antheil an der Ausübung der Reichsregierung zuzu⸗ 
geftehen. 

Sollte übrigend der NReichdrath in Wegfall fommen, 
fo würde immer den Regierungen das Recht, einen Bes 
vollmädhtigten bei der Reichsgewalt zu haben, vorzubehals 
ten fein, mit dem Bernehmungen wegen der fpeziellen 
gandesintereffen ftattfinden könnten. 


Beilagen. 
A. 


$. 29. 

Die Neichdgewalt hat die Dberaufficht über das 
gefammte beutfche Eifenbahnmefen, wie über die den 
allgemeinen deutſchen Verkehr vermittelnden oder zum 
‚Schuß des Reiches nothwendigen Heer: und Fandftraßen, 
ingleichen die Gefeßgebung in Bezug auf diejenigen Das 
‚bin gehörigen Gegenftände, welche durch ein deßhalb 
‚zu erlaſſendes Reichsgeſetz ausdrüdklich ald zur Kompes 
.tenz der Reichsgewalt gehörend, bezeichnet werben. 

$. 30. 

Das Recht zum Schube des Neiched und im Inter⸗ 
effe des allgemeinen deutfchen Verkehres neue Eifenbah- 
nen anzulegen oder deren Anlage zu bewilligen, Lands 
flraßen zu bauen, Kanäle anzulegen, Flüffe fchiffbar zu 
machen oder deren Schiffbarkeit zu erweitern, ſteht ber 
Meichsgewalt unter der Vorausſetzung zu, daß die Res 
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gierung des durch Die Anlage getroffenen Einzelftaates 
die Ausführung ber erften ablehnt. | 

Die Unterhaltung der fo gewonnenen Verfehröwege 
bat der betroffene Einzelftaat auf Koften des Reiches zu 
beforgen. 


6. 31. 

Bei der Anlage oder Bewilligung von Eifenbahnen 
durch die einzelnen Staaten ift die Reichdgewalt befugt, 
den Schuß des Reiches und das Intereſſe des allgemeis 
nen deutfchen Verkehres wahrzunehmen. 


$. 32. 

Für die Anlage von Eifenbahnen, weldye mehr als 

ein Staatögebiet berühren, bedarf es in jedem Falle 
ber Erlaffung eines Reichsgeſetzes. 


B. 
Artikel VI. 


6. 40. 

Der Reichsgewalt fteht die Dberaufficht über das 
Poſtweſen im bdeutfchen Reiche und die Gefeßgebung 
über diejenigen dahin einfchlagenden Gegenftände zu, 
welche durch ein deßhalb zu erlaffendes Reichsgeſetz aus⸗ 
drüdlich ald zur Kompetenz der Reichögewalt gehörend 
bezeichnet werden. | | 

Diefelbe überwacht deren Durchführung in den ein- 
zelnen Staaten durch fortdauernde Kontrole. 

Die Poft fol vorzugsweife im Sinne der Beför⸗ 
derung und Erleichterung des Verkehres eingerichtet und 
verwaltet werben. 


6. 4. 
Poftverträge, weiche das deutſche Poſtweſen in ſei⸗ 
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ner Gefammtheit betreffen, dürfen nur Seitend der 
Reichsgewalt gefchloffen werden. 

Inſoweit Reichs⸗Poſtverträge gefchloffen werden, 
erlöfhen die Verträge mit einzelnen deutfchen Poſtver⸗ 
waltungen. 


6. 42. 
Kalt aus. 


Ä 6. 43. 

Die Reichsgewalt ift befugt, Telegraphenlinien ans 
zulegen und die vorhandenen zu benußen, oder auf 
dem Wege der Enteignung zu erwerben. 

Weitere Beflimmungen hierüber, fowie über Bes 
nußung von Xelegraphen für den Privatverfehr, find 
einem Reichsgeſetze vorbehalten. 


83. 


Erklärung Des E bannöverifchen Be— 

vollmächtigten bei der proviforifchen 

Zentralgewalt über den Entwurf der 

Deutfchen Reichsverfaſſung d. d. Ften 
März 1849. 


Herr Minifter »Präfident! 

Die föniglidy hannöverifche Regierung hat in Ihrem 
Schreiben vom 28. Sanuar d. J. und den von Ihnen 
am folgenden Tage den verfammelten Regierungsbevolls 
mächtigten gemachten Eröffnungen mit Befriedigung eis 
nen Schritt begrüßt, der geeignet erfcheint, über das 
beutfche Verfaſſungswerk eine folche Veinbarung einzus 
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leiten, wie fie für ben dauernden Beftand jenes Werkes, 
nach den fchon früher ausgefprochenen Anfichten der kö⸗ 
niglichen Regierung nicht entbehrt werden fann. 

Sie hat fid) daher gern angelegen fein laffen, die 
amtlich mitgetheilten bisherigen Verfaffungsbefchlüffe der 
Nationalverfammlung einer näheren Prüfung zu dem 
Zwecke zu unterziehen, um darüber der Einladung Seiner 
Paiferlichen Hoheit des Reichsverweſers gemäß eine Ers 
klärung abzugeben. 

Bei diefer Prüfung, deren Erledigung durch die bes 
fannte Lage der hannöverifchen Berhältniffe einen nicht 
wohl zu vermeidenden Auffchub erlitten har, ift Die 
Kolleftiverflärung, zu welcher unter Vermittlung Preus 
Bend eine Mehrzahl deutfcher Regierungen fich vereinigt, 
und deren Bevollmächtigte am 23. v. M. Diefelbe unters 
zeichnet haben, auf das Aufmerkſamſte berüdfichtigt wors 
den. Die königliche Regierung mußte fich dabei von ber 
Anficht Teiten Laffen, daß im Intereſſe von Deutfchlande 
Einheit, fo weit irgend möglich, eine Einftimmigfeit der 
Defchlüffe der verfchiedenen Regierungen und zwar mit 
Hintanfegung aller anderen Rückſichten zu erftreben fei, 
als folcher, welche von den unabweislichen Bebürfniffen 
des Einzelftaated geboten, in gewiflen Punkten eine Ab⸗ 
weichung unvermeidlich machen. Cine Abweichung, Die 
dann aber auch eine gebührende Beachtung zuverfichtiich 
finden würde. 

Außerdem hat die königliche Regierung bei diefen 
Erwägungen diejenigen Anfichten feftgehalten, welche über 
die deutfche Verfaffungsangelegenheit in der an den Tais 
ferlich öfterreichifchen Gefandten, Freiherrn von Brens 
ner, unter dem 13, v. M. gerichteten, Ihnen Herr Mis 
nifter-Präfident, fchon früher mitgetheilten Note“) auss 





*) Siehe Nr. 55. 
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"gefprochen und ſchon damals ale Richtſchnur für Die 
von dem Unterzeichneten Namens der königlichen Regie⸗ 
rung abzugebenden Erklärungen bezeichnet find. 

Es hat der königlichen Regierung zur hohen Befries 
Digung gereicht, daß die forgfältigfte Prüfung ihr den 
Beitritt zu allen wefentlichen Punften der Koleftiverkläs 
rung vom 23. v. M. als unbedenklich erfcheinen ließ. 

Die einzige Ausnahme befteht darin, daß nach der 
von der Föniglichen Regierung gehegten, von dem Uns 
terzeichneten in feinem Schreiben an Sie, Herr Minis 
gifter-Präfident, vom 20. Dezember v. J. näher entwidels 
ten und in dem Schreiben des Löniglichen Gefammtmi: 
nifteriumd an die allgemeine Ständeverfammlung vom 
10. v. M., wovon ein Abdrud hier angelegt ift”), in 
wefentlicher Uebereinſtimmung mit der durch öffentliche 
Blätter befannt gewordenen Note der Föniglich preußifchen 


feftgehaltenen Anficht vor dem Eintritte der erften Bes 
ſtimmung bes 6. 52 eine weitere Berftändigung aud) über 
den Inhalt der Grundrechte annoch erforderlich ift. 

Im Uebrigen bat der Unterzeichnete deßhalb hier; 
durch unter wiederholter Bezugnahme auf die angeführte 
Note vom 13. v. M. den Beitritt der Föniglichen Res 
gierung zu den von Preußen und den mit dieſem übers 
einflimmenden Regierungen, in der angezogenen Kollek⸗ 
tionote vom 23. v. M. abgegebenen Erklärungen audzus 
fprechen. 

Die fernere Koflektiverklärung berfelben Regierungen 
vom 1. d. M. über die Verfaffungsabfchnitte vom Reiche: 
tage, Reichögerichte und Reichsrathe lag bis zu dem Ab- 
gange der dem Lnterzeichneten gewordenen Inftruftionen 


9 Siehe Nr. 32. 
x*xx) Siehe Nr. 33. 
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der Föniglichen Negierung nicht vor, und muß Namens 
derfelben der Unterzeichnete hierüber, fo wie wegen ber 
anderen in der Kolleftiverflärung vom 23. v. M. nod) 
nicht behandelten Theile der Berfaffung, die fernere Ers 
Härung nebft etwaigen Nachträgen zu der gegenwärtigen 
vorbehalten. 


Wenn dad große Gewicht, welches, wie fchon hers 
vorgehoben, die königliche Regierung auf die thunlichfte 
Uebereinftimmung ihrer Erklärungen mit denen anderer 
deutfcher Regierungen legt, fie vermochte, fich weſentlich 
auf den, nur mit dem audgefprochenen Vorbehalte zu 6. 52 
verbundenen Beitritt zu der Kolleftionote vom 23. v. 
M. zu befchränfen, fo konnte ed doch nicht ausbleiben, 
daß bei einer ind Einzelne gehenden forgfamen Ermä- 
gung hin und wieder eine Abweichung von den in jener 
Note niedergelegten Anfichten hervortrat. Der Unter 
zeichnete, welchem die in den betreffenden Sigungen bes 
Töniglichen Gefammtminifteriums aufgenommenen Notata 
vorliegen, glaubte diefe Ihnen, Herr Minifter-Präfident, 
fowie der Nationalverfammlung ‘und deren Verfaſſungs⸗ 
ausſchuſſe nicht vorenthalten zu ſollen. 


Ohne einen weſentlichen Theil der Erklärung der 
königlich hannöveriſchen Regierung zu bilden, werden dieſe 
Notata, von denen der Unterzeichnete in der Anlage ei⸗ 
nen Auszug zu überreichen ſich die Ehre gibt, vielleicht 
geeignet fein, bei der Erwägung ‚anderer Erklärungen 
unterflüßend oder auch Gegenfäge vermittelnd, benutzt 
zu werden. | 


Sranffurt a M., den 7. März 189. 


Der koniglich Hannöverifche Bevollmächtigte bei der pros 
viforifchen Zentralgewalt. für Deutſchlaud. 
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Auszug der Notata des königlich hannöveriſchen Ge⸗ 
ſammt⸗Miniſteriums über die Berathungen in Bezieh- 
ung auf die deufiche Verfaſſungsſache. 


Dhne auf eine nähere Erörterung der $$. 1—4A 
eingehen zu wollen und die Bemerkungen der Kollektivs 
note über dad Unvorgreifliche der zu wählenden Benen- 
nung theilend, glaubt die Eönigliche Regierung mit Rück⸗ 
fiht auf die von der deutfchen Bundesverfammlung uns 
ter dem 30. März 1848 befchloffene Umgeftaltung der 
Bundedverfaffung annehmen zu follen, daß für die bethei- 
ligten Regierungen nicht fowohl eine Bereitwilligfeit zum 
Eintritte in den durch die neue Berfaffung zu begrüns 
Denden Verband, als vielmehr die Abficht des Nichtau ss 
tretens in Frage fteht, eine Abftcht, welche von Hannos 
ver völlig getheilt und hierdurch wiederholt erflärt wird. 

In der Vorausſetzung, daß Feines der bisherigen 
" Bundesglieder von der neuen Einigung fich ausfchließen 
werde, hat die fönigliche Regierung ald äußeren Umfang 
derſelben dad im $. 1 erwähnte Gebiet des deutfchen 
Bundes bei den folgenden Betrachtungen im Auge ge 
halten. 

$. 7. Die völferrechtliche Vertretung Deutfchlande 
in allen gemeinfamen Angelegenheiten muß der Bundes 
gewalt allein vorbehalten bleiben. 

Die einzelnen Staaten ded Nechted der ftändigen 
‚Bertretung in eigenen politifchen oder Handeldangelegen;> 
heiten zu entkleiden, bringt die Natur des Bundesftaates 
aber nicht nothwendig mit fid. 

Aus dem erflen Abfate des S. 7 werden daher bie 
Worte „und der einzelnen deutfchen Staaten" wegzulaf 
fen und es wird außerdem zweckmäßig der 

6. 8 ganz um fo mehr hinmwegzulaffen fein, da die 
einzelnen deutichen Staaten, welche Gefandtfchaften im 
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Auslande befigen, diefer weder fofort, noch indbefondere 
bi8 dahin fämmtlich werben entbehren können, daß die 
völferrechtliche Gefammtvertretung Deutichlande vollftäns 
dig geordnet fein wird. 

Es tritt hinzu, daß die Frage des aktiven und paſ⸗ 
fiven Gefandtfchaftörechted der einzelnen Staaten ihre 
fiherfte und befriedigendfte Löſung ohne Zweifel auf 
thatfächlihem Wege demnächft finden dürfte. 

Snfofern nad) der zu erwartenden Vereinbarung we- 
gen des Reichsoberhauptes, fowie wegen. Einrichtung eis 
ned Neichdrathes die befondere Vertretung der einzelnen 
Staaten bei der Zentralgewalt noch Bebürfniß bleiben 
ſollte, wird allerdings rathſam fein, das Recht dazu aufs 
fer Zweifel zu ftellen. 

Die deßfallſige Beftimmung bürfte dann aber zweck⸗ 
mäßig in dem Abfchnitte, welcher vom Reichsoberhaupte 
handelt, ihren Platz finden. 

$. 9 wird mit Rückſicht auf den Inhalt des $. 10 
ald entbehrlich betrachtet und deſſen Weglaffung baher 
zur Erwägung verftellt. 

Bei $. 20 walten Zweifel ob über die Nothwendig⸗ 
keit und Zweckmäßigkeit des im erſten Abſatze für die 
einzelnen Staaten ausgeſprochenen Verbotes der eigenen 
Unterhaltung von Kriegsſchiffen. Dieſe Zweifel grün⸗ 
den ſich auf das Beiſpiel der Verfaſſungen der vor 
amerikaniſchen Freiflaaten, 

(conf. Berfaffung von Pennfylvanien Art. I. $. 7. — 
Texas Art. V. $. 6). 
fowie auf die Vermuthung, daß bie fortfchreitende Ent- 
widelung diefer neuen Schöpfung des Baterlandes ‚eine 
nähere Betheiligung der Küffenftaaten ald ein in ben 
Verhältniffen begründeted Bedürfniß werde erfcheinen 
laffen, dem die vorgefchlagene Verfaffungsbeftimmung 
unerwünfchte Hinderniſſe entgegenſtellen würde. 


Alf 


Statt der betreffenden Vorſchläge wird außerdem 
folgendes zur Berückſichtigung empfohlen: 

„Ein Reichögefeb verfügt über die Organifation 
der Kriegsmarine des Bundesftaated unter Berück⸗ 
fihtigung der eigenthümlichen Berhältniffe Oeſter⸗ 
reichs, welches jedenfalls ein entfprechendes Kons 
tingent an Schiffen und Mannfchaft zur dentfchen 
Kriegöflötte zu flellen hat." 

„Die Mannfchaft, welche aus einem einzelnen 
Staate für die Kriegöflotte geftellt wird, ift bei der 
Zahl der von demfelben zum flellenden Landmacht abs 
snrechnen. Das Nähere hierüber, fowie über bie 
Koftenansgleichung zwifchen der Gefammtheit und 
den einzelnen Staaten beflimmt ein Reichsgeſetz.“ 
Zu $. 23 ift neben der Bemerkung der Kolleftionote 

bie Streigung des Schlußfabes zu empfehlen, als zur 
Verhütung von Mißbräuchen — wegen der, der Zentral 
gewalt ohnedied vorbehaltenen Dberaufficht — nicht er: 
forderlih, und um zu vermeiden, daß die Reichdregierang 
ſich mit zu vielem Detail zu befaffen habe. 

Zu 6. 26 glanbt die fünigliche Regierung, während 
fie mit der Kolleftionote die Gleichzeitigfeit der billigen 
Audgleichung mit der, einen fo fehr erheblichen Ausfall 
in den Landeseinkünften herbeiführenden Aufhebung ber 
Flußzölle erwartet, voraugfegen zu Tonnen, daß für 
bie etwa mitaufzuhebende Rekognitionsgelder ebenfalls 
eine Entfchädigung gewährt werde. 

Zu $. 35 hält die Fönigliche Negierung die Aufs 
rechterhaltung des Prinzipes, die Mittel zu den Reiches 
ausgaben durch Matritularbeiträge herbeisufchaffen, für 
das Nichtigere. Für deren rechtzeitigen Eingang und 
für Befchaffung eines der Finanzverwaltung unentbehrs 
lichen Betriebsfonds, deffen Mangel felbft gegenwärtig 
fhon empfunden zu werben fiheint, mögen fichernde Vor⸗ 
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fehrungen getroffen, eventuelle Befchlagnahmen geftattet 
werden. 

Während die Tönigliche Regierung bei $. 37 an id 
feine Bedenken hat, indem das zu erwartende Neiche 
zollgeſetz und Reichszollakte die Grenjeh beſtimmen wer⸗ 
den, innerhalb welcher für Rechnung von Einzelftadtäh 
ober Gemeinden Produktions- And Verbrauchsſteuern 
erhoben werben dürfen, macht die bei. 19 im Abſchnitte 
vom Reichstage vorkommende Bezugnahme auf $. 37 es 
wünfchenswerth, in irgend einer Art der Auffaffung 
vorgebeugt zu fehen, ald ob es zu jeder auch innerhalb 
der reichsgefeglichen Grenzen beabfichtigten Erhebang 
einer folhen Steuer der Zuflimmung der Reichsgewalt 
bedürfe. 

Auch zu $. 38 würde es wünſchenswerth fein, der 
Neichögewalt nur die allgemeine Gefebgebung in Hans 
dels⸗ und Schifffahrtsſachen vorzubehalten. 

3u $. 40 kann die Tönigliche Regierung die Be 
merfung nicht zurücdhalten, daß die Worte des zweiten 
alinea „durch fortlaufende Kontrole” fehr wohl gelöfcht 
werden fönnten, ohne dem Dberanffichtörecdhte und der 
Ueberwachung Eintrag zu thun. 

Zu $. 42 erklärt die Tönigliche Regierung fih mit 
ber beantragten Streichung einveritanden, eventuell für 
Aenderung der Worte „foweit“ in „wenn“, damit Wer 
nigſtens keine partielle Uebernahme des Poſtweſens ein⸗ 
treten möge. 
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84. 


Note Des k. bonnöverifchen Bevollmäch- 

tigten bei Der proviforifchen Zentralge- 

welt. an das Neichsminifterium, Nach- 

trag zur Vote vom Iten März 1849, 
d. d. Dten Mär; 1849. 


Herr Minifter » Präfident! 

Nach der Ausfertigung des von dem Linterzeichnes 
ten unter dem 7. d. M. an Sie gerichteten Schreibens, 
find demfelben fernere Weifungen, die deutfche Berfafs 
fungsfache betreffend, zugegangen, in deren Folge er 
das Nachflehende anzuführen ſich beehrt. 

Während die Föniglich hannöverifche Regierung von. 
einer näheren Erwägung des Abfchnitted „der Reiches 
rath“ wegen deffen Zufammenhanges mit der Oberhaupte- 
frage vorerft noch abgefehen, hat der Unterzeichnete im 
Beziehung auf die übrigen in die Kollectionote des kö⸗ 
niglich preußifchen und mehrerer anderer Regierungs⸗ 
Bevollmächtigten vom 1. d. M. behandelten Abfchnitte 
der Vefaſſung im Wefentlichen den Beitritt der könig⸗ 
lihen Regierung zu den in jener Kollectivnote enthals 
tenen Bemerfungen zu erklären und nur noch hinzus 
fügen: | 

3u $. 198 daß die Fünigliche Regierung ad Nr. 6 
eine Gleichberechtigung des Staatenhaufes mit dem Bolfss 
baufe bei der Prüfung und Bewilligung des Budgets 
ald unentbehrlich anfleht, weil nach dem Berbältniffe 
Des Bundesſtaates das Intereſſe der Steuerpflichtigen 
praftifchh von dem Staatenhanfe zu vertreten ift, wäh: 
rend im Volkshauſe wefentlich die Intereſſen der Ges 
fammtheit ihr Organ finden werden. Eine Modifikation, 
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welche rücdfichtlich der, beiden Häufern zuerfannten Ini⸗ 
tiative ber Gefebgebung für den Fortbefland der einzels 
nen Staaten geradezu ald unerläßlich erfcheint. 

Zu $. 37, daß die Fönigliche Regierung diefe Bes 
fimmung für genügend motivirt nicht erachten und ben 
Wunſch, diefelbe geftrichen zu fehen, nicht zurüdhals 
ten fann. 

Der Unterzeichnete beehrt ſich ſchließlich, Dad erges 
benfte Erfuchen an Sie, Herr Minifter- Präfident, zu 
fielen, auch diefe nachträgliche Erklärung zur Kennts 
niß der Nationalverfammlung bringen zu wollen. 

Frankfurt a. M., den 9. März 1849. 

Der königlich hannöverifche Bevollmächtigte bei der pros 
viforifchen Zentralgewalt für Deutfchland. 
(Ge) Bothmer. 


85. 


Erklärung des E. würtembergiichen Be: 
vollmächtigten bei Der propiforifchen 
Zentralgewalt, auf Das Schreiben des 
Reichsminifterinms vom A8ten Januar 
1849 d. d. 24teu Februar 1849. 


Die Aufforderung ded Herrn Präfidenten des Reichs⸗ 
miniſterraths Freiherrn von Gagern vom 28. Januar 
d. J., welche die Abgabe der Erklärungen der deutfchen 
Regierungen über die Abfchnitte der Verfaſſung, wie 
folhe fi) nach ber erftmaligen Berathung der Natior 
nalverfammlung geftaltet haben, bezwedte, hat der Un⸗ 
terzeichnete alebald zur Kenntniß feiner Fegierung ge⸗ 

Roth u. Merck, Quclenſammluug. II. Baar. 
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bracht und hierauf den Auftrag erhalten, gegen das 
Reichsminiſterium einftweilen Nachſtehendes auszufprechen: 

Die königliche Regierung hat fchon wiederholt ihre 
Bereitwilligfeit erklärt, den Beſchluß anzuerfennen, wel 
cher von der Nationalverfammlung zu Frankfurt hinficht 
lidy der deutfchen Berfaffung wird gefaßt werden, und 
hält audy gegenwärtig noch an dieſem Grundfage feſt. 
Die Töniglidye Regierung ift übrigens gern bereit, an 
einer vorgängigen Verfländigung über die Beltimmuns 
gen der Fünftigen deutfchen Verfaffung durch ihren Bes 
volmächtigten Antheil zu nehmen, vermöchte jedoch der 
Bildung eines engeren Bundes im Bunde nicht das 
Port zu reden, fie legt auf das Verbleiben Defterreiche 
im deutſchen Bundesftaate den größten Werth und 
müßte deßhalb — wenn die Wahl eined einzigen Ober: 
hauptes für denfelben den Austritt Defterreich® zur Folge 
haben follte, (wie died nach der öfterreichifchen Depeſche 
vom 4. Februar der Fall zu fein ſcheint —) ihrer Seite 
vorziehen, daß auf ein nur um diefen Preis zu erlan- 
gende einziged Oberhaupt verzichtet werde, und man 
an deffen Statt mit dem früher vorgefchlagenen Direks 
torium ſich begnüge. 

Eine Lostrennung Oeſterreichs von dem deutſchen 
Staatsverbande müßte die königliche Regierung als eine 
freiwillige Selbſtverſtimmelung des gemeinſamen Vater⸗ 
landes, als einen mit deſſen jetziger und künftiger Größe 
und Selbſtſtändigkeit unverträglichen Akt betrachten, 
welcher durchaus nicht gebilligt werden könnte, ſo lange 
nicht unumſtößlich bewieſen iſt, daß die kaiſerlich öſter⸗ 
reichiſche Regierung durch ihre Lage ſowohl, als durch 
ihren Willen davon abgehalten werde, ſich an dem po⸗ 
litiſchen Neubau von Deutſchland zu betheiligen. 

Da es indeſſen für Deutſchland vom höchſten In⸗ 
tereſſe iſt, daß das Verfaſſungswerk in kürzeſter Friſt 
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zu Stande komme, fo glaubt Die biesfeitige Regierung 
die Hoffnung ausfprechen zu. dürfen, daß die faiferlich 
öfterreichifhe Regierung durch beflimmte Erklärungen 
über die einzelnen Theile des vorliegenden Berfaffungs- 
Entwurfed die angebahnte Verftändigung darüber mit 
der deutfehen Nationalverfammlung fo viel immer mög⸗ 
lich beichleunigen werbe. 

Indem der Unterzeichnete dies zur Kenntniß des 
Herrn Präſidenten des Reichsminiſterraths bringt, behält 
er ſich vor, über die einzeluen Punkte der Verfaſſung 
nachträglich ſich zu äußern. 

Frankfurt a. M., den 24. Februar 1849. 

Der königlich würtembergifche Bevollmächtigte. 

(Gez.) Sternenfels. 


86. 


Erklärung des k. würtembergiſchen Be: 

vollmächtigten bei der proviſoriſchen 

Zentralgewalt, Den Entwurf der dent⸗ 

ſchen Reichsverfaffung betreffend, d. d. 
Aten März 1849. 


| Herr Minifter ! 

In meinem Schreiben vom 24. v. M. habe ich mir 
vorbehalten, die Arußerungen der königlich⸗würtembergi⸗ 
fhen Regierung über einzelne Punkte der von der Nati⸗ 
snalverfamulung erſtmals berathenen Verfaſſung nad 
zutragen. 

Schon wiederholt hat die würtembergifche Regier 
ung ausgeſprochen, daß ſie den Beruf der deutſchen Na⸗ 

27 * 
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tionalverfammlung, die künftige Verfaffung Deutfchland’s 
feſtzuſtellen, anerfenne und daß fie fich ihren Befchlüffen 
zu fügen bereit fei. Dies hindert nicht, ihre Anfichten 
und Wünfche über Geftaltung diefer Verfaſſung noch vor 
deren enblicher Begründung darzulegen, und je Ioyaler 
hierbei die Fönigliche Regierung verfährt, um fo zuver- 
läffiger erwartet fie, daß ihre Erinnerungen Berückſich⸗ 
tigung finden werden. 


Indem ich die angefchloffenen Bemerkungen mit dem 
Erfuchen zu übergeben mich beehre, ſolche zur Kennt: 
niß der Nationalverfammlung zu bringen, glaube ich bie 
weiteren Erörterungen über Beftandtheile der Berfaffung 
auf fernere Mittheilungen audfeßen zu müffen. 


Frankfurt a. M., den 4. März 1849. 
Der Töniglich » würtembergifche Bevollmächtigte 
(Ge) Sternenfele. 


Bemerkungen zu der in erfier Lefung berathenen Ver⸗ 
faſſung. 


Erſter Abſchnitt. 
Das Reid. 


Die SS. 2, 3 und 4, betreffend das Prinzip der rei⸗ 
nen Perfonalunion, werden wegen Defterreich nicht auf- 
recht erhalten werden können. Denn wenn auch die Rich⸗ 
tigkeit jenes Prinzips an und für ſich nicht zu beftreiten 
ift, fo find doch die vorwaltenden befonderen Verhältniffe 
Oeſterreich's zu berückfichtigen, umd ed wären die Nad)s 
theile für Deutfchland zu groß, wenn Defterreich eines 
Grundfaßed wegen dem deutfchen Bundesftaate nicht beis 
treten könnte, ald daß an diefem Grundfage ftarr feſtge- 
halten werden ſollte. | 
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Zweiter Abfchuitt. 
Die Reichsgewalt. 


zu $. 7. 

So nothwendig es für die Einheit Deutfchlands ift, 
daß der diplomatifche Verkehr mit dem Auslande von 
einem Punkte audgehe, fo zwedmäßig erfcheint ed, daß 
fich die Reichsgefandten In der Lage befinden, die Bedürf- 
niffe der einzelnen Staaten zu berüdfichtigen, fo weit 
dies ohne Beeinträchtigung ded Ganzen gefchehen Fann. 
Hierzu, fo wie zur Berückſichtigung der Verhältniffe der 
im Auslande befindlichen Deutfchen bietet fich ein einfa- 
ched Auskunftsmittel dar, welches darin befteht, daß ſich 
der Reichögefandte — wie Died auch bereitd bei der pro⸗ 
viforifchen Zentralgewalt beabfichtigt war — mit folchen 
Beamten der einzelnen Staaten umgibt, welche die be- 
fonderen Berhältniffe ihres Landes kennen; vorausgefeßt, 
daß die einzelnen Staaten geneigt find, den hierdurd) 
entftehenden Aufwand für eine folche untergeordnete 
Vertretung zu beftreiten. 

Die Befugniß der Einzelftaaten, ſolche Einrichtun- 
gen zu veranlaffen, wird — ohne daß ed deshalb einer 
Abänderung des $. 7 bedürfte, vorauszuſetzen fein. 


Zu $. 8. 

Auch bei den Konfuln folte eine ähnliche Befugniß 
wie bei den Gefandten, S. 7, vorbehalten bleiben, etwa 
das Recht, wegen befonderer Intereffen Lokal⸗Konſuln 
oder Vize⸗Konſuln zu präfentiren, mit Unterordnung uns 
ter die Reiches (General:) Konfulate. Auch hier wird 
ed jedoch — wie bei $. 7 — feiner Abänderung bedürfen. 


Zu $. 12. 


Im Hinbli auf den Schlußſatz des $. 41 wird ſich 
die Verfügung ber Reichögewalt über bie bewaffnete 
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Macht nur auf den Krieg und die Fälle nothwendiger 
Sicherheitdömaßregeln ins Frieden erfireden. 


Zu $. 13. 

Die Bedingungen der Oelbftftändigfeit eined Kontin- 
gents folten nicht nad) der zu fielenden Mannfchaft, 
fondern nach der Seelenzahl der Staaten feitgefebt wer- 
den. Statt ded Maapftabes von 6800 Mann dürfte eine 
Einwohnerzahl von 500,000 Seelen angemeflen erfcheinen. 


zu $. 14. 

Die Organifation ihres Heerwefend dürfte den eiit- 
zelnen Staaten zu überlaffen und der Reichögewalt — 
neben der allgemeinen Gefeßgebung — nur die Einhal- 
tung der Wehrverfaffung mittelft anzuorbnender Infpek; 
tionen zuzuweiſen fein. 


3u $. 15. 
Die Worte „an erfter Stelle" wären zu ftreichen. 


Zu $. 16. 

Die Koften der Erekution gegen ein einzelnes Land 
follten nicht dem Reiche auferlegt werden, fondern dem 
fchuldigen Theile, jenem höchftens nach Umftänden, mit 
Borbehalt des Regreſſes an diefen. 


Zu S. 18. 

Die Ernennung der Offiziere jeden Grades follte 
den Einzelregierungen überlaffen bleiben und nur für den 
Krieg die befchloffene Ernennung der Kommandirenden 
x. durch die Reichdgewalt beibehalten werden. 


Zu $. 19. 
Der neuen Anlegung von Feftungen dürfte die neite 
Anlegung von Kenveriheibigungöiwerten gleich, zu ftels 
len Ic. 
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Zu $. 35. 

Hier dürfte folgender in der hannöverifchen Denk⸗ 
fehrift: Bemerkungen gegen die Befchlüffe der deutfchen 
Reichsverſammlung über Flüffe, Kanäle und Seen und 
über Eifenbahnen, 8. 36, vorgefchlagene Faſſung der Vor⸗ 
zug zu geben fein: 

Ss 00. 

„Die Reichsgewalt allein hat die Geſetzgebung über 
den Schifffahrtsbetrieb und über Die Flößerei auf denje« 
nigen Flüffen, Kanälen und Seen, welche mehrere deut- 
ſche Staaten im fchiffbaren oder flößbaren Zuftande durch⸗ 
firömen oder begrenzen.“ 

Sie überwacht die Ausführung der darüber erlaffes 
nen Geſetze.“ 


$. 00. 

„Die Reichsgewalt hat die obere Aufficht über die 
im vorigen Paragraphen bezeichneten Wafferftraßen und 
über die Mündungen der in diefelben ſich ergießenden 
Nebenflüſſe.“ 

„Es ſteht ihr zu, zum Schutze des Reiches oder im 
Intereſſe des allgemeinen deutſchen Verkehres, die einzel⸗ 
nen Staaten zu gehöriger Erhaltung und Verbeſſerung 
der Schiffbarkeit jener Waſſerſtraßen und Flußmündun⸗ 
gen anzuhalten.“ 

„Die Wahl der Verbeſſerungsmaßregel und deren 
Ausführung verbleibt den einzelnen Staaten.“ 

„Ueber die Aufbringung der erforderlichen Mittel 
iſt nach Maßgabe der reichsgeſetzlich zu treffenden Be⸗ 
ſtimmung (conf. F. 26) zu entſcheiden.“ 


§. 00. 


„Alle übrigen Flüſſe, Kanäle und Seen bleiben der 
Fürſorge der einzelnen Staaten überlaſſen.“ 


Zu $. 20. 
.» Hier dürfte die Erlaffung eined Reichsgeſetzes über 
bie. der Gefepgebung und Dberaufficht des Reiches uns 
berquorbnenben Gegenſtände vorzubehalten fein. 


Zu 6. 30. 

Ein Betrieb der Eifenbahnen burdy das Reich er- 
fcheint nicht angemeffen. Deshalb dürfte von Anlegung 
und Enteignung ſolcher durch die Reichsgewalt abzuſte⸗ 
hen ſein. 


Zu $. 32. 
Die Anlegung der auf Reichskoſten herzuſtellenden 
Land⸗ und Waſſerſtraßen, fo wie deren Unterhaltung 
dürfte den einzelnen Staaten zuzuweifen fein. 


3u $. 33. 
Es wäre auszudrüden, daß dem Wegfalle der Bin⸗ 
nenzölle eine Ausgleichung der Beſteuerungsverſchieden⸗ 
heit vorangehen muß. 


* zu $. 34. 

Eine Gemeinfchaft der Produktions⸗ und Verbrauchs⸗ 
fteuern follte nur in fo weit eintreten, ald alle Staaten 
dadurch annähernd gleichmäßig getroffen werben, oder 
wenn zugleich eine billige Ausgleichung zwifchen ben ver: 
fhiedenen Staaten hinſichtlich ihrer daraus bisher bezo- 
gehen Einnahmen herbeigeführt wird. 


Zu $. 35. 

Die. Borwegnahme eined Theild der Zölle und ge; 
meinfchaftlichen Steuern für Reichszwecke erfcheint bes 
denklich; es follte Daher an Vertheilung jener Einnahs 
men unter die einzelnen Staaten feitgehalten und denfels 
ben überlaffen werden, die Koften für’ Reich, wie biöher, 
durch Matrifularsiimlagen aufzubringen. 
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Zu $. 37. 
Diefe Beftimmung fcheint den Einzelſtaaten allzu 
enge Schranken zu ſetzen. 


| Zu $. 40. 
Das dritte a linea dürfte zu flreichen fein. 


Zu $. 42. 
Gegen die von vielen Seiten beantragte Streichung 
diefed Paragraphen hat man nichtd zu erinnern. 


Zu $. 46. 
In der Kreirung von Papiergeld, beſonders wenn 
damit kein Zwangscours verbunden wird, ſollten die Ein⸗ 
zelſtaaten nicht beſchränkt werden. 


zu $. 49. 

Die Auflage von Reichöftenern ift neben der Umleg- 
ung von Matrifularbeiträgen unnöthig. Der einzelne 
Staat wird am beften wiffen, wie er feinen Aufwand 
aufzubringen hat. 


Zu $. 54. 
Mir Rückſicht auf die Bemerkungen zu $. 16 dürfte 
bier auf Erlaffung einer Reichs⸗Exekutionsordnung hin: 
zumweifen fein. 


Zu $. 59. 

Der Zentralgewalt wird die Einbringung eined Ge⸗ 
feges über das Affoziationswefen noch bei der Fonftitui- 
renden deutfchen Nationalverfammliuug empfohlen, da 
die ruhige gefegliche Entwicelung unferer öffentlichen Zu: 
fände hiervon fehr abhängig ift. 


Zu $. 58. 


Der zweite Theil diefer Beſtimmungt bite zu fie 
chen fein. 
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Dritter Abſchuitt. 
Der Reichstag. 


Zu $. 3., 

Für die füddeutfchen Staaten wird eine größere 
Stimmenzahl beantragt, zumal wenn Defterreidh nicht 
beitreten follte, weil fonft die fübdeutfchen Intereſſen von 
den norddeutfchen ſtets überſtiumt werden fünnen. Das 
gegen kann man fich mit dem Vorfchlag, jedem Staate das 
Recht einzuräumen, wenigftend einen DBertreter in das 
Staatenhaus zu fenden, nicht einverftanden erklären. 


Zu $. 4. 
Gegen diefe Beſtimmung wird nichts eingewendet. 


Zu $. 16. 
Diefe Beflimmung würde nad, der Bemerkung zu 
$. 58 des Abfchnittö „die Reichsgewalt“ wegfallen. 


Zu $. 19. 
Bei Ziffer 2, 3 und 4 wird auf die Bemerfungen 
zu den $$. 35, 37 und 46 des Abfchnittd „die Reichsge⸗ 
gewalt“ verwiejen. 


Vierter Abſchuitt. 
Da Reichsoberhaupt. 


Zu $. 1 umd 2. 

Es ift zuzugeben, daß eine Regierung, die von Eis 
nem ausgeht, Fräftiger ift, als eine folche, die von Meh- 
reren geführt wird. Es ift ferner zuzugeben, daß der 
häufige Wechfel in der Perfon des Negierenden mehr- 
fache Nachtheile in feinem Gefolge hat, und daß von Dies 
fem Gefichtöpunfte aus die Sache betrachtet, die Verers 
bung der Regierungsgewalt in einer Dynaftie nach deu 
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Grundſätzen des Erfigeburtörechts am beflen geeignet ifl, 
diefelbe zu Fräftigen. 

Allein die Eigenthümlichleit der Lage der deutſchen 
Staaten nöthigt und, von demjenigen Umgang zu nes 
men, wad vielleicht da& Belle wäre, und uns au das 
Mögliche zu halten. 

Maaßgebend für Würtemberg ift der Abfchnitt 1. $. 

1. des Berfaffungsentwarfes „das Reich”, wo es heißt: 

„Das deutſche Reich befteht aud dem Gebiete des 

bisherigen deutfchen Bundes.’ 

Nun ift befannt, daß die Meinungen darüber getheilt 
find, ob Defterreich in den deutfchen Bundesftaat eintres 
ten werde, oder ob es in denfelben eintreten fünne? Se 
lange dies nicht entfchieden ift, würde die von Bielen 
beabfihtigte Berufung ded Könige von Preußen zum 
deutfchen Erbfaifer, Defterreid, von Deutfchland für ims 
mer trennen, da Defterreich ebenfowenig fidh Preußen 
unterordnen, ald Ießteres zugeben würde, daß Oeſterreich 
erblih an die Spike von Deutſchland geftellt werde. 
Da es nun im Intereſſe Deutfchlande und insbefondere 
Süddentfchlande und Würtembergs liegt, daß alle deutſche 
Staaten beifammen bleiben, und da ed namentlich in 
militärifcher, politifcher und kommerzieller Beziehung für 
Süddeutfchland von höchfter Wichtigkeit ift, daß Oeſter⸗ 
reich in den Bundesſtaat eintrete, jo wird von dem Prins 
zip der Vererbung der Würde des Reichsoberhauptes 
Umgang genommen werben müffen; ed wäre denn, daß 
Preußen oder Öefterreic geneigt wären, fich unterjus 
prdnen. 

Faft auf diefelben Schwierigkeiten wird man floßen, 
wenn man von dem Grundſatze eines Wahlreiches aus⸗ 
geht, in welchem Einer yeriodifch an der Spitze fteht; 
denn abgefehen von den Nachtheilen, welche hierdurd) 
dem Prinzip der Stabilität zugefügt werden und von 
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den ftetö wiederkehrenden vielfachen Wahlintriguen, welche 
jeder Wahlaft zu beforgen gäbe, fo wird ſich auch hier 
von den beiden Großmächten feine der andern unterord⸗ 
nen wollen. 

Es fcheint daher nichts übrig zu bleiben, als ein Dis 
reftorium, was früher in der Abficht Preußens lag und 
‚heute noch in der Abficht Defterreichs liegen fol. 

Da es indeffen Noth thut, daß die Verlältniffe 
Deutſchlands bald geregelt werden, fo wird auf eine bal⸗ 
dige und beflimmte Erklärung Defterreichd zu dringen 
fein; und zwar nicht blos in Beziehung auf die Ober- 
hauptöfrage, fondern aud) auf die einzelnen Theile der 
verfchiedenen Kapitel des Berfaffungsentwurfes; und 
wenn dieſe nicht, oder nicht befriedigend erfolgt, fo würde 
Würtemberg eine Vereinigung des übrigen Deutjchlande 
mit Preußen in Einem Bundesftaat einer Xrennung 
Deutfchlands in Sid und Nord vorziehen. 

Damit aber der Eintritt Oeſterreichs in den Bus 
beöftaat fortwährend möglich fei, erwartet man von dem 
Natriotismus Preußens, daß ed von der Erblichfeit der 
Würde des Neichsoberhauptes abftehe und fich begnüge, 
diefelbe entweder zeitlich zu begleiten, oder fich den Grunds 
fägen eines Direktoriums anzufchließen. 


Zu $. 4. 

Statt ber Zivillifte follte bloß eine gewiffe Summe 

für die Nefldenz des Reichsoberhauptes (oder Direftori- 
ums) am Sitze des Reichstages fefigefekt werden. 
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87. 


Erflärung des k. würtembergifchen Be: 

vollmächtigten bei Der proviforifchen 

Bentralgewalt in demſelben Betreff d. 
d. 2Sten April 1849. 


Sn Erwiederung der Mittheilung des Präfidenten 
des Neichöminifterrathed, Herrn Freiherrn von Gagern, 
vom 14. d. Ms. ift der unterzeichnete würtembergifche 
Bevollmädhtigte bei der proviforifchen Zentralgewalt in 
den Stand gefeßt, folgende Erklärung abzugeben: 

. Seine Majeftät der König von Württemberg nimmt 
in Uebereinftimmung mit feinem Minifterium Die dentfche 
Neichsverfaffung einfchließlich des Kapitels über Die Ober, 
hauptöfrage und der im Sinne diefer Verfaſſung zu ver 
wirflichenden Löfung berfelben fammt dem Reichswahl⸗ 
geſetze an. 

Auch hat die würtembergifche Regierung nicht da⸗ 
„gegen einzuwenden, wenn Seine Majeftät der König von 
Preußen, welcher das Erbfaiferthum nicht annehmen will, 
unter den vorliegenden Umftänden ſich für jeßt mit Zus 
flimmung der Nationalverfammlung an die Spike Deutfch, 
lands ftellt. 

Zur Erläuterung des letzten Satzes fügt der Unter- 
zeichnete bei, daß — da Se. Majeflät der König von 
Preußen die deutfche Verfaffung nach der von Höchſt⸗ 
demjelben der Deputation in Berlin ertheilten Antwort 
und der von bort eingelangten Eröffnung noch nicht als 
endgültig anerfannt hat, fomit die Vorausfegung, unter 
welcher die Nationalverfammlung allein Höchftdemfelben 
die erbliche Kaiferfrone anbieten wollte, nicht vorliegt, 
da es hiernach wohl gefchehen fünnte, daß die Reichsver⸗ 
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fammInng von dem Anerbieten des Könige von Preußen, 
mit Einwilligung der übrigen deutfchen Fürften vorerft 
proviforifh an die Spige Deutfchlands zu treten, Se 
brand) macht, um fo mehr, ald der Erzherzog Reichövers 
wefer feine Stelle ſobald ald möglich niederzulegen emt- 
ſchloſſen ift — die königliche Regierung ihre Zuftimmung 
auch zu diefem Proviforium, fobald ed auch von der 
Rationalverfammlung gebilligt wird, fchon jeßt ausfpres 
hen wollte. 

Sm Falle aber eine unbedingte Annahme der dent⸗ 
ſchen Verfaſſung und der Wahl zum erblichen Oberhaupte 
son Seiten Sr. Majeſtät des Königs von Preußen noch 
erfolgen follte, jo wird, dem erſten Sabe der obigen Er⸗ 
Härung gemäß („einfchließlich der Oberhauptöfrage und 
der im Sinne der Berfaffung zu verwirklichenden Löfung 
derfelben") auch gegen diefe von der Föniglichen Regie 
sung feine Einwendung gemacht. 

Franffurt, 28. April 1849. 

Der königliche würtembergifche Bevollmächtigte. 

(Gez) Sternenfelß. 





88. 


Inſtruktion für Den k. 2. öfterreichifchen 
Bevollmächtigten bei Der proviforifchen 
Bentralgewalt die Oberhaupts - Frage 
Detreffend, d. d. 2ten Februar 1849. 

Unter den die Fünftige Verfaſſung Deutfchlands bes 


treffenden Kragen, rückfichtlich derer das fchleunige Zus 
ſtandekommen einer Bereinbarung zwifchen ben Regie 


rungen und der Nationalverſammlung dringendes Be; 
dürfniß der Zeit ift, nimmt die Frage wegen Konftitwis 
zung der erefutiven Neichdgewalt, die Oberhaupssfrage, 
den erften Plaß ein. 

Sn doppelter Hinficht erweiſt fich Diefes Bedürfniß 
als ein dringendes. Rückſichtlich des Auslandes iſt es in 
hohem Grade wünſchenswerth, daß ſo bald als möglich 
die Form unter welcher ihm gegenüber die Einheit Deutſch⸗ 
lands repräfentirt werben wird, feftflehe, und das Reich 
in dem europäiſchen Staatenſyſtem den ihm grundſätz⸗ 
lich gebührenden Platz auch faktifch einzunehmen in der 
Lage fei. 

Sm Innern Deutichlande häufen ſich leider wieder 
die Anzeichen hereinbrechender Anarchie in beunruhigen⸗ 
dem Maaße, und es ſcheint daher dringend nothwendig 
zu ſein, vor allem Andern durch Feſtſtellung der Grund⸗ 
ſätze, nach welcher die Reichszentralgewalt definitiv ge⸗ 
bildet werden wird, ber Fattionen das einträchtige und 
ſtarke Zuſammenwirken der Regierungen zum Behufe des 
Schutzes ber Güter des geſellſchaftlichen Lehens in ms 
unterbrochene Ausſicht zu ſtellen. 

Was Oeſterreich in Bezug auf die Aufſtellung eines 
Reichsoberhauptes nicht wolle, iſt Euer Hochwohlgebo⸗ 
ren am Schluſſe meiner Weiſung vom Aten d. M. deut⸗ 
lich geſagt. Der Kaiſer nämlich will ſich nicht unterord⸗ 
nen unter die von einem andern deutſchen Fürſten ges 
handhabte Zentralgewalt. 

Es ift billig, daß wir neben jenem negativen And 
ſpruche auch poſitiv und Außern, wie denn nad) unſerer 
Anficht jene Zentralgewalt gebildet und zuſammengeſetzt 
fein follte. 

Nach unferer feftftehenden und wohlbegründeten Mei⸗ 
nung iſt die Handhabung des exekutiven Theiles der 
Reichsgewalt bei dem einmal gegebenen Staude der Dinge 


in Dentfchland anders nicht benfbar, ale in der Form 
eined Direltoriume. 

Folgendes müſſen unferes Dafürhaltens die leitenden 
Grundfäße bei Konftituirung diefer Behörde fein: 

1) Sie hätte zu beftehen and Bevollmächtigten deut⸗ 
fcher Regierungen, wo möglid; aus Mitgliedern regierens 
der Häufer, fieben an ber Zahl, zufammen neun Stims 
men bildend. 

2) Die Zufammenfeßung des Direktoriumd wäre 
in ber Art zu bewertftelligen, daß Defterreich und Preus 
Ben ein jedes zwei Stimmen, Bayern eine Stimme in 
der Zentralbehörde zu führen hätten, die den andern 
deutfchen Regierungen aber in dem Direktorium zuzus 
weifenden ‚Stimmen nad) gewifien Kreifen und unter 
Beräüdfichtigung der relativen Wichtigkeit der Staaten 
bei der Bertretung in Kreife anszumitteln wären. 

3) Die Mitglieder ded Direktoriumd hätten ihr Amt 
zwar als Delegirte ihrer Fürſten, jedoch unabhängig von 
fpeziellen Sinftruftionen zu üben. Die Stimmenmehrheit 
wäre für jede einzelne Enticheidung des Direktorium 
maßgebend. 

4) Rückſichtlich des Präſidiums wäre eine den frü⸗ 
heren Berhältniffen entfprechende Einrichtung zu treffen. 

Euer Hochwohlgeboren find ermächtigt, unter Zus 
grundlegung obiger Sätze mit denjenigen Bevollmächtige 
ten in Frankfurt, deren Regierungen nad) analogen 
Prinzipien voranzugehen wünfchen, in näheres Einvers 
ſtändniß zu treten, und mit ihnen gemeinfchaftlid) den 
Entwurf eines Abfchnittes, die Reichsregierung betreffend, 
zu fertigen, in welchem wir jedoch wiünfchten, baß ledig: 
lich die Art der Zufammenfeßung jener Regierung behans 
delt würde, und ohne Präjudiz für basjenige, was ſich 
auf deren Attribute und die Grenzen und Modalitäten 
ihrer Wirkſamkeit bezöge. | 


‚Diefer Entwurf wäre ſodanun Seitend ber über den⸗ 
ſelben einverflandenen Regierungen - der Rationalvers 
ſammlung als deren Gegenprojekt gegen die von Die 
fer Verfammlung in ‚ber erflen Leſung angenommenen 
forrefpondirenden Paragraphen ihres Verfaſſungeentwur⸗ 
fes vorzulegen. 

Ehe dieſes geſchehe, hätten uns jedoch Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren den von Ihnen gemeinſchaftlich wit: ande- 
ren: Kollegen feftgeftellten Entwurf zur Prüfung und 
definitiven Genehmigung einzufenden. 

Empfangen u: f. w. . 


Vorſchlag Des k. F. öfterreichifchen Se Ä 
vollmächtigten bei Der proviforifchen 
Bentralgewalt, Die Neichsregierung be⸗ 

treffend, d. d. Sten März 1849. 


Die Reihtregierung. 


8. 1. 
Die Reichsregierung führt ein Direktorium. " 


I. 2 
Diefed Direktorium bilden eben regierende Fürſten 
oder ihre Stellvertreter. Es beſteht: — 
1) aus dem Kaiſer von Oeſterreich; 
2) dem Könige von Preußen; 
3) dem Könige von Bayern; 
4) aus einem durch Würtemberg, Baden, voeherzelern⸗ 
Hechingen⸗Sigmaringen und Lichtenſtein; 
Art und Merck, Quellenſammlung. II. Op, 28 


& aus einem darch Sachſen, Sacfens Weimar, Ko⸗ 
hurg⸗ Gotha, Meiningen⸗ Hildburghauſen, Altenburg, 
Neuß» Greiz und Schleiz, Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
1: meh; Sonbershaufen, Anhalt Köthen, Bernburg und 
uDeſſau; 
6) aus einem durch Hannover, Oldenburg, Braun⸗ 
ct ſchweig, Mecklenburg⸗Schwerin und Strelitz, Hol⸗ 
o ſtein und Lanenburg, Hamburg, Bremen und Lübed;. 
Daeaus einem durch Kurheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt, Rap 
ſau, HeſſenHomburg, Luxemburg⸗Limburg, Waldeck, 
Lippe⸗Detmold, Schaumburg⸗Lippe und; Frankfurt 
gewählten Fürſten. 


6. 3. 

Jene Staaten welche ein Mitglied wählen, haben 
ſich über deſſen Wahl zu verſtändigen; für den Fall der 
Wahlverſtändigung wird ein Reichsgeſetz das Mitwir⸗ 
kungecht der Betheiligten beſtimmen. Solange: weder 
eiie· Verſtändigung noch ein Reichsgeſetz erfolgt iſt, ent⸗ 
—— ‚bey. Regent desjenigen Staates, deſſen Volkszahl 

ein „betreffenden Staatenverbande die größte ift, Kur⸗ 
heſſen imd Heſſen⸗Darmſtadt aber abwechſelnd. 

An der Spike der Brise fteht ein Reichs⸗ 

ftatthalter.. 
5 5. 
„.Abwechſelnd von Jahr zu Jahr bekleidet der Kaiſer 
von Deſterreich und der König von Preußen die Würde 
eined Reichöftatthalters. | 


%. 6 | 
Der Reichsftatthalter führt: in. der. Reichsregierung 
dem Borfis, beſorgt die Gefchäftdleitung, ‚repräfentirt den 
Bundesftaat im Inneren und. gegen: Dad Ausland, beglaus 


a5 
bigt Reichögefandte, empfänge fremde Gefandte und vers 
fündet die Reichsge ſetze. 


* 
Fe 


6 7. 

Der Relchsſtatthalter ernennt ferner MN Andasır 
amfen:. Er iſt jeboch bei’ ihrer Ernennung at die ai 
ſtimmung: des abwechſelud mit ihn zirr Würde ded Reich⸗ 
ſtatthalters berufenen Fürſten gebunden. Bei- Meinunghe 
verſchiedenheit eutſcheidet dad Direktorium. 


In Verhinderung dit — * fur Deſterreitt und 
Oeſtetreich für" Preußen die Rechte des WAREN 
terd ats, 


$. 9. 
Alte nicht: Dem Reichöftatthalter: allein zukommenden 
Regiersingörechte  flehen der geſammten Reichöregierung-. 
zu, biefe faßt ihre Beſchlüſſe durch abſolute Stimmen. 
mehrheit,. wobei Oeſterreich und Preußen je zwei, die 
übrigen Mitglieder aber je eine Stimme führen: Die 
Mitglieder des Direktoriums find nicht am fyezielle Sur: 
firultionen gebunden. Die Abweſenheit eingelner Mit⸗ 
glieder hindert eine Befchlußfaffung nicht: Wird eine: 
abfolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, ſo eutſcheidet der 
Reichsſtatthalter. | 
g W. 
Hut grgtebihpägei tie bebürfei zu ihrer ei ‘ 
tigfeit der Gegenzeichnung wenigſtens eines Reicheimente" 
fterd; welcher dadurch die Veräntwortung übernitkiit. 


6: 11, 
Der Sit ber Neichdregierung: wird durch ein Bi 
gefetz beſtimmt. 
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90. 


Zirkularnote Des k. preußiſchen Mini⸗ 
ſters Des Auswärtigen an Die königlichen 
Miflionen. bei den Deutichen Negierums; 


gen, Die öfterreichifche Juſtruktion vom 
2Iten Februar 1849 betreffend, d. a 
10ten März 1849. u 


‚Die bb oͤſterreichiſche Regierung hat durch ihren 
Sefanbten am hiefigen, Hofe ber königlichen Regierung. 
die Borfchläge mitgetheilt, welche fie durch Inftruftion, 
an ihren Bevollmächtigten bei der proviforifchen Zentrals 
gewalt vom 27. v. M. in Betreff der Bildung einer 
oberften- Zentralerefutiogewale ‚in ber deutichen Bundes⸗ 
verfaffung in Form eines Direktoriums hat nach Frauke: 
furt gelangen laſſen. Es gereicht ber Füniglichen Regie⸗ 
rung zur großen Befriedigung, daß damit nun auch 
Defterreich ben von und vorgefchlagenen Weg der Bere‘ 
ftändigung im Frankfurt betreten hat. Wir haben une‘. 
daher. auch. nur mit Vergnügen bereit erklären können, 
diefe Borfchläge einer reiflichen Erwägung zu unterziehen, : 
und ‘der Fünigliche Bevollmächtigte in Frankfurt wird: 
mit binreichenden Snftruktionen verfehen werden, um in‘ 
die DBefprechungen und Berathungen über diefelben in 
Sranffurt eintreten zu können, von welchen wir die Hoffe 
nung. hegen dürfen ‚, daß fie zu dem immer von und au⸗ 
geſtrebten Ziele der Verftändigung unter den Regierun⸗ \ 
gen und mit der Nationalverfammlung führen werden. 
Wir zweifeln nicht, daß auch die übrigen deutfchen Re⸗ 
gierungen, denen die öfterreichifchen Vorfchläge inzwifchen, 
fei es Direkt, fei ed durch ihre Bevollmächtigten befannt: - 
geworden fein werden, zu einem gleichen Verfahren bes 
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reit feien. Ich erfuche daher Euer ıc., den Regierungen, 
bet welchen Sie aftrebitirt find, den Wunſch des Fönig- 
lichen Kabinetes auszudrücken, daß diefelben baldmöglichſt 
ihren Bevollmächtigten in Frankfurt die nöthigen In⸗ 
firuftionen ertheilen wollen, um an den Beräthungen 
über jene Vorſchläge auf eine den dortigen Anſichten 
entfprechende Weiſe theilnehmen zu können. 
Berlin, 10. März 1849. 
| Gez.) Graf Arnim. 


91. 
Erlaf der k. k. Öfterreichiichen Negierung 
ou den F. E. Bevollmächtigten bei Der 
proviforifchen Zentralgewalt, Das Ver⸗ 
hältnif Defterreichs zu Deutſchland be- 
treffend, d. d. Iten März 1849. 


Als die Faiferlihe Negierung im Miniſterialpro⸗ 
gramme vom 27. November und in den damit im Ein⸗ 
klange ſtehenden ſpäteren Eröffnungen „bie Einigung 
des großen Kaiſerſtaates in ſich zu einem auf neiter 
Grundlage wohlgeordneten Ganzen ald die naturgemäß 
und nothwenbig der Regelung des Verhältniffes Oeſter⸗ 
reichd zu Deutfchland vorausgehende Bedingung auf— 
ftellte, gab fie nad) ihrer Abficht den Beweis, wie erufl- 
lich ihr um das Zufammenftchen mit Deutfchland, um _ 
die mögliche Einigung des deutfchen Gefammtvaterlans 
ded zu einem lebenöftarfen, ven gedachten Wünfchen 
bes denkenden Theiles bes deutfchen Volles entfprechenden 
Körper zu thun fei. Sie hielt an dem Weg, der 
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ihr der türzefte, Der allein zum Ziele führende ſchien, 
unbeirrt barin dur abſichtlichen Mißverfaud, durch 
Kntwürfe ber Spaltung und durch Anforderungen, ‚hie 
den erften und oberfien Bedürfniſſen Oeſterreichs nicht 
Regſnung txagen wollten. Dieſe vorläufige Aufgabe der 
— een ik heute gelöft. Die Anlage ent⸗ 
hält das Grun geſes, das in Erfenntniß feiner Pügt 
und bed —2 feiner Bölter Seine Majeftät ber 
Kaifer allen Ländern her Monarchie ald eine gemein, 
ſchaftlich⸗ ſtaatliche Grundlage, als ein alle Theile zu 
einem großen, lebendigen Ganzen vereinigended Band aus 
eigner Machtvoltommenheit gegeben hat, nachdem theils 
die unvolllommene Zufammenfegung, theild die Haltung 
des Reichötages Ihm die Hoffnung benehmen mußten, 
durch biefen Verein das große und heilfame Werk ents 
wrechend zu Tage gefoerdert zu fehen. 

Da ſonach ber Beityuntt gefommen iſt, daß bie taifer 
llich königliche Regierung ihrem Wunſche und Berforg 
Sm pi gen, Eh über ihr mögliches Verhältuiß zu Deutſch⸗ 
land ausſpreche, fo fäumt fie nicht, wenigftens ihre 
Srundanfict feſtzuſtellen, aus ber fid alles Weitere 
ergibt. 

Deſterreich, auf feine eigene Macht und Berfaffung 
geftelt, Tann feine deutſchen Provinzen nicht aus dem 
miut en Verdande reißen, der die Monarchie zur Einheit 
gefkaltet, Denn Deutfchland dieſes Bedürfniß nicht aner⸗ 
keunt, wird die kajſerlich königliche Regierung es beflg« 
gen, aber debhaib ihre Lebensbedingung nicht aufgeben. 
Wer die Einheit Deutſe fanhs wirklich wil, wirb ber 
Weg fuchen, d * e⸗ Defterreich möglich macht, ohne Auf 
geben feiner feiße im großen Geſammtvaterlaude zu vers 
bleiben. Die ee königliche Regierung hat ihre Au⸗ 
ſicht Über Das Pberhaupt bereits auögefprogen. Gie 
begreift die in langer Vergangenheit wurzelnde Fintheir 
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lung des Reiches in große, durch Volkswahl in fich vers 
tretene Körper, die ihre Abgeoroneten um die Zentrals 
gewalt ftellen, und mit ihr die gemeinfamen Intereſſen 
berathen und pflegen. Sie begreift alfo ein Herus Ads 
mittelbarer Wahl hervorgegangen, das nicht durch eine 
Volksvertretung über und neben ihm gelähmt wird. 
Defterreich iſt in dieſem Galle bereit, einen biefer Körs 
per zu bilden, durch die aus der Vereinbarung zwiſchen 
den Regierungen mit ihren Kammern hefvorgegangenen 
Ausſchüſſe mitzufigen, und die gemeinfamen . Interefjen 
mit Rath und That fördern zu helfen. Aber Defterreich 
würde fich im anderen Kalle den Gefahren zu entziehen 
verpflichtet betrachten, die aus dem Widerſtreite der Ges 
walten nothwendig für das ganze Reich ſich ergeben 
würden. | 

Die kaiſerlich Tönigliche Regierung wird willig bie 
Hand zu Allem bieten, was innerhalb der Grenzen, über 
die fie nicht hinaus kann, liegt, eben weil fie aufrichtig 
bie Einheit, die mögliche Einheit will, außerhalb welcher 
nur Spaltung im Inneren und Abhängigkeit von außen 
zu finden fein werden. Die faiferlich Tönigliche Regir⸗ 
rung will ein großes, ein ſtarkes Deutfchland, mit Ach⸗ 
tung der wohlerworbenen Rechte aller, mit Berückſichti⸗ 
gung und Förderung ber ftantlichen und materiellen In⸗ 
tereffen, mit Inftitutionen, welche bie Ordnung nicht uns 
tergraben, fondern gewährleiften, mit ftarfem Arme zur 
See und zu Land, mit gemeinfamer Bertretung nad 
außen, wo fie näßlich ifl, ein Deutſchland an Kraft und 
Ehre reich. 

Auf diefer Grundlage wird ber öſterreichiſchen BRe- 
gierung jeder Borfchlag angenehm fein. Sie rechnet auf 
bie wahrhaft deutſche Gefinnung derer, bie bem ihrigen 
beurtheilen. 


a ⸗ 


92. 


Erklärung des Minifterpräfidenten von 
Gagern über das Verhältniß zu Defter: 
reich, in Der 18’%ten Situng Der Deut- 
fen verfafiunggebenden Neichöver- 
ſammlung vom Liten März 1849. 


Seitdem biefe Interpellation des Herrn Hand von 
Raumer von Dinkelsbühl geftellt ift, hat der interimiftifche 
k. k. öfterreichifche Herr Bevollmächtigte und zwar am 
13. d. M. ein von ber E. ?. öfterreichifchen Regierung 
unterm 9. deſſelben Monates an ihn gerichtetes Neftript 
dem Reichsminifterium mit dem Erfuchen mitgetheilt, den 
Inhalt deffelben zur Kenntniß der deutfchen Reichsver⸗ 
fammlung zu bringen. 


Es ift diefem Erfuchen fofort entfprochen worden... 

Auch nach diefer Mittheilung ift die Snterpellation 
des Herrn v. Raumer dahin zu beantworten, daß auf 
Die Note, weldhe das Neichdminifterium unterm 22. Ja⸗ 
nuar an deu öfterreichifchen Herrn Bevollmächtigten ers 
laffen hat, eine direkte Antwort nicht erfolgt fei. 


Wenn biernach zwifchen dem Minifterium, der pro» 
viforifchen Zentralgewalt und der ?. k. öfterreichifchen 
Regierung Verhandlungen über das Berhältniß Oeſter⸗ 
reichd zu Deutichland in Gemäßheit der unterm 13. Ja⸗ 
nuar dem Reichöminifterium von dem verfaflunggebenden 
Reichstage ertheilten Ermächtigung nicht angefnüpft wer 
ben konnten, fo liegt Doch jest eine Reihe von Aeußer⸗ 
ungen und Thatfachen vor, wodurch fich die k. k. öfters 
reichifche Regierung über das mögliche Verhältnig Defters 
reiche zu Deutfchland ausgefprochen hat, und eö ergreift 
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daher dad Gefammtreichöminifterium biefen Anlaß, anf 
fein Programm vom 18. Dezember zurückzukommen. 

Die Aeußerungen der E. £. öſterreichiſchen Regierung, 
die in Betracht kommen, ſind: 

1) das Reſkript an den Herrn Freiherrn v. Menßhen⸗ 
gen, d. d. Wien den 13. Dezember 1848*); 

2) das Neffript an den Herrn v. Schmerling vom 
4. Februar 1849”); 

3) ein in den öffentlihen Blättern befprochenes 
weitered Reſkript an denfelben, die Oberhanptöfrage 
betreffend, ift dem Reich&minifterium nicht mitgetheilt ***). 

4) Dad Neffript vom 9. d. M. an den Herrn v. 
Schmerling, womit die k. k. öfterreichifche Negierung Die 
dem SKaiferfiaate Defterreich verliehene Verfaſſung mits 
theilt, und ſich über deſſen mögliches Verhältniß zu 
Deutichland ausſpricht. 

Die Borlage des Reichsminiſteriums an die Natios 
nalverfammlung vom 18. Dezember war aus dem Ge- 
fühle der Nothwendigfeit hervorgegangen, daß dad Ber: 
faſſungswerk fchnell vollendet werden möge. 

Das Dringende dieſes Bebürfniffes mußte dem Reichs⸗ 
minifterium am fühlbarften fein. Auf ihm laſtet eine 
große Berantwortlichkeit, während der yproviforifche Zus 
ftand ungewiß läßt, welches der Umfang ded Reiches, 
welches, je nach dDiefem Umfange, feine Hilfsquellen, Mit⸗ 
tel und Wege ſind. 

Der verfaſſunggebende Reichstag hatte es als feinen 
unzweifelhaften Beruf betrachtet, die frühere Bundesver⸗ 
faffung fo umzugeftalten, daß die Gefammtintereffen der 
Ration durch eine Gefammtregierung mit. Bolkövertret- 


* Siehe Nr. 21. 
re) Siehe Nr. 52. 
r) Siehe Nr. 88. 
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ung, unter Aufrechterhaltung ‚ber Selbfiftändigfeit Der 
Einzelftaaten, infoweit fie Damit verträglich ift, feuverden 
verwaltet werden. — Diefed Bebirfniß und das Be⸗ 
ftreben nach Befriedigung deffelben hatte der Bewegung 
bed vergangenen Jahres wefentlich den Anftoß gegeben. 
Bon biefem feinem Lebenöprinzipe konnte der verfaſſung⸗ 
gebende Reichstag fich nicht entfernen, felbft auf die Ge⸗ 
fahr bin, nicht fofort das ganze Deutfchland unter der⸗ 
felben Berfaffung ſich Fonftituiren zu fehen. 

Jene Berfafiung des Bundesſtaates erfchien als Die 
Bedingung, als ber Ausgangspunkt der nationalen Ent⸗ 
wickelung. Es war mehr als zweifelhaft, ob die beiden 
deutſchen Großmächte, beſonders aber Oeſterreich it 
Rückſicht auf feine fo bedeutenden außerdeutſchen Beſitz⸗ 
ungen, in einen Bundesſtaat eintreten würde, beffen Bers 
faffung die Unterordnung unter eine Zentralgewalt be- 
dingt, in der nicht die Großmacht felbft den entfcheidens 
den Einfluß dauernd auszuüben hat. — Aber die A- 
fcheidung einer dentfchen Großmacht aus dem Bunde, 
die Trennung Deutfchlande, fonnte Niemand wollen. 
Der thatfächliche Dualismus konnte vielleicht auf andes 
rem Wege unfchäblicher gemacht werden. Es lag bie 
Idee eined mehrfach gegliederten Bunbesverhältniffes 
nahe, — eines weiteren Bundes, in welchem Oeſterreich 
entweder mit benjenigen Provinzen, die bisher zum bemts 
ſchen Bunde gehörten, oder aber mit feiner Geſammt⸗ 
ſtaatenmaſſe fidy mit dem übrigen Dentfchland verbänbe, 
während die übrigen Staaten Deutſchlands einen enge: 
ren Bundesſtaat fchließen, wie er dem nationalen Bedürf⸗ 
niffe entfpricht. Es ergab ſich diefe Idee theild aus der 
Berüdfichtigung der Natur der Verbindung Defterreichs 
mit außerdeutfchen Ländern, die bid zu einem gewiffen 
Grade in ftaatliher Einheit verbunden bleiben ſollten, 
und jegt durch Die neue Verfaſſung ganz dazu verban- 
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den find; theils aus dem thatſächlichen Verhältniſſe, daß 
weder Oeſterreich, noch Preußen, wenn beide im Bunde 
ſich beſinden, das Opfer der Regierungsrechte, die zur 
nothwendigen Ausſtattung ber Zentralgewalt gehören, 
wegen ihrer Stellung als Großmächte bringen zu dürfen 
glauben würden. Es bedurfte in dieſer Hinſicht der fei⸗ 
erlichen Verwahrung Seiner Majeſtät des Kaiſers und 
Allerhöchſt Deſſen Regierung gegen eine Unterordnung 
Seiner Majeſtät des Kaiſers anter Die vom einem ande⸗ 
ren deutſchen Fürſten gehandhabte Zentralgewalt nicht. 
Es lag in dem Gefühle jedes Deutſchen, daß eine ſolche 
Unterordnung nicht ſtatthaft ſei. Man könnte wohl noch 
weiter gehen, und die Vermuthung ausſprechen, daß das 
Brojelt sined Direktoriumsd für. die Reichöregierung, wels 
ches als von Defterreich mit den Föniglichen Regierun⸗ 
gen. befprodhen, zur öffentlichen Kenntniß gelangt ft, and 
ähnlichen Gründen nicht für annehmbar befunden werben 
wird. Auch diefed Projekt fordert eine abwechſelnde Un⸗ 
terordnung Preußend unter Defterreich und umgekehrt, 
die fchwerlich jemals in dem beabficktigten, und alfo für 
unerläßlid, erfannten Umfange wärde praktiſch durchge⸗ 
führt werden können. 

Daraus folgt, baß entweder die Kenftitwirung Deutſch⸗ 
lands unter einer ſtarken Zentralgewalt unausführbar, 
folglich die dadurch bedingte größere Einigung vorerſt uns 
erreichbar, ober daß, während die eine der beiden Groß 
mächte an die Spite bed Bundesſtaates geftellt wird, 
bie andere in ihren eigenthümlichen Berhältniffen entfpres 
chender Selbſtändikeit, ihre befondeven Geſchicke zu er 
fühlen berufen fei, womit ein weiteres Bundesverhältniß 
verträglich ift, in welchem immer nocd wichtige Zweige 
des Staatölebend gemeinfame bleiben, und Deutichland 
dem Auslande gegenüber als ein einheituich verbundener 
politiſcher Körper ſich darſeilt. 
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Diefe Anfichten hatte das Minifterium früher ver- 
treten, und es fragt ſich nun, wie die öfterreichifhe Re⸗ 
gierung fich dazu geftellt hat. — Diefe Stellung cat 
ſich in folgenden Sätzen zufammenfaffen: 

I. Dasjenige Bundesverhältniß, in welches Defter: 
reich nach der Anficht der Faiferlich Föniglichen Negierumg 
eintreten zu können glaubt, befriedigt nicht das Bedirf⸗ 
niß des übrigen Deutſchlands. 

Die öſterreichiſche Regierung ſagt in dem Nefripte 
vom 4. Februar: 

„Die kaiſerliche Regierung theilt in vollem Maaße 
mit den deutſchen Volksſtämmen dieds und jenſeits der 
öſterreichiſchen Grenzen das tiefgefühlte Bedürfniß der 
Wiedergeburt Deutſchlands; fie erkennt hierzu mit ih⸗ 
nen in einem engeren Verbande der einzelnen Staaten 
die erſte Bedingung. Dieſen engeren Verband zu be⸗ 
gründen, dieſe nähere Einigung und Verſchlingung her⸗ 
beizuführen, iſt, ihrer Anſicht nach, die gemeinſame Auf⸗ 
gabe der Fürſten und Völker Deutſchlands.“ 

Sodann in dem Reſkripte vom 9ten d. M.: 

„Defterreich, auf feine eigene Macht und Berfaffung 
geftelt, Fann feine deutfchen Provinzen nidyt aus dem 
innigen Berbande reißen, der die Monarchie zur Einheit 
geftaltet. Wenn Deutfchland dies Bebürfnig nicht an⸗ 
erfennt, wird die Faiferlich fönigliche Negierung es bekla⸗ 
gen, aber deßhalb ihre Febensbedingung nicht aufgeben. 
Wer die Einheit Deutfchlande wirklich will, wird ben 
Meg fuchen, der es Oeſterreich möglich macht, ohne Aufs 
geben feiner felbit, im großen Gefammtvaterlande zu ver⸗ 
bleiben. Die Faiferlich fönigliche Regierung hat ihre Anficht 
über dad Oberhaupt bereits audgefprochen, fie begreift Die 
in langer Vergangenheit wurzelnde Eintheilung des Reiches 
in große, Durch Volkswahl in fich vertretene Körper, bie 
ihre Abgeordneten um die Zentralgewalt ftellen, und mit 
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ihr die gemeinfamen Intereſſen berathen und pflegen. 
Sie begreift alfo ein. Haus, aus mittelbarer Wahl hers. 
vorgegangen, das nicht durch eine Volfövertretung über... 
und neben ihm gelähmt wird. Defterreich iſt in diefem 
Falle bereit, einen diefer Körper zu bilden, durch die ans: 
der Vereinbarung zwifchen den Regierungen mit ihren. - 
Kammern hervorgegangenen Ausfchüffe mitzufigen, und.: 
die gemeinfamen Intereffen mit Rath und That fürdern.: 
zu helfen. Aber Defterreich : würde fi im anderen 
Falle den Gefahren zu entziehen verpflichtet betrachten; : 
die and dem Widerftreite der Gewalten nothwendig für: 
das ganze Reich fich ergeben würden... Die Eaiferlich köſ⸗ 
nigliche Regierung wird willig die Hand zu. Allem bieten,;. 
was innerhalb der Grenzen, über die fie nicht hinaus 
faun, liegt, eben weil fie aufrichtig bie Einheit, die mögs: 
liche Einheit will, außerhalb welcher nur Spaltung im:.: 
Inneren und Abhängigkeit von außen zu finden fein wer 
den. Die kaiſerlich Tönigliche Regierung will: ein großes, -; 
ein ftarfed Deutfchland, mit Achtung Der wohlerworbenen‘: 
Rechte aller, mit DBerüdfichtigung und Förderung ber: 
ftaatlichen und materiellen Iutereflen, mit Inſtitutionen, 
welche die Ordnung nicht untergraben, ſondern gewährs 
leiften, mit ftarfem Arme zur See. und zu Land, mit ges: 
meinſamer Vertretung nach außen, wo ſie nützlich iſt, 
ein Deutſchland an Kraft und Ehre reich.“ 

‚Meder das deutſche Volk, noch die deutſchen Regier⸗ 
ungen werden eine auf der, ‚von der öſterreichiſchen Res : 
gierung gebotenen Grundlage entwidelte Berfaflung, ohne”: 
Bertretung des Volkes und ohue parlamentarifche Rei 
gierung genehm halten. Base}; 

IL Die dem Kaiferthume Defterreich verfichene Ver⸗ 
faſſung, in welcher auf die Beziehungen zu Deutfchland 7 
feinerlei Rückſicht genommen iſ, fodann die e auegeſpro.n 
chene Abſicht: 
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„vie deutſchen Prowimen nicht aus dem: innigern 
Verbande zu reißen, der die Monarchie zur Einheit ger 
ftaltet” | 

and daher nur mit- der Gefammtmonardhie in bar 
Bundesſtaat eintreten zu wollen, — zeigen, daß Oeſter⸗ 
reich für jegt- nur in einem weiteren Bundeöverhältniffe 
zu Deutſchland ftehen kann, daher in den in Ausficht ge⸗ 
ſtellten Bundesſtaat vorerſt nicht eintreten wird. 

III. Zwar hat Oeſterreich ebenſowohl den Bundes⸗ 
ftaatı an: fich, wie er fich nach dem Verfaſſungsentwurſe⸗ 
geſtalten würde, als nicht ausführbar für Oeſterreich⸗ 
nicht wünfdyenswierth für. Deutfchland, als auch den emd" 
geren: Bundesſtaat eitieni weiteren gegenüber abgelehnt’ 
Die entwickelten Grände aber beruhen theils auf irrigen? 
Vorawsfegungen, theils feinen manche Anfichten wa 
modifiziert zu habew. 

Die: öfterreichifche: Regierung ging Davon aus, dag: 
der Bundesſtaat, wie er nad dem VBerfaffungsentwurfe: 
erfter Lefung: im Borfchlage ift, der Einheitöftaat fei, und! 
erklärte daher: 

„Die Geſtaltung eines unitarifchen Staates erſcheint 
dem kaiſerlichen Kabinete nicht ansführbar für Oeſter⸗ 
reich, nicht wünſchenswerth für. Deutſchland.“ 

Es war die Forderung des Volkes, der alle Regie⸗ 
rungen genügen zu wollen ſich bereit erklärt haben, daß - 
bie. höchſten Zwecke der Ration einheitlicher, als unter 
der alten Bundesverfaflung, nämlich; durch eine aus bei 
Geſammtheit hervorgegangene, und vorzugsweiſe dad 
Geſummtintereſſe vertretende, mit einer Volksvertretung 
zuſammenwirkende Regierung künftig wahrgenommen und 
verwaltet werben ſollen. Daß. eine-foldhe Berfaffung des 
Bundesftnated der des Einhkktäftantes näher ftehe, ale‘ 
die. Berfaffung des Staatenbundes, if felbftredend. Daß - 
ber vorliegende Verfaffungsentwurf ein größeres Opfer‘ 
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der. Selbſtſtändigkeit der Bundesſtaaten fordere,‘ atd ber 
Zweck der Begründung und Erhaltung der nationalen 
Einheit unumgänglich nöthig macht; daß der fo geſtal⸗ 
tete Bundesftaat in der That ‚eben alles Andere eher, 
als ein Bundesſtaat fei”, diefe Behauptung der. öfters 
reichifchen Regierung ift: nicht näher begründet werben. 

Der einheitliche Staat erfcheine nicht wünſchenswerh 
für Deutfchland; denn er würde nicht nur die mannig⸗ 
fach geftalteten Bebürfniffe, die nächften moralifchen- und 
urateriellen: Intereffen, die Weberlieferungen ber Vergan⸗ 
genheit, und Die. Anfprüche. an die Zukunft auf das Viel 
fältigfte-und Tieffte verlegen, fondern' auch der mit Sehne 
ſucht herbeigewänfchten: und: mit Eiferfucht: bewachten 
Entwidelung: der flantlichen und perſonlichen Freiheit 
der: Deutfchen hemmend in den Weg treten.“ 

Ein einheitlicher Staat, auf’ welchen diefe Charak⸗ 
teriftit paffen würde, fan aus dem Nerfaffungsentwurfer- 
wie er und vorliegt, nicht hervorgehen. Mittelſt dieſes! 
Berfafungsentwurfes: wird die Aufgabe gelöft werben: - 

Die Einheit des Ganzen. mit der. Selbftftändigfeit: 
und freien Entwidelung feiner Theile, eine flarte, das 
Recht :und bie Ordnung ſchützende Gewalt über das ges 
fammte: Reich mit: der Freiheit: des: Einzelnen, der Ges: 
meinden, der Länder umbi der verfchiebenen Natienalita⸗n 
ten in Einklang zu bringen.“ 

Die kaiſerliche Regierung, welche die: Loͤſung dieſer⸗ 
Aufgabe mittelſt der der öſterreichiſchen Geſammempnar⸗n 
chie verliehenen Verfaſſung angebahnt' zu haben glaubt, 
die Regierung des Kaiſers, der ſich „das große Werk 
der Wiedergeburt eines einheitlichen Oeſterreichs mittelfl::- 
dieſer Verfaſſung zur Lebensaufgabe geſtellt Kar“, fer 
wird wohl jene Charakteriſtik der Verfaſſung des: unita⸗ 
riſchen Staates nicht für allgemein giltig erachten. = 

Es heißt weiter in-der Note vom-4. Februar: J 
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‚Bon welchem Standpunkte auch ein folches Unter⸗ 
nehmen betrachtet wird, es zeigt nach allen Seiten große, 
zum Theil unüberwindliche Schwierigfeiten. Für Deutſch⸗ 
land, weil, wenn wir nicht fehr irren, den einzelnen 
Gliedmaßen, der Gefchichte und den Bebürfniffen der 
Gegenwart entgegen, jedes felbftftändige Leben entzogen, 
und nach einem künſtlich gefchloffenen Brennpunfte über: 
tragen werde.‘ Ä 

‚Diefed Argument fänt mit dem vorigen zuſammen. 
Eine einheitliche Regierung, eine Zentralgewalt muß al⸗ 
lerdings, um als eine ſolche gelten zu können, einen Sitz 
haben, in welchem ſich dann, wie in einem Brennpunkte, 
die Strahlen der Geſammtintereſſen konzentriren. In 
Folge der Bundesakte wurde Frankfurt der Sig der 
Bundesverſammlung. Daß Frankfurt nicht Brennpunkt 
ber nationalen Sntereffen während der NHerrfchaft der 
Bundesakte geworden ift, dient mit zum Beweife der Uns 
zulänglicyftit der Berfaffung, der zu großen Schwäche 
der Zentralgewalt. Daß diefer Brennpunft der nationgs 
len Ungelegenheiten Fein Fünftlich gefchaffener, fondern 
ein natürlich gegebener fei, ift allerdings eine Rückſicht, 
welche die vielfeitige Beachtung erfordert. Der unitas 
rifhe Staat, oder was in der Hfterreichifchen Note das 
mit irrig für gleichbedeutend genommen wird, der nach 
der erften Lefung des Berfaflungsentwurfed vorgefchlas 
gene Bundesſtaat erfcheint dem Eaiferlichen Kabinete nicht 
ausführbar für Defterreich. | 

„Denn die öfterreichifche Regierung darf, über der 
Stellung Defterreichd im Bunde, die ihr gegenüber dem . 
nichtdeutfchen Beltandtheilen der Monarchie zuftehenden- 
Rechte und Pflichten nicht vergeſſen.“ \ 

Diefe Rechte und Pflichten verftcht die FE. E. öfters 
reichifche Regierung dahin, daß fie die deutfchen Provin⸗ 
zen nicht aus dem innigen Berbande reißen dürfe, der 


449 
bie Monarchie zur Einheit geftalte, baß das Bundesver⸗ 
hältniß für Defterreich biefer Rückficht untergeordnet fet. 
Das war der Gedanke des Programmes von Kremſler, 
von dem ed einen Augenblid in Zweifel geftellt wurde, 
ob er noch der leitende Gedanke für die E. k. öfterreichis 
ſche Regierung fei, der aber nun in der dem Kaiferthume 
Defterreich verliehenen Verfaſſung in der entfchiedenften 
MWeife durchgeführt wird. — Damit ift, wie zu erwar⸗ 
ten war, das Berhältniß der reinen Perfonalunion für 
den Zufammenhang zwifchen den deutfchen und nichts 
deutfchen öfterreichifchen Provinzen verworfen; eben fo 
aber auch die Umöglichkeit für Defterreich konſtatirt, in 
den Bundesſtaat, wie Deutfchland ihn fordert und bebarf, 
einzutreten, 

IV. Das Minifterium gibt der Beforgniß nicht Raum, 
daß Defterreich die Bildung eines einzelnen Bundesftans 
tes, in welchen es nicht eintritt, werde verhindern wols 
len. — Es liegt Died weder in feinem Intereffe, noch 
ftehen ihm dabei Nechtögründe zur Seite. — Es liegt 
nicht in feinem Intereſſe. — Oeſterreichs Einfluß im 
früheren Bundesverhältniffe war wegen des thatfächlichen 
Dualismus im Bunde Fein überwiegender, daher brachte 
ihm auch fein Bundeöverhältnig wenig Vortheil. Die 
nationale Politif des geeinigten Deutfchlande kann nicht 
allein keine Defterreich feindliche fein; die natürliche Pos 
litik Deutfchlande und die natürliche Politif des öfters 
reichifchen Gefammtreiches ift eine und diefelbe. Nur bie 
unglücdlichite VBerfettung von Umftänden konnte die nas 
türlichften Bande angenblicklich lockern, unnatürlicye Bünd⸗ 
niſſe möglic machen. | 

Es ftehen Defterreich feine Nechtögründe zur Seite 
die Bildung des engeren Bundedftaates zu hindern. 

Es wird in diefer Hinficht in der Note vom 4, Fe⸗ 
bruar bemerft: 

Roth u, Mer, Quellenſammlung. IL Band. 29 
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„So wie fle bad Band, welches bie deutſchen und 
nichtsbeutfchen Lande Defterreiche feit Jahrhunderten 3 
fammenhält, eben fo wenig vermag fie eine einfeitige Er ? 
hebung des deutſchen Bunbesverhältniffes zuzugeben, wels 
ches einen weſentlichen Beſtandtheil der europäiſchen Ver⸗ 
träge bildet.“ 

J Deutſchland will das unauflösliche Bundesverhaͤlt⸗ 
niß mit Oeſterreich, deſſen nothwendige Umgeſtaltung 
Deſterreich anerkennt, aufrecht erhalten. Es iſt alſo nicht 
Deutſchland, welches die Verträge verletzt. 

Aber eine ſolche Verletzung der Verträge war ſchon 
die Berufung des öſterreichiſchen konſtituirenden Reichs⸗ 
tages; eine ſolche Verletzung enthält die jetzt dem Kai⸗ 
ferſtaate verliehene Konſtitution, wodurch für die öfters 
reihifchen Bundeslande Faktoren der gefeßgebenden Ge⸗ 
wall geſchaffen werden, die außer Deutſchland ſtehen, 
ohne daß dabei die Rechte Deutſchlands und der öfters 
reichifchen Bundedlande gewahrt find. 

Betrachtet man fodann die Vorfchläge Defterreihe 
bezüglidy der Fünftigen deutſchen Verfaffung: den Vor⸗ 
ſchlag der Eintheilung des Reiches in große Körper, auf 
der Grundlage der Volksſtimme; den Wunſch, mit der ge⸗ 
ſammten öſterreichiſchen Monarchie in den deutſchen Bund 
einzutreten; — ſo ſind dieſe Vorſchläge wenigſtens nicht 
auf die Verträge von 1815 baſirt. 

In der Note vom 4. Februar ift ferner gefagt: 

„Die Pflicht der Selbfterhaltung als Deutfche nicht 
minder ald Defterreicher beftimmt und in gleicher Weife 
folche Beſtimmungen (des Bundesſtaates und engeren 
Bundes) abzulehnen.“ 

Dagegen heißt es in der Note vom 9. d. M.: 

„Oeſterreich, auf ſeine eigene Macht und Verfaſſung 
geſtellt, kann ſeine deutſchen Provinzen nicht aus dem in⸗ 
nigen Verbande reißen, der die Monarchie zur Einheit 
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geſtaltet. Wenn Deutſchland dieſes Bedürfniß nicht an⸗ 
erkennt, wird die f. f. Regierung es beklagen, aber deß⸗ 
halh ihre Lebensbedingung nicht aufgeben.“ 

Die gleiche Pflicht der Selbſterhaltung wird Defter: 
reich für Deutfchland anerfennen. Der. ftarfe Bundes- 
ſtaat ift feine Lebensbedingung. Dentfchland ift nad 
nicht, wie Defterreich, „auf feine eigene Macht und Ber; 
faſſung geſtellt“, es will fi, es muß ſich erſt Darauf ſtel⸗ 
len, um, hoffentlich mit Oeſterreich vereint, die nationa⸗ 
len Geſchige zu erfüllen. 

V. Ich ſage: „hoffentlich mit Oeſterreich vereint.“ 

Die faiferliche Regierung erklärt in ber neueſten 
Note, die Zeit fei für Oeſterreich, nachdem es in ſich 
konſtituirt, gefommen, fein mögliches Verhältniß zu Deutfch- 
land zu ordnen. Es wird nicht allein darauf anfommen, 
was für Oeſterreich möglich, fondern aud, was für 
| Deutfchland nothwendig ifl. 

Die k.k. Regierung erklärt ferner, eö werbe ihr, auf 
den von ihr angebeuteten Grundlagen, jeder Vorſchlag 
angenehm fein. 

Das Minifterium erachtet alfo die ihm ertheilte Er» 
mädjtigung für fortbeftehend an; es wird ‚in deutſchem 
Sinne” davon, auf der Grundlage, die allein jegt noch 
die gegebene ift, Gebrauch machen, fo wie ihm der Zeit- 
ynnkt Dazu gefommen zu fein ſcheint. 
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Auszug aus einer Depeiche des E. E. 
dfterreichifchen Minifterpräfidenten Für- 
ftien von Schwarzenberg au Den k. F. 
dfterreichifchen Bevollmächtigten bei Der 
proviſoriſchen Zentralgewalt in Frank: 
furt, deſſen Geſuch um Entlafjung be: 
treffend, d. d. Liten Mär; 1849. 


Ew. Hochwohlgeboren gehen von der VBorausfegung 
aus, daß Defterreichd deutfche Provinzen in Folge der 
dem Kaiferftaate foeben gegebenen Berfaflung fidy an dem 
deutfchen Bundesſtaate nicht betheiligen können. Diefes 
ift aber eben, was ich in Abrede ftelle. Freilich in ei- 
nen Bundesflaat, der die innere freie Bewegung und 
die Selbitftändigfeit der Einzelftaaten vernichtet, hätte 
Defterreich unmöglich treten können. Ein foldyed Ertrem 
ift aber meined Erachtens mit dem Begriffe des Buns 
desftaates nicht nothwendig verknüpft. Man konnte fich 
leicht einen ſolchen denfen, mit einer mit ausgedehnten 
Attributen ausgeriüfteten und flarf organifirten Zentral 
gewalt, mit einer ihr zur Seite ftehenden Bertretung 
der Einzelftaaten und ihrer Stämme, mit einer ſolchen 
Drganifation des Vereined endlich, weldye dem Auslande 
gegenüber ein großes, ftarfed, einiges und einheitliches 
Deutſchland dargeftellt, und im Inneren den verfchiedenen 
deutfchen Staaten und Stämmen eine vernünftige Ges 
meinfamfeit der materiellen Intereſſen und nationalen 
Rechtö-Inftitutionen gewährt haben würde. In einen 
foihen Bundesftaat einzutreten, wäre Defterreich jeden 
Augenblick bereit. Der neuefte Frankfurter „kühne Griff“ 
ſtellt freilich Alles aufs neue in Frage. Wir können für 
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heute blos noch bie weitere Entwidelung abwarten. Sie 
falle übrigens aus, wie fie wolle, fo wird fie Oeſter⸗ 
reich auf feinen Poften finden. Wir erwarten übrigens 
von dem Patriotiömus der diefes Gefühles empfänglichen 
öfterreichifchen Deputirten, daß fie ihren Poften in Frank; 
furt nicht verlaffen werden, fo lange als ihnen dieſes 
burch die äußeren Umflände nur immer möglich gemacht 
fein wird. Defterreich denkt nicht daran — ich wieders 
hole ed — fid von Deutfchland in den Berathungen 
über deffen künftige Verfaſſung loszuſagen, und es tft 
baher Pflicht jedes wohldenfenden Staatöbürgers, feinem 
Baterlande, dort, wo dieſe Verfaffung berathen wird, 
das Wort zu reden bis zulet. 


94. 


Reſkript der k. E. Öfterreichifchen Negie- 
rung an Den E. E. Bevollmächtigten bei 
Der proviforifchen Zentralgewalt, Die 
MHbberufung der Abgeordneten betref: 
fend d. d. Bten April 1849. 


Die deutfche Nationalverfammlung hat nach Anficht 
der k. k. Regierung den von ihr gehegien Erwartungen 
nicht entfprochen. — Statt eined einigen, mächtigen 
und daher an Zukunft reichen Deutfchlande, defien Grüns 
dung ihre Thätigfeit hätte anbahnen follen, hat fie ein 
ideales Reich zu fohaffen angeftrebt; ein Berfuch, wels 
der nur dazu führen könnte, die Bande zu lodern, ja 
vielleicht zu Iöfen, weldye die verfchiedenen deutſchen 
Stämme feit Jahrhunderten umfchlungen hielten. — Es 
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kann hier nicht in Abſicht der k. k. Regierung liegen, dem 
von der Nationalverſammlung ſeit ihrem Beſtehen ein⸗ 
gehaltenen Gange zu folgen und die Nachtheile näher 
zu entwideln, weldye deren fortwährende Schwankungen 
und ihre nur zu häufigen Eingriffe in das Bereich der 
erefiitiven Zentralgewalt nothwendig erzeugen mußten. 
Man will ſich darauf beſchränken, jene Beſchlüſſe her⸗ 
vorzuheben und zu beleuchten, welche Oeſterreich unmit⸗ 
telbar berühren, und für die Stellung maaßgebend wer⸗ 
den müffen, die Defterreich in Folge derfelben unter ben 
gegebenen Umftänden einzunehmen gezwungen ift. Seit⸗ 
dem dad gegenwärtige Minifterium in feinem Antrittd- 
progranime vom 27. November v. J. die Abſicht ausge: 
forochen, alle Sande und Stämme der öfterreichifchen 
Monarchie durch das fefte Band einer gemeinfchaftlichen 
Berfaffung zu Einem großen Staatöförper zu vereinis 
‚gen, hat fich in der Nationalverfammlung eine Parthei 
gebildet, welche Alles aufbot, um Defterreichd Verblei⸗ 
ben bei Deutfchland unmöglich zu machen. Sie hat dies 
fed Biel zu erreichen geglaubt, indem fie Die Beſtim⸗ 
mungen des $. 2 der zu Frankfurt berathenen Verfaſ⸗ 
füng durchzufegen wußte, welche für deutfche Lande, die 
mit nichtbeutfchen ein gemeinfchaftliches Staatsoberhaupt 
haben, getrennte eigene Verfaffung, Regierung und Ders 
waltung anordnen. 

Daß ſolche Verfügungen mit dem von ber E. f. Res 
gierung nicht nur angekündigten, fondern auch hinläng- 
lich Motivirten und feither zur Anwendung gekommenen 
Grundſatze der Einheit des öfterreichifchen Kaiferftaates 
unvereinbar feien, war bemnach voraudzufehen. Mögen 
daher jene, welche beffenungeachtet diefen durch Feine 
Nothwendigkeit bedingten Befchluß herbeigeführt haben, 
and deflen Folgen vertreten. 

Ferner hat die Nationalverſammlung durch bie am 
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37. vorigen Monats befählöffene Mahl eihed erbltaſeu 
Reichsoberhauvtes fic von den Formen bed beaͤbſſchlih—⸗ 
ten Bundesſtaates entfernt und jenen eines Einheits— 
ftaätes in einer Weiſe genähert, welche mit der Sebit⸗ 
ſtändigkeit der einzelnen deutſchen Regierungen under, 
träglich iſt, die nur in den weſentlichen BSüindeöjweden 
eine unvermeibliche Befchränkung finden fol. 

Endlich hat die Nationalverſammlung durch ihre 
Beſchlüſſe vom 28. v. M., welche anordnen, daß die vor 
ihr allein befchloffene Reichsverfaſſung zu vollziehen wird 
als Geſetz zu verkünden fei, den Weg ber Verkinbarung 
verlaffen, ven allein fie zu gehen berufen und berechtikt 
war, und ben bie Regierungen ſich ausbrucklich vorbe⸗ 
halten hatten. Sie hat zugleich durch die eigenmächtig 
von ihr ausgangene Erklärung ihrer Permanenz bis zum 
Zufammentrikte ber einzuberisfenben Reichsverſammlitug 
ſich auf einen ungeſetzlichen Boden geſtellt, auf welchen 
ihr zu folgen die Regierungen ſich nicht veranlaßt ſehen 
können. Oeſterreich, innig verbunben mit Deutſchland 
durch die fo lange beſtandene enge Gemeinſchaft, durch 
die ans dieſer erwächfenen unzertrennlichen Intereſſen 
und durch die unſtreitbar noch gültigen Verträge, fülikt 
und wird fich nie von folchen Banden losfagen. Noch 
ift der Deutfche Bund, wie ihn die Traftate fchufen, 
nicht aufgelöft, noch beftehen die Rechte und Berbind- 
lichfeiten feiner Glieder. 

Wenn Oeſterreich demnach unter den eben ange⸗ 
- Füdeten' Verhältniſſen für der Augenblick an einem Bun⸗ 
besftaate, wie bie. Befchlüffe der Nationalverfammlung 
iin zu fchaffen beabfichtigen, obgleich ı mit Vorbehalt der 
Rechte, weldye die Gefchichte und bie Verträge ihm 
ſichern, Theil zu nehmen nicht vermag, fo wird es nichts⸗ 
deftöweniger fortfahren, an den Schickſalen feiner alten 
Baribesgehtoffen aufrichtigen Antheil zu nehmen, und 


456 


diefen Antheil bei dem Eintritte veränderter Verhält⸗ 
niffe ftetd mit Freuden zu bethätigen bereit fein. 

Dieß ift die Abſicht Seiner Majeftät des Kaifers, 
weldyer Allerhöchitverfelbe getreu bleiben wird. Wie 
aber Seine Majeftät fih in der am 4. Februar erlafs 
fenen Depefche gegen eine Unterordnung unter die von 
einem anderen deutfchen Fürften gehandhabte Zentralge: 
walt auf das Feierlichfte verwahrt haben, tft derfelbe 
auch nicht minder feft entfchloffen, die verfaſſungsmäßig 
von Shm in Gemeinfchaft mit den Repräfentantenförpern 
Defterreichd auszuübende gefeßgebende Gewalt niemals 
und unter Feiner Bedingung einer fremden gefeßgeben- 
den Berfammlung unterzuordnen. 

Was die öfterreichifchen Abgeordneten zur deutſchen 
Nationalverfammlung betrifft, haben dieſelben ihre Sens 
dung, in Folge des Schluffes der Berathung über das 
Verfaffungswerf, als beendet zu betrachten und fofort 
in ihre Heimath zurückzukehren, da ihre fernere Theilnahme 
an einer Verſammlung, welche, wie bereitd erwähnt, 
durch den von ihr am 28. v. M. gefaßten Beichluß den 
Boden des Rechtes und des Geſetzes verlafjen hat, durchs 
ans nicht mehr flattfinden kann. 


95. 


Erswiederuug des Königs von Preufen 
an Die Deputation Der Deutfchen Natio⸗ 
nalverfammlung vom 3ten April 1849. 

Meine Herren! | 


Die Botfchaft, ald deren Träger Sie zu mir gekom⸗ 
men ſind, hat mich tief ergriffen. Sie hat meinen Blick 
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auf den König der Könige gelenkt, und auf die heiligen, 
unantaftbaren Pflichten, welche mir ald dem Könige meis 
ned Volkes und ald einem der mächtigften deutfchen Fürs 
ften obliegen; ſolch ein Blick, meine Herren, macht das 
Auge klar und dad Her; gewiß. In dem Befchluffe der 
beutfchen Nationalverfammlung, weldyen Sie, meine Ders 
ren, mir überbringen, erkenne ich die Stimmen der Vers 
treter des deutfchen Volkes. Diefer Ruf gibt mir ein 
Anrecht, deffen Werth ich zu fchäten weiß. Er erfordert, 
wenn ich ihm folge, unermeßliche Opfer von mir. Er 
legt mir die fchwerften Pflichten auf. Die deutfche Nas 
tionalverfammlung hat auf mich vor Allen gezählt, wo 
e8 gilt Deutfchlande Einheit und Preußens Kraft zu 
gründen. Ich ehre Ihr Vertrauen; fprechen Sie meinen 
Dank darüber aus. Ich bin bereit durch die That zu 
beweifen, daß die Männer ſich nicht geirrt haben, welche 
ihre Zuverfiht auf meine Hingebung, auf meine Treue, 
auf meine Liebe zum gemeinfamen deutfchen Vaterlande 
flügen. Aber, meine Herren, ich würbe Ihr Vertrauen 
nicht rechtfertigen, ich würde dem Sinne ded beutfchen 
Volkes nicht entfprechen, ich würde Deutfchlands Einheit 
nicht aufrichten, wollte ich mit Verlegung heiliger Rechte 
und meiner früheren ausdrüdlichen und feierlichen Vers 
fiherungen ohne das freie Einverftändniß der gefrönten 
Häupter, der Fürften und freien Staaten Deutfchlande, 
eine Entfchließung faffen, welche für fie und für die von 
ihnen regierten deutfchen Stämme die entfchiedenften Fol- 
gen haben müßte. An den Regierungen der einzelnen 
deutfchen Staaten wird ed daher jegt fein, in gemeinfas 
mer Berathung zu prüfen, ob die Verfaffung dem Eins 
zelnen wie dem Ganzen frommt, ob die mir übertragenen 
Nechte mich in den Stand feßen würden, mit ftarfer 
Hand, wie ein foldher Beruf ed von mir fordert, bie 
Geſchicke des großen deutſchen Baterlandes zu leiten, und 
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die Hoffnungen feier Völker zu erfüllen. Deſſen aber 
möge Deutfchland gewiß fein, und dad, meine Herten, 
verfündigen Sie in allen Gauen: bedarf ed bed preußi⸗ 
ſchen Schildes und Schwertes gegen äußere oder innere 
Feinde, fo werbe ich auch ohne Ruf nicht fehlen. I 
werde bann getroft den Weg meines Hauſes und Vol⸗ 
kes gehen, den Weg der deutſchen Treue. 


96. 
Zirkulardepeſche des k. preuſtiſchen wi: 
nifters Der auswärtigen Angelegenbei- 
ten an fänmtliche k. preufifche Geſandt⸗ 
fchaften bei Den Deutfchen Negierungen, 
die Uebernahme Der proviforifchen Lei⸗ 
tung Der Deutfchen Angelegenheiten be; 
treffend, d. d. 3ten April 1849. 


Welche Eröffnung Se. Majeftät ber König der Bei 
putation der deutfchen Nationalverſammlung heüte ges 
macht haben, bie hieher gekommen war, um auf Grin 
der gefaßten Beſchlüſſe Allerhöchſtdemſelben die Railer: 
krone Deutſchlands anzutragen, wollen Ew. ꝛc. aus den 
Anlagen entnehmen. Diefe Rede bedarf feiner weiteren 
Deutung. Während auf der einen Seite die Bedeutung 
der in Frankfurt getroffenen Wahl anerkannt und in 
Folge derſelben die Bereitwilligkeit, an die Spitze Deutſch⸗ 
lands zu treten, erklärt wird, haben Se. Majeftät auf 
der anderen Seite feftgehalten daran, daß die Verfaffung 
Deutichlande nur im Wege der Bereinbarung feftgefleltt 


werben und daß bie getroffene Wahl hut burlh das freie 
Einverſtaͤndniß der Regierungen zur vollen Rechtsgültig⸗ 
feit gelangen kann. Um biefein Eimerſtündniſſe in Peiner 
Weiſe vörzugreifen, um felbft den Schein eines indirek⸗ 
ten Zwanges zu vermeiden, iſt auch nicht, wie es von 
mehreren Seiten erwartet wurde, unter Vorbehalt oder 
unter Vorausſetzung des nachfolgenden Einverſtändniſſes 
der Einzelſtaaten, die Annahme der Wahl ausgeſprochen 
worden. 

Je größere Gewiſſenhaftigkeit und Zurückhaltung in 
dieſer Beziehung bewieſen worden, um ſomehr iſt aber 
auch die Regierung Sr. Majeftät der Verpflichtung ſich 
bewußt, foviel an ihr ift, die Geſchicke Deutſchlands auf 
der Bahn jener Entwidelung zu fürdern und der erfehns 
ten Bollendung entgegenzuführen. Sie hält ſich daher 
jegt für eben fo verbunden, als berechtigt, in diefer Ans 
gelegenheit ein offenes Wort an die übrigen deutſchen 
Regierungen zu richten. 

In Betracht, daß der Erzherzog⸗Reichsverweſer den 
Entfchluß gefaßt hat, feine Stelle niederzulegen, und in 
Betracht der großen Gefahren, welche Deutſchland aus 
der Verwirklichung dieſes Entfchluffes erwachſen können, 
find Sr. Majeftät der König bereit, auf den Antrag ber 
beutfchen Regierungen und unter Zuftimmung ber Deuts 
fhen Nationalverfammling die proviſoriſche Leitung 
ber beutfchen Angelegenheiten zu übernehmen. 

Se. Majeftät find, dem ergangenen Nüfe Folge 
leiftend, und eingeben? der Anfprüche, welche ihm Preu⸗ 
end Stellung in Deutfchland gewährt, entfchloffen, an 
die Spike eines deutfchen Bundesftaates zu treten, Der 
aus denjenigen Staaten ſich bildet, welche deniſelben aus 
freiem Willen fich anfcjließen möchten. Die Formen dies 
fed Bundesftaated werden wefentlid} davon abhängen, 
wie viel und welche Staaten fich bemfelben anfchließen. 
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Mit Rückſicht aber auf die politifchen Zuftände von 
ganz Deutfchland und auf die Lage, in welder bie 
beutfche Nationalverfammlung fich befindet, darf der zu 
fafiende Beſchluß nicht aufgehalten werben. Ew. ıc. wols 
lien demnach an Diejenigen deutfchen Regierungen, bei 
welchen Sie beglaubigt find, die dringende Aufforderung 
richten, ohne allen Vorzug befondere Bevollmächtigte in 
Frankfurt a. M. zu beftellen, welche bindende Erkläruns 
gen abzugeben im Stande find: 


1) über den Beitritt zum Bundesflaate und die Bes 
dingungen, unter denen er erfolgt; 


2) über bie Stellung, welche die folchergeftalt zu einem 
Bundesſtaate zu vereinigenden Regierungen dem⸗ 
nächſt zu der deutfchen Nationalverfammlung und 
den von ihr bereitd gefaßten Beſchlüſſen einzunehmen 
haben, mit der Maaßgabe, daß das Wert der Ders 
einbarung über die Berfaffung unverzüglich in Ans 
griff genommen wird; 

3) über dad Verhältniß zu denjenigen deutfchen Staas 
ten, welche diefem Bundesftaate beizutreten Anſtand 
nehmen, wobei ed wünfchenswerth und anzuftreben 
ift, die noch beftehenden Bundesverhältniffe der neuen 
Staatsform anzupaffen. 


Die Regierung Sr. Majeftät wird binnen längitend 
8 Tagen einen Bevollmächtigten in Frankfurt mit der 
erforderlichen Inſtruktion und Autorifation verfehen ha⸗ 
ben, und barf ſich der Hoffnung hingeben, daß die übris 
gen Regierungen mit gleichem Eifer diefe wichtige Ans 
gelegenheit behandeln und wenigftend ungefäumt ihre 
Erklärungen fowie über das Proviforiun eben fo über 
die übrigen VBorfchläge hierher gelangen Taffen werden. 


Wir find hiernach der zuverfichtlichen Weberzeugung, 
daß wir in ben Stand gefegt fein werden, binnen längs 
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ſtens 14 Tagen eine definitive Erklärung über die deutſche 
Sache abzugeben. 


97. 


Schreiben Der Deputation Der deutſchen 

Nationalverſammlung an das k. preu—⸗ 

Kifche Staatsminiſterium, Die Erwiede⸗ 

rung Des Königs von Preußen vom Bten 

April 1849 betreffend, d. d. Aten April 
1849. 


Einem f. Staatdminifterinm beehren wir und die 
nachftehende Erklärung ganz ergebenft mitzutheilen. Die 
verfaflunggebende deutfche. Reichsverfammlung hatte die 
nnterzeichnete Deputation beauftragt, Se. Maj. den Kös 
nig zu der Annahme der in der deutſchen Reichöverfafs 
fung begründeten, auf Se. Maj. übertragenen erblichen 
Kaiferwürde ehrfurchtövoll einzuladen. Se. Maj. ber 
König hat, nach den in der Audienz vom geftrigen Tage 
der Deputation gemachten Eröffnungen, diefer ehrfurchte« 
vollen Einladung feine Folge geben zu dürfen geglaubt, 
und ſich bewogen gefunden, dieſe feine Entfchließung 
durch die inzwifchen auch zur öffentlichen Kenntniß ges 
brachten Gründe näher zu motiviren. Die deutfche Reichd- 
verfammlung hatte am 28. v. M. zu der Vollziehung eines 
Theiles der Berfaffung, der Wahl des Reichsoberhauptes, 
nicht anders ald nad, Berfündigung der ganzen von 
ihr befchloffenen Reichöverfaffung fchreiten können; die 
Uebertragung ber erft in der Verfaffung begründeten 
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exblichen Kajſerwürde apf einen her regierenden deutſchen 
Fürften ſetzte das zu Recht Veſtehen der Verfaſſung gg Ach 
voraus. Die Erflärung Sr. Maj. des Königs flieht da- 
gegen die gedachte Verfaffung in Feiner Weife ald ein 
bereitö gefchloffenes, auch nur für einen größeren oder 
kleineren Theil von Deutfchland bereits verbindliches 
Ganze an. Sie bezeichnet nicht einmal, gleid der am 
2. April von dem Herrn Minifterpräfidenten den hiefigen 
Kammern gemachten Eröffnung, die Berfaffung als für 
die deutfchen Staaten gültig und verbindlich, deren Res 
gierungen derfelben von freien Stücen zuftimmen mödh- 
ten. Sie erfennt den einzelnen Regierungen nicht bloß, 
wie jene Eröffnung, das Recht zu, die Verfaſſung als 
ein Ganzes anzunehmen und dadurch dem neuen Bun⸗ 
desſtaate beizutreten, oder abzulehnen, und ſich dadurch 
‚von dem Bundesſtaate auszuſchließen. Indem die Erklä—⸗ 
rung Sr. Maj. ſich über diefen Punkt vielmehr folgen« 
bergeflalt auöfpricht: „an den Regierungen der einzelnen 
deutfchen Staaten wird es daher jegt fein, in gemeinfas 
mer Berathung zu prüfen, ob die mir zugebachten Rechte 
mich in den Stand feßen würden, mit ftarfer Hand, wie 
ein folcher Beruf ed von mir fordert, die Geſchicke des 
großen deutſchen Vaterlandes zu leiten und die Hoff 
nungen feiner Völker zu erfüllen" — macht fle aus ber 
von ber beutfchen Reichsverſammlung verfündigten Vers 
foffung einen der gemeinfamen Berathung der beutfchen 
Regierungen , alfo auch deren Beſchlußfaſſung (durch 
Maejoritäten oder Unanimität) zu unterftelenden Ents 
wurf. Es iſt nicht die Aufgabe der Deputation, die 
‚Richtigkeit der von diefer Auffaffung fo durchaus vers 
ſchiedenen der Reichsverſammlung in allen ihren Frak⸗ 
tionen aus ſtaatsrechtlichen oder anderen Gründen zu 
pertreten. Aber dem Mißverſtändniß, welches der De⸗ 
yntation in Betreff der königl. Erklärung in überraſchen⸗ 


SP 


der Weife mehrfach entgegengetreten ift, ald ob mit ber 
in derfelben enthaltenen Anſchauung Des in Frankfurt 
befchloffenen Verfaſſungswerkes eine Annahme oder auch 
nur eine Nichtablehnung ber Seitens der Reichöverfamm- 
lung an Se. Maj. gerichteten Einladung: irgendwie zu 
vereinigen wäre — diefem Mißverfländnifle hat fie ſich 
zur Vermeidung fernerer Irrungen ohne Aufſchub und 
vor ihrer Rückkehr nach Frankfurt entgegenzutreten für 
verpflichtet gehalten. Die Einladung auf Grundlage 
ber Reichsverfaſſung, die auf ihn gefallene Wahl anzu 
nehmen, mußte in dem Augenblid ald von dem König 
abgelehnt angefehen werden, in welchem Se. Mai. Ihre 
Willensmeinung dahin zu erkennen gaben, daß die von 
der verfaſſunggebenden Reichsverſammlung in zweimali⸗ 
ger Leſung beſchloſſene Verfaſſung überall noch keine 
rechtliche Exiſtenz und Verbindlichkeit habe, einer ſolchen 
vielmehr erſt durch gemeinſame Beſchlußnahme der dent- 
ſchen Regierungen theilhaftig werden könne. Unter die⸗ 
ſer Vorausſetzung wäre die Verfaſſung zwar wohl die 
Grundlage fernerer Berathungen der Regierungen, aber 
unmöglich die der geſetzlichen Gewalt eines Reichsober⸗ 
hauptes abzugeben im Stande. 


Berlin, 4. April 1849. | 
Die Deputation ıc. 
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Note des bannöverifchen Miniſteriums 
der auswärtigen Angelegenheiten au 
Den k. Geſandten zu Berlin, in Antwort 
anf die k. prenfifche Zirkularnote vom 
3. April 1849 d. d. 7. April 1849. 


Der hieſige Töniglich preußiſche Geſandte hat ber 
Regierung Sr. Majeftät des Königs diejenige Verfügung 
mitgetheilt, welche behufs Herbeiführung einer Vereinbar- 
ung ber beutfchen Bundes-Regierungen über die Berfaf- 
fungd- Angelegenheit von Berlin aus an denfelben ergans 
gen ift, und welche der, den preußifchen Ständen dieſer⸗ 
halb gemachten befannten Eröffnung genau entfpricht. 
Wir haben bereitd vor Empfang diefer Mittheilung 
den Herrn Gefandten von der Bereitwilligfeit der Ne: 
gierung in Kenntniß gefest, an einer deöfallfigen Ver⸗ 
fländigung Theil zu nehmen und der hierunter gegenwärs 
tig vorliegenden Einladung, die auch an den k. E. öfter: 
reichifchen Hof ergangen fein wird, wird daher von hier; 
aus bereitwillig Folge gegeben werden. 

Man glaubt hiefigerfeitd dabei vorausfegen zu dür⸗ 
fen, daß die königlich preußifche Negierung den nad 
Frankfurt eingeladenen Bevollmächtigten der übrigen deut; 
fhen Bunded-Regierungen mit beftimmten Borfchlägen 
über die zu vereinbarende Berfaffung entgegenfommen 
werde. 

Die von der preußifchen Regierung audgefprochene 
Ueberzeugung aber, daß eine definitive Erklärung über die 
deutſche Sache fchon binnen längftend 14 Tagen werbe 
abgegeben werden können, fowie der geäußerte Wunfch 
in Frankfurt ſolche Bevollmächtigte beftellt zu fehen, welche 
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bindende Erflärungen abzugeben im Stande feien, macht 
eine nähere Kenntniß der von Preußen babei gehegten Abs 
ſichten alihier um fo wünfchenswerther, da biefe aud ber 
ergangenen Mittheilung,, inöbefondere aus den in biefer 
hervorgehobenen Erflärungspuntten mit hinlänglicher Sis 
cherheit nicht haben entnommen werden können. 

Zu möglichft baldiger Herbeifchaffung der vermißten 
Auffchlüffe wünfchen wir daher, daß der Herr Gefandte fich 
unverzüglih im Wege vertraulicher Verhandlung mit 
dem Eöniglich preußifchen Minifterio der auswärtigen Ans 
gelegenheiten in Kommunifation feße, um dieferhalb das 
‚Röthige in Erfahrung zu bringen. 

In Beziehung auf die zuwörderft gewünſchte Erklär⸗ 
ung über den Beitritt zum Bundesſtaate und die Beding⸗ 
ungen, unter denen er flatt findet, iſt vor Allem noth» 
wendig zu wiffen, was dort unter dem „Bundesftaat‘ 
verftanden wird; ob man dabei vorzugsweife eine Ders 
einigung der füämmtlichen deutſchen Bundesitaaten, welche 
durch die ‚noch beitehenden Bundes⸗Verhältniſſe“ mit 
einander verfnüpft find, oder einen engeren Berein vor 
Augen hat, wie er fich bilden fünnte, wenn auch nur 
ein Theil jener Staaten mit einander in einer derartigen 
Gemeinfchaft bliebe. 

Man glaubt auf eine Klarftelung dieſes Punktes 
biefigerfeitö ein befonderes Gewicht um bedwillen legen 
zu müflen, weil davon eine Erklärung über die beiden 
anderen Punkte wefentlich abhängt. 

Borzugsweife wird unter dem nen zu bildenden Bun 
beöftante zwar eine Vereinigung der fänmtlichen beuts 
fhen Regierungen verftanden fein; theild weil ein engerer 
Verband die im Intereſſe der Einheit, Macht und Größe 
Deutichlande unftatthafte Augfchliefung Defterreichd bes 
Dingen, und je nad) dem Außenbleiben noch anderer 
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Bunbesftnat eine weitere Bereinbarung mit der jetzigen 
Nationakr Berfummiung, zuſammengeſetzt aus den. Bew 
teetern fänmtlicher deutſchen Volkoſtämme, dem Anfcheinte 
nad ausſchließen, mithin eine Erklärung über He Stell 
ung der zu vereinigenden Negierungen zu der deutſchen 
National⸗Verſammlung und den von ihr bereitd gefaßten 
Befhlüffen kaum übrig laſſen würde. 

-  Gollte man aber von Füniglich preußifcher Seite ei- 
nen folchen. engeren Bundesitaat mit im Auge gehabt 
and dabei eine, eventuell anfcheinend unentbehrliche Mo⸗ 
difikation des bisherigen anf Die Theilnahme fümmtltcher 
beutfcher Staaten berechneten Berfaffungs-Entwurfed mit 
berückfichtigt haben, fo würde die königliche Regierung 
mit befonderem Danke eine Neußerung entgegennehmen, 
molche fawohl die bei diefer Bereindform zu verfolgenden 
Zwecke, ald auch den Weg deutlicher erfennen ließe, anf 
welchem dieſelbe zu bilden fein möchte. 

Erft mit Hülfe folcker Aufklärungen würbe die 18; 
wgliche Negienung glauben, eine beftimmte Anſicht über 
das Verhältniß zu denjenigen deutſchen Staaten faflen 
gu: könnten, weldye diefem Bundesſtaate beizutreten: An⸗ 
ſtand nehmen möchten. 

Endlich wird, ſofern Se. kaiſerliche Hoheit ber 
Reichsverweſer bei dem Beſchluſſe, von der proviſoriſchen 
Zentralgewalt zurückzutreten, beharren ſollte, die Ueber⸗ 
nahme der proviſoriſchen Leitung der dentſchen Angele⸗ 
genheiten abjeiten Sr. Majeftät des Königs von Preu, 
Sen den hiefigen, aus dem Bedürfniffe Des Augenblicee 
geſchöpften Wünfchen allerdings entfpvechen. 
| Aber auch im dieſer Rückſicht macht die in Frage ge 
ſtelite deſinicive Erklärung binnen längftens 14 Tagen 
eine: weitere. Aufflürung über den Zwed einer fo kurz 
un bomeſſenden ꝓroiſoriſchen Thatigkeit jener Art wär, 
fhemirannth. | 
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Die gegenwärtige Verfügung: wird dem Herrn Ge 
fendteni durch Den Klofterrath von Wangenheim überbradht 
Werden, welcher vor dem Inhalte derfelben unterrichtet 
iſt und im Stande fein wird, den Inhalt ded gegenwät« 
tigen Neftripts näher zu erläutern. 

Hannover, den 7. April 1849. 

Königliche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Gez.) Bennigfen. 


99. 


Tote Des k. preuftiſchen Minifters Des 

Huswärtigen an Den E. bannöverifchen 

Befandten zu Berlin in Autwort anf 

vorftebende Vote d. d. 18. April 
1849. 


Ew. ı. geehrted Schreiben vom 9. d. habe ich nebfl 
der gef. mitgetheilten Anlage des Schreibens Sr. Excel: 
lenz ded Herrn Grafen von Bennigfen vom 7. d. M. zu 
erhalten die Ehre gehabt. 

Em. ıc. drücken im Auftrage Ihrer Regierung den 
Wunſch aus, nähere Erläuterungen in Betreff der Punkte 
zu erhalten, über welche unfererfeits durch die Zirfular- 
depeſche vom 3. d. von den beutfchen Megierungeit befis 
nitive Erklärungen erbeten worben waren, und ich erfehe 
aus dem Erlaffe des Herrn Grafen von Bennigfen atı 
Em. Hochgeboren, daß die Zmeifel der königlich han⸗ 

-növerifchen Regierung hanptfächlich den Punkt betreffen, 
80 * 
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ab Preußen vorzugsweife eine Vereinigung ber ſämmili⸗ 
chen beutfchen Bundesftaaten, welche durch die noch bes 
ftebenden Bundes, Berhältniffe mit einander verknüpft 
find , oder einen engern Verein vor Augen habe, wie er 
ſich bilden könnte, wenn auch nur ein Theil jener Staas 
ten mit einander in eine derartige Gemeinfchaft träte? 

In Erwiederung darauf Tann ich Ew. ıc. nur zu 
nächft daran erinnern, wie es auch ber Föniglich hans 
növerifchen Negierung nicht unbefannt geblieben, daß es 
fortwährend Preußens innigfter Wunſch gewefen, die 
deutfchen Berbältniffe fo geftaltet zu fehen, daß ſich alle 
beutfchen Bundeöglieder gleichmäßig daran betheiligen 
fönnten , und daß es und ehenfowenig in den Sinn ges 
fommen, irgend Jemand von der neuen Öeftaltung auds 
zufchließen, ald zur Theilnahme an berfelben durch ir 
gend weldye Einwirkung zu veranlaffen. u 

Ebenfowenig aber ift es der füniglich hannöverifchen 
Negierung unbefannt geblieben, daß wir fchon in der 
Birkulardepefche vom 23. Januar die Eventnalität eines 
engern Bundes, welcher innerhalb ded Staatenbundes 
einen Bundesftaat bilde, ind Auge fallen mußten, und 
bag wir zugleich erklärten, Preußen werbe in einem fol 
hen Bundesftaate die Stellung in Anfpruch nehmen, 
welche ihm nach feiner thatjächlich vorhandenen Beden- 
tung in Deutfchland und Europa gebühre. 

Wir können nicht umhin, diefe Eventualität ald nun⸗ 
mehr eingetreten anzufehen. Es ift daher erforderlich, 
daß die deutfchen Regierungen fich eben über die Sr. 
Majeftät dem Könige zugedachte Stellung äußern, und 
die Fönigliche Regierung muß daher ihrerfeits zunächſt 
bie Erklärungen der andern Negierungen über den Bei⸗ 
tritt zum Bundesftaate erwarten, db. h. die Erflärung 
über Die Bereitwilligfeit, in einen Bundesftaat einzutre 
ten, an deſſen Spige die Krone Preußen fiehen fo, . 
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Daß die fünigliche Regierung zunächft und Direkt zu 

einer folchen Erklärung auffordert, dazu fchöpft Diefelbe 
die Berechtigung in der Stellung, welche fie in Deutfch- 
land einnimmt, in dem Befchluffe der Nationals-Berfamm- 
Iung, welder Se. Majeftät den König an die Spiße 
Deutfchlande beruft, und in den vielfach an ſie gelang- 
ten Aufforderungen deutfcher Fürften und Regierungen, 
fi dieſem Rufe nicht zu entziehen. 
Der weitere oder engere Umfang diefed Bundes⸗ 
ftaates aber kann lediglich erft durch die Erflärungen der 
Regierungen felbft feftgeftellt werden. Die Erklärung 
über diefen Punkt alfo, weldhe Staaten bereit feien, in 
einen Bundesftaat, mit Preußen an der Spitze, eintres 
ten zu wollen , bildet die nothwendige Vorfrage für jede 
weitere Berhandlung über den Inhalt der Berfaffung 
des Bundesftaated. Die königliche Regierung hat daher 
auch fchon in ihrer Zirfulardeyefchhe vom 3. d. M. je 
nen Punkt vorangeftellt, und zugleich ausgefprochen, daß 
die Formen diefed Bundesftaates fich erft beftimmen lafs 
fen würden, wenn feititehe, ‘wieviel und welche Staa⸗ 
ten benfelben zu bilden bereit find. Ebenfo wird fidh 
dann auch erft das ebenfalls in dem Schreiben des Herrn 
Grafen von Bennigfen berührte Verhältniß zu der für 
ganz Deutfchland berufenen und noch beftehenden Natios 
nalsBerfammlung in Frankfurt beftimmen laffen. 

Es läßt fid; in Bezug auf die Bedingungen, unter 
welchen deutfche Regierungen in diefen Bundesſtaat, mit 
Preußen an der Spike, eintreten möchten, die doppelte 
Borausfeßung machen: entweder, daß fie beizutreten be> 
reit find unter Annahme der von der Nationalverfamm» 
Iung berathenen Berfaffung, oder daß fie eintreten wol⸗ 
len mit dem Wunfche beftimmter Modiftfationen der 
Verfaffung. Erfteres ift ſchon von mehreren Negieruns 
gen erflärt worden. Für eine Verhandlung über das 
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Letztere dagegen ift ed klar, daß eine beſtimmte und fefte 
Bafid erſt erlangt werben Tann durch die Beitritts⸗6GEr⸗ 
Märungen der Regierungen. Denn es ift unverkennbar, 
bag zu einer Verhandlung oder Vereinbarung mit ben 
Megierungen, welche. in einen Bundesftaat, mit Prep- 
fen an ber Spike, nicht eintreten wollen, in dem ges 
genwärtigen Falle die Beranlaffung nicht vorliegt, und 
daß eben nur in jener Vorausfegung der Grund zu by 
jenigen Initiative liegen konnte, welche wir in der Zir⸗ 
Tnlarbepefche vom 3. d. M. ergriffen haben. 

Indem ih Ew. ꝛc. erfuche, die hier ausgefprochenen 
Anfihten der königlichen Regierung zur Kenntniß bes 
koöniglich hannöverifchen Kabinetes zu bringen, darf ich 
mich der Hoffnung hingeben, daß das Leptere nunmehr 
wicht ſäumen werde, diejenige Erklärung abzugeben, 
welche dem Willen Sr. Majeflät des Königs von Hay» 
uover und den Abfichten von Allerhöchft Deflen Regie⸗ 
sung entfprechen wird. | 

Sch ergreife «. 

Berlin, den 11. April 1849. 

Ä (Ge) Graf Arnim. 


ig 
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Note Des k. hannbveriſchen Miniſteri⸗ 

ums der auswärtigen Angelegenheiten 

an den k. Geſandten zu Berlin, in Ant- 

wort auf vorftehende Vote d. d. 234. 
April 1849. 


Die Fönigliche Regierung hat, wie dem Herrn Ger 
fandten befannt ift, wiederholt Gelegenheit gehabt, die 
Bereitwilligfeit auszufprechen und zu bethätigen, mit wel: 
her fie die in Beziehung auf die deutfche Verfaffungss 
Angelegenheit von der königlich preußifchen Regierung 
an die übrigen deutſchen Bundesſtaaten ergangeiten Mits 
theilungen und Borfchläge in Erwägung sn ziehen ge, 
neigt ifl. 

Gleichwie in dieſem Sinne bie Mittheilungen des 
berliner Kabinets vom 16. Februar db. 3. über die 
franffurter Berfaffungsbefchlüffe alhier eine entgegen: 
fommende Berückſichtigung gefunden haben, ebenſo ift 
auch die Zirfulardepefche vom 3. d. M. einer ernften 
Berathung unterworfen, und ift bereitö unter dem 7. d. 
M. Gegenftand einer an bie königliche Geſandeſchaft ge- 
richteten DBerfügung gewefen, welche eine nähere Ermit⸗ 
telang der jener Depefche zum Grunde liegenden Ab⸗ 
fichten Preußens bezmedte. 

Die auf eine entfprechende Mittheilung dem Herrn 
Befandten zugegangene Erwieberung bed Herrn Grafen 
von Arnim vom Il. d. M. hat zwar die alihier ge 
wünfchte Andkunft über Preußens Anfichten von Dem 
Zwede und ber Bebeutung eines engeren Bundesſtaates, 
deſſen Bildung in der Zirkularbepefche ald Haupterklä⸗ 
rungspunft vorangeftellt worden, infoferw nicht darge⸗ 
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boten, als, jener Erwiederung zufolge, der weitere ober 
. engere Umfang diefed Bundesftaates, der Inhalt feiner 
künftigen Berfaffung wie defien Formen erft Durch Die, 
bis dahin ermangelnden Beitrittderflärungen der Regie 
rungen felbft bedingt erfcheinen. 

Die Mittheilung des Herrn Grafen Arnim bat ins 
deß der Töniglichen Regierung eine lebhafte Befriedigung 
durch die darin audgefprochene Fortdauer der innigften 
Wünſche Preußens gewährt, die deutfchen Verhältnifie 
fo geftaltet zu fehen, daß fich alle Deutfchen Bundesglie⸗ 
der gleichmäßig daran betheiligen Fönnten. 

Mie fehr diefe Wünfche mit denen der Föniglichen 
Regierung übereinftimmen, bedarf faum der Erwähnung. 


Hannover ift von ihnen bei jeder Stundgebung feiner 
Abfichten über Die Berfaffungsangelegenheit geleitet wors 
den, und hat fie insbefondere auch den Bemerkungen vor; 
angeftellt, welche feiner Erklärung über den Beitritt zu 
ber SKolleftionote verfchiedener deutfcher Negierungsbes 
volmächtigten in Betreff der Berfaffungsbefchlüffe der 
Nationalverfammlung (vom 23. Februar d. 3.) erläus 
ternd hinzugefügt find. Bei diefer, den Inhalt der Vers 
faffung felbft bezielenden, Erklärung bleibt die Fünigliche 
Regierung and gegenwärtig flehen. 

Es liegt ihren Wünfchen insbefondere die Ueberzeu⸗ 
gung zum Grunde, daß weder eine im Intereffe der Eins 
heit, Macht und Größe Deutfchlande gedeihliche Umge⸗ 
ftaltung feiner Gefammtverfaffung ohne eine einhellige 
Verftändigung der deutfchen Regierungen und nament- 
lich ohne ein Einvernehmen der beiden dentfchen Groß» 
mächte über die Oberhauptöfrage zu erreichen, noch daß 
anf einem andern Wege den von Seiten Preußens wie 
Defterreich& neuerlich wiederholt als beftehend anerkann⸗ 
ten Bunbeöverhältniffen zu genügen fein werde. 
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Das von der Nationalverfimmlung zu Frankfurt 
inne gehaltene Verfahren ‚bei zweiter Lefung der Bers 
faffung; der einfeitige Befchluß derfelben über die Ober; 
hauptöfrage; die dadurch hervorgerufenen, von einander 
abweichenden Erklärungen Defterreichd und Preußens; 
endlich der franffurter Befchluß vom 11. d. M., an der 
in zweiter Lefung befchloffenen Berfaffung unwandelbar 
feftzuhalten, haben allerdings als geeignet betrachtet 
werden können, ein einhelliges Zufammenwirfen der beis 
den Deutfchen Großmächte in der Verfaſſungsangelegen⸗ 
heit in Zweifel zu ſtellen. 

Je tiefer die königliche Regierung die Verwirklichung 
einer derartigen Beſorgniß beklagt haben würde, zu um 
ſo größerer Beruhigung hat derſelben diejenige Erklärung 
gereicht, welche unter dem 21. d. M. von dem königlich 
preußiſchen Miniſterpräſidenten, Herrn Grafen Branden⸗ 
burg, in der zweiten Kammer der dortigen Ständever⸗ 
ſammlung über die Anſichten Preußens in Betreff der 
deutſchen Verfaſſung ertheilt worden iſt. 

Das auch in dieſer Erklärung angedeutete Rechtes 
gültigkeitserforderniß einer Vereinbarung mit den Re⸗ 
gierungen der deutſchen Staaten über die von der Na⸗ 
tionalverſammlung beſchloſſene Verfaſſung; die gegrün- 
dete Bemerkung über die Nichtberückſichtigung der von 
den Regierungen aufgeſtellten Erinnerungen bei zweiter 
Leſung der Verfaſſung; die Darlegung der dringenden 
Nothwendigkeit einer Abänderung der franffurter Ver⸗ 
faffungdbefchlüffe, deren Aufrechthaltung auch nach hie 
figer Anficht mit dem Wohle Deutfchlande unvereinbar 
fein würde: — dieſe Aeußerungen laffen, dem erwähns 
ten franffurter Befchluffe vom 11. d. M. gegenüber, die 
Abficht Preußens erkennen, gegen die deutfche Nationals 
verfammlung eine Stellung zu behaupten, welche eine 
Annäherung gegen Defterreih und eine Berftändigung 
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wit. dem wiener Kabinete über die beutfche Verfaffungs⸗ 
angelegenheit ermöglichen würde. 

Mit einer folhen Verſtändigung dürfte das Ber 
bleiben Defterreichd innerhalb ded neu und inniger zu 
geftaltenden Vereines der deutfchen Staaten gefühert und 
bamit diejenige Cventualität entfernt erfcheinen, deren 
Eintritt oder Fortdauer die Begründung eined engeren 
Bundesſtaates auch nach der Erklärung des Herrn Gras: 
fen Brandenburg allein zur Frage gebracht haben faun. 

Die hiefige Regierung legt auf eine Löfung der Ders 
faffungsfrage in diefer Richtung einen zu großen Werth, 
als daß fie dermalen einen Berlauf der Sache näher ins 
Auge faffen dürfte, der auf entgegengefegten Annahmen 
beruhen würde. 

Im Hinblide auf den auögefprochenen eigenen inni⸗ 
gen Wunſch des Füniglich preußifchen Kabinetes glaubt 
die königliche Regierung vielmehr der Billigung deſſelben 
fich verfichert halten zu dürfen, wenn fie bei der gegen, 
wärtig veränderten Sadjlage ihre Erwiederung auf Die 
Zirtulardepefche vom 3. d. M. auf die wiederholte Aeuſ⸗ 
ferung des dringenden Wunſches befchränft, Daß die kö⸗ 
niglih preußifche Regierung ſich bewogen finden möge, 
eine bundeöfreundliche Berftändigung mit dem Faiferlich 
öſterreichiſchen Kabinete, wie mit den übrigen deutfchen 
Regierungen über das beutfche Verfaſſungswerk eintres 
ten zu laſſen. 

Für die Gewährung dieſes Wunfches bürgen Die 
Geſinnungen patriotifcher, nur Deutfchlands rechtver⸗ 
ſtandenes Wohl bezielender Hingebung, welche Preußen 
wiederholt und namentlih am Schlufle der Zirkularde⸗ 
pefche vom 23. Januar d. J. auf dad Brftimmtefte aus- 
gefprochen hat. 

.. Wir beauftragen den Herrn Gefantten, ben Inhalt 
dieſer Depeſche durch abſchriftliche Mittheilung zur Kennt⸗ 
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niß des Töniglich preußiſchen Herrn Minifters der aus⸗ 
wärtigen Angelegenheiten zu bringen. 
Hannover, den 24. April 1849. 
Königliche Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 
(Gez.) Bennigſen. 
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Depeſche Des k. F. öſterreichiſchen Mi- 

niſterpräſidenten an Den k. E. Geſaudten 

zu Berlin die k. preufifche Zirkularuote 

vom Iten April 1849 betreffend, di. d. 
Sten April 1849. 


Der Graf v. Bernftorff hat mir eine gleichzeitig an 
fammtliche bei den beutfchen Höfen beglaubigten königl. 
sreußifchen Gefandtfchaften erlaffene Zirkulardepeſche mit- 
getheilt, durch welche Se. Maj. der König fich in Folge 
der von dem Erzherzog Reichsverweſer ausgeſprochenen 
Abficht, feine Stelle niederzulegen, bereit erflärt, auf 
den Antrag der deutfchen Regierungen, und unter Zus 
fimmung der deutfchen Neationalverfamminng die provi⸗ 
forifche Leitung der deutſchen Angelegenheiten mit bem 
zugleich kundgegebenen Entfchluffe zu übernehmen, dem 
erhaltenen Rufe zu folgen, und an die Spike eine deut⸗ 
fehen Bundesſtaates zu treten, der fidy aus denjenigen Stans 
ten bilden würde, welche demfelben aus freiem Willen 
ſich anzufchließen geneigt wären. An diefe Erklärungen 
wird ferner die an ſämmtliche Regierungen gerichtete 
Aufforderung geknüpft, ohne allen Verzug befondere Be 
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sollmächtigte in Frankfurt zu beftellen, welche bindende 
Erklärungen abzugeben im Stande find, 1) über ben 
Beitritt zum Bundesſtaate und die Bedingungen unter 
denen er erfolgt, 2) über die Stellung, welche die fol 
chergeftalt zu einem Bundesſtaate zu vereinigenden Res 
gierungen demnächſt zu der deutfchen Nationalverfamm- 
lung und den von ihr bereitd gefaflten Befchlüffen einzu: 
nehmen haben, mit der Maßgabe, daß tags Werft ber 
Vereinbarung über die Berfaflung unverzüglich in Ans 
griff genommen wird, 3) über das BVerhältniß zu benje- 
nigen deutjchen Staaten, welche diefem Bundedftaate bei- 
zutreten Anftand nehmen, wobei ed wünfchenswerth und 
anzuftreben ift,, die noch beftehenden Bundesverhältnifie 
der neuen Staatöform anzupaflen. 

Wie bereitwillig wir Borfchlägen entgegengefommen 
fein würden, wenn ſolche von Seite Preußens in feiner 
Eigenfchaft als Genoffe des vertragemäßig und faftifch 
noch beftehenden beutfchen Bundes gemacht worden wä—⸗ 
ren, um auf der Grundlage eines von der deutfchen Nas 
tionalverfammlung berathenen Verfaflungsentwurfes eine 
Vereinbarung über die zeitgemäße Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands auf gefeglicem Wege herbeizuführen, dafür bür- 
gen Die wiederholten und entfchiedenen Schritte, welche 
wir zu dieſem Ende in Berlin gethan haben. Dagegen 
aber vermögen wir nicht der Ausführung der von dem 
preußifchen Kabinete in feiner Zirfulardepefche vom 3. d. 
M. audgefprochenen Abfichten unfere Zuflimmung zu er- 
theilen, und noch viel weniger diefelben zu fördern. Die 
Rationalverfammlung, nur berufen in Gemeinfchaft mit 
den Fürften dad Verfaſſungswerk zu Stande zu bringen, 
bat ihrer gefeßlichen Thätigkeit felbft ein Ziel gefest, ins 
bem fie das Werf für vollendet erflärt, und, die ihr zu⸗ 
ftehbenden Befugniffe überfchreitend, nicht allein die eigen- 
mächtig befchloffene Verfaffung vollzogen und als Geſetz 
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veröffentlicht hat, fondern fogar ohne Vollmacht Deutich- 
land einen Erbkaiſer zu geben beabfichtigte. Waren diefe 
Borgänge fchon ungeſetzlich, fo hat diefe Verſammlung 
den Boden des Rechtes vollends verlaflen, indem fie fi 
nicht minder eigenmächtig für permanent erklärte Aus 
diefen Gründen fünnen wir die Gültigkeit der von ber 
Nationalverfammiung außerhalb dem Bereiche ihrer Be, 
fugniffe gefaßten Befchlüffe ebenfowenig anerfennen, als 
wir ihr dad Recht auf fernere Thätigkeit zuzugeſtehen 
vermögen. Für und befteht die Nationalverfammlung 
nicht mehr, und fann daher weder auf Anordnungen hin⸗ 
fihtlich einer neu zu bildenden proviforifchen Zentralges 
walt Einfluß üben, noch einen Antheil an Verhandlungen 
zum Behufe einer Vereinbarung über das von.ihr felbft 
für abgefchlofjen erflärte Verfaſſungswerk nehmen. Sollte 
demnach der ErzherzogsReichöverweier, an welchen von 
Seiten Sr. Maj. ded Kaiferd eine dringende Aufforders 
ung ergangen ift,. fein Amt noch fortzuführen, bis auf 
gefeglihem Wege für die Leitung der deutfchen Angeles 
genheiten Vorſorge getroffen fein wird, diefem Wunfche 
aud unvorhergefehenen Gründen nicht zu entfprechen vers 
mögen, müßten wir gegen Die Uebernahme und Ausüb⸗ 
ung diefer Gewalt durch eine der beutfchen Regieruns 
gen allein entfchiedene Einfprache erheben, und darauf 
beitehen, daß fie in einer Weife organifirt werde, welche 
ſämmtlichen Regierungen eine gerechte Vertretung in bers 
felben zu fichern im Stande wäre. 

Da unter diefen Umftänden mit der Rationalvers 
fammlung feine weitere Verhandlung über das Verfaſ⸗ 
ſungswerk gepflogen werden kann, die Zentralgewalt aber 
in ihrer Eigenfchaft ald eine rein erefutive Behörde hie 
zu nicht berufen wäre, und Se. Majeftät der Kaifer an 
dem bereitd ausgefprochenen Grundſatze fefthalten müflen, 
Sich und Ihre Staaten der von einem andern beutichen 
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Kütften gehaudhabten Zemralgewalt nicht unterorbuen 
zu können, wir demmac, auf ber von Preußen aufgefbell- 
sen Grundlage and) mit beflen Bevollmächtigten, wie mit 
denen .anberer deutichen Fürften in Frankfurt nicht zu un⸗ 
‚terhandels vermögen: find wir nicht in der Lage, der m 
und ergangenen Einladung zu entfprechen, and einen 
Bevollmächtigten zu den daſelbſt beabfichtigten Verhand⸗ 
lungen zu entfenden. Unfer allergnädigfter Herr iff viel⸗ 
mehr bemüßigt, dieſer Erklärung noch jene hinzuzufügen, 
daß Allerhöchitbiefelben gegen alle und jede aus folchen 
Berhandlungen etwa hervorgehenden Beſchlüſſe, wie ge⸗ 
gen: deren Folgen, unter Borbehalt der Sr. Majeftät 
Dem: Kaifer, Seiner Regierung und Seinen deutfchen 
Provinzen aus den noch rechtöfräftig beftehenden Verträ⸗ 
gen erwachienden Anſprüche und Rechte feierliche Ber; 
wahrung einlegen: Ew. Hochwohlgeboren haben dem 
königl. preußifchen Kabinete, in Erwiderung auf feine 
und durch den Grafen v. Bernftorff zugegangene Mit: 
theilung, eine Abfchrift gegenwärtiger Depeſche einzuhäns 
digen. Empfangen ıc. 


102, 
Mote Des großiberzoglich badifchen Be: 
vollmächtigten bei der proviforifchen 
Bentralgewalt an den k. preufifchen Be: 
, vollmächtigten, die Gültigkeit Der Neiche- 
verfaſſung betreffend d. d. 11. April 
1849. 


Se. f Hoheit der Großherzog im Einklange mit 
Keinen: Ständen von dem fortdauernden Beſtreben gelei⸗ 


> 


tet, dem Zuftandefommen des deutjchen Verfaſſungswer⸗ 
tes Feinerlei Schwierigfeiten zu bereiten, erfennt die aus 
den Verhandlungen der Nationalverfammlung vom 27ten 
a ten März hervorgegangene Neichöverfaffintg‘ wird 
Wahl des Dberhauptes beiftunmend an,. hofft. auf eine 
baldige Vereinharung hinfichtlich Der vorbehaltenen. hoch⸗ 
wichtigen Verhältniffe mit Oeſterreich, und vertraut Die 
allerdings wünſchenswerthen wefentlichen Berbeffesungen 
ver dentſchen Verfaſſung einer nachfolgenden Reviſi ion. 

- Der Großherzog würde glücklich fein, wenn er eis 
mer allſeitigen Uebereinſtimmung begegmete, in welcher 
die geoße politifche Bewegung bed verfoffenen Jahrss 
ihren fichern Ruhepunkt finden Fünnte. 

Sollte aber wider Hoffen der Fall eintreten, daß 
außer Oeſterreich, für welches die Befchlüffe der. Ver⸗ 
ſammiung Borbehalte machen, auch noch hinſichtlich ans 
derer deutſcher Staaten ein Anſchluß durchaus: nicht zu 
erwirfen wäre, unb fomit die Beichläffe der Nationals 
verfammlung als ſolche nicht zum Vollzuge fämen, fo 
würden. Se. fünigliche Hoheit unter Vorbehalt der Zus 
flimmung ihrer Stände zu weiteren Schritten und Er⸗ 
tärumgen ſich veranlaßt fehen, in welcher Beziehung dein 
großherzoglichen Bewollmächtigten noch befi onbere Inſtrut⸗ 
tionen zugehen werden. 
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Kollektivnote der Bevollmächtigten von 
Baden, Kurheſſen, Heſſen-Darmſtadt, 
Oldenburg, Mecklenburg, Schleswig- 
Bolſtein, Lauenburg, Braunſchweig, 
Naſſau, Sachſen-Weimar, Koburg-Go— 
tha, Sachſen-Meiningen, Sachfen : AI: 
tenburg, Anbalt- Defion, Aubalt- Bern: 
burg, Schwarzburg-Nudolftadt, Schwarz- 
burg: Soudershanfen, Neu, Hohenzol⸗ 
lern, Walde, Der vier freien Städte, 
in Autwort auf Die E. preufifche Zirku⸗ 
lornote vom Sten April 1849 d. d. 
| 14ten April 1849. 


Die ergebenft Unterzeichneten find in Folge ber 
durch die Fönigl. preußifche Zirfularnote vom 3. April 
1849 erhaltenen Veranlaffung, und geleitet von ber 
Ueberzeugung, daß eine möglichft baldige umfaffende Vers 
ftändigung zu der fchleunigen Verwirklichung bes deut⸗ 
fhen Berfaffungswerfes weſentlich beitragen werde, über 
ihre gemeinfame Aufgabe in vorläufige Verhandlungen 
getreten, und beehren ſich dem königl. preußifchen Hrn. 
Bevollmächtigten ald deren Ergebniß folgendes mitzus 
theilen. 

Die von den Unterzeichneten vertretenen hohen Res 
gierungen haben mit lebhafter Befriedigung aus der ges 
dachten Note und deren Beilage erfehen, daß Se. Mar 
jeftät der König von Preußen geneigt find, an die Spige 
des deutfchen Bundesftaated zu treten. Wenn Se. kö⸗ 
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Rationalverfamminng getrofferien Wahl noch von dem 
Einverftändniffe ber betheiligten Regierungen abhängig 
gemacht haben, fo verdient Die Anficht, welche dabei die 
leitende gewefen if, nicht nur die höchſte Anerkennung, 
fondern ed wird darin im Hinblide auf die Erfahrungen 
ber legten Zeit auch das Beftreben nach Herſtellung der; 
jenigen Garantieen erfaunt werden wüflen, welche dem 
deutſchen Verfaſſungswerke Dauer ju geben geeignet find. 
Durddrungen von der Ueberzeugung, daB das Wohl 
des gemeinfamen Baterlandes nur in der Errichtung eis 
ned fräftigen Bundesſtaates gedeihen. könne, und baß 
für diefen Zwed von Einzelnen Opfer gebracht werben 
müflen, nehmen bie Unterzeichneten feinen Anftand, Nas 
mens. der von ihnen vertretenen hohen Regierungen hies 
durch ihr volled Einverſtändniß mit der von der Reiches 
verfammlung getroffenen Wahl zu erflären. Anlangend. 
die Berfaffung des deutjchen Reiches, fo entfpricht Diefe 
zwar, fowie fie in zweiter Lefung von der Reichöverfamms 
lung bejchloffen worden, nicht in allen Punkten den Ans 
fihten, welche von den hohen Regierungen der Unters 
zeichneten gehegt und fchon früher hervorgehoben worden 
find; allein abgefehen davon, daß einzelne diefer Regies 
rungen bie Befchlüffe der Reichsverſammlung im Voraus 
ald verbindlich anerkannt haben, und daß der von um 
Deren ebenfo wie der von der königlich preußischen Regie⸗ 
rung feitgehaltene Standpunkt der Vereinbarung in ſei⸗ 
ner Tonfequenten Durchführung Die Erreichung eines ges. 
deihlichen Reſultates leicht unmöglich machen würde, ers 
achten fie auch die von ihnen gehegten Bedenken nicht 
im richtigen VBerhältniffe zu ben großen Gefahren, welche 
ein längerer Berzug des Verfaſſungswerkes dem gemein⸗ 
famen Baterlande nothwendig bringen müßte :Inbem' 
daher die Unterzeichneten Namens ihrer hohen Regie- 
rungen die von der Nationalverfammlung befchlofjene 
Rotp u. Merk, Quellenſammlung. II. Bann. sl 
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Kollektivnote der Bevollmächtigten von 
Baden, Kurbeflen, Heſſen-Darmſtadt, 
Dldenburg, Meclenburg, Schleswig: 
Bolſtein, Lauenburg, Brannichweig, 
Raflau, Sachen: Weimar, Koburg - Gp- 
tba, Sachfen - Meiningen, Sachfen : Al: 
tenburg, Aubalt- Deflau, Anhalt: Bern: 
burg, Schwarzburg-Nudolftadt, Schwarz 
Burg: Sondershaufen, Neuß, Hohenzol⸗ 
lern, Walde, Der vier freien Städte, 
in Antwort auf Die k. preufifche Zirku⸗ 
loruote vom Sten April 1849 d. d. 
| 14ten April 1849. 


Die ergebenft LUnterzeichneten find in Folge ber 
durch die königl. preußifche Zirkularnote vom 3. April 
‚1849 erhaltenen Beranlaffung, und geleitet von ber 
Weberzeugung, daß eine möglichft baldige umfaflende Vers 
ftändigung zu der fchleunigen Verwirklichung des deut 
fhen Berfaffungswerfes wefentlich beitragen werde, über 
ihre gemeinfame Aufgabe in vorläufige Verhandlungen 
geireten, und beehren ſich dem königl. preußifchen Hrn. 
Bevollmächtigten ald deren Ergebniß folgendes mitzus 
theilen. 

Die von den Unterzeichneten vertretenen hohen Res 
gierungen haben mit lebhafter Befriedigung aus der ges 
dachten Note und deren Beilage erfehen, dag Se. Dias 
jeftät der König von Preußen geneigt find, an die Spiße 
des deutſchen Bundesftaates zu treten. Wenn Se. für 
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Nationalverſammlung getroffenen Wahl noch von dem 
Einverftändniffe der betheiligten Regierungen abhängig 
gemacht haben, fo verdient die Anficht, welche dabei die 
leitende gewefen ift, nicht nur die höchfte Anerkennung, 
fondern ed wird darin im Hinblide auf die Erfahrungen 
der legten Zeit auch das Beftreben nach Herftelung ders 
jenigen Garantieen erfaunt werden wüflen, welche dem 
deutſchen Berfaflungswerfe Dauer zu geben: geeignet find. 
Durchdrungen von der Ueberzeugung, daß das Wohl 
des gemeinfamen Baterlandes nur in der Errichtung eis 
ned fräftigen Bundesſtaates gedeihen. fönne, und baß 
für dieſen Zwed von Einzelnen Opfer gebracht werben 
müffen, nehmen die Unterzeichneten feinen Anſtand, Ras 
mens der von ihnen vertretenen hohen Regierungen hie 
durch ihr volles Einverſtändniß mit der von der. Reiches 
verfammlung getroffenen Wahl zu erflären. Anlangend. 
die Verfaſſung des deutfchen Reiches, fo entfpricht Diefe 
zwar, fowie fie in zweiter Leſung von der Reichöverfanms 
lung beſchloſſen worden, nicht in allen Punkten den Ans 
fihten, welche von den hohen Regierungen der Unters 
zeichneten gehegt und fchon früher hervorgehoben worden 
find; allein abgefehen davon, daß einzelne dieſer Regies 
rungen bie Befchlüffe der Reichsverſammlung im Voraus 
als verbindlich anerkannt haben, und baß der von an· 
deren ebenfo wie der von der füniglich preußiſchen Regie⸗ 
rung feftgehaltene Standpunkt der Vereinbarung in. ſei⸗ 
ner fonfequenten Durchführung Die Erreichung, eines ge 
deihlichen Nefultates leicht unmöglich machen würde, ers 
achten fie auch die von ihnen gehegten Bedenken nicht 
im richtigen Verhältniffe zu den großen Gefahren, weldye 
ein längerer Berzug des Verfaſſungswerkes dem gemein⸗ 
ſamen Baterlande nothwendig bringen müßte : Indem 
daher die Unterzeichneten Namens ihrer hohen. Regie 
rungen die von der Nationalverfammlung beſchloſſene 
Rotb u. Merk, Duelienfammlung. I. Band. sl 
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Verfaſſung, das deutſchen Raiches anerkennen: und: asıneh 
ment. geben: fie: fi. der Erwartung hin, Daß, Die Königlich 
vreußifche Regierung, in Berüdfichtigung .der für ade 
Theile Doutſchlends geichmäßig dringenden Beweggründe 
denſelhen Erundſatzen folgen und die. Ueberzeugung ge⸗ 
minnen wende⸗ daß, ſie auf Diefe; Weiſe Des: hohen Der 
yafs,. dem ihr. die: Reugeflaltung. Deutſchlands anmeiät, 
zu genügen im. Stande fein werke. Sie gehen. dahei 
wss, der Webergeugung aus, daß unten: dieſer Voraus⸗ 
feuung: alle. dentſchan Regierungen, denen ber Eintritt 
Deu zu ernichtenden Bundesſtaat nicht Durch. ihre bes 
erderen Verhältniſſe gegenwärtig unmöglich:ift, won glein 
chex patrietaſcher· Auffaſſung geleitet. einer vülligen. guaß.. 
artigen Einigung ſich anfchließen. werden, und Daß;..eh: 
haben einer. Regulirung:. mit: dieſen außerhaik der Bar 
aſung nicht bedürfen werde. 
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Wot⸗ des k. preußiſchen we vollmachtige 

tan bei Dex proniforifchen Zeutralgemalt. 

au das Maichsminiſterium, Die Wahl Bes: 

Königs von Prenfen: zum deutſchen Kat 

fer betreffend, di. d. 17ten April 1849: 
a Herr Minifier! 

"3. der Antwortörebe: an die Deputation der: deut⸗ 
ide. Rationadverfammlung: vom 3. April haben Se, 
Majeftät der: Rönig, in- Uebereiuſtimmung mit: frühere 
wiederholten Erklarungen der Tüniglichen: Regierung, die 
Uebernahme deri Dborhanpetwüche im bentfchen Onus 
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beäflaate an das freis Einverſtäändniß bet buntichet Res 
gisrungen: ald an. eine Vorbedingung geknüpft. . 

Daß die Faiferlic, öftesreichifche Nogterung, abge⸗ 
fehen von ber Oberhauptsfrage, in einen Bundesſtaat 
mit. Repraͤſentativnerfaſſung nicht eintveten werde, war zu 
erwarten und iſt neuerlich von derſelben beſtätigt worden. 
Die känigliche Regierung erachtet dadurch den Bundes⸗ 
fkaat innerhalb des deutfchen Bundes nicht ausgefchlofs 
fen; um fo weniger ald diefe Ausnahme von der Nas 
tionalverfammlung in ihren Befchlüffen vorgefehen ift, 
Bon den übrigen deutfchen Staaten haben 28 ihr Ein, 
verftändniß mit der von Det Nationalverfammlung ges 
troffenen Wahl zu erkeungen gegeben, indem fie. von ber 
Meberzeugung ausgingen, daß alle deutſchen Regierun⸗ 
dert, welchen der Eintritt in den zu errihtenden Bund 
besſtaat wicht durch ihre befonberen' Berhäftnife unmoͤn⸗ 
lich ſet, einer völligen Einigung: ſich anfchkießen: wrrbeik 
IMsbeſondere hat die großherzoglich badiſche Nagheruntz 
für den Fall, Zah außer Oeſterreich am) noch andere 
deutfche Staaten ſich nicht anfchließen, und die Befchlüffe 
der Nationalverſammlung ald ſolche fomit nicht zum Voll⸗ 
‚zuge bommen würden, weitere Schritte und Erklärungen 
vorbehalten. 

Mehrere der größeren Staaten Deutſchlands haben 
ein Einverfläindniß bis jetzt nicht zu erkennen gegeben. 
Hiernach iſt zur Zeit bie Vorbedingung ber Ent⸗ 
ſchließung Seiner Majeſtät des Königs nicht vorhanden. 
Mit Näcficht jedoch anf die Wichtigkeit des Augenblickes 
für die Finftigen Befchide Deutſchlands erachtet bie für 
nigliche Regiernng fir angemeffen, noch eine kurze Friſt 
zu warten, bevor fie ihren weiteren Entſchlüſſen Die Chats 
ſache zum: Grunde legt, daß die Zuffimmung größerer 
derrtfcher Sthaten zu der Seiner Majeſtät von ber Na⸗ 
tionalverfammlung zugebachten Stellung‘ feßte. | 
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Ich ſtelle Ihnen, Herr Miniſter, ergebenſt anheim, 
der hohen Nationalverſammlung von der gegenwärtigen 
Eröffnung Kenntniß zu geben. 

Frankfurt a M., den 17. April 1849. 
Der königlich preußifche Bevollmächtigte bei der prowis 
forifchen Zentralgewalt. 
(3) Samphaufen. 
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Depeſche Des k. preufifchen Miniſterprä⸗ 

ſidenten au den k. Bevollmächtigten bei 

Der. proviſoriſchen Zentralgewalt, Die 

Ablehnung der Kaiſerkrone von Seite 

des Königs von Preuften betreffend, d.d. 
3Sten April 1849. 


Al Seiner Majeftät dem Könige durch die Deputas 
tion der deutfchen Nationalverfammlung am 3. d. M. 
die Botfchaft von der auf ihn gefallenen Wahl zum deuts 
ſchen Kaifer überbracdht wurde, ſprach Se. Majeftät, 
im Gefühle der hohen Bedeutung des Augenblides für 
die ganze Zufunft Deutſchlands, feierlich aus, daß Er 
in dem an Ihn ergangenen Rufe die Stimme der Ver⸗ 
treter des deutfchen Volkes erkenne und den Werth bes 
Ihm durch diefes Vertrauen gewordenen Anrechted zu 
ſchätzen wife, daß Er aber ohne das freie Einverfländ- 
niß der Fürften und der freien Städte Deutfchlands eine 
Entichließung nicht faffen Eönne, welche für fie und die 
von ihnen regierten beutfchen Stämme die entfcheidenb- 
ſten Folgen haben müſſe. 


Dieſer Antwort des Königs gemäß, hat die Regie 
rung Sr. Majeftät an demfelben Tage an fämmtliche 
deutſche Regierungen die Einladung ergehen laffen, ſich 
offen und umfaflend über ihre Abfichten und Wünfdhe 
andzufprechen 

Sie hat diefelben um beftimmte Erklärungen ſowohl 

über die Sr. Majeftät zugedadhte Stellung, ald über bie 
ganze aus den Berathungen der Nationalverfammlung 
bervorgegangene Berfaffung erfuchtz fie hat es dabei nicht 
verhehlt, daß fie felbft diefe eben erft durch rafche Be⸗ 
‚fchlüffe zur Vollendung gelangte Verfaſſung einer reiflis 
hen Prüfung und gründlichen Erwägung unterziehen 
müſſe, ehe file dem Könige ihren Rath über bie Annahme 
derſelben vorlegen dürfe. 
.: Indem die Fönigliche Regierung diefen Weg ein⸗ 
flug, ift fie den Grundſätzen treu geblieben, welche fie 
von Anfang an für ihr Berfahren in der großen Ange⸗ 
legenheit der Neugeftaltung ber deutfchen Verfaſſung fich 
vorgezeichnet hatte, umd welche fie ebenfo offen und Far 
ausgefprochen, ald mit ernfter und aufrichtiger Konfe- 
quenz feftgehalten zu haben ſich bewußt ift. 

Diefe Grundfäße find in der Note vom 23. Januar 
b. 3. niedergelegt. Sie beruhen auf der gewiflen- 
haften Achtung aller Rechte der Regierungen wie der 
Rationalverfammiung und anf ber tiefgerwurzelten Ueber⸗ 
zeugung, baß es vorzugsweife Preußens Beruf fei, auf 
dem Wege des Rechte und Kriedend auf die von Der 
Nation geforderte Einheit, Freiheit und Macht Deutſch⸗ 
lands hinzuwirken. Aus diefer nie verleugneten Ueber: 
zeugung ging die Erklärung hervor, daß die Berfafjung 
:Deutfchlande nur auf dem Wege der Verſtändigung 
zwifchen den Regierungen und der Nationalverfammlung 
feftgeftellt werden müfle, und der Entfchluß, zu diefer 
:Berftändigung felbft die Initiative zu ergreifen. Indem 


Prengen fid bereit geigte, alle im Interefle der Geſammi⸗ 
heit wen ihm zu verlangenden Dienfte dem deutlichen Mas 
terlande, auch mit eigenen Opfern, zu erweifen, und zu⸗ 
gleich Ben feiten Entſchluß ausfprach, Teine ihm angebe 
tene Stellung anzunehmen, als mit freier Zuſtimmung 
Der verbündeten Regierungen, durfte eö ale Lohn für feine 
nneigennügigen Beftrebungen hoffen, daß durch ein eins 
trächtiges Zufammenmwirfen der Regierungen bad große 
Werk ber deutfchen Berfaffung zu Stande kommen werbe. 

Die königliche Regierung betrat daher mit Vertrauen 
und Buverficht diefen Weg der Verſtändigung, auf 
weichem bie Mehrzahl der übrigen Staaten fich ihr mit 
demſelben Vertrauen anfchloffen. Sie erfannte das am 
den Berathungen der Nationalverfammlung in erfter des 
fung bervorgegangene Werk feiner vollen Bebeutung 
nach an, indem fie Die Lieberzeugung ausſprach, bag bar 
Entwurf im Wefentlichen die Grundlagen eined kräfti⸗ 
gen, und den Anforderungen der Zeit gemäß geſtalteten 
Bundesſtaates enthalte; fie mußte aber nadı gewiſſen⸗ 
Safter Prüfung defielben auch erflären, daß fie Abän⸗ 
derungen deffelben für nothwendig und zum Heile Med 
Ganzen, wie der Einzelnen erforderlicd halte Die Ges 
Achtöpuntte, von welchen fie bei dieſen Abänderunges 
Vorſchlägen ausging, find in der Inftruftion vom 16. 
Februar dahin auögefprochen, daß es darauf anfemme: 
1) die Kompetenz; der Bundesgewalt genauer zu bes 

grenzen, innerhalb diefer Kompetenz; aber ihr eine 

fräftige Handhabung zu fidern; 

2) die Erifteng der Einzelftaaten ald felbftftändiger Or⸗ 
ganismen möglichft zu wahren, und fte sicht meister 
zu beſchränken, als zur Erreichung ber weſentlichen 
Bedingungen des Bundesftantes nothwendig ſei. 

Dieſe Geſichtspunkte waren nicht auf Dad augen⸗ 
Hidliche Bedürfniß berechnet, ſondern liegen fo waſent⸗ 
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Kick ‘im der Natur der Sache und der wigenthkanlichen 
Verhältniſſe Deutſchlands, daß die königliche Mägierhnk 
biefelben unter allen Umſtänden feſtheilten mußte, und 
davon wicht abgehen Fonte, vhne die Gefammkentwicke⸗ 
fung Deutſchlands Auf Das Eruſtlichſte zu Bedrohen. Te 
Verfaffung, weiche diefe Grundlagen befeitipte; ronare 
Deutſchland nicht zum Heile gereichen. J 

Ditr meiſten deutſchen Regierungen ſchuoſſen fie vor 
Ahkmberungsvsrfchlägen Preußens an, welche Ih Auf 
Dasjenige befchräntten, was aus den vben aufgeſteltten 
Gruudſätzen mit unabweisbarer Nothwendigleit hervor⸗ 
ging; andere haben beſondere Vorſchlaäge an dus Relchs 
minifterinm gelangen Ioffen, welche aber in Bei 
von denſelben Gefichtäpunften ausgehen. 

Die Regierungen gaben dieſe Antruge bei mational⸗ 
verſammlung hin, in-bein Vertenuen, DUB vieſerbe fie einrt 
eingehenden, gründlichen Berathung und Berſckſichtignig 
würdigen werde: Wir können noch jetzt die Anſicht nicht 
afgeben, daß, wenn dieß in ber erwarteten Weiſe ge⸗ 
fchehen wäre, eine Berftändigung würde zu „ersten 0. 
wegen ſein. 

Es hätte alsdann aud ber gemeinſamen Ardeit Ber 
KRattonalverfammiung und der Regtetungen der Ba VE 
mer Berfaffung hervorgehen fünnen, unter deten Schut 
alle veurfchen: Stämme einer geinein ſamen / tũchtigen Chi 
witkelung entgegengegangen waren. Und wen elite 
deutſche Scaaten noch durch ihre eigenthlintechen Vet⸗ 
hicitniſſe an der Theilnahme daran verhindert worden 
wären, fo hätte ſich doch durch dir Mittbirkung det ME: 
tienalverſammlung und eine redliche Verſtändigung det 
Regierungen unter einander auch innethalb DEE größe 
beftehenhen un® unter. -allen Umfländen Heilig zu achtein 
ben Bundes vine engere Gemeinſchaft bilden konnen, 
welche denen, die fid) ihr augeſch loſſen; wie Gelegenheit 
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und die Bedingungen zu einer Träftigeren Entfaltung 
nad Innen und Außen dargeboten hätte. 

Preußen hatte, nach der einen, wie nach ber anberen 
Seite hin, gethan, was an ihm war, um die Berftänbis 
gung herbeiführen. Es wartete mit Ruhe und. Bertramen 
die Befchlüfle der Nationalverfammlung ab; ed hat nicht 
verfucht, irgend welchen weiteren Einfluß auf ihre Be 
rathungen auszuüben, fondern dem Patriotiömus und 
der Weisheit der Vertreter des Deutfchen Volkes vertrant. 
Die königliche Regierung hielt an dem eingefchlagenen 
Gange ihrer Politif um fo freudiger feft, als die allge⸗ 
meine Stimme des yreußifchen Volkes fid) auf unzwei⸗ 
dentige Weiſe damit einverfianden erklärt hatte. | 

Sn diefer Stellung fand fich die königliche Regie⸗ 
rung, ſtark durch die Loyalität und die Treue, mit ber 
fie an den von ihr felbit aufgeftellten Grundfäßen des 
Rechtes und der Verſöhnung fefthielt, ald die Befchläfle 
ber Nationalverfammlung. über die zweite Lefung der 
Verfaſſung und die Wahl Seiner Majeftät des Könige 
erfolgten. 

Diefe Befchlüffe bewiefen, daß die; Nationalverſamm— 
lung auf den von uns dargebotenen Weg der Verſtän⸗ 
digung nicht eingegangen war. Die Vorſchläge der kö⸗ 
niglihen Regierung, fo wie die der übrigen, waren gar 
feiner Berathung im Schooße derfelben unterzogen; fie 
hatten felbft nicht in dem Maafe, wie fie durdy den 
vorbereitenden Ausſchuß aufgenommen waren, bei ber 
Derfammlung felbit Berüdfichtigung gefunden; Dagegen 
waren wefentliche Beitimmungen des früheren Entwurfes 
in beeilter Befchlußnahme weggefallen, andere aufgenems 
men, weldye dem ganzen Werke einen durchaus neuen 
Charakter verlieben. Als der Schlußftein dieſes nenen 
Werkes war die Wahl Sr. Majeftät des Könige zum 
Kaifer vorgenommen, und das fo vollendete Ganze alß 


ein nnantaftbarer Organismus zur Annahme hingeſtellt, 
und Sr. Majeſtät dem Könige dargeboten. 

Die königliche Regierung mußte ſich in dieſem ern⸗ 
ſten Augenblicke die Frage vorlegen: ob ſie dadurch ſich 
veranlaßt fühlen dürfe, auch ihrerſeits von dem bisheri⸗ 
gen Wege abzuweichen, und dem Könige zu einer unbe⸗ 
dingten Annahme des Dargebotenen zu rathen? 

Sie hat dieſe Frage nach Pflicht und Gewiſſen be⸗ 
antwortet. ' 

Der Weg, den fie hätte verlaflen. ſollen, war der 
Weg des Rechtes und des Friedens, der Konſequenz und 
der Treue. Se. Majeſtät der König ſelbſt haben keinen 
Augenblick daran zweifeln können, daß auf dieſem Wege 
allein für Deutſchland, für Preußen, für Ihn ſelber und 
Sein Haus Heil und Ehre zu finden ſei. Dieſen Stand⸗ 
punkt haben daher auch die Antwort bed Könige am bie 
Deputation und dad Zirkular der königlichen Regierung 
von demfelben Tage offen und aufrichtig feitgehalten. 

Bon eben diefem Standpunkte aus fieht Se. Mas 
jeftät der König erſt jeßt,. nachdem die durch jened Zi 
kular erbetenen Erklärungen der verbündesten Regierun⸗ 
gen erfolgt, und unfererfeitö die Beſtimmungen der: in 
zweiter Leſung befchloffenen Verfaſſung noch ber gründ⸗ 
lichſten und forgfamftien Erwägung unterzogen worben 
find, Sich in der Lage, Seinen definitiven Entfchluß über 
den an Ihn ergangenen Ruf der Rationalverfammlung 
ausznfprechen. 

Die Erklärungen der Fürſten und Regierungen ha⸗ 
ben gezeigt, wie weit die Anſichten, namentlich in der 
Oberhauptsfrage, auseinandergehen, und wie wenig Hoff⸗ 
nung auf Erzielung eines umfaſſenden Einverſtändniſſes 
vorhanden war. Während einzelne Fürſten mit einem 
Vertrauen, welches Se. Majeſtät nur mit hoher Genng⸗ 
thuung anerkennen faun, den Wunſch ausgeſprochen has 


hin; der Koöonig möge bie dargebotene Kroue aummehnsen, 
haben Andere in der Errichtung eines erblichen Kater 
chums ſelbſt Die größte Gefahr für Deutſchland wrblidt, 
ab ihre Abneigung oder ihren feiten Entſchluß wudger 
ſprochen, ‚einem anderen beutfchen Fürften ald Kaifer 
fh: nicht unterzuordnen. Die bebestenbfien deutſchen 
Regierungen haben die Verfaſſung in der Form, wie fie 
sorliegt, nicht arnehmen zu fünnen erklärt. 

Dagegen hat eine große Anzahl deutfcher Regierun⸗ 
gen die Bedenken, weiche fie früher mit uns getheilt, 
dest um Der Driuglicyfeit der Umftände willen aufgeben 
zu. müfen geglaubt, nnd noch ehe wir die Berathungen 
mit ihnen eröffnen fonnten, fich gegen das Reichsmimi⸗ 
ſtexinum dahin erklärt, daß fie die Berfaffung unbebingt 
anzunehmen und Weränberungen berfelben nur anf dem 
ie: ihr ſelbſt beftimmten Wege zusulaffen bereit foren. 
@ie: find dabei von der durch den Erfolg nicht. beſtütiz⸗ 
ten. Vorausſetzung ausgegangen, Daß Diefelbe durch den 
Dektritt der übrigen Staaten in ganz Deutſchland wirt⸗ 
* zur Geltung kommen werde. 

Es iſt ſchou oben amgebeutet worden, dab diefe Ver⸗ 
faffung bei ber zweiten Tefung in ihren Grundlagen we⸗ 
fſentlich modiſizirt worden Fei, und zwar nach einer Rich⸗ 
tung Hin, weiche es der königlichen Regierung unmöglich 
mücte, Seiner Majeftät die Annahme dergelben zu va⸗ 
then. Dieß hat Bas Miniſterium fchon ber eigenen Land⸗ 
Deövertretung gegenüber erklärt. Die weitgehenden Be⸗ 
jümmungen bed erften Eutwurfes über die Befngniffe Der 
KReichsgewalt zum Eingreifen. faft in alle inneren Ber» 
Jältuiſſe der eimgelnen Länder, welche eine ſelbſtſtändige 
Verwaitung ber letzteren unmöglich machen und fie weit 
Der: Zeit abforbiren würden, find nicht befeitigt worden. 
Die in die Berfaffung aufgenommenen Grundrechte ent: 
halten xinzelne, fo tief wingeeifenbe und im mancher Sims 


Ktht och zweifelhafte Grundſütze, Daß (ed. bedenllich ſchei⸗ 
nen muß, dieſelben, als für alle Zeiten bindend, den seit 
gelnen Staaten aufzubrängen. Daueben it den Iehteren 
durch den: Wegfall des ganzen Kapiteld nom VReichsrathr 
jede Mitwirkung bei der Ausübung einer fie ſelbſt ſo 
vielfach nahe berührenden Exekutivgewolt genommen, and 
dennoch aft dem fo iſolirt und: in ſcheinbar einziger Wie 
vollfesemenheit hingeftellten Reichsoberhaupte durch die 
Annahme Des ſuspenſiven Veto und die Msdehnung des⸗ 
ſelben ſelbſt auf die Verfaſſmghändenungen ia Wahr⸗ 
heit eine Stellung gegeben, bei der. weder die Wünde, 
moch die gum Heile des Ganzen, wie ber. Einzelnen, er⸗ 
forderliche Wacht gewahrt werben kann. Das Tonkitur 
tionel:» Monarchiiche :Yrripip,. am: welchem: die große 
Mehrzahl des deutſchen Volkes mit Liebe und: Berteauen 
feſthält, iſt durch dieſe Stellung in feinem: Weſen vedroht, 
And in Werbindung mit dem alle Schranken niederwer⸗ 
ſenden Wahigeſetze erhält die ganze Berfaflung -Paduudı 
winen Eharakter, welcher fie nur ‚ade Das Mittel erſchei⸗ 
es. Kat, um. allmählich und auf auſcheineud legeilem 
Wege ber oberße Gewalt m befettigen und (die: xRvr⸗ 
blit einzuführen. 
vn. Durch Die Annaheie einer ſochen Verfafſung wide 
die Töniglidye Regierung: nicht mu die oben als maaßge⸗ 
bend bezeichneten Geſichtsxamfte "gänzlich. verieugema.: hou- 
dern auch die: beſonnenen, nach wahner Kueigeit simben- 
Den. und tonfervatinen Elemente Preußens und Deutſch⸗ 
dends in ihrem innerſten Weſen verlegt haben. -:: : 
.: Kia Hinweggehen über dieſe ernſten Bedenken naiı 
ides Dranges augenblicklicher Schwierigkeiten und Ge⸗ 
Führen willen, würde um fo weniger zu rechtfertigen 
ein, als es Ach nicht mdlein um Die Behriedigung eines 
‚angenbhdtichen Bedürfniſſes, fonbern um :hie Schaffung 
neßſ Werkes handelt, welches durch fein æigenes  Züe- 


fen Dauer verbürgen, und die Zukunft Deutſchlands 
ſicher ftellen ſoll. 

Se. Mai. der König hat Sich demnach nicht ver⸗ 
hehlen können, daß die Vorbedingungen fehlen, welche 
allein Ihm eine Annahme der auf Ihn gefallenen Wahl 
möglich machen konnten; und in ernſter Erwägung der 
Pflichten, welche Ihm gegen Deutſchland und gegen 
Sein eigenes Land obliegen, ſowie der Verantwortlich⸗ 
keit, welche anf Ihm perſönlich dabei ruhen würde, hat 
Er Sich in Seinem Gewiflen nicht für berechtigt hal 
ten können, an Sein Land und Volk diejenigen Anfor⸗ 
derungen zu machen, welche diefe neue Stellung bedingt 
haben würde, und hat Sich daher mit dem Rathe Seis 
ned Staatsminifteriums entfchloffen, die auf Grund der 
in Frankfurt befchloffenen Berfaffung Ihm bargebotene 
‚Katferwürbe abzulehnen. 

:&8 find nicht die fchweren Pflichten, es find nicht 
die Opfer, welche diefelbe Ihm auflegen würde, vor de⸗ 
nen der König zurüdicheut. Deutfchland hat von feinen 
Kürften jedes Opfer zu fordern, außer dem ded Rechtes, 
der Wahrheit und der Treue; ein folched Opfer würde 
niemald zum Heile des gemeinſamen Baterlandes gereis 
»chen. Se. Majeltät hegt daher auch das feite Vertrauen, 
daß ſowohl die Nationalverfammlung, wie die ganze 
beutfche Nation die Sefinnung anerfennen werden, aus 
welcher Sein Entichluß hervorgegangen ift. 

Wie der König felbft unter den Erften gewefen ift, 
aus freier Entfchließung zu der Neugeftaltung Deutſch⸗ 
lands zu einem kräftigen Bunbesftaate bie Hand zu bie 
ten, fo wird er auch der Letzte fein, an dem Gelingen 
dieſes großen Werkes zu verzweifeln. Preußen wirb 
fi. unter einen Umſtänden von dem Werke der Deuts 
fhen Einigung zurädziehen, vielmehr auch jet alle 
Kraft aufbieten, um bafjelbe zu fördern. Die königliche 


Regierung hat zuerft den Weg der Verfländigung eins 
gefhlagen, und wenngleid; ihre biöherigen Bemühungen 
ohne ihre Schuld fruchtlos geblieben find, fo. will - fie 
doch denfelben nicht aufgeben, und erflärt daher ihre 
fortwährende DBereitwilligfeit, auf jede Verſtändigung 
einzugehen... Wie wir ſchon am 23. Januar die Anficht 
ausgefprochen haben, daß die Aufrichtung einer neuen 
deutſchen Kaiſerwürde zu der Erlangung einer wirklichen 
und umfaflenden deutfchen Einheit nicht nothwendig fei: 
fo fünnen wir auch jebt nur an ber Ueberzeugung feft- 
halten, daß die Ablehnung derfelben durch Se. Maje⸗ 
flät den König feine Gefährdung, vielmehr eine Förde⸗ 
rung dieſer Einheit fein werde. Wenn die National 
verfammlung und wirklich in gleicher patriotifchen Sinne, 
entgegenfommen will, fo liegt ed noch immer in ihrer 
Hand, der Verfaffungsangelegenheit eine ſolche Wendung 
zu geben, daß die Regierungen ſich mit ihr verjlänbigen, 
und unter ihrer Mitwirfung und anf dem Wege der 
Vereinbarung die von einer ruhigen Erwägung der Deuts 
fhen Verhältniffe geforderten Modifttationen zu Stande 
fommen fünnen. 

Daß es überhaupt möglich fein müſſe, auf. ie Be 
rathung der Berfaflung noch einmal zurüdzufommen, und 
Modifikationen derfelben ind Auge zu faflen, wird, glaus 
ben wir, ſchon darum die Nationalverfammlung felbft 
nicht verfennen, weil fie ſich nicht wirb verhehlen können, 
daß der $. 1 der Verfaffung in jedem Falle fi nur 
durch Gewalt, auf dem Wege des Krieged oder ber 
Revolutionen, würde ind Leben führen laffen; eine Auf⸗ 
gabe, welche die Nationalverfammlung fih fo wenig 
ftellen wird, wie irgend ein bdeutfcher Fürſt es thun 
fönnte. 

Indem idy Ew. ıc. die vorſtehende Mittheilung über 
ben definitiven Entſchluß Sr. Maj. des Könige mache, 


evfache ich Sie, dDirfelbe im Ramen ber königlichen Rs 
gerung abſchriftlich zur Keuntniß der proviforifchen Zen⸗ 
twalgewalb und durch dieſelbe der Nationalverſammlung 
zu bringen. | 

Berlin, den 28; April 1849. 
Rn . Der Minifterpräfldent. 
(Gez.) Graf v. Brandenburg. 
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Zirkulardepeſche Des £. preußiſchen Mini⸗ 
ßerpräfſidenten au Die E. Geſandtſchaften 
De: Oröffnung von Nonferenzen über 
Me deutſchen Angelegenheiten betref: 
fkend, d. d. 2Sten April 1849. 


In dem Zirfatar vom 3. d. Mts. ift die Hoffnung 
ausgefprochen, daß die fünigliche Regierung binnen vfer- 
zehn Tagen im Stande fein werde,’ eine definitive Err 
farung über die deutſche Sache abzugeben. 

Nachdem dleſer Zeitraum verftrichen, hat das könig⸗ 
Nie Stäats-Minifterinm, um feinem Zweifel über feine 
Auſtcht und feine Aufrichtigkeit Raum zu Iaffen, es für 
ſekne Pflicht gehalten, ſchon am 21. resp. 23. d. Mts. 
dein preußifchen Kammern zu erffären, wie es Sr. Ma⸗ 
ſoſtät dem Könige nicht zur Annahme der unveränderten 
Won der deutſchen Nationalverſammlung Befchloffenen 
Verfaffung rathen Yönne. Die definitive Entſcheidung 
Sr. Majeftät hat aber um einige Tage fich verzögern 
müffen, weil noch wicht alle deutſchen Regierungen ſich 
ansgeſprochhen hätten. Die EntfiikteBung Sy. Majeftit 


db nunmehn erfolgt, und Ew. 26; erhalten amliegenb. Abe 
ſchrift der besfallfigen Erklärung, wie fie unterm heuti⸗ 
gen Datum. an den königlichen Bevollmächtigten bei .der 
proviforifchen Zentralgewalt ergangen ift, um durch bie. 
latztere der. Nasionalverfammlung. mitgetheikt: zu, warden. 
Indem. wir Died zur. Keuntuiß dem deutſchen Regie⸗ 
rungen: bringen,. glauben Wir, daß die Gründe, welche 
des. Entſchluß Sr. Majeſtät. bedingten, feiner. weiieren: 
Ausführung bebürfen, unb wir können nicht zweifeln, daß 
jede deutfche Regierung dem erhabenen Sinne.&r,. Wine: 
jeflät, Seiner Bundeötreue. gegen: bie yerbünbeten, beut- 
fhen Staaten und Seiner uneigennügigen Gefinyung: 
werde Gerechtigfeit widerfahren laffen. | 
Die königliche Negierung vertennt dabei keineswegs 
den Ernit und: die Gefahren des Augenblickes, und fie 
Kofft, daß auch die Übrigen deutfchen Regierungen die⸗ 
felben mit vollem Bewußtſein ind Auge faffen. Daß 
das Bedürfniß der Nation nach größerer Einigung und 
Kräftigimg befriedigt werden muß) ink nachdem die im 
Franffürt zunächft von der Verſammlung angeſtrebte 
Form ſich als unmöglich erwiefen hat, wird‘ jebem Be⸗ 
ſonnenen als unabweisbare Nothwenbigkeit erſcheinen; 
und’ ſte vertraut darauf, daß die anderen deutſchen Mes 
gierungen ihr dazu die Hand bieten werden. Sie hat in 
ihzer nach Frankfurt grichteten Erklärung noch einmal 
eine Möglichkeit; in Ausſicht ſtellen wollen, daß: die, Natio⸗ 
nalverſammlung ſelbſt won: Dem von ihr betretenen Wege 
zurückkomme yud, die. Hand. zu Abänderungen der Ver⸗ 
faſſung bieten möchte, fo: daß. ‚Dennoch: das Werk der. 
Rereinbarung. und Verfländigung. mit ihn. zu Staude 
käme. Daß dies für. die Beruhigung der Nation höchſt 
münſchenswerth und, Daher im Interefle: dev Megierumgeir 
würe, daxüber ; wird; nicht Leicht ein: Zweifel gahegt Werden. 
Aber fie verhehlt fich; nicht, wie weuig Ausſicht bazaı 


En 


vorhanden ift, daß diefe Hoffnung verwirklicht werbe; 
und alle beutfche Staaten werden mit ihr auf ben ent 
gegengefegten Kal gefaßt fein müſſen — zugleid) aber 
auch darauf, daß durch ein ftarres Feſthalten der Vers 
fammlung an. ihren bisherigen Befchlüffen in manchen 
Ländern gefährliche Krifen hervorgernfen werden fünnen. 
Diefen gemeinfam, ernſt und fräftig entgegenzutretem, 
wo möglich aber fie durch ein entfchiedenes Handeln und 
Borwärtögehen zu verhindern, ift die Aufgabe und Pflicht 
der Regierungen Deutfchlande. 

Die königliche Regierung ift dazu im vollen Um⸗ 
fange bereit. 


... Im feften Vertrauen auf die Zuftimmung, die ihr 
von allen gefunden und redlicdyen Elementen im eigenen 
Lande zu Theil werden wird, ift fie Darauf gefaßt, den 
zerflörenden und revolutionären Beftrebungen nadı allen 
Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und 
wird ihre Maßregeln fo treffen, daß fie den verbünde- 
ten Regierungen Die etwa gewünfchte und erforderliche 
Hülfe rechtzeitig leiften fünne. Die Gefahr iſt eine ge- 
meinfame, und Preußen wird feinen Beruf nicht verleug- 
nen, in den Tagen der Gefahr einzutreten, wo unb wie 
ed Noth thut. 


Mir gehen von der von allen Befleren getheilten 
Ueberzeugung der Nothwenbigfeit aud, daß der Revo⸗ 
Intion in Dentfchland ein Ziel gefeßt werden müſſe. Ihre 
Kraft kann aber volftändig nur dadurch gebrochen wer; 
den, daß fie feinen Vorwand mehr findet, durch welchen 
fie die Gemüther der Beſſeren im Bolt über ihre wahs 
ren Mbfichten und Endzwede täufchen könne. Dieſes 
ziel kann nicht durch paffives Abwarten und durch pars 
tielen Widerftand erreicht werden, fondern nur durch 
thätiged Eingreifen und Handeln. 
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Die königliche Regierung hatte in ihrer Zirkularde⸗ 
pefhe vom 3. d. Mts. den Weg angedeutet, auf wel 
chem fie damals, vermittelft gemeinfamer Berathungen 
in Sranffurt, zu dem erftrebten Ziele glaubte hinwirken 
zu Tonnen. Diefer Weg hat fich inzwifchen als nicht 
mehr möglich erwiefen, fowohl dadurch, baß mehrere der 
größten deutfchen Staaten ed ablehnten, auf diefe Be 
rathungen in Franffurt überhaupt einzugehen und an 
benfelben Theil zu nehmen, als auch dadurch, daß bie 
Mehrzahl der übrigen Regierungen, unter Befeitigung 
der von ihnen felbft gehegten Bedenken, fid, beeilten, 
ihre volle Adhäſion an die Frankfurter Beſchlüſſe und 
ihre Annahme der. dort befchloffenen Berfaflung zu er 
klären. 

Wir müſſen nunmehr wünſchen, daß diejenigen deut⸗ 
ſchen Regierungen, welche zu weiteren Berathungen über 
den jetzt einzuhaltenden Gang und die fernere Entwicke⸗ 
lung des Verfaſſungswerkes mit Preußen geneigt ſind, 
ſich direkt hierher nach Berlin wenden mögen, und ent⸗ 
weder eigene Bevollmächtigte hierher ſenden, oder ihre 
Geſandten mit Inſtruktionen verſehen, um ſich mit der 
königlichen Regierung zu verſtändigen, welche letztere in 
dieſem Falle bereit iſt, ihre Anſichten umfaſſend darzu⸗ 
legen und mit Vorſchlägen entgegenzukommen. 


Die Haltung und die weiteren Beſchlüſſe der Natio⸗ 
nalverfammlung, nachdem ihr der. Entfhluß Er. Majeſtät 
des Königs befannt geworden, werden in der allernädys 
ften Zeit ergeben, in wieweit noch auf eine Verfländigung 
mit berfelben und ein Mitwirken ihrerfeitd zu dem ans 
geitrebten Ziele zu hoffen ift. 


Die königliche Regierung hat immer an der Ueber; 
zeugung feftgehalten, daß die Verfaſſung Deutſchlands, 
wenn fie die Keime einer günftigen Entwidelung und 
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ie. —— ber. Dauer in ſich tragen ſohh, durch das 
uſammenwirken der Regieruugen und ber Vertreter der 
beutfchen Nation zu Stande fommen müfle. Sie sh 
biefem Grundfage auch jegt und für die Zukunft 
pllte ed ſich herausſtellen ‚ daß jede Hoffnung a vi 
Dritwirfung ber Rationalverfammlung in ihrer jegigen 
heſtalt aufgegeben werden müſſe, ſo hält ſie es nur um 
9 mehr für die Pflicht und die Aufgabe der deutſchen 
Regierungen, dem Bedürfniſſe der deutfchen Ration bald 
eine volle und umfaffende Befriedigung zu gewähren, 
indem fie berfelben ibrerfeits eine Berfaffung darbieten, 
welche bem Begriffe des Bundesſtaates entſpreche, und 
ra eine wahrhafte Vertretung des Volkes dem letztexen 
die Gewißheit einer gefeglichen Mitwirkung erhalte. Der 
Entwurf einer ſolchen Berfaffung würde die Arbeit der 
ationalverfammiung wieder aufnehmen und nur bie in 
diefelbe durch eine Verknüpfung unglücklicher Umſtände 
eingebrungenen zerftörenden Elemente befeitigen ; fie wird 
alfo jedenfalls auf der Einrichtung einer fräftigen und 
einheitlichen Exekutivgewalt und einer Nationafvertretung 
in Staatenhaufe und Volkshauſe mit legislativen Rechten 
baſirt ſein müſſen. Indem Wir dieſe Grundzüge feſt⸗ 
halten, Tonnen Wir das Einzelne der weiteren Berathung 
- überlaffen, und zweifeln nicht, daß aus dem einmüthigen 
Streben nad) dem großen Ziele und ber allfeitigen Er⸗ 
kenntniß defien, was der Nation Noth thut, ein Wert 
hervorgehen werde, welchen auch die alddann in fürzefter 
- Zeit zur Reviflon diefer Verfaſſung zufammenzurufens 
den beiden Häuſer eines deutfchen Neichdtages ihre Ans 
ertennung und Zuftimmung nicht verfagen werden. 


Bir müffen daher den, deutſchen Regierungen den 
dringenden Wunſch aygbrüden, daß fe Und durch bie 
Genonna NAH, Beoomärigten oder durch Ertheilung 


von Inſtruktionen bald in den Stand fegen mögen, eine 
weiter eingehende Berhandlung eröffnen zu können. 
Berlin, den 28. April 1849. . . 
Der Minifter Präfident 
Graf von Brandenburg. 


— —— u 


107. 


Schreiben des interimiftifchen Praͤſiden⸗ 

ten des Neichsminifterrathes an Den Mrä⸗ 

fidenten Der Deutfchen Nationalverſamm⸗ 

lung, Verwahrung gegen vorfiehende 
| Note d. d. Aten Moi 1849. 


Am 28. v. Mts. hat die föniglich preußische Re⸗ 
gierung, außer der Note, welche bezüglich der Berfaß 
füng des deutichen Reiches und bezüglich der auf Seine 
Majeftät den König von Preußen auf Grund Diefer Der 
faffung gefallenen Wahl zum Reichdoberhaupt an den 
töniglichen Bevollmächtigten bei der Zentralgewalt arr 
laffen und in offizielem Wege zur Kenntniß der provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt und der Nationalverfammlung ges 
bracht worden ift, eine weitere, denfelben Gegenftanb 
betreffende Zirkularnote an die königlich preußifchen Mifs 
flonen bei den beutfchen Regierungen gerichtet. Bon 
diefer Zirfularnote iſt zwar Die ywroviforifche Zentralges 
walt nicht in offizieller Weife in Kenntniß gefegt wor⸗ 
den; fie ift aber durch den preußifchen Staatsanzeiger 
zur öffentlichen Kenntniß gebracht, 

Das Reichsminiſterium beehrt ſich, ein Exemplar 
des betreffenden ypreußifchen Staatsanzeigerd an ben 


Herrn Präfldenten der verfafiunggebenden Reichsverſamm⸗ 
32 * 


Iung, zur Vervollſtändigung ded Materialed zu den be; 
vorftehenden Verhandlungen, gelangen zu laffen. 

Mit Bezug auf die Stelle der Note aber, welche fagt: 

„Im feſten Vertrauen auf die Zuftimmung, die ihr 
von allen gefunden und redlichen Elementen im eigenen 
Lande zu Theil werden wird, ift fie darauf gefaßt, den 
zerflörenden und revolutionären Beftrebungen nad) allen 
Seiten hin mit Kraft und Energie entgegenzutreten, und 
wird ihre Maaßregeln fo treffen, daß fie den verbündes 
ten Regierungen die etwa gewünfchte und erforderliche 
Hülfe rechtzeitig leiften könne. Die Gefahr ift eine ges 
meinfame, und Preußen wird feinen Beruf nicht verläug- 
nen, in den Tagen der Gefahr einzutreten, wo und wie 
es Noth thut.“ 
erklärt das Reichsminiſterium, Namens der Zentralge⸗ 
walt, daß, nachdem das Geſetz vom 28. Juni 1848 
uͤber Einführung einer proviſoriſchen Zentralgewalt für 
Deutſchland die vollziehende Gewalt in allen Angelegen⸗ 
heiten, welche die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt 
des deutſchen Bundesftaates betreffen, der proviforifchen 
zentralgewalt übertragen hat, fie der Rechte wie der 
Pflichten, die ihr demnach obliegen, eingebenf, bei der 
Erfüllung derfelben auf die Unterflügung der Einzelftaas 
ten, eined jeden nad) feinen Kräften rechnet, einen Aus 
fpruch aber auf allgemeine Leitung gemeinfamer Maaß- 
regeln zur Erhaltung ber öffentlichen Ordnung und des 
Reichöfriedend, infofern diefer in der angeführten Stelle 
liegen jollte, einem Einzelſtaate nicht zuftehen könnte. 
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Note Des k. hannöveriſchen Minifteri- 
ums Der auswärtigen Angelegenheiten 
an Den k. Sefandten zu Berlin, in ©r- 
widernung auf Die FE. preufifche Zirkular- 
note vom 28Sten April d. d. Bten Mai 

1849. 


Die Lage, in welche Deutfchland dadurch verfegt ift, 
baß die größeren Bundesregierungen ſich gemöthigt gefer 
hen haben, eine von der Nationalverfammlung zu Frank⸗ 
furt a. M. in Anfprudy genommene Alleiuberechtigung 
zur Begründung einer neuen beutfchen Verfaffung zurück⸗ 
zuweifen, und die von dieſer Verfammlung einfeitig ber 
fchloffene, mit dem Wohle des deutfchen Volkes jedoch 
unverträglich erfannte Berfaffung abzulehnen, hat Se. 
Majeftät den König und Allerhöchft Dero Regierung zu 
der Weberzeugung geführt, daß, zur Beruhigung dee 
gemeinfamen Vaterlandes gegenwärtig für die deutfchen 
Regierungen keine dringendere Obliegenheit beftehe, ald 
die, der Nation die Zuverficht zu gewähren, daß «6 
den Regierungen ein wahrer Ernft ift, auf dem von 
ihnen feftgehaltenen Wege der Vereinbarung eine Verfaſ⸗ 
fung herzuftellen, welche das Bedürfniß nach Deutſch⸗ 
lands größerer Einigung und Sträftigung bauernd zu 
befriedigen geeignet fein wird. 

Mit befonderer Genugthuung haben daher Se. Ma⸗ 
jenät der König in der zu Ihrer Kenntniß gelangten 
Zirfulardepefche des königl. preußifchen Herrn Minifters 
präfidenten, Grafen Brandenburg, vom 28. v. M., 
ben Ausdruck der hierunter von Ihnen ſelbſt gehegten 
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MWünfche angetroffen, und haben gern den Befchluß gefaßt, 
der bezüglichen Einladung gemäß, Bevollmädhtigte nad 
Berlin zu. entſenden um ſich mit den Bevollmächtigten 
frcußent nub ver Abtigen belitſchen Bundisſtaaten kd 
vine Vebfaſſang zu verſtändigen, welche, an die Arben 
teü der Nationalverſammlung in dem durch die Zirkus 
larbepefche näher bezeichneten Sinne anfchließend, wenn 
Ipend möglich durch verfühnendes Zufammenwirfen ber 

egierungen und ber Vertreter bes deutſchen Volkes zu 
Stande zu bringen, od bein leßteren von den Regie: 
rungen darzubieten fein wird. 


Er. Möäjeftät überlaffen Sich dabei ber Auf ent- 
ſyrechende Mittheilungen des kbnigl. preußiſchen Rad 
neteß: egrüttbeten Hoffnung, daß audy die kaiſerl. öfter: 
richiſche Regierung; in gleichet Sorge für die Ruhe 
Yib bad Wohl Deutſchlands einen derartigen Schrin 
veifallig betrachte und ſelbſt im dem Falle unterſtlühen 
Verde, wenn Umnſtände obwalten follten, welche Bine m—⸗ 
mittelbare Betheilung Oeſterreichs bei der eingeleitelen 
Verſtuͤndigung zeitweilig erſchweren. 


Von dieſer Hoffnung und der obigen Anſicht gelei⸗ 
tet, haben Se. Majeſtät ferner zu beſtimmen geruhet, 
daß nach Beendigung der über die Verfaſſung bei dem 
königlichen Geſammt⸗Miniſterio unverzüglich eingeleiteten 
Berathungen, der Herr Miniſterial⸗Vorſtand Dr. Stüve 
ſich, in Begleitung des Herrn Kloſterrathes von Wangen⸗ 
heim, nach Berlin begeben, um an den dort zu eröffnen⸗ 
ben einfchlagenden Verhandlungen Theil zu nehmen. 


Wir fegen den Herrn Gefanbten hievon mit dem 
Auftrage in Kenntniß, eine-meitere Anzeige hievon ohne 
Zrektverluſt an das Füniglich preußiſche Miniſterium ber 
andwärtigen Angelegenheiten gelangen zu laſſen, und hal⸗ 
ten Uns Herne vwerfichert, daß der Herr Geſandte ſich 
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werbe angelehen fein Läffen, Ben Wunſcheln Ber gehala 

ten Herren Bevolhnäditigten auf jede irhehb thunliche 

Weiſe fürdernd entgegenzukommen. 

Hankover, den 3. Mät isdo. 

Konigliched Miniſterium ber auswärtigen Angelbgenheilea 
(Ge) Behhibfen 


109. 
Depeche des k. bayerifchen Miniiterinmes 
Der auswärtigen AUngelegenbeiten an Die 
k: Geſandtſchuften zu Wien und Berlin 
die Bildung einer neuen Zeutralgewalt 
betreffenb, d. d. Bteun Mäi 1829. 


Die Nationalverſammlung zu Fraͤnkfürt a. M. kit 
ihrer Selbftanflöfung entgegeit; die Folge hievon wird 
die Auflöſung des jetigen Reichsminiſteriums ſein, UHB 
&8 ift zweifelhaft, ob &e. kaiſerl. Hohheit der Erghelldg- 
Keichöverwefer ein anderes Miniſterium bilden Fan Ind 
will, ſo wünſchenswerth dieß auch erfcheint. Es dtöht 
alſo die Gefahr, daß ſich die proviſoriſche Zentkalgetwale 
aisflöfe, bevor des den Regierungen aüch bei deil befteh 
Willen möglich iſt, fich über die deutſche Verfäffung jü 
einigen. Es muß aber alles aufgeboten werden, biefe 
Gefahr abzuwenden, weil fie der Revoluliolt neue Kräft 
zuführen wärde. Dazu tft erforderlich, daß ſich die RE. 
Fierungen ber groͤßeren Staaten unverzüglich ber bie 
Bitdung kiner proviſoriſchen Zeittralgewalt einigen, we 
in denſelben Augenblicke ind Leben zu treten Hätte, ıH 
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dem der NReichöverwefer etwa zurüdtritt. Hierüber müſ⸗ 
fen ſich zunächft die Regierungen von Defterreich usb 
Preußen einigen, und ihren Borfchlag den k. Höfen vor 
legen. Bayern wird bereitwillig darauf eingehen, wenn 
feine Stellung dabei nicht gefährdet wird. Das zweck 
mäßigfte fcheint, daß man diefer prowiforifchen Zentral 
gewalt ſchon jeßt diejenige Form gebe, welche für Die 
definitive Geftaltung als die nothwendige fich darftellt, 
nämlich die follegiale. Um die gefährliche Erinnerung 
an den Bundestag zu vermeiden, empftehlt ſich ein Dis 
reftorium von drei Mitgliedern. Defterreich und Pren- 
Ben hätten je eined zu ernennen, dad dritte könnte man 
bilig für jegt Bayern ernennen laffen, oder auf den 
fhon früher beliebten Modus eingehen, daß Bayern drei 
Kandidaten vorfchlüge, aus welchen die übrigen Regie⸗ 
rungen zu wählen hätten. Diefes Direktorium hätte ſei⸗ 
nen Sit in Frankfurt zu nehmen, einige Reichsminiſter 
zu ernennen, und durch diefe auf Grund des Geſetzes 
vom 28. Juni v. J. über die Zentralgewalt und des 
Bundestagsbefchluffes vom 12. Juli v. J. die Zentrals 
gewalt auszuüben. Jedoch wäre zu feiner Kompetenz 
auch die Leitung der Verhandlungen über die Verfaffung 
felbft zu verweifen. Zu feiner Sicdherftellung würde ein 
Armeekorps bei Frankfurt aufzuftellen fein. Dabei wäre 
noch zu erwägen, ob man bie Nationalverfammlung aufs 
fordern folle, einen Ausſchuß zu beftellen, um mit ber fo 
gebildeten proviforifchen Zentralgewalt dad Berfaffungs- 
wert zum Abfchluffe zu bringen. Es wäre dafür aber 
freilich vorauszufegen, daß fidy die Nationalverfammlung 
bis dahin nicht fo vollitändig auf den Weg der Revo— 
Intion begeben habe, daß es den Regierungen unmöglich 
ift, mit ihr zu verhandeln. Diefer Vorſchlag fchließt fich 
möglichſt an das Beftehende an, und ift viel leichter aus⸗ 
zuführen, ald die Verlegung der ganzen Zentralgewalt 


an einen anderen Drt. Er würde auch die Zuftinmung 
des Volkes leichter erlangen. Die Mitglieder des Di- 
reftoriume wären wohl am beiten aus Prinzen der re 
gierenden Häufer zu wählen, ohne daß jedoch die betrefs 
fenden Regierungen nicht auch andere Perfonen dazu 
wählen fünnten. Es verfteht fich übrigens von felbft, daß 
hiedurd) das Bedürfniß nicht erledigt wäre, fo fchnell als 
möglich ſich über die Verfaſſung felbft definitiv zu einis 
gen, und auch hierfür bereitet die königl. Regierung die 
Darlegung ihrer Anfichten bereits vor. Die königl. Ge⸗ 
fandtfchaft wird beauftragt, den hier gemachten Vorſchlag 
bei der königl. Regierung zu bevorworten, und alled auf» 
zubieten, damit eine baldigfte Befriedigung dieſes unab- 
weislichen Bebürfniffes gewonnen werde. 
München, den 3. Mai 1849. 
(Ge) v. d. Pfordten. 
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110. 


Schreiben Des Bevollmächtigten Der pro⸗ 
viforifchen Zentralgewalt an Den E. preu⸗ 
Bifchen Minifterprafidenten, die Auer⸗ 
kennung Der Reichsverfaſſung betreffend, 

d. d. Dten Mai 1849. | 


Sch beehre mih Ew. Exc. in der Anlage die von 
Sr. kaiſ. Hoh. dem Erzherzogs Reichöverwefer mir aud- 
geftellte Vollmacht zu überreichen, durch welche ich bes 
auftragt bin, in Ausführung des Beſchluſſes der verfafs 
funggebenden deutſchen Reichsverſammlung vom 26. 
April d. J., die königliche Staatöregierung zu veranlaflen; 
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a) vtr Anerteihung der Reicheßerfäfätig, der Wahl 
des Oberhauptes und des Mahlgefeged unmehr aäuszu⸗ 
ſprechen; 

b) ſich aller Anordnungen zu enthalten, Birch welche 
dem Volke bie verfäffungsmäßigen und geſetzlichen Mittel 
feinen Willen kundzugeben in dieſem entfcheindenden Au⸗ 
genblicke gefchmälert oder entzogen würden, insbeſondere von 
ihrem Rechte, die Ständeverſammlung zu vertagen ober 
air ulöfeh, feinen Gebrauch zu machen, vielmehr dieſelben 

hätigfeit zu feßen oder zu belaffen, bis die Reiche: 
in zur Ahehfennung gebracht fein wird. 

Den erften Theil diefes Auftrages fünd tih bei meis 
Her UAnkunft durch dad in Nr. 117 des preußifthen Stäkte. 
anzeigerd veröffentlichte Schreiben vom 28. v. M. än 
den Föniglichen Bevolimälhtigten bei der probiſdriſchen 
Zenträtgelohft, in welchem die Fönigliche Staateregierung 
die Anerkennung fowohl der Reichöverfaffung, ald der 
Wahl des Neicheoberhanptes und des Wahlgefeßed ab; 
lehnt, bereits erledigt. Dad in Nr. 119 des preußifchen 
Staatdanzeigerd veröffentliche Zirkular von demfelben 
Tage, durch welches die Berathung eines neuen Ber: 
faffuugsentwurfes durch Bevollmächtigte der Deutfchen 
Re ierungen veranlaßt werden ſoll, ſowie das Erbieten 
ausreichender militäriſcher fe, um jeder Kriſe, weldje 
biefeb Berfichfen in etnzelnen Rändern hervorrufen könntk, 
zit degegnen, beiveifen einen zu feſten Vorſätz, mindeſtens 
auf der Ablehnung der zu Frankfurt beſchloſſenen Ber: 
faffung zu beharren, als daß ich auch nur im entfern- 
teften Boffen könnte oder verfuchen ſollte, die königliche 
Gtäatöregierung jetzt noch von der Verfolgung des be- 
tretehen Weges zurücdjuhalten, fo wenij ich auch zu 
glauben vermag) daß auf demfelben die Befriedigung der 
wahren Bedürfniffe der Nation erreicht werben fünne. 

Wenn der zweite Theil meines Auftrages die Sortzk 


vhfük ausſporicht, däß, in efnem Augenbticke, der Über bie 
Zukunft drs deutſchen Volkes entſcheibet, diefem wicht 
die Möglichkeit entzogen werde, durch ben Ausſpruch 
feiner vetrfaſſungsmäßigen Organe feinem Willen Aus⸗ 
Brut zu verleihen, fo berührt diefer Auftrag die Aufles 
fig der yreußifchen zweiten Kammer und die Fortdauer 
des über Berlin und Erfurt verhängten Belagerungszu⸗ 
ftanded. Steht 46 mir auch nicht zu, bie Gründe zu 
prüfen, mit weldyen dus Fönigliche Staatsmimiſterium 
jene Auflöfung jzu rechtfertigen fucht, fo kann ich doch, 
u Bevolmächtigter ber Zentralgewalt, weiche die Durch⸗ 
führung der deutfchen Reichöverfüflung fid zur Aufgabe 
geftellt, nur bedauern, daß die Auflöfung erfolgte, nach⸗ 
dem Die zweite Kammer, gleich den Kammern faft aller 
übrigen deutfchen Staaten, ſich für diefe Verfaſſung aus- 
gefprochen hatte, und daß diefer Ausfpruch in dem Er: 
laffe des Föniglichen Staakehtinifteriums vom 27. v. M. 
mit unter den Gründen aufgeführt wird, welche Die Auf— 
öfinng tethifettigen ſollen. Ritchem die Maßregel eln⸗ 
mal ergriffen, bleibt mir zuk Genügung meined Aufrcaget 
unr das Erſuchen zu ſtellen übrig, ben Zufammennirt 
der neu zu wählenden Kammern möglichſt zu beſchleuni⸗ 
gen. Ebenfo wie bie Auflöſung ber zweiten und die Ver⸗ 
tagung der erſten Kammer dem Lande für jetzt wichtige 
Organe der geſetzlichen Willensäußerung entzieht, ver⸗ 
kümmert auch der fortdauernde Belagerungszuſtand Die 
Möglichkeit, daß die öffentliche Meinung ſich ausſpreche, 
indem er bie. Freiheit Der Preſſe, das Vereins⸗ und Ver⸗ 
ſammlungsrecht in dem Mittelpunkte der Monarchie be⸗ 
ſchränkt. Wenn der Unterzeichnete im November v. J. 
aus eigenem Augenſchein ſich überzeugte, daß es vorüber⸗ 
gehender Ausnahmémaßregeln bedurfte, um bie völlige 
Verkehrung aller geſetzlichen Orduung in der Hauptſtadt 
zu heilen, und wenn er damals nicht verfehlt hat, dieſe 


fette Ueberzeugung öffentlich auszufprechen, ſo glaubt 
ee jett feine Meinung dahin äußern zu dürfen, daß ihm 
die Fortdauer folcher Maßregeln fchon fett lange unge 
rechtfertigt erfcheint. ebenfalls erfucht er in Ausfüh⸗ 
rung feines Auftrages ein königliches Staatsminifterinm 
den Belagerungszuftand nunmehr aufhören zu Taffen. 
Durch eine baldgefällige Rückäußerung würden Ew. Exc. 
ben Lnterzeichneten zu Danf verpflichten. 

. Berlin, den 2. Mai 1849. 

(Ge) Baffermann, 
—R der proviſoriſchen Zentralgewalt für 
Deutſchland. 


III. 


Note Des k. preuſtiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten an Den Bevollmächtigten Der pro- 
viforifchen Zentralgewalt, in Erwider⸗ 
ung auf Deflen Schreiben vom Dten 
Mai, d. d. 3ten Mei 1849. 


Ew. ꝛxc. geehrted Schreiben vom geftrigen Tage 
fowie die demfelben beigefügte, von Sr. faif. Hoh. dem 
Erzherzog⸗Reichsverweſer ausgeftellte Vollmacht habe ich 
zu erhalten die Ehre gehabt, und nachdem ich diefelben 
dem Töniglihen Staatsminifterium vorgelegt, habe ich 
die Ehre folgendes darauf zu erwidern: 

Em. ꝛc. zeigen darin der füniglichen Regierung an, 
baß Ihnen der Auftrag geworben fei, in Ausführung 
des Beichluffed der deutfchen Nationalverfammlung vom 
26. v. M. die fünigliche Regierung zu veranlaffen, daß 


fie einerfeitö die Anerkennung der in Frankfurt berathes 
nen Berfaffung, einfchließlih der Wahl des Oberhaup⸗ 
te8 und des Wahlgefeges, ausfpreche, andererfeits for 
wohl den Zufammentritt neuer Kammern möglichft ‚bes 
fdyleunige, als auch den für Berlin und Erfurt noch be⸗ 
ſtehenden Belagerungszuſtand aufhebe. 

Der erſte Theil Ihres Auftrages bezieht ſich auf eine 
allgemeine deutſche Angelegenheit, in welcher die könig⸗ 
liche Regierung die Berechtigung der proviforifchen- Zen 
tralgewalt eine beftimmte Erfärung zu verlangen, nicht 
in Zweifel zieht. _ Ew. ꝛc. bemerfen indeß felbft, Daß dies 
fer Theil Shred Auftrages bereits erledigt fei, indem 
bie königliche Regierung ihre deßfallſige ausdrückliche 
Erflärung fchon vor Ihrer Ankunft nad Frankfurt hat 
gelangen laſſen. Sie kann die Verfaſſung, welche erft 
durch die Zuftimmung der deutfchen Regierungen in Wirk: 
famfeit treten kann, weder jegt als rechtögültig anerfen- 
nen, noch auch derfelben in ihrer unveränderten Geftalt 
ihrerfeitö ihre Zuſtimmung geben. Sie gibt es hiemit 
noch einmal der Nationalverfammiung anheim, ob fie 
anf diefem Wege mitwirfen und zu dem Ende zu einer 
Verftändigung die Hand bieten will; fie wird fidh aber 
in feinem Kalle abhalten laſſen, auf die eine oder die ans 
dere Weife alles zu than, um das wahre Bedürfniß der 
beutfchen Nation zu befriedigen, und berfelben zugleich 
eine gefeßliche Mitwirkung bei der Geftaltung ber deut⸗ 
fhen Berhältniffe zu fichern. 

Anderer Art ift der zweite Theil ded Auftrages, 
welcher Ew. ıc. zu Theil geworden if. Er bezieht ſich 
auf die inneren Verhältniffe des preußifchen Staates und - 
die Maßregeln, welche die königliche Regierung zum 
Schuße der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im eis 
genen Land getroffen hat. Die Fönigliche Regierung ift 
überzeugt, daß die proviforifche Zentralgewalt nicht Die 
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Abſſicht haben kann, fich in dieſe inneren Berhältuiffe des 
nrenßiſchen Stanted einmifchen zu wollen. Es würde 
daher auch nicht am Orte fein, wenn ich Die Rechtfertig- 
ang jener Maßregeln hier übernehmen wollte. Die kö— 
nigliche Regierung kaun ſich bei allen dieſen Maßregelu 
nur von der Nüdficht anf die Pflichten, welche ihr dem 
eiguen Lande gegenüber obliegen, und auf ihre Berant- 
morxtlichfeit gegen dasſelbe leiten laſſen. Sie ift ed dem 
Sande fhuldig, die Ruhe und Ordnung mit ftarfer Hand 
zu wahren und aufrecht zu erhalten, und zugleich jeder von 
außen kommenden Agitation, won welcher Seite ber es 
auch fei, den Eingang möglichit zu verfchließen. Stark 
in dem Bewußtfein, fich auf dem feften Boden des Rech⸗ 
tes zu bewegen und in dem Vertrauen, daß Die ganze bes 
ſonnene Kraft des Volkes zu ihr fteht, fühlt fle fich die: 
fer ernften Aufgabe gewachſen, für welche fie die valle 
Berantwortlichkeit übernimmt. Sie wird ſich nur freuen 
fFönnen, wenn die proviforifche Zentralgewalt ihr dieſelbe 
erleichtern will, indem fie derjenigen Agitation, welche in 
ihrer eigenen Nähe vielfältig verfucht worden ift, und 
Auch jetzt in bedenflicher Weife fid zu regen beginnt, 
energiſch eutgegentritt, und das ganze Gewicht ihres An- 
ſahens uud Einfluffes in die Waagſchale der Ordnung 
und ber gefetlichen Freiheit legt. Die Zentralgemalt 
wird dadurch dem gemeinfamen deutſchen Baterlande. eis 
ae Dienſt erweifen, für welchen alle Freunde der wah⸗ 
ren Freiheit ihr dbanfen werden, und indem fie dabei auf 
Die volle Unterftügung Preußens zählen kann, wird fie 
woleic das Werk der deutſchen Einigung am fihesiten 
förnerg, welches nur auf der Achtung des Rechted erbant 
merden fang. Die fönigliche Regierung gibt fi gexn 
ber Hoffuung hin, daß die pronigprifche Zentralgemalt 
Wr yolle Gerechtigkeit widerfahren laſſen und daß de 
Welpen. nicht im den Kal. Lommen werbe, ihr Recht a 
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herß, 918 durch die einfache Darlegung besfelbeg wahren 
au müſſen. 
Berlin, den 3. Mai 1849. 
Der Miniſterpräſident 
(Gez.) Graf v. Brandenburg. 


112. 


Erlaß des f. preußiſchen Geſammtmi⸗ 
nißteriums, Die Beſchlüſſe der deutſchen 
Naotionalverſammlung vom AMten Mei 
1849 betreffend, d. d. ten Mai 4849. 


Die deutſche Nationalverſammlung in Frankfurt bat 
am 4. d. M. unter anderem folgende Beſchlüſſe gefaßt: 
1) die Nationalverſammlung fordert die Regierungen, 
die geſetzgebenden Körper, die Gemeinden der Einzel⸗ 
ſtaaten, das geſammte deutſche Volk auf, die Verfaſ⸗ 
fung des deutſchen Reiches vom 28. März d. J. zur An⸗ 
exlennung und Geltung zu bringen; 2) fe beſtimmt 
den 22, Yug. d. J. ald den Tag, an welchem ber «mike 
Reichstag auf. Grund der Verfaflung in Frankfurt 9. M. 
sufammenzutreten hat, 3) fie beftimmt ald den Tag, an 
welchem im deutſchen Reiche die Wahlen für das Volks⸗ 
haus vorzunehmen find, ven 1. Aug. d. 3. 

Durch diefe Vefchlüße, welche einerfeits offen in 
das Gebiet der ausführenden Megierungsgemwalt übers 
greifen, andrerſeits Die Verfaſſung ohre Zuſtimmung 
der Regiexungen und vor ihrer Einführung durch die⸗ 
ſelben als rechtsgültig vorausſetzen, üherſchreitet Die Mas 
tinnalgerfammiung auf bag entſchiedenſte ihre Pefugniſſe, 
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und entfernt fi ganz von ihrer Aufgabe, im Vereine 
mit den Regierungen die Berfaffung Deutfchlands zu 
geftalten. Die Regierung Sr. Maj. hält es für uner- 
läßlich, den Behörden wie den Bürgern des Staates kei⸗ 
nen Zweifel darüber zu laffen, welche Stellung fie die 
fen Befchlüffen gegenüber einnehme. Wenn die Natio- 
nalverfammlung durch die in Nr. 2. und 3 enthaltenen 
Anordnungen aud eigener Machtvollkommenheit einen 
Termin für den Zufanmentritt ded Reichstages und Die 
Bornahme der Wahlen für das Volkshaus beftimmt, fo 
iſt es einleuchtend, daß fie fich Damit ein Recht anmaßt, 
welched ihr felbft von denjenigen Staaten, welche ſich 
zur Annahme der von ihr befchloffenen Verfaffung bereit 
erfiärt haben , nicht zugeftanden werben fünnte, da nach 
den Beftimmungen ber lesteren felbft die. Berufung des 
Reichstages nur in den Befugniffen des Reichsoberhauptes 
liegt. Am allerwenigften aber kann diefe eigenmächtige 
Verfügung der Berfammlung irgend eine Geltung ober 
rechtliche Wirkung für Diejenigen Staaten erlangen, welche 
jene Berfaffung weder eingeführt noch anerfannt haben. 
Es würde jede Ordnung in Deutfchland zerſtört wer- 
den, wenn ed der Berfammlung geftattet werden fünnte, 
die Verfaſſung einfeitig und partiell ind Leben zu rufen. 
DR Tönigliche Regierung darf daher nicht anftehen zu 
erflären,, daß fie diefe Beichlüffe in Teiner Weife aner⸗ 
fennen oder zur Ausführung bringen Tann. 

Indem aber die NRationalverfammlung durch den 
erften derfelben, neben den Regierungen, auch die ges 
feßgebenden Körper, die Gemeinden der Einzelſtaaten 
und das geſammte deutſche Volt auffordert, die von ihr 
befchloffene Verfafiung zur Anerfennung unb Geltung 
zu bringen, droht fie die rechtlich nothwendige Mitwirs 
fung der Regierungen zu umgehen, und febt ſich ber 
Gefahr aus, dahin verftanden zu werben, ald wolle fie 
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die einzelnen Körperchaften und das Bolf veranlaffen, 
die Verfaflung felbftftändig und ohne die Sanktion der 
Regierungen, alfo anf dem Wege der Gewalt und ber 
Revolution, zur Ansführung zu bringen. Die königl. 
Regierung ift ihrerfeits feſt entfchloffen, allen aus dieſer 
Aufforderung direkt oder indirekt hervorgehenben geſetz⸗ 
wibrigen Beftrebungen, von welcher Seite fie auch kom⸗ 
men mögen, mit dem vollen Ernſte bed Geſetzes entges 
genzutreten. Sie darf fidy über die Möglichkeit nicht 
täufchen, daß, nachdem in benachbarten Staaten offene 
Auflehnung gegen die rechtmäßige Regierung flattgefun- 
den, auch in Preußen durch ähnliche Einflüffe eine Agis 
tation verfucht werden möchte, welche manchen irreleis 
ten und die traurigften Folgen haben könnte. Sie hält 
ed daher nicht für überflüffig, ihren feften Entfchluß aus» 
zufprechen, dem Geſetze des Landes überall Achtung und 
Geltung zu verfchaffen, und, indem fie von Ew. ıc. er- 
wartet, daß Sie in der Ihrer Verwaltung anvertrauten 
Provinz mit Umficht und Wachſamkeit, fowie mit Ener- 
gie und Entfchloffenheit die erforderlichen Maaßregeln 
jederzeit und ohne Verzug treffen werden, will ſie hier, 
mit zugleich Sie beauftragen, den Ihnen untergeorbnes 
ten Behörden ihren Willen tundzugeben, und es denjel- 
ben zur firengften Pflicht zu machen, alle gefeßwidrigen 
Berfuche zur Durchführung der in Frankfurt berathenen 
Berfaffung anf das fehleunigfte und mit aller Energie zu 
verhindern. Die königl. Regierung vertraut indefjen dem 
bewährten gefunden und gefeglichen Sinne des preußifchen 
Volkes, daß es felbft das einfache und Far zu Tage lier 
gende Recht erkennen, und ſich nicht zu gefeßwidrigen Schrits 
ten hinreißen laffen werde. Se. Majeftät der König hat 
ed audgefprochen, daß Er mit aufopfernder Thätigkeit der 
deutſchen Sache Sic, hingebe und feine ganze Kraft dem 
hohen Ziele der deutfchen Einigung und dem Auöbaue eis 
Neth u. Merd, Quellenſammlung. U. Band. 33 
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nee Berfaffung, welche bas Verlangen und Bedürfniß der 
deutſchen Ration befriedige, widme. Die Regierung Gr. 
Majerät ift feſt entfchloffen, dieſen koöͤnigl. Willen zur Ant- 
füheung zu bringen. Sie darf die Hoffnung hegen, daß 
die Erreichung dieſes Zieled nicht fern fei, und fie erwars 
tet von dem preußiichen Volle, daß es fie durch feftes and 
eruſtes Verharren auf dem Lege des Rechtes und des Ger 
feßes in ihren Bemühungen dafür unterflüßen werbe. Das 
durch allein kann der Erfolg verbürgt werden. 
Berlin, 7. Mai 1849. 
Das Staatöminifterium 
(Be) Graf v. Brandenburg v. Ladenberg. 
v. Manteuffel: v. Strotha. von der Heydt. 
v. Rabe. Simons. 
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Note des k. baverifchen Minifters Der 

onswärtigen WUlngelegenbeiten an Den 

Bevollmächtigten Der proviſoriſchen 

—— ‚ Die Anerkennung der 

eichsverfaſſung betreffend, d. d. Zteu 
Mai 1849. . 


Die Regierung Sr. Maj. ded Königd von Bayern 
Bat in Erwägung gezogen, was Ew. Hocwohlgeboren 
derfelben im Auftrage Sr. kaiſerl. Hoheit des Reichs⸗ 
verwefers theild mündlich in der Sikung bes Gefammts 
Staatöminifteriumgd vom 1. d. M., theild fchriftlich ms 
term 2. d. M. vorgetragen haben. Sie hat jedoch Feine 
binreichenden Gründe gefunden, um Sr. Maj. dem Kö⸗ 
nige eine Abänderung derjenigen Erklärung anzurathen, 
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welche amt 233, 9. M. über die von ber Nationalverſamm⸗ 
kung Befchloffene Berfafung für Deutfchland abgegeben 
worben iſt. Es tritt wielmehr jetzt su den Gründen, auf 
welche jene Erklärung geftügt worden iſt, noch der wich⸗ 
tige Umſtand hinzu, daß num auch die Königlich preußiſche 
Regierung unterm 28. v. M. definitiv erklärt Hat, fie 
Tönne die Verfaffung unverändert nicht annehmen. Indem 
der ergebenft Unterzeichnete Ew. Hochwohlgeboreh hier; 
von in Kenntniß feßt, hat er nur noch hinzuzufügen, baß 
die königliche Regierung den Gegenftand des von Gr. 
Taiferlichen Hoheit dem Reichsverweſer an Ew. Hodhs 
wohlgeboren erfheilten Auftrages ald erledigt betrachtet. 
München, den 3. Mai 1849. 
Der Tönigl. bayeriſche Staatöminifter des koniglichen 
| Haufes und des Aeußeren. 
Dr. Yon der Dforbten 
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Mote Des k. hannbveriſchen Geſammit⸗ 
miniſterinms an den Bevollmächtigten 
ber proviforifchen Zentralgewalt, die 
Anerfeunung der Neichsverfaffung be: 
treffend d. d. Iten Mai 1849. 


Die Regierung Sr. Maj. des Könige von Hanno 
ver hat durch den herzoglich Sacfen» Meiningen’fchen 
Hrn. Staatsrath Seebe diejenige Eröffnung entgegen⸗ 
genommen, mit welcher derfelbe von Sr. Faif. Hoh. dem 
Reichsverweſer für Deutfchland, in Ausführung des 
Beſchluſſes der beutfchen Nationalverfammlung vom 26, 
April diefes Jahres, betreffend vie Anerkennung der Reiches 
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verfaffung, beauftragt worden if. Die königl. Regie 
sung findet hiedurch, nach einer dem hohen Ernfte des 
Gegenſtandes entfprechenden Erwägung, ſich zu folgen 
der Erklärung veranlaßt. 

- Bon der Eüniglich preußifchen Regierung ift durch 
die unter dem 28. April d. 3. an den Eüniglich preußi⸗ 
ſchen Bevollmächtigten bei der proviforifchen Zentralge- 
walt erlaffene, in öffentlichen Blättern zur allgemeinen 
Kunde gelangte Verfügung erklärt worden: daß Se. 
Mai. der König von Preußen fich entfchloffen haben, 
die auf Grund der in Frankfurt befchloffenen Verfaffung 
Ihm dargebotene Kaiferwürde abzulehnen. Nach diefer 
Erklärung, welche bei Ertheilung des Auftrages ber den 
Hrn. Abgefandten hieher geführt hat, der proviforifchen 
Zentralgewalt noch nicht befannt gewefen ift, würde die 
Berfaflung in dem Reichsoberhaupte ihres wefentlichften 
Stüßpunftes entbehren. Abgefehen von den Bedenken, 
welche der Inhalt der Verfaſſung wie des befchloffenen 
Wahlgeſetzes darbietet, und welche nach pflichtmäßiger 
Ueberzeugung der föniglichen Regierung unter allen Um⸗ 
fländen von ihr geltend zu machen find, darf die Regie 
sang hoffen, die Nationalverfammlung felbft werde mit 
ihr darin übereinftimmen, daß diefe Angelegenheiten ders 
malen fid) in einer Lage befinde, weldye eine Reviſion 
der Verfaffung unerläßlih und eine Anerfennung der- 
felden von Seiten der Regierungen unthunlich erfchei- 
nen läßt. : Indem die Fönigliche Regierung den Hrn. 
Abgefandten erfucht, die vorftehenden Bemerkungen zur 
Kenntniß Sr. Faiferl. Hoh. des Reichsverweſers zu brin- 
gen, vermag fie die Aeußerung des innigen Wunſches 
nicht zu unterdrüden, daß bei diefer Lage der Sache, 
und Angefichtd der Gefahren, von welchen Deutfchland 
bebroht erfcheint, in einer von der Kiebe zum gemeinfa- 
men. Baterlande geleiteten Verftändigung zwifchen ben 
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Vertretern des deutſchen Volks und den Regierungen ber 
deutfchen Staaten der Weg zur Begründung einer Ber: 
faffung gefunden werden möge, welche Deutfchlands 
Zukunft in äußerer Macht und innerer Wohlfahrt und 
in enger Verbindung feiner Staaten dauernd ficher zu 
ftellen geeignet fein wird. Auf diefem Wege mit der 
Nationalverfammiung und den übrigen deutfchen Res 
gierungen zu einem Einvernehmen über die Berfaffung 
gelangt, würde die königl. Regierung, von den aufrich⸗ 
tigften Wünfchen für Deutfchlands erhöhete Einigung 
und Kräftigung befeelt, die für das Königreich Hannos 
ver zur Annahme der Reichsverfaffung gefebmäßig un. 
entbehrliche Webereinftimmung zwifchen Regierung und 
Ständen ihrerfeitd herbeizuführen fich umfomehr ohne 
Verzug angelegen fein laſſen, jemehr die Regierung 
ohnedieg die Einberufung der Stände verfügen wird, 
fobald die Umſtände ſolches irgend geftatten. 
Hannover, 4 Mai 184. 
Königl. hannoveriſches Gefammtminifterium. 
(Se) Graf von Bennigſen. 
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Bericht Des F. preußifchen Staatsmini⸗ 
fteriungs und Fönigliche Verordnung, Die 
Hückberufung der preufifchen Abgeord- 
neten zur deutſchen Nationalverſamm⸗ 
lung betreffend d. d. Mten Mai 1840. 

Als am 30. März des vorigen Sahres die Bundes⸗ 


verfammlung den Beſchluß gefaßt: 
„Die Bundeöregierungen aufzufordern, in ihren 
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ſämmtlichen, dem deutſchen Staatenſyſteme angehörigen 
Provinzen, auf verfaſſungsmäßig beſtehendem oder ſofort 
einzuführendem Wege, Wahlen von Nationalvertretern 
anzuordnen — — um zwiſchen den Regierungen und 
dem Volke das deutſche Verfaſſungswerk zu Stande zu 
bringen", 

und am 7. April deffelben Jahres diefen ihren Befchluß 
durch nähere Beſtimmungen über den Wahlmodus ver- 
volltändigt hatte, haben Ew. königl. Majeftät durch die 
Verordnung vom 11. deffelben Monated im Umfange des 
preußifchen Staates die Wahlen von Abgeordneten zu 
der deutſchen Natiomalverfammlung angeordnet, welche 
auf Grund diefer Befchlüffe demnachft in Frankfurt zu: 
fammengetreten ift. 

Diefe Bundesbefchlüffe und die von der Regierung 
ausgeſchriebenen Wahlen bilden demnach den gefeßlichen 
Boden, auf welchem die Nationalverfammlung bisher in 
ihrem rechtlichen Beftande geruht hat, und wonach ihr 
Mandat und fpeziel das der preußifchen Abgeordneten 
zu bemeflen if. 

Die Negierung Ew. königl. Majeftät hat mit nicht 
minderem Vertrauen, als das deutſche und preußifche Volk, 
den Ergebniffen der Berathungen dieſer VBerfammlung 
entgegengefehen. Sie hat es ſich zur Pflicht gemacht, 
berfelben auf alle Weife, ſowohl durch die Publifation 
ber im ihrer Kompetenz liegenden Befchlüffe, als durch 
die entgegentommende Erklärung ihrer Anfichten und Bes 
denken in Bezug auf die Neichöverfaffung, jede mögliche 
Unterftäßung und Anerkennung zu Theil werben zu laffen. 

Mit der zweiten Leſung des Verfaffungsentwurfes 
und der an Biefelben gefnüpften Wahl eines Reichsober⸗ 
hauptes, konnte das beabfichtigte Wert, nad; Maaßgabe 
jener Bunbdesbefchlüffe, noch nicht als abgefchloffen und 
yalsndet. angefehen werden. Es mußte vielmehr die 
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Theilnahme der Regierungen der einzelnen Staaten vor⸗ 
behalten bleiben, durch deren Mitwirfung allein die neue 
Seftaltung des deutfchen Bundes ind Leben treten konnte, 
wenn dad Verfaſſungswerk wirklich „zwifchen den Res 
gierungen und dem Volke“ zu Stande gebracht werben 
folte. Der Entwurf der Berfaflung, wie er aus den 
Berathungen der Rationalverfammlung hervorgegangen, 
lag den Regierungen vor, ald Grundlage der Vereins 
barung, weldye durdy eine von beiden Seiten in entge 
genfommender Weife angefirebte Verſtändigung zu erzie 
len gewefen wäre. Die Regierung Ew. königl. Majeſtät 
hielt zu dem Ende Abänderungen diefer Berfaffung im 
wahren Jutereſſe Preußen! und Deutfchlande für uner⸗ 
läfflich, und war bereit, auf eine Verhandlung und Ver⸗ 
ftändigung mit der Nationalverfammlung darüber eins 
zugehen. | Ä 

Die letztere aber, ftatt auf diefe Weiſe die vollſtän⸗ 
dige Erfüllung ihrer Aufgabe zu fichern, hat es nicht für 
gut gefunden, diefen Weg einzufchlagen. 

- Sie hat ausdrüdlich erflärt, daß fie fich auf feine 
weitere Verhandlung über die von ihr befchloffene Vers 
faffung einlaffen werde. Sie hat vielmehr durch eine 
Reihe rechtäwidriger Befchlüffe die alleinige und endgül- 
tige Feſtſtellung der Berfaffung für fich felbft in Anſpruch 
genommen, zu einer thatfächlichen, wo nicht gewaltfamen 
Durchführung derfelben die Aufforderung erlaffen uud 
felbft dazu den Berfuc gemacht, endlich in die Befugniſſe 
der erefutiven Gewalt offen binübergegriffen, und ſich 
eine Machtvollkommenheit angemaßt, durch welche fie ſich 
felbft über alles Recht und Geſetz ftellte und Damit deu 
Boden ded Nechtes und Gefetes für ſich aufgab. 

Das unterthänigft unterzeichnete Staatsminiſterium 
kaun daher nicht umhin, Eurer Eöniglichen Majeftät bie 
Ueberzeugung auszufprechen, daß in der jegigen Ver⸗ 


ſammlung in Frankfurt nicht mehr die gefeßliche Ver⸗ 
tretung der dentfchen Nation in ihrer Gefammtheit zu 
erfennen fei, daß biefelbe vielmehr ihr Mandat felber 
vernichtet und ihr biöheriged Recht verleugnet und anfs 
gehoben habe; und daß daher jede Hoffnung auf eine 
weitere Mitwirkung derfelben zu gedeihlicher Entwickelung 
der deutfchen Zuftände aufzugeben ſei. Es wirb baher 
der Regierung Eurer königlichen Majeftät auch nicht mögs 
ih fein, den weiteren Verhandlungen und Befchlüffen 
derfelben irgend eine Art von Gültigkeit und Bedeutung 
noch ferner beizulegen. 

Wenn die Negierung Eurer königlichen Majeftät 
mit aufrichtigem Bedauern zu diefer Ueberzeugung hat 
gelangen müflen, jo Tann fie nur mit dem entfchiedenften 
Ernfte den fchmähenden Vorwurf und ten Aft offener 
Feindfeligkeit zurüchweifen, welcher in dem am 10. d. M. 
gefaßten Befchluffe liegt: 

„Daß dem fchweren Bruche bes Reichsfriedens, wel: 
chen die preußifche Regierung durch unbefugtes Einfchreis 
ten im Königreiche Sachfen ſich habe zu Schulden kom⸗ 
men laflen, durch alle zu Gebote ftehenden Mittel ent; 
gegenzutreten fei.“ | 

Die in diefem BefchiInffe liegende Verleugnung und 
Verlegung der bundesgefeglich feftftehenden Rechte und 
Pflichten der Mitglieder des beutfchen Bundes, und bie 
offen darin ſich Fundgebende Feindfeligkeit gegen Preußen 
zeigt auf unzweideutige Weife, welchen Einflüffen die 
Berfammlung in ihrer jetigen Majorität preisgegeben ift. 

Es kann keinem Zweifel unterworfen fein, daß unter 
biefen Umftänden und nad, diefen Vorgängen auch Das 
Mandat der preußifchen Abgeordneten zur Nationalvers 
fammlung ald erlofchen zu betrachten ift, und ihre Theil- 
nahme an den weiteren Verhandlungen berfelben nicht 
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Eine Anzahl von Mitgliedern and Preußen hat dies 
fhon durch ihren freiwilligen Augtritt anerfannt. Cine 
große Anzahl Anderer warten nur auf die Erklärung 
ber Regierung Ew. Majeftät, um einen: gleichen Schritt 
zu thun. 

Damit daher über die Willensmeinung Em. Tönig- 
lichen Majeftät kein Zweifel bleibe, und Niemanden ein 
Vorwand zur Srreleitung der Gemüther gelaffen werde, 
fo hält es dag unterzeichnete Staatdminifterium, in Er: 
wägung, daß die Aufgaben der deutfchen Nationalver> 
fammlung nad) Lage der Sachen und ihrerfeitd erfolgter 
Ablehnung jeder weiteren Verfländigung und Bereinba- 
rung, ald durch die Berathung der Verfaflung erledigt 
angefehen werden muß, die Verſammlung aber nicht mehr 
anf geſetzlichem Boden fteht, und überbies fidy in offene 
Feindſeligkeiten gegen Preußen gefest hat, für feine Pflicht, 
bei Ew. Majeftät allerunterthänigft zubeantragen, daß 
Allerhöchft diefelben ausdrücklich erflären wollen: 

„Wie das auf die Bundesbefchlüffe vom 30, März 
und 7. April d. 3. und die Verordnung vom 11. bed 
legteren Monated gegründete Mandat der preußifchen Ab- 
geordneten nunmehr erlofchen und die Abgeordneten da: 
her zum Austritte aus der Berfammlung zu veranlaffen 
ſeien.“ 

Wir glauben, daß das preußiſche Volk in ſeiner großen 
Mehrzahl und ſeinem geſunden Kerne mit uns die 
Ueberzeugung theilt, daß der Weg, welchen die National⸗ 
verſammlung eingeſchlagen hat, weder dem wahren In⸗ 
tereſſe Deutfchlands, nod) dem Willen der deutſchen Ras 
tion entfpreche, und daher auf eine Mitwirkung berfelben 
zum Heile des Gefammtvaterlandes nicht länger zu hof- 
fen fei, und daß es demgemäß auch die von und beats 
tragte Erklärung Ew. königl. Majeftät ald den Auddrud 
feiner eigenen Gefinnung begrüßen werde. Kein Preuße 
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wird es mit der Baterlandeliebe und der Nationalehre 
prenßifcher Stantöbürger für verträglich halten, ſich an 
Berathungen zu betbeiligen, welche zu Beſchlüſſen füh- 
ren, die eine offene Feindichaftderflärung gegen den preus 
ßiſchen Staat enthalten. 
Berlin, den 14. Mai 1849. 
Das Staatd-Minifterium. 
(Ge) Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. 
Manteuffel v. Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. 


Königliche Verordnung, 
Mir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden König 
von Preußen ıc. 
verorduen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums 
hiermit, was folgt: 


8 1. 

Das Mandat der auf Grund der Bunbedbefchlüffe 
vom 30. März und 7. April 1848 und Unſerer Verord⸗ 
nung vom 11. des legten Monates im preußifchen Staate 
gewählten Abgeordneten zur deutfchen Nationalverfamms 
lung iſt erlofchen. 

F. 2. 

Den Abgeordneten iſt gegenwärtig Unſere Verord⸗ 
nung durch Unſeren Bevollmächtigten in Frankfurt am 
Main zur Nachachtung und mit der Weiſung zuzuſtellen, 
ſich jeder Theilnahme an den weiteren Verhandlungen 
der Verſammlung zu enthalten. 

Gegeben Charlottenbung, den 14. Mai 1840. 

(Gez.) Friedrich Wilhelm. 
Graß v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mans 
euffel, v. Strotha. v. d. Heydt. v. Rabe Si, 
Mons. 
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Erlaf Des k. preufifchen Meinitterpräfi- 
Denten an Den E. Bevollmächtigten bei 
der proviforifchen Zentralgewalt, die 
Nückberufung Der preußifchen Abgeord⸗ 
neten betreffend d.d. LAten Mai 1849, 


Die legten Befchlüffe der Nationalverfammlung har 
ben die königl. Regierung in die Nothwendigkeit verfeßt, 
eine Entfchließung zu faffen, deren überhoben zu fein 
fie lange gehofft hatte. Die Gründe, warum fie bie für 
jetzt noch in Frankfurt tagende Verſammlung, ald auf 
gefeglichem Boden flehend, nicht mehr anerkennen und 
daher auch die Theilnahme preußifcher Abgeordneter an 
ihren. weiteren Berathungen nicht für zuläffig erachten 
kann, find in dem Antrage des Staatsminifteriums an 
Se. Maj. den König kurz zufammengefaßt. Ich Fan 
ed. indeß nicht für überflüffig halten, die Stellung der 
fönigl. Regierung zur Nationalverfammlung in nachſte⸗ 
bender Entwidlung noch näher zu beleuchten, und in 
eine umfaſſendere Motivirung der gefaßten Beſchlüſſe 
einzugehen, damit über Die Nothwendigfeit und Unver⸗ 
meiblichfeit derfelben, fowie über die Gefinnung. aus 
welcher fie hervorgegangen, fein Zweifel bleibe. Ich Belle 
Ew. Hochwohlgeboren anheim, hievon jeden angemeflenen 
Gebrauch auch für die Deffentlichfeit zu machen, ba Die 
Beweggründe, wie die Handlungsweife der königlichen 
Regierung das Licht bed Tages nicht zu ſchenen habe; 

Den gefeglichen Boden, auf welchem die Rationab 
verfammhing ruhte, bilden anerfanntermaßen die Bes 
fhlüffe der Bundesverfammlung vom 30. März und 7, 
April vor. Jahres. Durch dieſe Beichlüfle waren hie 
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Regierungen aufgefordert: ‚, „in ihren fämmtlichen, dem 
deutfchen Staatenfofteme angehörigen Provinzen, auf 
verfaffungdmäßig beftehendem, oder fofort einzuführens 
dem Wege, Wahlen von. Nativnalvertretern anzuords 
nen, weldye am Site der Bundeöverfammlung an einem 
fchleunigft feftzuftelenden, möglich kurzen Termine zu- 
fammenzutreten haben, um zwifchen den Regierungen - 
und dem Volke das deutfche Berfaffungswert zu Stande 
zu bringen.’ Der alfo zufammengetretenen Berfamnt: 
lung war eine große Aufgabe zugefallen. Sie folfte die 
Vermittlung bilden zwifchen den Regierungen und dem 
Volke, und eine Ausgleichung zu Stande bringen zwi: 
fihen den verfchiedenen Gefichtöpunften, welche aus in: 
bividuellen Verhältniffen und Bedürfniffen ver einzelnen 
Staaten, und den Beftrebungen und Wünfchen der ſich 
als Eins fühlenden Nation hervorgehen fonnten und 
mußten, eine Ausgleichung, die nicht ſchwierig erfcheinen 
tonnte, weil alle Theile von derfelben Gefinnung befeelt 
Waren und dasfelbe Ziel erftrebten. Sie follte dem Ber: 
langen und den Bedürfniffen der deutfchen Nation, welche 
zu befriedigen der deutfchen Regierungen ernftliche Ab⸗ 
fiht war und ift, den vollen, gewichtigen gefeßlichen 
Ausdruck verleihen; fie follte das Necht ded deutſchen 
Volkes auf felbftthätige Theilnahme und Mitwirkung 
bei der Ordnung feiner Angelegenheiten vertreten, und 
durch die befonnene Ausübung desfelben mit den Regie⸗ 
rungen zuſammen die Grundfteine eined Baues legen, 
der auf den unerfchütterlichen Pfeilern des Rechtes, der 
Wahrheit und der Treue ruhend die Zukunft der deuts 
fhen Nation und ihre reiche Entwidlung nach Innen 
und nach Außen unter feinen fehüßenden Schirm nehmen 
könnte. Sie follte die Brücke bilden helfen zwifchen dem 
alten und neuen Deutfchland, damit das neue nicht ale 
ein Wert ver Wilfür, fondern des Rechtes und der ins 
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neren Nothwendigfeit ſich erwiefe. So war ihre Aufgabe 
eine große unb herrliche, eine mweitumfaflende, aber audı 
eine beftimmte und rechtlich begrenzte. 

. Ein Sahr lang hat die deutfche Nation und haben 
die deutfchen Regierungen mit Spannung und mit ler 
bendiger Theilnahme die Verhandlungen der Rational: 
verfammlung verfolgt, und die fchönften Hoffnungen an 
biefelben gefnüpft. Mehrere ihrer Befchlüffe find Durch 
die Regierungen publizirt; fo ift unter anberen durch die 
allgemein angenommene Wechſelordnung ein erfreulicher 
Schritt zur innigeren Berfnüpfung und Ausgleichung 
der materiellen ntereffen der deutfchen Staaten ges 
fchehen. Manches andere ift angebahnt und eingeleitet 
worden. Die fönigliche Regierung namentlich hat auf 
die Berathungen der Berfammlung jede irgendmögliche 
Rüdficht genommen. Durch ihr Zufammenwirfen ferner 
mit den Fürſten ift für die vorläufige Leitung der ge« 
meinfamen Angelegenheiten ein proviforifches Organ ge 
bildet worden, defien Wirkſamkeit unter fchwierigen Um⸗ 
fländen in manchen Theilen Deutſchlands fegensreich 
empfunden worden ift; und in ben Tagen einer großen 
Gefahr, die das gefammte Vaterland mit Anarchie und 
den Gräueln der Barbarei bedrohte, hat die Verfamms 
lung felbft durch ihre muthige Haltung und die Unter 
ftügung, die fie der Zentralgewalt angebeihen ließ, ſchwe⸗ 
res Unheil von der deutfchen Nation abwenden geholfen. 
Sie hat endlich, ihrer Aufgabe gemäß, eine Verfaflung 
berathen, in deren Entwurfe die Regierungen und die 
preußifche Regierung zuerft die Grundzüge eines Buns 
desſtaates anerfennen Tonnten, wie er den Bebürfniffen 
und den ausgefprochenen Wünfchen der Bölfer wie der 
Fürften entſprach. Indem auch die königliche Regierung 
diefe Verdienſte mit Freuden anerkannte, konnte fie über 
einzelne Ueberfchreitungen der gefeglich feftftehenden Bes 
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zu. nehmen gedacht, und das Baterland ber Gefahr aus 
geſetzt, durch Anarchie und blutigen Kampf auf einen 
Weg geführt zu werden, den die Mehrzahl der Nation 
verabfchent. Daß diefe Befürchtungen nicht grundlos 
find, haben die Ereigniffe in mehreren deutſchen Ländern 
ſchon bewiefen. Durch die eigenmächtige Feftitellung eis 
ned Termins für den Zufammentritt des erften Reiches 
tages und für die Vornahme der Wahlen zum Bolkhaufe 
bat. fie. offen in die Befugniffe der verfafiungsmäßigen 
Regierungen eingegriffen, und ſich felbft eine Regierung 
gewalt angemaßt, die ihr weder nach ihrer urfprünglichen 
Bedeutung noch felbit innerhalb der von ihr befchloffenen 
Berfaffung zufonımen konnte. Sie hat enblid; bewiefen, 
Daß. fie in ihrem jeßigen Beſtande den maßlofen Einflüfs 
fen einer. Partei preiögegeben ift, welche, auf den. Um⸗ 
Kurz alles Heſtehenden gerichtet, in der -moralifchen und 
materiellen Kraft Preußens dad Haupthinderniß für ihre 
Beftrebungen erblidt, und deßhalb auf die Zerftörung 
des preußifchen Staates hinarbeitet. Der Befchluß vom 
10. d. M.: „„dem ſchweren Bruce des Neichöfriedeng, 
welchen die preußiſche Regierung durch unbefugtes Ein⸗ 
ſchreiten im Königreiche Sachſen ſich hat zu Schulden 
kommen laſſen, iſt durch alle zu Gebot ſtehenden Mittel 
entgegenzutreten“““, iſt ebenſo ſehr ein offener Akt der 
Feindſeligkeit gegen den preußiſchen Staat, als eine Ver⸗ 
läugnung und Verletzung der bundesgeſetzlich feſtſtehen⸗ 
den Rechte aller Mitglieder des deutſchen Bundes, jenes 
Bundes, welchen nicht zu zerſtören, ſondern auszubilden 
und zu kräftigen der Beruf und die Aufgabe der Na⸗ 
tionalverſammlung wie der Regierungen war. 

Nach allen dieſen Vorgängen ſieht ſich die königliche 
Regierung zu der Erklärung genöthigt, daß fie die Ver— 
fammlung in Sranffurt nicht länger als auf geſetzlichem 
Boden fichend, als den berechtigten Ausdruck des wah⸗ 
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ren Willens des deutfchen Volkes und als die gefeßliche 
-Bertretung der gefammten veutfchen Nation anfehen kann; 
‘daß fie jede Hoffnung aufgeben muß noch im Vereine mit 
rihr bie legten Schritte zum endgültigen Abfchluffe des 
deutſchen Berfaffungswerfes thun zu können, und daß fie 
gegen alle weiteren Berathungen und Befchlüffe derfelben 
ſich im voraus feierlich verwahren muß. Ebenfo muß 
fie erflären, daß fle die fernere Theilnahme preußifcher 
Abgeordneter an den weiteren Berathungen eines nicht 
mehr auf dem gefeglichen Boden fichenden und in offener 
Feindfeligkeit gegen den preußifchen Staat befindlichen 
Körpers für durchaus ungerechtfertigt hält, daß fie das 
Mandat derfelben für erlofchen erachtet, und von ihrer 
Vaterlandsliebe und ihrem Gefühle für die Ehre des preus 
Bifhen Staated erwartet, daß fie aud der Verfammlung 
antreten werden. ‚Sie hegt das Vertrauen zu jedem 
Preußen, daß er ſich nicht ferner an Verhandlungen bes 
theiligen werde, welche zu offenen Alten der Feindfelig- 
feit gegen fein Vaterland führen. Eine Anzahl von Ab- 
geordneten ift Diefem Vertrauen fchon durch ihren bereite 
erflärten Austritt zuvorgefommen. Indem die Tönigl. 
Regierung den Motiven der großen Mehrzahl der noch 
Zurückgebliebenen Gerechtigkeit widerfahren läßt, konnte 
- fie indeß nicht zugeben, daß über. ihre Anficht und ihren 
Willen irgend ein Zweifel übrig bliebe. Das Staate- 
.minifterium mußte es daher für feine Pflicht halten, an 
Se. Maj. den König denjenigen Antrag zu richten, wel- 
der die Ew. Hochwohlgeboren überfandte Tönigl. Vers 
ordnung zur Folge gehabt hat. Die königl. Negierung 
.barf hoffen, Daß durch. eine ruhige und befonnene Erwä⸗ 
gung der im Vorſtehenden dargelegten Thatfachen ihr 
Verfahren und ihre Beweggründe gerechtfertigt erfcheis 
nen werden; und fie überläßt es mit VBerträuen dem 
. reifen Urtheile eines jeden Preußen und eines jeden Deut- 
Roth u, Merd, Quellenſammlung. II. Baur. 34 
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ſchen, ‚ber die faktiſch vorhandenen Verhältniffe zu wär 
‚digen und die Gefahren wie bie Hoffnungen Der Zukunft 
mit tiefer eingehendem Blicke aufzufaſſen vermag, ihr die⸗ 
jenige Gerechtigkeit widerfahren zu laflen, auf welche fe 
Anſpruch zu haben glaubt. 

Berlin, 14. Mai 1840. 
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Note des E. fächfifchen Bevollmaͤchtig 


‚ten bei der proviforifchen Zentralgewalt 
au das Heichsminifterium, Die Nückberuf: 
ung Der ſächſiſchen Abgeordneten zur 
Deutichen Nationalverſammlung betref: 
fenb, d. d. 19ten Moi 1849. 


Herr Minifterpräfident! 
Die nämlichen bereitd der Deffentlichfeit übergebe 


nen Gründe und Erwägungen, welche der Königlich preu⸗ 


Bifchen Verordnung vom 14. d. M. unterliegen, wodurch 
das Mandat der auf Grund ber Bundesbefchlüffe vom 
30. Mat und 7. April v. J. im preuß. Staate gewähl 


ten Abgeoröneten zur deutſchen Nationalverfammliung 


für erloſchen erflärt worben ift, haben auch die königlich 
fachſiſche Regierung zu dem Befchiuffe bewogen, bie 


ſaͤchſiſchen Abgeorbneten zur Ratisnalverfanmlung and 
dieſer abzuberufen. 


Der mir ertheilten Amweifung entfprechend, Habe 


ich den hier antvefenden Abgeorbneten aus dem König⸗ 
reiche Sachfen von biefer Eutſchließung der Töhäglichen 
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Negierung heute, mittelft befonberer ‚Zufchrift; Nachricht 
gegeben und am biefelben zugleich die Aufforderung ge 
richtet, bie Rationalverfammlung demgemäß zu vers 
laſſen. | | - — 
Ich unterlaſſe aber nicht, Ihnen, Herr Miniſterial⸗ 
präſident, hierüber gleichzeitig gegenwärtige ergebenſte 
Mittheilung zu dem Zwecke zu machen, damit dieſelbe 
durch Ihre geneigte Vermittelung, die ich mir zu dem 
Ende erbitte, anf offizielle Weiſe zur Kenntniß bed 
‚Herrn Präfidenten der Nationalverfammlung gelange. 


Frankfurt a. M. 19. Mat 1849. 
Kohlfhätter 
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 Entfchliefung des E. haunoͤveriſchen Mi⸗ 
niſteriums des Auswärtigen, die Nückbe- 
rufung Der bannöverifchen Abgeordne⸗ 
ten zur Deutichen Nationalverſammlung 
betreffend, d. d. D3ten Mai 1849, 


Die königliche Regierung hat zu ihrem tiefen Bedauern 
aus dem Gange der Verhandlungen der beutfchen Natios 
nalverfammlung die Beforgniß fchöpfen und in den neues 
fien dortigen Borgängen beftätigt finden müflen, daß das 
Zuftandebringen des dDeutfchen Verfaſſungswerkes zwifchen 
‚dem bdeutfchen Bolfe und den Regierungen des einzelnen 
dentfchen Staaten im Sinne derjenigen Bundesbeſchlüſſe 
vom 30. März und 7. April 1848, auf deren Grund Die 
Wahlen von Abgeordneten zur Nationalverfammlung ans 
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geordnet und angenommen find, von dieſer nicht mehr. et, 
‘Wartet werben barf. Die königliche Regierung finbet 
vurch diefe Wahrnehmung eine ihren wärmſten Wün⸗ 
fhen für Deutfchlands verjüngende Umgeftaltung ent 
fprungene Hoffnung in fo weit vernichtet, ald Die Nas 
Honalverfammlung wit Ablehnung der von den Negier 
"ungen dargebotenen freien Vereinbarung, entfchieden den 
"Weg verlaffen hat, der nach unferer Ueberzeugung das 
allſeitig erfirebte Ziel der Einheit Deutfchlands, feiner 
Macht und des Glückes feiner Völker am ſchnellſten wit 
Sicherheit hätte erreichen laffen. Wie feft die Tönigliche 
Regierung diefes Ziel, fo lange eine Ausſicht des Erfol⸗ 
ges übrig blieb, im Auge behalten, dieß hat fie Gelegens 
heit gehabt, noch, in der Erklärung zu beurfunden, bie 
von ihr dem Abgeordneten der proviforifchen Zentralges 
walt über die verlangte Anerfennung der von der Natios 
nalverfammlung einfeitig befchloffenen Reichöverfaffung 
am 4. dieſes Monates ertheilt worden ift. Nach vorgängis 
‚gem Rüdtritte der öfterreichifchen Deputirten iſt inzwi⸗ 
chen auch die Abberufung der in den königlich preußifchen 
"and Föniglich fächfifchen Staaten erwählten Mitglieder 
"der Rationalverfammlung erfolgt, und die leßtere Hat 
hierdurch, fowie durch die zahlreiche Entfernung von Abs 
geordneten aus anderen Theilen Deutfchlands in ihrer 
Zufammenfegung eine Veränderung erlitten, die es ber 
‚Regierung Seiner Majeftät des Könige nicht ferner ges 
flattet, in ihr ein vollgültiged Organ der Wünfche des 
gefammten deutfchen Volkes anzuerkennen. Die königliche 
Regierung flieht ſich hieran durch die ihr obliegenden 
Pflichten um ſo mehr verhindert, da in dem Verhalten 
- der Rationalverfammlung felbft ein neuerlidy hervorge⸗ 
tretened Beftreben Unterftügung findet, das, bei dem Bes 
harren auf der einfeitig befchloffenen Berfaffung, in ei 
ner Aufrechthaltung nnd Ausführung - der letzteren ben 
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Vorwand findet, dad gefammte Vaterland mit Bürgerkrieg - 
und Umſturz aller beftehenden Ordnung zu bedrohen, 
und auch für das hiefige Königreich Gefahren herbeizu⸗ 
führen, welche mit allen ihr: zu Gebote fichenden Mitteln. - 
abzuwenden, die fönigliche Regierung. feft entfchloffen. if, 
Unter diefen Umftänden, und damit über die Beurtheil⸗ 
ung, ‚weiche eine fortgefeßte Tchätigfeit ber etwa ver⸗ 
ſammelt bleibenden, noch übrigen Abgeorbneten: zur Ras - 
tionalverfammiung in den Augen der Tüniglichen Regiers 
ung findet, jeder Zweifel für die Angehörigen des biefls.- 
gen Königreiches entfernt werde, hat die Regierung Sr. 
Maj. des Königs zu dem Beſchluſſe gelangen müſſen, 
daß an die in dem Königreiche Hannover zu jeher Vers 
fammhmg erwählten Deputirten die Aufforderung erlafs 
fen fei, an ben Verhandlungen, welche von ben gedach⸗ 
ten Abgeordneten in Frankfurt oder an anderen Orten 
ferner möchten gehalten werden, fid) der Theilnahme zu 
enthalten. Die königliche Regierung erkennt daneben 
ald eine beflimmte Verpflichtung an, fo viel an ihr ift, 
dafür Sorge zu tragen, daß die auf Deutfchlande Eis 
nigung und Kräftigung, wie auf die Bertretung bed deut⸗ 
fchen Volkes bei Dentfchlands. Zentralgewalt gerichteten‘ 
Zufagen, welche in ben erwähnten Bundesbefchlüflen ent⸗ 
halten ober von Sr. Maj. dem Könige Ihren Unter 
thanen befonders ertheilt worden find, mit jeder möglichen 
Beichleunigung und auf eine Weife zur Ausführung ges: 
bracht werden, welche dem deutfchen Bolfe eine ſelbſtthä⸗ 
tige Theilnahme an der Begründung eineg neun Ge⸗ 
fammtverfaffung fichert. Die Tönigliche Regierung Hs 
im Bewußtfein diefer Obliegenheit, bereits mit andenu⸗ 
deutfchen Bundesregierungen in eine Verhandlung getre⸗ 
ten, deren biöheriger Verlauf zu der Erwartung berech⸗ 
tigt, daß die Regierungen binnen Kurzem im Stande 
fein werben, die Ergebnifle ihrer Erwägungen den Bas: 
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terlande zu feiner Bernhigung vorzulegen, Wir beanf 
tragen den Herrn Bevollmächtigten, die bort auweſenden 
hanndverifchen Abgeorbneten mit ber vorfichenden Vers 
fügung vollſtändig bekännt zu machen unb babei zu 
beimerten, baß mit bem Tage bed Empfanges der Erb: 
nung ,. anf deffen Konftatirung Bedacht zu nehmen. if, 
die bisherige - Diätenzahlung aus der hiefigen Landeskaſſe 
anfhören und fobann nur noch eine Vergütung ber Kos 
ften der Rückreiſe, inſofern letztere ſofort erſeigt, eintre⸗ 
ten wird. 
Bannvver, ben 23. Mai 1849. 
Koe srl Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten. 


(Ge) Gr. dv. Bennigfen. 


Be | 119. Ben 
Groſcherzoglich badifche Verordunng, Die | 
Hückberufung Der Abgeordneten zur 


deuntſchen Nationalverſammlung betref⸗ 
fend, d. d. 12ten Juni 1849. 


—* von Gottes Gnaden Großherzog von Baden ıc. xc. 

- Da der unlängft von Frankfurt nach Stuttgart übers 
geflebeite Theil der Nationalverfammlung durch eben 
biefe Ueberfiedelung die Grundlage der Berufung und 
des rechtlichen Dafeind der Nationalverfammlung ſelbſt 
anfgegeben hat, und jener Reſt der Verſammlung über“ 
bieß feitdem offen den Weg des Aufruhres eingefchlagen 
hat, ſo vermögen Wir in bemfelben die deutſche Natio⸗ 
nalßerfonmiung „wicht mehr anzuerkennen, und indem 
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Mir dieſes hiedurch erflären, betrachten Wir zugleich 
bie Bollmachten ber babei noch befindlichen badiſchen Ab⸗ 
geordneten ald erlofchen. 
Beichloffen im großherzoglichen Staatsminifterium zu 
Mainz den I2ten Juni 1849, 
Leopold. 
Klüber. Stengel. 
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Depeſche Des k. preufifchen Minifter- 
präfidenten an Den ?. Bevollmächtigten 
bei Der proviforifchen Zentralgewalt, 
Die proviforifche Zentralgewalt betref: 
fend, d. d. 1Sten Mai 1849. 


Aus Ew. Hochwohlgeboren und des Oberftlieutenants 
Fifcher telegraphifchen Weldungen vom 16. d. erfehe ich, 
daß Se. kaiſ. Hoheit der Erzherzog⸗Reichsverweſer noch 
Anftand nimmt, anf bie von dem legteren ihm überbracks . 
ten dieffeitigen Borfchläge einzugehen. Es ift in dieſem 
Augenblide nichtimeine Abficht, die Folgen, welche Daraus 
für unfre ganze Stellung, Frankfurt gegenüber, hervor⸗ 
gehen, näher zu befprechen, und ich muß mir vorbes 
halten, die weiteren Befchlüffe der Töniglichen Regierung 
Ew. Hochwohlgeboren dem nächſt mizuthellen. Dagegen 
muß ich fchon jegt einen Punkt hervorheben, in welchem 
die fönigliche Regierung, ohne weitere Autorifation von 
der Zentralgewalt abzuwarten, fich zu felbftfländigem Hans 
dein genöthigt flieht. Dad Berhältnid zu Dänemark 
fann nicht länger den Kolgen der ſchwankenden und uns 
fiheren Stellung preiögegeben werben, in welche bie Zen⸗ 
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tralgewalt fi hat hineindrängen laffen, und bie könig⸗ 
liche Regierung hat ſich deßhalb entfchloffen, die Krieg, 
führung und die Unterhandlung felbitfländig in ihre Hand 
zu nehmen, wobei fie im Einverftändniffe mit den Re 
gierungen handeln wirb, welche fich ihr anzufchließen 
ſich bereit erflärt haben. Sch erfuche Sie, in Gemein, 
fhaft mit dem Oberftlieutenant Fifcher, dieß Sr. Faif. 
Hoheit dem Reichsverweſer zu eröffnen, und ihm bie 
Gründe darzulegen, welche die fönigliche Regierung bes 
flimmen mußten, auch ohne förmliche Uebertragung von 
Seite der Zentralgewalt zunächſt in diefem Einen Punkte 
die Leitung zu übernehmen. Daß die wichtigen materis 
ellen Intereſſen Preußend und des ganzen - nörblichen 
De utſchlands bei einer fchleunigen Beenbigung biefer 
Angelegenheit betheiligt find, ift ebenfo klar, als daß 
fattifch nur Preußen allein jegt im Stande ift, Diefelbe 
zu bewirken. Daß die Reichsgewalt faktifch in diefem 
Augenblicke Fein Gewicht mehr in die Schale weder des 
Krieges noch bed Friedens legen, und weder ben Krieg 
noch die Verhandlungen mit Nachdruck führen kann, Dars 
über wird fid) das Minifterium wohl felbft nicht mehr 
täufchen. Aber auch formel ift die Zentralgewalt in dies 
fem Augenblide nicht mehr im Stande die Angelegens. 
heit weiter zu führen. Das Geſetz vom 28. Juni vori⸗ 
gen Jahres, welches ihre rechtliche Stellung definirt, vers 
ordnet Art. 4: „Weber Krieg und Frieden und über Ber; 
träge mit auswärtigen Mächten befchließt die Zentral« 
gewalt im Einverftändnifje mit der Reichsverſammlung.“ 
Nachdem die Ffönigl. Regierung fi durch die legten 
Schritte der Reichsverſammlung genöthigt gefehen, ges 
gen jede Bedeutung ihrer weiteren Befchlüffe Proteft 
einzulegen und die preußifchen Deputirten- abzuberufen, 
hat die Reichöverfammlung uns gegenüber Feine rechtliche . 
Eriftenz mehr und ein Einverfländniß der in Frankfurt etwa 
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noch forttagenden Vertreter der übrigen beutfchen Länder 
mit der Zentralgewalt würde für und ohne alle Bedeu⸗ 
tung fein. Bon unferem Standpunkte aus müſſen wir 
alfo erflären, daß der Zentralgewalt für jene Fragen 
die Bedingung ihrer Aktion fehlt, und wir alfo weiteren 
Anordnungen derfelben in Bezug auf Krieg und Frieden. 
oder die BerhundiInngen mit Dänemark feine Folge leis 
ften, auch unfere Truppen in ben Herzogthämern nicht 
länger unter den: Befehlen der Zentralgewalt Iaffen und 
der Gefahr ausfegen können, Anorbnungen gehorchen 
zu müffen, welche aus dem Einverftändniffe mit einer 
auf feinem gefeglichen Boden ftehenden Berfammlung 
. hervorgegangen wären. Dieß ift umfomehr der Fall, da 
bag Minifterium der provifortfchen Zentralgewalt nad) 
eben jenem Gefege der Reichöverfammlang verantworts 
(ich fein fol; es iſt klar, daß wir den Regierungsband⸗ 
lungen eines Miniſteriums, welches der von und nicht‘ 
mehr anerkannten Verſammlung verantwortlich zu ſein 
durch ſein Verbleiben im Amte fortfährt, keine Gültig⸗ 
keit mehr beilegen können. Es iſt dabei aber unabweis⸗ 
lich, daß die ganze Angelegenheit von Einer Hand ge⸗ 
leitet werde, und die königl. Regierung hat ſich daher 
entſchloſſen, unter ausdrücklich erflärter Zuftimmung der 
zunächft betheiligten Regierungen von Hannover und 
Sadıfen und in Erwartung bed Anfchluffes der nord⸗ 
deutſchen Uferſtaaten, dieſe Leitung für ſich und die ihr. 
verbiindeten Regierungen zu übernehmen, indem fie Bay⸗ 
ern, fowie den übrigen Staaten, welche ſich noch nicht 
erklärt haben, ben Beitritt offen erhält. Wir werden 
demnach den Fönigl. Sefandten in London anweifen, daß’ 
er feine weiteren Berhaltungsbefchle nur noch von det‘ 
fönigl. Regierung zu empfangen und in ihrem und der 
ihr verbündeten Regierungen Namen zu Unterhandeln 
habe. Gleichzeitig werden auch dem General v. Pritts 


wis entſprechende Welfungen zugehen. Ic darf Hoffen, 
daß es Em. Hochwohlgeboren gelingen werde, Se: kaiſ. 
Hoheit den Erzherzog-Reichöverwefer von ber Rothwens 
digkeit zu Aberzeugen, worin bie königl. Regierung ſich 
befindet, diefen Schritt zu thun, durch welchen allein 
noch eine befriedigende Löfung biefer verwidelten Frage 
möglich gemacht werden kann. - 
Berlin, 18 Mai 1840. 
Graf Brandenburg. 
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Rote Des Heichsminifters des Inneren 
an den k. prenfifchen Bevollmächtigten, 
Erflörung des Heichsverwefers auf Die 
k. preufiifche Depefche von ASten Mai 
: 4849. d. d. 24ten Mai 1849. 


Auf die dem Reichöverwefer heute mitgetheilten tele 
graphifchen Depefchen vom 18, und 23. d. M. habe ich 
von Sr. faiferlihen Hoheit den ausdrücklichen Befehl 
erhalten, zu erwidern: daß Seine faiferliche Hoheit der 
Reichsverweſer, wie befannt, längft entfchloffen ift, das 
ihm anvertraute Amt nieberzulegen, daß er aber bei der 
Beftimmung des Zeitpunfted, wann dieß gefchehen werde, 
lediglich das Intereſſe Deutſchlands fonfultire, und Feiner 
Macht der Erde das Recht zugeftche, ihn von dem ihm 
anvertrauten Poften zu verdrängen. 

Frankfurt am Main, den 24. Mai 1849, 
Der Reichsminiſter bed Juneren. 
(GGez.) Grävell. 
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Depeſche des k. prenfifchen Minifterprä- 
fidenten an den E. Bevollmächtigten bei 
der provifsrifchen Zentralgewalt, Den. 
Rücktritt des Reichsverweſers betreffend, 
d. d. 3Sten Mai 1849. | 
Durch Ew. Hochwohlgeboren Bericht vom 25. d. M. 
habe ic; das Schreiben erhalten, weldyes der interimifti- 
ſche Präfident des Meinifterrathes unter dem 24. d. M. 
an Em. Hochwohlgeboren, ald Erwiderung auf die dem 
Hrn. Reichöverwefer mitgetheilten telegraphifchen Depe⸗ 
fchen von Berlin vom 18. und 23. d. M., gerichtet hat. 
Ich kann nicht umhin, Ew. Hochwohlgeboren das Iebhafte 
Bedauern auszudrücken, welches die k. Regierung dar⸗ 
über empfindet, daß Se. kaiſerl. Hoheit der Reichsverwe⸗ 
fer geglaubt hat, auf die von hier aus gemachten Mits 
theilungen erwibern zu müſſen, baß Sochberfelbe, wie 
bekannt, längft entfchloffen fei, das ihm anvertraute Amt 
nieberzulegen, daß Er aber bei Beſtimmung des Zeits' 
punftes, wann dieſes gefchehen werde, Tebiglich das In⸗ 
tereffe Deutfchlande Fonfultiren und feiner Macht ber 
Erde das Recht zugeftehen Fönne, Ihn von dem Ihm 
anvertrauten Poften zu verdrängen. Die k. Regierung 
fann nur annehmen, daß diefe Erwiberung auf einem 
ebenfo beflagenswerthen als unerklärlichen Mißverftänds 
niffe beruhe. Die f. Regierung hat von Sr. faiferl. Ho⸗ 
heit niemals etwas anderes erwartet, ald daß Er bei 
feiner fchließlichen Entfcheidung lediglich das Intereſſe 
Deutſchlands Fonfultiren werde; fie hat noch weniger 
jemals auch nur den Gedanfen faflen fönnen, denfelben 
in irgend einer Weife von feinem Poften zu verdrängen. 
Sie hat es aber für ihre Pflicht erachtet, auf die and» 
drückliche Aufforderung des Reichsverweſers mit ihrer 
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Auſicht nicht zurüdzuhalten, fondern offen auszufprechen, 
was ihr dem Intereſſe Deutfchlands angemeflen erfcheine. 
Se. kaiſerl. Hoheit hat felbft zuerft ſich an die k. Regies 
rung mit ber Erklärung gewandt, baß Er in der nädy 
ften Zeit. fi werde genöthigt fehen, fein Amt niederzus 
legen, und babei den Wunſch ausgeſprochen: Se. Mai. 
der König möge ſich darauf gefaßt machen, daß jeden 
Tag der Augenblicd eintreten fönne, wo Se. Maj. bie 
Leitung der deutſchen Angelegenheiten in die Hand nehs 
men müſſe. Se. Maj. der König haben darauf, in vol; 
[ex Uebereinflimmung mit Ihren früheren befannten Ers 
klärungen, wiederholt, daß Sie dazu bereit fein würden, 
foweit die Regierungen dazu ihre Zuftimmung gebeu 
möchten, und Er. kaiſerl. Hoh. anheimgeftellt, durch ein 
fehriftliched Anfuchen an Se. Maj. die Beranlaffung zu 
einer deßfallſigen Erklärung zu geben. Tie k. Regie 
rung bat. aber ebenfo ausdrüdlicd, auögefprochen, daß fie 
ber von Sr. kaiſerl. Hoheit felbft ebenfald angebeuteten 
Niedetlegung feiner Gewalt in Die Hände der Bevolls 
mäcdhtigten, als der augenblidlich allein vorhandenen Vers 
treter der Regierungen, nicht entgegen fei. In Betreff 
bed Zeitpunfted, wann diefed zu gefchehen habe, ift fie 
weit Davon entfernt geweien, irgend eine Forderung an 
©e. kaiſerl. Hoheit zu richten; fie hat aber, nachdem fie 
von dem Reichsverweſer Fonfultirt worden, ihre Anficht 
dahin ausgefprochen, daß fie allerdings den jeßigen Zeit: 
punkt für den richtigen halte. Sie hat ſich dabei von 
ber Erwägung des Geſetzes vom 28. Juni v. I. leiten 
laffen, durch welches die Stellung der Zentralgewalt bes 
bingt if. Durch den Art. 4 dieſes Geſetzes wird Dies 
felbe für die wichtigften Fragen der Politif an das Eins 
verftändniß der Nationalverfammlung gebunden; durch 
ben Art. 6 wird das Neichöminifterium der National 
verfammlung verantwortlich gemacht. Nachdem die lets 
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tere in Folge ihrer eigenen Beſchluſſe, fowie der Abberus 
fung ber öfterreichifchen, prenßifchen und fächfifchen Des 
putirten und bes wirklich erfolgten Austrittes ber größe, 
‚ren Zahl ihrer Mitglieder nicht mehr ald die gefegliche 
Gefammtvertretung der deutfchen Nation üngefehen wers 
den konnte, mußte die Stellung der Zentralgewalt und 
des Reichsſsminiſteriums als eine nicht mehr haltbare und 
ber ficheren Bafid entbehrende erfcheinen. Dazu kam bie 
Erwägung, daß in eben dieſem Angenblide der Kampf 
‚gegen die Anardjie in einem nicht unbedeutenden Theile 
Deutfchlands eine Beftalt angenommen hatte, in welcher 
Derfelbe nicht mehr durch die der Zentralgewalt zu Ges 
bot ftehenden Mittel durchgeführt werben Tonnte Im 
Sintereffe Deutfchlande, wie im Intereffe bes Reichsver⸗ 
weſers felbft, hat daher die k. Regierung ihren von dem 
Iegteren felbft in Anfpruch genommenen Rath nicht zus 
rüchalten zu bürfen geglaubt. Sie kann nicht umihin, 
dieſe Anficht auch jetzt noch feſtzuhalten; fie fpricht aber 
‚dabei gern dad Bertranen aus, daß Se. faiferl. Hoheit 
in Ihrer Weisheit den rechten Augenblick finden werden. 

Snzwifchen erachtet fie es für ihre Pflicht, auch ber 
Zentralgewalt von ber Eröffnung Kenntniß zu geben, 
welche fie heute im Bereine mit den ?. Regierungen von 
Sachſen und Hannover den übrigen deutfchen: Regieruns 
gen zugehen läßt, und welche ih Ew. Hochwohlgeboren 
zu dem Zwede in der Anlage überfende. Diefelbe ift aus 
den Berathungen hervorgegangen, weldye ‚in Folge der 
von und unter dem 28. v. M. an die beutfchen Negies 
rungen ergangenen Einladung hier in Berlin flattgefun- 
den haben. Die Dringlichfeit der gegenwärtigen Um⸗ 
ftände hat die k. Regierung fowie bie Regierungen von 
Sachſen und Hannover vermocht, von dem im Art. Fl 
‘der Bundesafte den Bundeögliedern vorbehaltenen „Rechte 
‘der Bündniſſe aller Art” Gebrauch zu machen, und mit 
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‚einander zu dem beftimmten Zweck bed Schutzes der in: 
-seren und Äußeren Sicherheit. ein Bündniß einzugehen, 
gu dem fie den Beitritt allen übrigen beutfchen Staaten 
effen erhalten. Sie find zugleich dahin übereingefommen, 
de deutihen Regierungen gemeinfam einen Entwurf 
gm der Verfaſſung des deutfchen Bundesſtaates zur Präs 
. fung vorzulegen, wie fie denfelben, unter vollſter Berüd- 
üuchtigung der von der Nationalverfammlung berathenen 
 Berfafiung, den Bebürfuiffen der beutfchen Nation für 
„angemeflen erachten. Diefed Bündniß der vereinigten 
EB Regierungen bewegt ſich ganz innerhalb des Deutfchen 
MAundes, den es als rechtlich beitehenb anerkennt und 
worausſetzt; es laßt die Rechte und Pflichten der Bun⸗ 
desglieder vollkommen intakt, und berührt Die allgemei⸗ 
sen Verhältniſſe des deutſchen Bundes in feiner Weiſe. 
Die in demſelben au Preußen übertragene Leitung der 
‚gemeinfamen Maßregeln der verbündeten Regierungen 
«beruht auf der freien Uebertragung von Seite der letz⸗ 
‚tern, und befchränft ſich auf Die beſtimmten Zwecke bes 
Buündniſſes; fie greift Daher auch keineswegs in die Bes 
Ffugniſſe der Zentralgewalt, als des biöherigen leitenden 
Organes des deutfchen Bundes, ein, deren Rechte viel: 
mehr volfländig gewahrt erfcheinen, und welche zu ers 
ſetzen Preußen Teinerlei Anſpruch macht. Es iſt daher 
: auch in keiner Weiſe irgend eine rechtliche Kolliſion zwi⸗ 
ſchen beiden zu befürchten, und die k. Regierung überläßt 
ſich mit Vertrauen der Ueberzeugung, daß bie. Zentral 
gewalt Diefes einfache Sachverbältnig nicht verfennen 
‚werde. Sie glaubt aber felbft ſich nicht verhehlen zu 
ſollen, daß durch diefe Vereinbarung der Regierungen 
es Str. kaiſerl. Hoh. dem ErzherzogsReichöverwefer ers 
leichtert werden dürfte, den von Ihm fo oft ausgeſpro⸗ 
chenen Wunſch der Nieberlegung Seined Amtes zu ver- 
wirklichen, indem durch dieſelbe die Mittel zum Schutze 


der öffentlichen Sicherheit in den Staaten, welche diefem 
Bündniffe beitreten möchten, In hinreichender und umfafs 
fender Weife geboten werden, und dadurch die Bedenken 
befeitigt werden dürften, weiche Se. kaiſerl. Hoheit noch 
auf Ihrem dornenvollen Poften zurädhalten. So wenig 
‚rechtlich irgend eine Kollifion zu befürchten fein kann, 
fo fallen doc) die Zwecke, welche Se. kaiſerl. Hoheit in 
der treuen deutfchen Geſinnung, die wir in vollem Maße 
anerkennen, Eid; vorgefeßt haben, und diejenigen, welche 
durch diefed Bündniß erreicht werden follen, fo nahe zus 
‚fammen, daß Se. kaiſerl. Hoheit Sich bewogen finden 
dürften, im Vertrauen auf bie vereinigten Regierungen 
Sich der weiteren perfönlidhen Verpflichtung entbunden 
‚zu erachten, und den Regierungen bie Durchführung der 
etwa noch, nöthig werbenden Maßregeln zu überlaffen. 
Ew. Hechwohlgeboren wollen diefe Eröffnung der k. Re 
gierung, durch abfchriftliche Mittheilung dieſes Erlaſſes, 
.zur Kenntniß Sr. kaiſerl. Hoheit des Erzherzogs-Reichs- 
verweſers bringen. 

Berlin, den 28. Mai 1849. 

(Gez.) Graf v. Brandendurg 
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Note Des VYräfldenten Des Neichsſsmini—⸗ 
ſterraths an den k. prenfifchen Bevoll⸗ 
'mächtigten bei Der proviforifchen Zen- 
‚tralgewalt, den Nücktritt des Neichsver: 
weſers betreffend, d. d. dten Juni ISAO. 


Der Unterzeichnete iſt von Sr. kaiſ. Hoheit dem Erz⸗ 
herzog⸗Reichsverweſer beauftragt, der Töniglich preus 
ßiſchen Megierung durch die Vermittelnng des interimi- 
ſtiſchen Töniglihen Bevollmächtigten, Hrn. Geh. Lega⸗ 
tionsraths v. Kampk, von den Anfichten und Erwägun 
gen Kenntmiß zu geben, zu welchen Se, kaif. Hoheit in 
"dem mit gecehrtem Schreiben vom 1 I. M. mitgetheilten 
Erlaffe des Föniglichen Minifterpräfldenten Hrn. Grafen 
v. Brandenburg vom 28. v. M. Anlaß gefunden haben. 
Gern ift der ErzherzogsReichöverwefer bereit, die Aeußes 
rungen ded Schreibend vom 24. v. M., zu welchen nur 
dann ein Grund vorlag, wenn die königl. Regierung 
Ihn in irgend einer Weife von feinem Poften zu vers 
drängen gedachte, einem bloßen Mißverftändniffe zuzus 
ſchreiben. Beruhigt durch die Verfiherung, daß ein 
folcher Gedanke der föniglichen Regierung fern gelegen habe, 
verzichten Se. kaiſ. Hoheit auf eine nähere Berufung an 
den thatfächlichen Hergang der Verhandlungen, welde 
jene Aeußerung herbeigeführt haben, da eine derartige 
Erörterung einen Bortheil für das öffentliche Intereſſe 
nicht erwarten läßt. Für die richtige Auffaffung dieſer 
Verhandlungen genügt ed, Feinen Zweifel darüber entftes 
ben zu laffen, daß der Reichsverweſer, fo dringend Er 
auch Se. Maj. den König von Preußen gleich anderen 
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Bunbesfürften anf die Nothwendigkeit aufmerffam machte, 
zeitige Borforge für den Fall feines bevorftchenden Rück⸗ 
trittes zu treffen, fich doch niemals mit feiner Stellung 
und Veberzeugung in Widerfpruch gefeßt hat, mit wels 
her ein Anfıchen an Se. Waj. um Uebernahme der 
Zentralgewalt fo wenig vereinbar ſein könnte, als über⸗ 
haupt eine nicht von den Regierungen ausgehende Ueber 
tragung biefer Gewalt an Preußen. 

Sn jeder Hinficht müſſen aber Se. kaiſ. Hoheit Werth 
darauf legen, die Statthaftigleit der Folgerungen aus⸗ 
zufprechen, welche die. königl. Regierung hinfichtlich der 
rechtlichen Stellung der Zentralgewalt feit Auflöfung 
der Nationalverfammlung aus den Art. 4 und 6 bes 
Gefeßed vom 28. Suni 1848 in der Note vom 28.9. M., 
fowie fchon bei anderem Anlaffe abgeleitet hat. Als Bes 
wahrer der einzigen für ganz Dentfchland gemeinfamen 
Autorität hofft ber Reichsverweſer feiner fchweren Pflicht 
in erhöhtem Maße genügt zu haben, ald Er auch nad 
der beffagenswerthen Erfchütterung, welche diefe Autoris 
tät durch die Selbftauflöfung der Nationalverfammlung 
in ihrer rechtlichen Grundlage erleiden mußte, den Rechter 
zufammenhang fowohl ded grundgeſetzlichen Bundesver⸗ 
hältnifies als ber an bie Stelle der Organe bed Bundes 
getretenen gemeinfamen Exekutivgewalt, fo viel an Ihm 
war, aufredht zu halten fich entichloß. Neben biefem 
höchſten Intereſſe konnte die weit entlegenere Schwierig. 
feit der Frage, wie es bei Unterbrechung der Geſammt⸗ 
vertretung der Nation mit der PVerantwortlichleit der 
Reicdydminifter und mit der Beltätigung etwa vorkom⸗ 
mender völferrechtlicher Verträge zu halten fei, zunächſt 
nicht in Betracht kommen; und ohne Zweifel wird bie 
preußifche Regierung bereitwillig zugeben, daß ein vor 
läufig nur zwifchen drei Bundedregierungen abgefchlof- 
fened Bündniß ebenfowenig für die von der National: 

Roth u. Merd, Quellenſammlung. II. Band. 35 
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verfammiung errichtete Gefammterelutive wie für bad 
Drgan des Bundeöverhältnified fofort einen Erfag ge 
währte. Deutfchland iſt augenblidhicd, in mehrere Grup 
pen von Staaten getheilt, welche die Mittel und Wege 
zu neuem Aneinanderfchließen fuchen, und bid Diefe Bes 
firebung gelungen fein wird, muß ber Reichsverweſer 
die Erhaltung ded allein noch beflehenden geſetzlächen 
Einigungspunftes ald den wichtigften Gegenſtand feiner 
Sorge betrachten. Die dentfchen Regierungen haben 
Ihn feither, ungeachtet der VBerfchiedenheit ihres Ber 
hältniſſes zur Verfaſſungsfrage, übereinſtimmend im bie 
fer Ueberzeugung beftärft. Außer Preußen haben med 
andere Staaten bie Ratioualverfammlung für nicht mehr 
rechtlich beftehend erklärt, fie. haben aber an dieſe Richt 
anerfennung nicht die Folge gefnüpft, daß daburd) andı 
der rechtliche Beſtand der Zentralgemalt aufgehoben, 
und derſelben die ihr gebührende Unterſtützung nicht län⸗ 
ger zu gewähren fei. Alle diefe Regierungen, auch Pren⸗ 
Ben ſelbſt, haben ihre nur auf dem Grunde bed Geſetzes 
vom 28. Suni v. J. rubende Vertretung durch Bevoll⸗ 
mächtigte bei der Zentralgewalt fortdauern laſſen. De 
endlich Preußen noch gegenwärtig ausdrücklich ausſpricht, 
daß das von ihm geleitete Bündniß in die Befngmiffe 
ber Zentralgemwalt, ald des biöherigen leitenden Organs 
des Bundes, nicht eingreifen, vielmehr beren Rechte voll 
fändig wahren werde — der Zentralgewalt aber für 
die Ausübung jener Befugnifle Fein anderer Organismus 
als das Reichsminiſterium zu Gebote fteht, fo fcheint 
dem lnterzeichneten auch aus diefem Grunde ber von 
der Berantwortlichfeit der Reichsminiſter hergenommene 
Einwand mehr zu beweifen ald in ber Abſicht der. könig⸗ 
lichen Regierung liegen fann. | 
Wenn die Note des Hrn. Grafen v. Brandenburg 
ferner daranf hinweist, bad die Zentralgemalt faftifch 
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nicht mehr fiber die Mittel zu verfügen habe, welche die 
Erfüllung ihres Berufs in den gegenwärtigen. Käm⸗ 
pfen erfordert, fo erachtet Se. kaiſ. Hoh. die freimüthige 
Entgegnung für geftattet, daß bie königl. Regierung fldy 
bier gegenüber ber Zentralgewalt, deren Anfpruch anf 
die Unterflügung der Regierungen felbft nach der jeßigen 
Anficht Preußens über ihre Stellung unverloren ift, ei⸗ 
nes Argumentes bedient, welches fie fich ſelber gefchaffen 
hat, und in jeden Augenblick mit der in voller Nüftung 
ftehenden Macht Preußens zu entkräften im Stande ifl. 
Kar von diefer Auffaffung der Berhältniffe und von 
der gleichen Rückſicht anf die Sntereffen aller Theile 
Deutfchlands ausgehend, konnte ber Reichsverweſer fich 
die Frage ftellen: ob das zwifchen Preußen, Sachſen und 
Hannover abgeſchloſſene Bündniß die Niederlegung feines 
Amted zu erleichtern, die entgegenflehenden Bedenken zu 
befeitigen geeignet fei. Es liegt unftreitig in dem Rechte 
Sr. faif. Hoheit, die doppelte Prüfung anzuftellen, ob nach 
der Natur füderativer Staatdeinrichtungen und nad) den 
ausdrücklichen Beftimmungen des Art. XI der Bundess 
alte ein engered Bündniß, defjen Zwede in denjenigen 
ber Gefammtheit enthalten find, für berechtigt zu gelten 
Anſpruch habe, und ob nicht die Zwecke jened Bündniſ⸗ 
ſes ficherer und allgemeiner durch entſchiedenes Zuſam⸗ 
menwirken Prenßens mit ber Zentralgewalt hätten ers 
reicht werden können. In ber Reinheit feiner patriotis 
fchen Gefinnung und in ber anerfennendften Würdigung 
der Beweggründe Preußens findet ſich jedoch ber Erzhers 
zog⸗Reichsverweſer zu der Erklärung beflimmt, daß Er 
feinerfeitö weder die Berechtigung zu dem fraglichen 
Bündniffe zu beflreiten, nod, der weitern Ausdehnung 
deöfelben irgend ein Hinderniß in ben Weg zu legen, 
vielmehr diefe Frage der Verhandlung zwifchen Preußen, 


Namens der verbündeten Regierungen, und ben übrigen 
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deutſchen Bunbesftaaten, unbeirrt zu überlaffen gefonnen 
ik. Welches auch der endliche Ausgang fein möge, Se. 
kaif. Hoh. werden jederzeit auf das freudigfte den Aus 
genblid begrüßen, wo die Niederlegung des von Ihnen 
ausgeübten Amtes nicht wie noch gegenwärtig ald eim 
Zeichen und vielleicht eine neue Urſache tiefgehender 
Spaltungen, fondern ald die Befräftigung einer neuge 
gründeten Einigung erfcheinen wird. Der Uinterzeichnete 
bittet den ?. Hrn. Bevollmächtigten gegenwärtige Mits 
theilung an feine hohe Regierung zu befördern, und er 
bat die Ehre mit diefem Erfnchen die Berficherung vors 
züglicher Hochachtung zu verbinden. 
Der Präfident bed Reichsminiſterraths. 
(Gez.) Wittgenftein. 


124. 


Rote des Dentfchen Neichsminifteriums 

an das k. würtembergifche Geſammtmi⸗ 

nifterium, Die Wahl eier fogenanuten 

Heichsregentfchaft betreffend d. d. Deu 
Suni 1849. 


Gelegentlich einer von den Bevollmächtigten mehre⸗ 
ser Regierungen an das Reichsminifterium gerichteten 
Anfrage hatte der unterzeichnete Präfident des Neichde 
minifteriums die Ehre zu erklären, daß dad Reichsmi⸗ 
nifterium die Befugniß der Nationalverfammlung zur 
Berlegung ach Stuttgart nicht anerkennen fünne, da in 
ben Bundesbefchlüffen vom 30. März und 7. April v. I. 
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Frankfurt ausdrücklich als Sit der Nationalverfammlung 
bezeichnet ift, und ebendeghalb, weil aus diefen Beſchlüſ⸗ 
fen die legalen Befugniffe derfelben entfpringen, diefe 
nicht über ihre Quelle hinausgehen und dahin führen 
konnen, letztere felbft zu alteriren. 

Inzwifchen ift Die Sache in ein neues Stadium ger 
treten. Ein Theilder Nationalverfammlung hatmicht nur 
jene Berlegung ausgeführt, fondern auch unterm 6. d. M. 
in Stuttgart eine Regentſchaft eingefett, welche Die Reiches 
verfaffung mit Waffengewalt burchführen, die Befchläffe 
vollziehen und im übrigen die durch bad Geſetz vom 28. 
Juni v. J. der proviforifchen Zentralgewalt übertrages 
nen Befugniffe ausüben fol. | 

Wie man auch über die Befugniffe der ehemaligen 
Nationalverfammlung urtheilen mag, barüber kann nicht 
der mindefte Zweifel obwalten, daß jener nach Stuttgart 
übergefledelte Theil hiermit den gefeglichen Boden völs 
lig verlaffen, und den der offenen Anarchie betreten, und 
bie Regierung Sr. Faiferlichen Hoheit des Reichsverwe⸗ 
ferd erfüllt, wenn aud) mit dem tiefiten Schmerze, nur 
eine ihr obliegende Pflicht, dieſes Verhalten jenes ‘Theis 
led der ehemaligen Nationalverfammlung geradesu für 
ungefeßlich und aufrührerifch gegen bie verfaffungsmäßige 
Zentralgewalt zu erklären. \ 

Die Zentralgewalt felbft, berufen, die vollziehende 
Gewalt in allen die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt 
Deutſchlands betreffenden Angelegenheiten zu üben, fan 
nicht zugeben, daß neben ihr ein Organ entftehe, das 
mit frevelhafter Hand in ihre Befugniffe eingreift. Ihre 
Pflicht gebietet ihr, jebem derartigen werbrecherifchen Bes 
fireben, mag es ausgehen von wem ed wolle, auf das 
Entfchiedenfte mit allen ihr zu Gebot ftehenden Mitteln 
entgegen zu treten, fie ift hierbei der Mitwirfung aller 
beutfchen Regierungen im Voraus verfichert, und zählt 


inöbefonbere auf bie föniglich würtembergifche Regierung, 
innerhalb deren Gebiet jene aufrührerifehen Beftrebungen 
durch Einfegung jener ſ. g. NRegentfchaft zunächſt and 
icht getreten. 

Die königlich würtembergifche Regierung wird, dieß 
zweifelt der LUinterzeichnete nicht, fchon vor Empfang Dies 
ſes Die geeigneten Maßregeln getroffen haben, um jedes 
Auftreten jener |. g. Regeutichaft im Voraus zu vereiteln. 
Auf alle Fälle aber richtet er Namend der proviforifchen 
Bentralgewalt dad depfallfige ausdrüdliche Anfinnen an 
biefelbe, und verbindet damit bie ausdrüdliche Erklärung, 
daß die Zentralgewalt, falls die dortigen Mittel zur Aus⸗ 
führung des Anſinnens nicht binreichen follten, fofort das 
Erforderliche anordnen wird. 

Einer möglichft befchleunigten Rüdäußerung glaubt 
ber Unterzeichnete bei der Dringlichkeit der Lage entge⸗ 
gen fehen zu Dürfen. 

Sranffurt am Main, den 9. Juni 1849, 

(85) Wittgenftein. 





125. 


Schreiben des F. würtembergifchen Mi⸗ 

nifters Des Innern an den Präſidenten 

Der Deutfchen Nationalverſammlung, die 

Berlegung Des Sites derfelben betref: 
fend d. d. 17 Suni 1849. 


J Geehrter Hr. Präſident! Ich erfülle im Auftrage des 
hieſigen Geſammtminiſteriums eine peinliche Pflicht, ins 
dem ich Ihnen anzeige, daß die würtembergifche Regier⸗ 
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ung fi in ber Lage befindet, das Tagen der hieher übers 
gefiebeiten Nationalverfammlung und bad Schalten der 
von ihr am 6. d. M. gewählten Reichsregentſchaft in 
Stuttgart und Würtemberg nicht mehr länger dulden 
zu können. Sie wiffen felbft, daß die Rationalverfanms 
lung am 30. v. M. den Beſchluß faßte, ihre Berathuns 
gen bier fortzufegen, ohne daß die dieffeitige Regierung 
vorber gefragt wurde, ob ihr eine folche Weberfiebelung 
erwäünfcht ſei. Es kann Ihnen ferner nicht unbefannt 
fein, daß dad an die Regierung gerichtete Notifitationds 
fhreiben über jenen Befchluß nicht vor dem 3. Sun. in 
unfere Hänbe gelangte, und daß gleichzeitig mit bemiels 
ben die Mitglieder der Nationalverfamminng hier eins 
trafen, fo das es unmöglich war, der befchloffenen Ueber⸗ 
fiebelung — wenn auch zunädhft nur berathend — entges 
genzutreten. Rachdem die Berfammlung beifammen war 
und die Bollzähligkeit von hundert erreicht hatte, wollten 
wir ihr zunächft fein Hinderniß in den Weg legen. Wir 
glaubten annehmen zu dürfen, fie werde, ihrer Schwäche 
und deu Berhältnifien Rechnung tragend, eine vermitteln. 
be, suwartende Stellung einnehmen, fie werde fi ald den 
Stamm der fo fehr herabgefchmolgenen Nationalverſamm⸗ 
lung betrachten, und neben ber Permanenz bis zu ben 
neuen Wahlen ihr Danptaugenmert daranf richten, bie 
getrennten Theile wieder au fi zu ziehen und fo all 
mähblig wieder zu einer nachhaltigen Beſchlußfähigkeit 
zu erſtarken. Wie fehr befanden wir uns im Irrthum! 
Die Beichläffe vom 6. und 16. Sun. gehören zu den ex, 
tremften, bie man faffen fann, und das Auftreten Ihrer 
Regentſchaft ift fo geftaltet, baß man vermuthen follte, 
es ſtehen ihr 200,008 Bajonnette zu Gebot, um Ihren 
Beſchlüſſen Geltung zu verichaffen. Ebendeßhalb fanden 
wir und vor einigen Tagen weranläßt, Ihrer Exekutiv⸗ 
gewalt zu erflären, daB wir nicht in ber Lage feien, eis 
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nen Ihrer Befchlüffe und Befehle zu befolgen, und daß 
wir fie zur alebaldigen Entfernung aus Würtemberg 
bringend auffordern. Die Aufforderung hat die ges 
wünſchte Wirfung nicht gehabt. Die Regentſchaft hat 
und erwidert, file beharre auf ihren Verfügungen und 
habe am Sitze der NRationalverfammlang zu verbleiben. 

Hr. Präfident! Ich will mit Ihnen nicht flreiten 
über den rechtmäßigen Beftand ber bis auf hundert Mit 
glieder herabgefunfenen Rationalverfammlung. Ich für 
meine Perfon erfenne an, daß der Nationalverfammlung 
zufteht, ihre Geſchäftsordnung hinſichtlich der Beſchluß⸗ 
fähigfeit der Verſammlung abzuändern und nach und 
nad) felbft bis auf drei Mitglieder herabzufeßen. Aber, 
wenn es fih von Anerkennung der Befchlüffe einer fol 
chen Verfammilung handelt, fo muß man, nach meiner Ues 
berzgeugung, einen andern ald den bloß juriftifchen Maßs 
ftab der Beurtheilung anlegen. Man muß fich fragen: 
Iſt Die deutfche Nation repräfentirt durch 100 Mitglieder, 
deren überwiegende Mehrzahl den Fleineren Staaten ans 
gehört, während 3. B. Defterreich nur durch 13, Preus 
fen durch 19, Bayern durch 11, Hannover ich glaube 
nur durch einen Abgeordneten vertreten find, während 
diefe Abgeordneten mit fehr wenigen Ausnahmen einer 
extremen politifchen Richtung angehören, fo daß manche 
von ihnen nicht einmal im Stande wären, bie nach mos 
narchiſchem Zuſchnitte gefertigte, mit einem Erblaifer aus⸗ 
geftattete deutfche Reichsverfaſſung mit gutem Gewiſſen 
zu beſchwören — während endlich manche von ihnen ſich 
leider in dem Falle befinden, ihre Heimath ang politifchen 
Gründen meiden zu müflen. Geftehen Sie,. Hr. Präſi⸗ 
dent, eine fo zufammengefegte Verfammlung bietet einem 
Lande, das feiner großen Mehrheit nach nur auf dem ges 
feglichen Wege vorfchreiten will, Feine Garantieen bar. 
Doppelt aber it Würtemberg bei der obfchwebenden 
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man will, die Nationalverfammiung bei Durchführung 
ihrer Pläne zunächſt nur auf Würtemberg angewiefen 
if. Mögen Sie in den übrigen Staaten Deutfchlande 
Streiter und Gelbbeiträge noch fo entfchieden einfordern, 
Sie werden nichts erhalten. Mit Ausnahme von Würs 
temberg haben fo ziemlich alle Staaten Deutſchlands fak⸗ 
tiſch aufgehört die Reichöverfaffung anzuerkennen; deun 
die Tendenz in Baben und Pfalgbayern ift republifanifch; 
— überdieß haben diefe beiden Provinzen für fich felbft 
zu forgen, und die übrigen Theile Deutichlande haben 
theild die Reichöverfaffung nicht anerfannt, theild neigen 
fie fi), wir bürfen e& und nicht verhehlen, dem yreußis 
fchen Berfaffungdentwurfe zu. Die ganze Laſt der Durchs 
führung der Neichöverfaflung fällt fomit zunächft auf 
MWürtemberg, ‚und biefes hätte, nach dem Plane der 
Reichöregentfchaft, vor allem Baden und der Pfalz bes 
waffnet zu Hülfe zu fommen. Nun hat man Ihren viel 
leicht gefagt, das würtembergifche Volt brenne vor Bes 
gierde für die Neichöverfaffung jeded Opfer zu bringen, 
Bürgerwehren und Qurner haben gefchworen, Gut und 
Blut für diefen Zwed hinzugeben, und das fiehende Heer 
fei von demfelben Geifte befeelt. Glauben Sie mir, Hr. 
Präftdent, man hat Sie getäufcht. Allerdings beftehen 
für die Reichöverfaffung und Nationalverfammlung ſtarke 
Sympathieen im Bolt; aber fo begeiftert ift denn doch 
die große Mehrzahl nicht, daß fie bereit wäre, fidy bei eis 
nem fo unwahrfcheinlichen Erfolge in einen fo ungleichen 
und verberblichen Kampf zu ftürgen. Alle diefe Rückſich⸗ 
ten, deren Gewicht man nicht verfennen kann, wenn man 
ftatt der Leidenfchaft die Vernunft und ftatt des Haſſes 
die Kenntniß der menfchlichen Natur zu Rathe zieht, müfs 
fen uns beftimmen, den Befchlüffen der Nationalverfamms- 
lung und den Anordnungen der Regentichaft die Aners 


feanung zu verfagen. Dann aber ift ein lingered Tas 
gen in Würtemberg. nur dazu geeignet, die ohnehin vor⸗ 
bandene Aufregung in unferm Rande zu vermehren, eine 
Aufregung, weldye durch Die demokratiſchen Bereine und 
den bhiefigen Landesausſchuß auf dad emflgfte gepflegt 
wird, Ob und wieweit einzelne einflußreiche Mitglieder 
ber Nationalverfammlung und Regentfchaft bei jenen anf 
regenben Beftrebungen betheiligt feien, will ich dahin ges 
ſtellt fein laſſen; verhehlen aber kann ich Ihnen nicht, 
daß in dieſer Beziehung ſehr beſtimmte Anzeigen vorlie⸗ 
gen. Indem ich Sie nun, allem Vorſtehenden zufolge, 
geziemend erfuche, ohne Verzug dahin zu wirken, daß Nas 
tionalverfammlung und Regentichaft ihren Sitz außer⸗ 
balb Würtembergö verlegen und fchon jet die Bornahme 
jedes weitern offiziellen Aktes unterlafien, habe ich noch 
‚Nie Bemerkung beizufügen, daß Die Mißachtung dieſes 
ergebenen Anſinnens und nöthigen würde, demſelben durch 
Anwendung der geeigneten Mittel Geltung zu verfchafs 
fen, und daß etwaige Berfuche, ſich bewaffneter Zuzüge 
zu verfichern, nur bazu dienen würden, einen blutigen, 
aber der uns feindlichen Partei verberblichen Konflikt her⸗ 


beizuführen. 
| Hochachtungsvoll ıc. 
Stuttgart, 17 Tun. 1849. 
Römer. 
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Königlich bayeriſche Denkſchrift, in ver- 

traulicher Weife an Das E. E. Hfterreichi- 

ſche Kabinet gerichtet, d. d. Sten Mai 
1849. | 


Durch die Erklärungen der brei größten bentichen 
Regierungen gegen die in Frankfurt befchloffene Verfaſ⸗ 
fung ift der Kampf mit der Revolution aufgenommen. 
Die Nationalverfammlung und ein nicht geringer Theil 
des Volkes fcheint zur Gewalt fchreiten zu wollen. 

Hierüber muß vor Allem gefiegt- werden. Es ges 
nügt aber nicht, die Revolution phyfifch zu überwinden. 
Sie fann nur beendigt werben, wenn ber Friebe in bie 
Gemüther zurückkehrt. Dazu ift es aber unerläßlich, daß bie 
Regierungen, fobald als möglich, ſich über die neue 
deutfche Verfaſſung einigen, und in diefer die wahren 
Bebürfniffe der Zeit, nicht die eingebildeten, befriedigen. 

Die Aufgabe ift fchwierig, aber nicht unlösbar. Man 
muß fich dabei anf unbefangene Würbigung ber Zeit, 
auf das Gebiet der Thatfachen ftellen, nicht auf Theorieen 
und Ideale bauen. 

Unbeftreitbare und beherrfchende Thatſache iſt es, 
baß die Bundesverfaflung ‚nicht wieder hergeftellt werben 
kann. Sie ift wirfli von der Nation verworfen und 
gegen eine fo entichiebene Ueberzeugung eines ganzen Vol⸗ 
kes läßt fich nicht kämpfen. Der rund diefer Verur⸗ 
theilung liegt übrigens weniger in der Verfaflung des 
Bundes, ala in der Art, wie fie gehandhabt worden ifl, 
in der Unthätigfeit bed Bundestages. 

Neben biefer negativen Thatfache fteht ebenfo ent, 
fohieden eine  pofitive. Die dentſche Nation. will eine 
ftarfe Geſammt⸗Verfaſſung, durch welche fie als einige 
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Nation fih fühlen, nach Anßen anerfannt werben, im 
Innern fih frei entwicdeln Tann. Diefer Drang nad) 
größerer Einigung, als fie bisher beſtand, kann nicht 
verfannt werben, man mag barüber urtheilen, wie man 
will. Er ift da, er wird bleiben und unbefriebigt au 
Kraft wachſen. Er ift jegt nur ein Drang nach grös 
Berer Einigung; ed fann ein Drang nad völliger Eins 
beit werden, wenn man ihn mißachtet. 


Um nun zur Befriedigung der in dieſer Sadjlage 
enthaltenen Bebürfniffe zu gelangen, darf man nicht zus 
erft die Berfafiungsform aufftellen und aus diefer wie aus 
einer Zauberformel den Berfaffungsinhalt folgern, wie es 
die Frankfurter Doktrinärs gethan haben. 


Man muß zuerft feftftellen, welche Grenzlinie zwis 
fhen den Rechten der Zentralgewalt und den Einzelitaas 
ten zu ziehen ift, und hiernach muß ſich daun die Ber 
faffungsform richten und ihr Name. 

Aber auch diefer allein praftifche Weg bietet große 
Schwierigkeit, weil dad Bedürfniß und die Möglichkeit 
der Abtretung von Rechten an die Zentralgewalt fo fehr 
verfchieben ift, bei den an Größe und Madıt fo ungleis 
hen Einzelftaaten. 


Hier liegt der Angelpunft der Frage, hanptſaͤchlich 
für Oeſterreich. Es iſt aber unverkennbar, daß Oeſterreich 
gewiſſe Opfer bringen muß, wenn es ſeine Stellung in 
Deutſchland behaupten will, und daß es ſich zu dieſen 
Opfern rafch entfchließen muß. Sonft wird es gewiß 
von Preußen überflügelt, und aud) Bayern wird ber 
Wucht der Berhältniffe faum widerftehen fünnen. Des 
fterreich fann aber auch diefe Opfer bringen. Denn 
Preußen felbft wird dahin wirfen, daß fie nicht zu groß 
werden, und die entfprechende Thellnahme an der Zen⸗ 
tralgewalt wird. für diefe Opfer entſchädigen. 
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I. 


Wendet man fih nun zu der Frage: welche Nechte 
ber Zentralgewalt einzuräumen find, oder mit anderen 
Morten, in welchen Beziehungen eine größere Einigung 
Deutſchlands erforderlich ift, fo find hauptfächlich folgen 
de Dunfte zu erwägen: 

1) Die völterrechtliche Vertretung Dentfchlande im 
feinen allgemeinen Angelegenheiten nach Außen. 


Daß diefe der Zentralgewalt snfommen müffe, ift nicht 
bloß von der Nationalverfammlung und der öffentlichen 
Meinung gefordert, fondern auch von Denen, weldhe bie 
Beichlüffe der Nationalverfanmlung als zu weit gehend 
verwerfen, wie 3. B. Hanfemann in feiner intereffanten 
Schrift. Es ift auch von den Regierungen im Lanfe des 
legten Jahres, namentlich von der bayerifchen, wieders 
holt ansgefprochen worden, und kann um fo weniger zus 
rücgenommen werben, ald felbft in dem beutfchen Bunde 
fhon der Grundgedanfe dafür lag, wie ber Beſchluß 
vom 12. Juni 1817 und bie Wiener Schlußafte A. 50. 
zeigen, und für eine nach Außen ſtarke Gefammtverfafs 
fung, man mag fie nun Bundesſtaat nennen oder nicht, 
die lebendige Entwidelung diefes Gedankens unerläßlic if. 


Dagegen wäre den einzelnen Staaten dad Recht, 
Gefandte zu empfangen und abzufenden, indbefondere 
unter fi felbfk vorzubehalten, und es ihrem Ermeſſen 
überlaffen, in welchem Umfange fie von diefem Rechte Ges 
brauc, machen wollen und fünnen. 


Die Beſtellung der deutfchen Gefandten von Seite 
ber Zentralgewalt bürfte vielleicht in der Art geregelt 
werben, daß die auswärtigen Sefandtfchaften der größe 
ren Einzelflaaten nach einer gewiſſen Bertheilung den 
Charakter der deutfchen Gefandten erhielten. 

Diefen Gedanfen gemäß würde z. B. Bayern immer 


einen Geſandten in Athen and Rom haben, und biefe 
koönnten zugleic, Geſandte der beutfchen Zentralgewalt fein. 

2) Die Entfcheidung über Krieg und Frieden ge 
bührt der Zentralgewalt num jo mehr, als fie auch fchen 
dem Bundestage zuftand. 

3) Die Oberleitung ber bewaffneten Macht fteht hier 
wit im nothwendigem Zufammenhange. Auch diefe hatte 
ſchon der Bundestag. Die Militärverfaffung wäre aber 
etwas ftraffer anzuziehen. Die einzelnen Armeekorps 
müffen nad dem geographifhen Zufammenhange der 
Staaten, nad militärischen Neichöfreifen gebildet wers 
deu. Dadurch würden die Meineren Staaten ohne Me 
diatiſirung in das richtige Berhältniß geſetzt. Oeſterreich, 
Preußen, Bayern behalten ihre felbitfländigen Armeekorps. 
In den übrigen befäme ber größte Staat die durchgrei⸗ 
fende Leitung über die ihm angefchloffenen Staaten. Es 
würden fich fo etwa die fieben Öruppen bilden, Die ſchon 
vorgeſchlagen wurden. 

Da jedoch inzwifchen die beiden Medlenburge beſon⸗ 
dere Verträge mit Preußen abgeſchloſſen haben, ſo dürfte 
es zweckmäßiger ſein, nur ſechs ſolche Gruppen zu bil⸗ 
den, etwa in folgender Weiſe: 

Oeſterreich mit Liechtenſtein, 

Preußen mit Mecklenburg und Anhalt, 

Bayern mit Großherzogthum Heffen, Heſſen⸗Hom⸗ 

burg, Naffau und Franffurt, 

Sachſen mit den ſächſiſchen Herzogthümern xc. 

Hannover mit Kurheffen, Braunfchweig ıc. 

Müärtemberg mit Baden. 

Die Marine zu zentralifiren, bürfte am wenigſten 
Schwierigkeiten haben, da ſie im Weſentlichſten erſt zu 
ſchaffen iſt. Sie würde aber von ſelbſt in zwei Haupt⸗ 
theile zerfallen, den nördlichen und den füblichen, und 
jener unter die Leitung von Preußen, dieſer unter die 
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von Deflerreich geftellt voerden, reſp. diefen Staaten in 
ähnlicher Weife angehören, wie ihre Armeen. 

A4M Die Sorge für die Erhaltung bed Lanbfriedeng, 
der inneren Ruhe und Sicherheit war ſchon Bundesan⸗ 
gelegenheit und muß auch der Zentralgewals bleiben. 

5) Befonders wichtig erfcheint das Zollweſen. Ze 
einheit und nationaled Zollſyſtem find Lofungeworte der 
Zeit geworden. Sie find aber auch ein Bebürfniß. Der 
Zollverein bat fo feſte Wurzeln geſchlagen, Daß feine 
Auflöfung nicht blos von der öffentlichen Meinung für 
unmöglich erflärt wird, fondern ia der That die gefährs 
lichften Folgen haben würde. Der Eintritt aller noch 
fehlenden norddentfchen Staaten in den Zollverein wirb 
bald erfolgen, wenn nicht eine kaum glanbliche Umſtim⸗ 
mung der Anſichten eintritt. Für Deſterreich mag auch 
diefe Frage befondere Schwierigfeiten haben; es müßte 
aber wenigitend ber. Eintritt ald Ziel beſtimmt ausge⸗ 
fprochen und fofort durch Uebergangsmaßregeln angebahnt 
werden, fa. daß möglichft bald die Zollſchranken flelen 
für alle diejenigen Gegenftände, welche nicht kaiſerliches 

Regal find. Die in Frankfurt in der Zolllonferenz ges 
machten Vorarbeiten nrüflen fehr brauchbares Material 
liefern. Bon Seite Deſterreichs wird hier wohl zu er⸗ 
wägen fein, welchen politifchen Einfluß Preußen durch 
den Zollverein gewonnen hat, und in welchem Grube dies 
fer nothwenbig wachen maß, wenn Die übrigen norbbeuts 
fen Staaten in ben Zollverein eintreten. | 

Durch einen ſolchen Eintritt, ohne die möglichſte Bes 
theiligung Defterzeichd, würde aber auch das Syitem bed 

Freihandels bald ben Sieg erringen, und bie materiellen 
Kräfte von Süddentfchland, deren inbuftrielle Beſtand⸗ 
theile mäßiger Schußzölle bedürfen, in einer auch für 
Defterreich nachtheiligen Weiſe ſchwächen. 

6) In nächfter Berbindung mit dem Zoll⸗ und Han⸗ 


belöfpfteme ftehen die Anftalten für ben Verkehr. - Eine 
möglichft gleichmäßige Einrichtung bderfelben ift fchon früs 
ber angeftrebt worden und die Poftfonferenz zu Dresden 
war ein wichtiger Verſuch dazu. Es wäre daher der 
Zentralgewalt wohl die Dberauflicht über dieſe Anftalten 
einzuräumen, über die Poſt, Eifenbalınen, Straßen, fchiff 
bare Klüffe und Telegraphen. 

Diefed Recht müßte fich aber darauf befchränfen, 
die leitenden Prinzipien zu ermitteln und für deren gleichs 
mäßige Durchführung zu forgen. Die Einrichtung und 
Berwaltung felbft muß den Einzelftaaten bleiben. Die 
Heineren Staaten mögen fich deshalb an größere anſchlie⸗ 
Ben, wie 3. B. fchon jetzt die Poſt im Herzogthum Als 
tenburg an Sachſen überlafien ift. 

Daß die Ernennung von Beamten nur ben Einzel 
ftaaten zukommen könne, ift an ſich Kar. 

7) Gleichheit in Münze, Maaß und Gewicht wird 
zwar auch allgemein als nöthig gefordert, ift aber ber 
Erfahrung gemäß fehr fchwer zu erreichen, weil fich Die 
Gewohnheit des täglichen Lebens nicht fo leicht ablegt. 
Als ein durch die Zentralgewalf zu vermittelndes Ziel 
kann man fie bezeichnen; man wird ihr aber nicht das 
Recht einräumen können, darüber fofort Geſetze zu geben. 
Hierin ift der Weg der Vereinbarung unter den Einzels 
ftaaten vorzubehalten. 

. 8) Die Öefeßgebung. Die Rote des Fürften Schwars 
zenberg an v. Schmerling vom 5. April d. 38, erklärt, 
Defterreich werde feine gefeßgebende Gewalt niemals 
einer fremden geießgebenden Berfammlung unterorbnen. 
Died hat man in Deutfchland fo aufgefaßt, als fage fich 
Defterreich von dem ganzen deutfchen Berfaffungswerfe 
(06, und es ift diefer Sag zum Schlagworte ber. Agitas 
tion gegen Defterreich gemacht worden. Gewiß hat man 
hiebei den etwas allgemein gefaßten Ausbrud mißver⸗ 
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ftanden. Hatte ja doch felbft der deutiche Bund eine 
Art gefeßgebender Gewalt. Hat Doch Defterreich auch 
das neue deutfche Wechfelgefeg angenommen. Ed wird 
bier hauptfächlich darauf aukommen, die Öegenftände der 
gemeinfchaftlichen Gefeßgebung genau zu beftimmen, und 
den größern Staaten den rechten Einfluß auf diefelbe 
zu gewähren. Kine gemeinfchaftliche Gefeßgebung ers 
fiheint wünfchenswerth : 

a) lieber das Heimathörecht, die Freizügigkeit, und das 
Reichsbürgerrecht. 

Dagegen muß die Anſäßigmachung insbeſondere durch 
Verehelichung und das Gewerbsweſen der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen bleiben, damit ſie nach den beſondern 
Verhältniſſen der Mehrung des Proletariats entgegen⸗ 
treten kann. 

b) Ueber die höhern politiſchen Rechte der Staatsbür⸗ 
ger bezüglich der Preſſe, Vereine, Verſammlungen. 
Eine gemeinſame Geſetzgebung wird hier größere 

Garantieen. bieten, als die vereinzelte, weil bei dieſer ein 

Stäätchen das andere durch Conzeſſionen zu überbieten 

ſucht. 

c) Ueber die oben sub 1—6 angeführten allgemeinen 
Angelegenheiten. 

d) Ueber Handelös und Wechfelrccht. 

9) Die Finanzen. Daß die Zentralgewalt Geld 
braucht, ift Mar. 

Die Aufbringung deflelben muß aber durchaus auf 
den bisherigen Modus der Matrikularbeiträge befchräntt 
bleiben. Jede Befchräntung ber Finanzhoheit ber Einzels 
ſtaaten ift unftatthaft. Nun ift zwar nicht zu verkennen, 
daß eine Sicherftellung für die vollftändige und rafche 
Einzahlung der Beiträge gegeben werden muß. Diefe 
darf aber nicht durch Zentralifirung ber Derbraudds 


ſteuern erfolgen. 
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10) Die immere Verwaltung muß durchaus den Ein⸗ 
zelſtaaten bleiben. 

Eine Hierardhie von Neichdbeamten barf nicht ent- 
ſtehen, und die Abfendung von Reichskommiſſären an bie 
Einzelftanten muß ald Produkt der Revolution mit dieſer 
verſchwinden. Der Verkehr zwifchen der Zentralgemalt 
und den Einzelftaaten hat ſich durch die Bevollmächtig⸗ 
ten der legteren zu bewegen. 

Dies dürften diejenigen Grundzüge fein, nach wel 
chen die Kompetenz der Zentralgewalt und der einzelnen 
Staaten zu beflimmen wäre. Bei der Redaktion ber 
Beſtimmungen felbft dürfte es rathfam fein, fo weit als 
Möglich iſt fih an die von der Nationalverfammiung 
gewaͤhlte Faſſung anzufchließen. 


II. 


Eine auf die bisher entwickelten Gedanken geſtützte 
Verfaſſung würde entfchieben den füderativen Charakter 
‚Naben, und man könnte fle Staatenbund oder Bundes⸗ 
flaat nennen, zwei Begriffe, die Feineswegs fo weit and- 
einander liegen, ald man jest gewöhnlich annimmt. Um 
aber die Erregung ber Leidenfchaften zu vermeiden, bie 
fih an diefen Wortftreit fnüpft, wäre es wohl gut, wie 
jest Hanfemann vworfchlägt, den Ausdruck: „Vereinigte 
Staaten von Deutfchland“ zu gebrauchen. Daß diefer 
Ausdrud den Bundesſtaat nicht ausfchließt,, zeige Nord» 
amerifa. Bei Bildung der Organe biefer Zentralgemalt 
fornmen nun folgende Punkte in Erwägung. 

An der Spike fann, wenn der füderative Charakter 
des Ganzen gewahrt werben fol, nur ein Direftoriam 
flehen. Ueber die Bildung beffelben find bis jetzt zwei 
Amnſichten aufgeftellt worden. Nach der einen wäre ein 
Kollegium von fieben Mitgliedern zu bilden, entfprechend 
den ſechs oder fieben Staatengruppen oder Reichskreiſen, 
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welche fich namentlich durch bie obenangedentete Miti⸗ 
tärverfaffung ergeben würden. Nach ber andern Anfidt 
fol das Divektorium nur drei Mitglieder haben, fo daß 
Deſterreich und Preußen fländig, Die übrigen Königreiche 
burch einen Turnus Darin vertreten wären. Beide Aus 
fihten haben wichtige Giründe für ſich. Gleichwohl fcheint 
Die zweite ben Borzug zu verdienen, weil fie das Direk⸗ 
torium einfacher und fräftiger -geftaltet, und deshalb ah 
‚in der öffentlichen Meinung günftiger aufgenommen wars 
ben dürfte. Dabei wird man jedoch jedenfalls für Bapern 
eine umfaffendere Betheiligung feitfegen wuſſen, als für 
die übrigen Königreiche, etwa ſo, daß es je zwei Jahre 
hindurch in dem Direktorium ſitzt, und die össigen ı nur 
je ein Sahr: lang. 

Daß diefes Direktorium nicht felbit die. Gefihäfte 
führen kann, iſt Har. Es bedarf alfo hiefür befunderer 
Beamten (Minifter), die von dem Direktorium ‚Durch 
Stimmenmehrheit ernannt würden. 


Die Zahl derfelben wäre auf fünf zu befchränten, 
für das Auswärtige, die Militärangelegenheiten,. die Zoll 
und Handelöverhältniffe, die Finanzen und die innern 
Angelegenheiten. ‚Ein Juftizmiyifter wäre ebenfo übers 
flüſſig, als. ein Kultusminifter, von dem man audı ſchon 
geſprochen hat. 

Damit dieſes Miniſterium aber fortwährend in le⸗ 
bendigem Verkehre mit den Einzelſtaaten bleibe, haben 
dieſe das Recht, ſtändige Bevollmächtigte bei der Zen⸗ 
tralgewalt zu halten, durch welche ausſchließlich jener 
Verkehr vermittelt wird. Kommen die ſchon erwähnten 
Stapteugruppen zu Stande, fo würde jede foldhe Gruppe 
nur einen gemeinfchaftlichen Bevollmächtigten aufzuftels 
len haben. Hierdurch würde nicht blos große Vereins 
fachung und Kräftigung. der Verhandlungen gemgunen, 
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fondern auch dem Einwand begegnet, daß man den al- 
ten Bundestag wieder hergeftellt habe. 

Diefe Bevollmächtigten würden eben fo gut einzeln 
mit dem Direktorium und Minifterium verhandeln fon: 
nen, als in Follegiale Berathung treten. In dieſer letz⸗ 
teren Richtung erfüllten fie zugleich die Beftimmung bed 
fogenannten Neichsrathes, der von der Rationalverfamm; 
lung in der erften Lefung der Verfaſſung angenommen 
war, in der zweiten aufgegeben wurde. Es müßte fo- 
gar feftgefeßt werden, daß das Minifterium nicht blos 
Geſetzesvorſchläge, fondern auch alle wichtigeren Verwal 
tungs⸗Maaßregeln mit diefem Bevollmächtigten beriethe. 
' Würden die Zentralregierungsorgane in biefer Weiſe 
gebildet, fo wäre unverkennbar eine weit wirffamere 
Thätigkeit derfelben begründet, und die Einigung ber 
Staaten fchärfer dargeftellt, als in der alten Bundeöver- 
faffung, und demnach wäre ber füderative Charakter ges 
wahrt. 


IM. 


Die Errichtung eined Reichsgerichtes wäre wohl ohne 
Schwierigkeiten möglich und für gewifje, namentlich mehr 
ftaatsrechtliche Streitigfeiten vortheilhaft. Hier braucht 
über diefen Gegenſtand wohl nicht mehr gefagt zu werden, 


IV. 


Durch die bisher entwickelten Organe der Geſammt⸗ 
verfaſſung iſt aber den Bedürfniſſen der Gegenwart noch 
nicht genügt. Es ſind dies nur die Organe für die Re⸗ 
gierung der vereinigten Staaten, und es muß für eine 
Vertretung des Volkes bei dieſer Regierung geſorgt wer⸗ 
den. In der öſterreichiſchen Note an v. Schmerling 
vom 9. März wird eine ſolche Vertretung ſcheinbar ver⸗ 
worfen. Es wird zwar ein Staatenhaus zugelaſſen, 


gebildet durch Abgeordnete der Bolföyertretungen ber 
einzelnen Staaten, nicht aber ein Volkshaus neben bie, 
ſem. Diefe Erklärung Oeſterreichs hat die öffentliche 
Meinung noch viel mehr verletzt, ald die Weigerung, 
fi einer fremden gefeßgebenden Verſammlung unterzus 
ordnen. In der That liegt hier der Angelpunft der gan⸗ 
zen Bewegung unferer Zeit. 

Der Gedanfe eined deutfchen Parlamentes wurde 
lange ſchon gebegt, kurz vor der franzöfifchen Februar; 
Revolution von Baflermann in der badifchen Kammer 
ausgejprochen. Er wurde zum Lofungsworte des ganzen 
Bolfes nach jener Revolution, und alle deutfchen Re⸗ 
gierungen, auch die öfterreichifche, erfannten die Berech—⸗ 
tigung dieſes Gedankens an durch die Bunbesbefchlüffe 
vom 30, März und 7. April vorigen Jahrs und deren 
Vollzug. Die Vertretung des Bolfed beim Bunde war 
die offizielle Bezeichnung deffen, was alle Regierungen, 
namentlich die bayerifche, in den Proflamationen der 
Fürſten feierlich zuficherte. 

Es könnte nicht mehr zurüdgenommen werden, felbft 
wenn man zu einer Bundeöverfafjung zurüdfehren wollte; 
es kann um fo weniger befeitigt werden, da man zu eis 
ner gefchloffenen Gefammtverfaffung fchreiten will. Wenn 
auch das öfterreichifche Volk nicht darauf befteht, für jede 
andere deutfche Regierung ift ed unmöglich, hievon abzu⸗ 
gehen, um fo mehr, nachdem jegt Preußen feine Zirkus 
lardepefche vom 28. April veröffentlicht hat. 

Die Frage kann daher nur fein, wie dieſe Bolfds 
vertretung zu bilden if. Man wird fich aber dabei für 
das Zweikammerſyſtem entfcheiden müſſen, theild weil die 
in ihm liegenden Garantieen der Ordnung auch für Die 
Gefammtverfaffung eben fo nothwendig find, als für den 
Einzelftaat, theild und hauptfächlich, weil das Beifpiel 
ded Einkammerſyſtems in der Gefammtverfaffung unauf- 


haltſam auch für die Einzelverfaffungen maßgebend 
werden würde. 

Es dürften aber auch die Beforghiffe nicht ganz bes 
gründet fein, welche der öfterreichtfchen Regierung vor⸗ 
geſchwebt zu haben feheinen; bie allerdings zu befürd; 
tende Kolliſion zwifchen dem Befammtparlamente nnd 
den Einzelnparlamenten wird in gleicher Weife. möglich 
bleiben, jened mag aus einem oder aus zwei Häuſern 
beftehien, abgewenbet aber kann fie dadurch werdet, daß 
die Grenze zwifchen der Kompetenz der Zentralgemalt 
und der Einzelſtaaten genan feftgeftelt wird. Die Lühs 
mung des einen Hauſes Durch bad anbere, wovon bie 
öfterreichifche Note vom 9. März diefes Jahres fpricht, iR 
aber nur das Gleichgewicht bed Zweikammerſyſtems, nad 
ift viel mehr ein Bortheil, ald ein Nachtheil. Denn andy 
en fo zuſammengefetztes Haus, wie ed jene Rote anden⸗ 
tet, bedarf eined ſolchen Gegengewichtes. 

Ste denkt ſich die Mitglieder diefes Hanfes, wie 
ed fcheint, theild von den Kammern der Einzelftaaten 
gewählt, theild von den Regierungen ernannt, Beides 
bietet keine konſervativen Satantieen. Die Majoritäten 
der Einzellaminern würden nur Männer derſelben Rich⸗ 
füng wählen, und biefe Majöritäten find jest faft übers 
aM radikal. Die Negierängen werden nicht umhin kön⸗ 
ten, Männer zu ernemen, welche nicht in gu großem Ges 
genſatze zu der Richtung der Majoritäten ihrer Kammern 
ſtehen, weil fie fonft mit biefen in Kampf gerathen, und 
bie Ernannten felbft werben nicht immer ſtark gemug fein, 
der Hopularitätfucht zu widerftehen. So bürfte leicht 
ein folches Haus gefährlicher werben, Ald das Parla⸗ 
ment von zwei Hänfern-, wenn für biefe ein zweckmußi⸗ 
ges Wahlgeſetz gefunden wird. 

Das von der Rationalverſammlung beſchloſſene Wahl⸗ 
geſeh iſt natürlich unbrauchbar. Die Grandzüge des zu 
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erlaſſenden Wahlgeſetzes könnten wohl folgende ſein. Für 
das Volkshaus wären mittelbare Wahlen anzuordnen: 
Urwähler wäre jeder unbeſcholtene Mann von 28 Jahren, 
der eine gewiſſe direkte Steuer zahlt, wählbar nur wer 
30 Jahre alt iſt, ſowohl zum Wahlmanne als zum Abge⸗ 
ordneten. Auf 150,000 Seelen je ein Abgeordneter 
würde paſſend ſein. Die Mitglieder des Staatenhauſes 
würden theils von den Regierungen ernannt, theils von 
den Kammern der Einzelſtaaten gewählt; hier könnte 
aber nur wählbar ſein, wer eine ziewlich hohe Steuer 
zahlt, ſo daß in dieſem Hauſe Intelligenz und Beſitz ver⸗ 
treten wären. 

Die Kompetenz bee Parlamentes wäre eine zwei⸗ 
fache, die Geſetzgebung in Gemeinſchaft mit dem Direk⸗ 
torium innerhalb der oben bezeichneten Grenzen; und die 
Bewilligung der durch Matrikularbeiträge zu beſtreiten⸗ 
den Ausgaben. Für die Geſetzgebung hätten zwar auch 
die beiden Häuſer die Initiative, aber das Direktorium 
das abſolute Veto. Gleiches gälte für Verfaſſungsab⸗ 
änderungen. | 


V. 


Kann aber Oeſterreich einem alſo geſtalteten Deutſch⸗ 
land beitreten, ohne die Grundlagen ſeiner eigenen Macht 
zu gefährden? Kann es Died namentlich Angeſichts der 
neuen Berfaffung bes Kaiferflaates? Died wird von 
der Feindeutfchen Partei mit Entfchiebenheit verneint, und 
der Schein von Wahrheit, der hierin liegt, hat dieſe 
Partei fo ſtark gemacht. Eine ruhige Erwägung dürfte 
aber gleichwohl zur Bejahung jener Fragen führen. 

In der neuen öfterreichifchen Verfaſſung ſind zwei 
Elemente flaatlichen Lebens enthalten, dig Zgntralifation 
und der Partifularismus der Provinzen. Ed muß fi 
bald zeigen, welches Element das färfere, wird. Wenn 
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nicht alle Zeichen trügen, wirb das yrowinzielle Element 
vorwalten. Schon die Berfaffung felbft weift Darauf hin, 
indem fie den Reichsſtag nicht blos aus den Provinzial⸗ 
fländen hervorgehen läßt, fondern erft nach der Feſtſtel⸗ 
lung der Provinzialverfaffungen beruft. Hiezu fommt, daß 
zwar jet im Kampfe und in der Armee dad Zentralges 
fühl naturgemäß hervortritt, baß aber der Friede ebenfo 
naturgemäß dad Stammgefühl beleben wird. ' Eine Ger; 
manifirung Staliend wird kaum zu erreichen fein, bie 
völlige Einverleibung Ungarn in die Monarchie wenigs 
ſtens nicht ohne lange Kämpfe Sind dieſe Erwägun⸗ 
gen richtig und nimmt hienach die Berfaffung Oeſterreichs 
felbft den föderativen Charakter an, fo fteht auch nichts 
im Wege, daß die meiften Provinzen Deſterreichs dem 
deutfchen Staatenverband beitreten in der oben entwidels 
ten Geftalt. 

Für alle Provinzen wird ed allerdings nicht mög⸗ 
lich fein. Italiener und Deutfche können weder im Staas 
tenhaufe, noch im Bolfshaufe gedeihlich zufammenwirfen, 
und ein Nefultat der Bewegung von 1848, welches bie 
Lombardei und Hannover ald homogene Theile der deut 
{hen Nation erfcheinen ließe, ift den ftarfen Nationalges 
fühle beider Völker gegenüber fchlechthin unmöglich. 

Hier ift die Grenze, welche bei aller Berüdfichtigung 
biftorifcher Zuftände nun einmal nicht überfchritten wers 
den kann. Es gibt phyſiſche Unmöglichkeiten, es gibt aber 
auch ethifche und pſychologiſche. 

Mögen die Lenfer des öfterreichifchen Staates in 
biefein entfcheidenden Augenblicke wohl mit fih zu Rathe 
gehen, ehe fie den legten Ausſpruch thun. Sind Defter- 
reich und Deutfchland einmal förmlich gefchieden, fo wer; 
den fie fid) fchwer, wohl niemald vereinigen. Dann wirb 
im öfterreichifchen Staate das deutſche Element fehr in 
ben Hintergrund gebrängt werben, wo nicht ganz unters 
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Tiegen. In Deutfchland aber wird die Zentralifirung 
unaufhaltfam vorwärts gehen, und es ift dann vielleicht 
in nicht fehr ferner Zeit wahrfcheinlich, daß diefer große 
rein deutfche Staat eine mächtige Attraktion anf die- in 
Defterreich unterliegenden beutfchen Elemente übt. Hier⸗ 
auf hoffen und bauen die Führer der Fleindeutfchen 
Partei. ne 
Tritt dagegen Defterreih fofort mit feinen biöher 
zum deutfchen Bunde gehörigen Provinzen dem neuen 
Verfaffungswerfe bei, und behält es fich den Beitritt für: 
Ungarn vor, fo wird die irre geleitete öffentliche Mei⸗ 
nung außerhalb Preußens, namentlich in Sfüddeutſchland 
fehnell wieder auf feirie Seite fich neigen, bie ſüddeutſchen 
Negierungen werben ſich feſt an Defterreich anfchließen 
and Defterreich und Deutſchland werden vereinigt erhalten. 

Es iſt nicht zu verkennen, Daß einem ſolchen Ent 
fhluffe von Seite Defterreichd Bedenken entgegenftehen. 
Allein fie werden fich in ber praftifchen Ausführung der 
neuen Verfafiung mindern und von zwei Gefahren iſt 
doch die kleinere vorzuziehen. 

Die Ausſchließung Oeſterreichs if Das Feldgeſchrei 
der Revolution geworden. Die Erreichung dieſes Zieles 
iſt der Sieg der Revolution, und wird dieſe auf lange 
Zeit unüberwindlich machen. 


VI. 

Zuletzt iſt noch zu unterſuchen, auf welchem Wege 
nun, nachdem die Verhandlung mit der Nationalverſamm⸗ 
lung unmöglich gemacht worden ſein dürfte, die deutſche 
Verfaſſung zu begründen iſt. 

Vor allem müſſen ſich die größeren Regierungen ei⸗ 
nigen. Der geeignetſte Ort zur Verhandlung iſt jetzt 
aber Berlin, abgeſehen von allen andern Gründen ſchon 
deßhalb, damit Preußen nicht wieder zurücktreten kann. 
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Dann wären nad bem neu zu erlafienden Wahlge⸗ 
feße die beiden Häufer zu berufen, und diefen die von 
den Regierungen unter ſich vereinbarte Berfaflung zur 
Zuftimmung vorzulegen. Eine reine Oktrogirung ift nicht 
durchführbar. Denn felbft die Fonfervativen Parteien 
Deutſchlands erklären die Fürften für hiezu nicht beredy 
tigt und würden eine folche oftroyirte Berfaffung nicht 
anertennen. Es würde hiedurch das Signal zu einer 
neuen Revolution gegeben, und die Regierungen fünns 
tem biefer nicht mehr mit vollem Rechte entgegentreten, 
wie jetzt. Denn die Bundesbefchlüffe vom vorigen Jahre 
haben das Recht der Nation anerkannt, au der Bes 
grünbung der Berfafjung mitzuwirken. 

Dies ift ed, was geſchehen muß; es muß aber auch raſch 
geſchehen Die Revolution iſt gut organifirt, beherrſcht 
die Maſſen und zieht mehr und mehr die Mittelklaſſen 
anf ihre Seite. Verharren die Regierungen unthätig, 
geben fte nicht fehr bald die Befriedigung der wirklichen 
Bedärfniffe, fo. find fie verloren, und die flaatliche Ord⸗ 
nung ift auf ein Decennium vernichtet. 

München, am 5. Mai 1849. 


127. 


Inſtruktion für Den E. preufifchen Spe— 
zialbevollmächtigten Freiberrn von Ea- 
nig, d. d. IDten Moi 1849. 


Die wichtige und ernfte Angelegenheit der Neuge⸗ 
Heftaltung der beutfchen Berfaffung, welche feit fo fans 
ger Zeit Preußen wie "das übrige Dentichland in fort 
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währenber und bebentlicher Bewegung erhält, iſt num⸗ 
mehr in ein Stadium getreten, in welchem eine fchleus 
nige und befriedigende Löfung berfelben ein dringendes 
und unabweisbared Bebürfniß wird. Diefe Löfung hängt 
nach der Weberzeugung der Töniglichen Regierung wer 
fentlich von dem Einverftändniß mit dem kaiſerlich öfters 
reichifehen Kabinet in Wien ab, und es ift daher fchon 
lange ihr aufrichtiger Wunſch gewefen, diefes Einver⸗ 
ſtändniß zu erzielen. 

Sowohl die gegenwärtig faſt auf die Spitze getrier 
benen Verhältniſſe zu Frankfurt, als bie bevorſtehenden 
Verhandlungen mit den bdeutfchen Regierungen machen 
ed und doppelt wünfchendwerth, zuvor diefe Verſtändi⸗ 
gung zu erreichen. Es ift daher der Wille Sr. Majes 
ftät. des Könige, daß Ew. ꝛc. fih nach Wien begeben, 
um dem kaiſerlich öfterreichifchen Kabinet die Anfichten der 
föniglichen Regierung darzulegen, und fich mit demfelben 
fowohl über die definitiv anzuftrebende Geftaltung ale 
über den zunächſt einzuhaltenden Gang zu verfländigen. 

Indem ich Em. ꝛc., dem Befehl Sr. Majeftät des 
Könige gemäß, mit der Führung diefer Unterhandlung, 
beauftrage, erfuche ich Sie, ungefäumt die Reife nad) 
Wien anzutreten und ſich mit dem Faiferlichen Miniſter⸗ 
Präfidenten in Verbindung zu fegen, welchen ich zugleich 
durch den diesfeitigen Gefandten am Wiener. Hofe von 
Shrer Sendung in Kenntniß feße. 

Die Tönigliche Regierung geht von der Ueberzeugung 
aus, daß den Fortfchritten der Revolution, welche ſich 
gerade jest in benachbarten Staaten auf fo beklagens⸗ 
werthe Weiſe kund gegeben haben, und noch an manchen 
Orten Deutſchlands mit ähnlichen traurigen Ereigniſſen 
drohen, nur dadurch auf wirkſame Weiſe ein Ziel ge⸗ 
ſetzt werden könne, daß das wirklich vorhandene Bedürf⸗ 
niß des deutſchen Volkes nach größerer Einigung befrie⸗ 
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digt und dadurch der anardifchen Partei der Vorwand 
genommen werde, unter welchem fie biöher die Gemüther 
auch der Befleren verblendet und verwirrt hat. Wenn 
das Volk dad Bertrauen gewinnt, daß die Regierungen 
fich ernftlich der deutfchen Sache annehmen, fo wird Die 
jest in fo weiten Kreiſen verbreitete Aufregung von felbft 
verfhwinden, und ein gedeihlicher, der inneren Entwis 
delung förderliher Zuftand eintreten. Bon diefer Ue 
berzeugung ift die königliche Regierung bei allen ihren 
bisherigen Schritten geleitet worden; auf demfelben 
Grunde beruhet auch das jeßt eingefchlagene Verfahren. 
Wir glauben, daß die Faiferlich öfterreichifche Regierung 
mit uns daſſelbe Sutereffe und den Wunſch theilt, Dem 
tief gefühlten Bedürfniffe der deutfchen Nation baldige 
und umfaffende Abhülfe zu gewähren. | 


Mir nehmen dabei zugleich die vollſtändigſte Rück⸗ 
ficht anf die eigenthämliche Stellung und die befonderen 
Berhältniffe Defterreihd. Wir begreifen, daß baffelbe in 
einer andern Rage ift ald Preußen, und in manche Bes 
ziehungen nicht eingehen kann, welche durch die innige 
Berfnüpfung Preußend mit anderen deutfchen Ländern 
und die nicht abzulehnende Wechfelwirfung mit biefen 
bedingt find. Das Faiferlich öfterreichifche Kabinet hat 
dies mehrfach ausgefprochen; und indem wir die Stels 
fung, welche Defterreich fich felbft gegeben hat, als aus 
defien eigenem Bedürfniſſe nad innerer Kräftigung und 
Konzentrirung hervorgegangen, in vollem Maße anerfen- 
nen, wünfchen wir zugleich die Form zu finden, in wel 
cher die alten Bundeöverhältniffe mit demfelben nicht nur 
feftgehalten, fondern gefräftigt und enger gezogen werben 
fünnen. 


Ans diefen Erwägungen find die Anfichten und Vor⸗ 
ſchläge Dex, Föniglichen Regierung hervorgegangen, zu bes 
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ren WVeberbringung und Beſprechung Ew. ıc. von Gr. 
Majeftät dem Könige erfehen find. 

Ew. ꝛc. finden biefelben in ber anliegenden Denk⸗ 
fchrift, d. d. 9. d. M., entwidelt. 

Ew. ıc. wollen davon dem kaiſerlichen Minifterpräs- 
fiventen Kenntniß geben, und Die ganze Angelegenheit mit 
demfelben nach allen Seiten bin befprechen, ber Wich⸗ 
tigkeit ded Gegenftandes gemäß. 

Em. ıc. umfaffende Sachfenntniß und bewährted Urs 
theil gerade in diefer Krage werben Sie hinreichend in 
den Stand fegen, ale nöthigen Aufflärungen und Er- 
läuterungen zu geben, und indem ich Ew. ıc. Berichten 
entgegenfebe, brüde ich Shnen gern die Hoffnung aus, 
daß diefe wichtige Angelegenheit durch Ihre erfreuliche 
Mitwirkung zu einem glüdlichen, von dem ganzen Bas 
terlande erfehnten Ende werde geführt werden. Ich 
brauche faum zu bemerfen, daß die Ereigniffe drängen, 
und baher die Entfchlüffe in kürzeſter Krift gefaßt wer⸗ 
den müffen. 

Berlin, den 10. Mai 1840. 

(Be) Graf von Brandenburg. 
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Denktichrift der k. preufifchen Negie- 

rung, Die Union des Deutichen Bundes; 

ftaates mit Defterreich betreffend, d. di. 
ten Mat 1849. 


Die Gefahren der gegenwärtigen Lage Deutfchlande 
erwachfen hauptfächlich aus der Berbinbung ber mnita⸗ 
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riſchen mit ber demokratiſchen Partei. Diefe Berbinbung 
hat in der Paulskirche, vermittelft gegenfeitiger Konzeſſio⸗ 
nen, die lebten entfcheibenden Befchlüffe hervorgebradt; 
fie beiteht aber fhon mehr oder minder offen und aner- 
kaunt, feit dem Uinfange der deutfchen Bewegung im vos 
‚eigen Jahre, und fie ift ed, welche dieſer ihren eigenthüm⸗ 
lichen Charakter. anfgeprägt hat. 
Durch dieſe Verbindung allein gewimt bie Demo. 
finnische Partei, welche im :Deutfchen Volke Feine tiefen 
and feſten Wurzeln hat, ihre Kraft, indem fie dad tief 
‚gefühlte Bebürfniß, von dem die .‚unitarifchen Beſtrebun⸗ 
gem ausgehen, ald Hebel und Vorwand für ihre eigeren 
Hwecke benntzt; während die unitarifche Partei in ber 
demotratiſchen cin thätiges :umd wohl organiſirtes Werk⸗ 
-geng gefunden hat,. und dadurch über ihre. eigenen ur⸗ 
:fhrünglichen Tendenzen weit hinausgeführt worden. ift. 
“2. Diefe: Berbindung :wird ſich sen felbft löſen, wenn 
das wirkliche Bedürfniß, defien Ausdruck die. Beftrebun- 
gen der unitarifchen Partei find, befriedigt wind. - Dies 
ift die Aufgabe, welche die Regierungen fi ſtellen müſ⸗ 
fen. Das energifche Auftreten gegen bie verbrecherifchen 
Dläne der Demofraten, welches jeden Tag jest an irgend 
einem Drte Deutjchlands von Neuem nothwendig werben 
fann, wird nur dann einen dauernden Erfolg haben, 
wenn dem Bolfe zugleich die Gewißheit, daß feine beredhs 
tigten Forderungen erfüllt werden, gegeben, und es das 
durch den Einwirkungen der Demokraten entzogen wird. 
Vugleich werben eben dadurth die unitarifchen Beſtre⸗ 
Dungen am Beften von felbft-aufihr!ncchligee Maß zu⸗ 
rückgeführt und durch eine geſunbe Praxis der Mirklich⸗ 
keit die Extreme einer phantaftifchen » Theorie beſeitigt 
werden. 
‚Denn: jene Beſtrebungen fiad jetzt befangen in einem 
mnklaren Gemiſch ven unausführbarenpder. au; mmdr Kür 
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ſich verwerflihen, und von fehr wohl andführbaren und 

“in einem wirklichen Bedürfniſſe begründeten Forderungen. 
Es fommt darauf an, zwifchen beiden fcharf und Kar zu 
unterſcheiden; die letzteren zu befriedigen — dann fallen 
bie erfteren von felbft weg. 

Die tief im Herzen der beutfchen Nation wurzeln⸗ 
den Forderungen nun, ohne deren Erfüllung feine dau⸗ 
ernde Ruhe in Deutfchland eintreten und der Revolution 
fein Ziel gefet werden wird, laffen fich auf Folgendes 
zurückführen: 

die Herſtellung der Macht und Einheit Deutſch⸗ 
lands, mit der Möglichkeit eines gemeinſamen und 
kräftigen Auftretens vor dem Auslande und einer 
freien und fruchtreichen Entwickelung wahrhaft frei⸗ 
ſinniger Inſtitntionen im Innern; 

bie Schöpfung einer kräftigen nicht durch bie 

Möglichkeit inneren Widerfpruches in fich ſelbſt ges 

lähmten, alfo einer einheitlichen Exekutivgewalt; 

endlich die Bildung einer Nationalvertretung 
in Staatenhaus und Vollshaus mit geſetzgebenden 

Befugniſſen. 

Was über dieſe Forderungen hinausgeht, widerſpricht 

entweder dem innerſten Weſen der deutſchen Nationali⸗ 
tät, ſo wie dieſelbe in der Geſchichte und den Sitten des 
Volkes vor und liegt, ‘oder erfcheint als durchaus prak⸗ 
tifch unansführbar. Aber ed würde auch eine ſchwere 
and verderbliche Taufchung fern, wenn die Regierungen 
glauben wollten, hinter Diefen Forderungen zurückblei⸗ 
ben zu können. 

Wer aber die Lage der Dinge und die Eigenthüm⸗ 
lichkeit der deutſchen Verhältniſſe mit Klarheit und Be⸗ 
ſonnenheit anffaßt, wird ſich auch darüber nicht täuſchen 
können, daß dieſe Forderungen für ganz Deutſchland nicht 
anf fo leichte und einfache Weiſe zu befriedigen find, wie 
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riſchen mit der bemofratifchen Partei. Diefe Verhindung 
hat in der Paulskirche, vermittelft gegenfeitiger Konzeſſio⸗ 
nen, die Ießten entfcheibenden Beichlüffe hervorgebracht; 
fie befteht aber fchon mehr oder minder offen und aner- 
kaunt, .feit dem Anfange der deutfchen Bewegung im vo- 
rigen Sahre, und fie iſt es, welche .diefer ihren: eigenthün 
lichen Charakter -anfgeprägt:hat. 

Durch diefe Verbindung allein gewinnt Die Demo. 
kratiſche Partei, welche. im deutſchen Volke Feine tiefen 
and feſten Wurzeln hat, ihre Kraft, indem fie dad tief⸗ 
‚gefühlte Bedürfniß, von dem die ‚unitarifchen Beſtrebun⸗ 
zgen ausgehen, ald Hebel und Vorwand für ihre eigenen 
Bwecke bruntzt; während die nuiterifche Partei in - der 
demolratiſchen cin thätiges und wohl onganifirtes- IBerk 
zeug gefunden hat, und dadurch über ihre eigenen ur⸗ 
fgrüngliden Tendenzen weit hinausgeführt worden. ift. 
... Dieſe Verbindung :wird ſich son felbft löſen, wenn 
Das wirkliche Bedürfniß, deſſen Ausdruck die Beſtrebun⸗ 
gen der unitariſchen Partei ſind, befriedigt wind. Dies 
iſt die Aufgabe, welche die Regierungen ſich ſtellen müſ⸗ 
fen. Das energiſche Auftreten gegen die verbrecheriſchen 
Pläne der Demokraten, welches jeden Tag jest an irgend 
einem Drte Deutfchlands von Neuem nothwendig werden 
fann, wird nur dann einen dauernden Erfolg haben, 
wenn dem Bolfe zugleich die Gewißheit, daß feine berech⸗ 
tigten Forderungen erfüllt werden, gegeben, und es das 
durch. ben Einwirkungen der Demokraten entzogen wird. 
Vvugleich werden eben dadurth bie unitarifchen Beſtre⸗ 
ungen am Beſten von ſelbſt auf ihr richtiges Maß zu⸗ 
rückgeführt und durch eine geſunde Praxis der Mürklich⸗ 
keit die Extreme einer phantaflifchen Theorie beſeitigt 
werden. 

‚Denn: jene Beſtrebungen find jetzt befangen.sin einem 
mnklaren Semifch von unanusführbaren vder au mmdı Kür 
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ſich verwerflichen, und von fehr wohl andführbaren und 

in einem wirklichen Bebürfntffe begründeten Forderungen. 
Es kommt darauf an, zwifchen beiden fcharf und Flar zu 
unterfcheiden; die leßteren zu befriedigen — dann fallen 
Die erfteren von felbft weg. 

Die tief im Herzen ber beutfchen Ration wurzelns 
den Forderungen nun, vhne deren Erfüllung Feine daus 
ernde Ruhe in Dentfchland eintreten und ber Revolution 
fein Ziel gefett werden wird, laffen fi auf Folgendes 
zurüdführen: 

die Herftellung der Macht nnd Einheit Deutſch⸗ 
lands, mit der Möglichfeit eined gemeinfamen nnd 
fräftigen Anftretend vor dem Auslande und einer 
freien und fruchtreichen Entwidelung wahrhaft freis 
finniger SInftitationen im Imnern; 

die Schöpfung einer Träftigen nicht durch bie 

Möglichkeit inneren Widerfpruches in fich ſelbſt ges 

lähmten, alfo einer einheitlichen Erefutiogewalt; 

endlih die Bilbung einer Nationalvertretung 
in Staatenhaus und Vollshaus mit geſetzgebeuden 

Befugniſſen. 
| Was über biefe Forderungen hinausgeht, widerfpriäht 
“entweder dem inmerften Weſen der dentfchen Nationalis 
tät, fo wie dieſelbe in der Geſchichte und den Sitten des 
Boltes vor und liegt, oder erfcheint als durchaus prak⸗ 
tiſch unausführbar. Aber ed würde auch eine ſchwere 
und verberbliche Täuſchung fein, wenn die Regierungen 
glauben wollten, hinter Diefen Forderungen zurüchlei⸗ 
ben zu können. 

Wer aber die Lage der Dinge und die Eigenthüm⸗ 
lichkeit der deutſchen Verhältniſſe mit Klarheit und Be⸗ 
ſonnenheit auffaßt, wird ſich auch darüber nicht täuſchen 
können, daß dieſe Forderungen für ganz Deutſchland nicht 
anf fo leichte und einfache Weiſe zu befriedigen find, wie 
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fie aus bloßen Schultheorieen abgeleitet worben find. 
Sie find nicht mit einer rafch entworfenen und auf alle 
Theile Dentfchlands angewandten Berfaflung, fie find 
überhaupt nicht mit einer und derfelben Inſtitution zu 
erfüllen. Es liegt in der Natur der deutfchen Verhält⸗ 
niffe eine Doppelheit, welcher in der neuen Geftaltung 
und Organifation Rechnung getragen werden muß. Diele 
Doppelheit liegt in dem Verhältniſſe der Gefammtheit 
ber Ration und der Einzelftaaten und ihrer Wechſelbe⸗ 
ziehungen auf einander; fie tritt zugleich in der verfchies 
denen Stellung der beiden deutfchen Großmächte ganz 
befonders hervor. 

Während Preußend Leben und Exiſtenz ganz eben 
ſo wie Deutſchlands, von der Befriedigung aller jener 
Forderungen abhängt: ſo ſieht Oeſtreich, wie es dies 
ſchon offen ausgeſprochen hat, ſich in der Unmöglichkeit, 
die beiden letzteren derſelben zu erfüllen. 

Es hat erklärt, daß es die Möglichkeit nicht aner⸗ 
kennen könne, ſich auch in den allgemeinen Bundesange⸗ 
legenheiten unterzuordnen, und darum auch eine einheit⸗ 
liche Exekutivgewalt für unmöglich halte; es hat eben ſo 
entſchieden ausgeſprochen, daß es auch ſeine deutſchen 
Bundesländer nicht den legislativen Beſchließungen eines, 
nicht der Geſammtmonarchie angehörigen Parlamentes 
unterwerfen, und darum an einer deutſchen Nationals 
‚ Vertretung in einem Bolfshanfe nicht Theil nehmen könne. 

Wir erfennen den Standpunkt Oeſterreichs vollkom⸗ 
men an. Es hat beide Bedürfniſſe, das einer einheitlich 
kräftigen Exekutivgewalt und das einer nationalen Ge- 
fammtvertretung, zunächſt in feiner eigenen Monarchie 
zu befriedigen gehabt; ed hat fie durch die Verfaffung 
vom 4. März d. 5. befriedigt, und dadurch ber allge 
meinen Stimme, weldye dieſe Kräftigung und Zentrali- 
‚fung des Gefammtitanted dringend forderte, genügt. 
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einer Pflicht genügt, welche bie Selbfterhaltung ihm: 
gebot. 

Mir müffen eben darum auch zugeben, daß Oeſter⸗ 
reich fich nicht in demfelben Sinne wie Preußen und ans 
dere beutfche Länder, einer zentralen Exekutivgewalt und 
einer Rational Bertretung Deutſchlands hingeben Tann. 
Die verfchiedenen Länder ider üfterreichifchen Gefammts 
Monarchie find jebt zu eng und feft mit einander vers 
bunden und zu fehr auf ein immer engereö Zufammens 
ziehen diefer Bande angewiefen, ald daß ein Theil ders 
felben einer gefeßgebenden Gewalt untergeordnet fein 
fönnte, beren Schwerpunft außerhalb ihrer läge; andin, 
dem die alten Bundeslande Defterreichd nunmehr ihre we⸗ 
fentlihe und nothwendige Stelle in ber eigenen Ratio» 

nal⸗Vertretung ded Geſammtſtaates finden, ift ed freilich 
nicht denkbar, baß fie noch an einer anderen National 
Bertretung Theil nehmen follten. Und je mehr wir ans 
.erfennen, wie unumgänglich nothwendig für einen fo reis. 
hen und in fi fo mannigfach gegliederten Organismus, 
wie bie öfterreichifche Gefammts Monarchie, eine kräftige 
ale Fäden in Einer Hand zufammenfaflende Stellung 
der zentralen Eretutiogewalt ift: um fo weniger können 
wir erwarten, daß eine ſolche Megierung ſich auch nur 
eines Theiles ihrer Sonverainetät zu Gunften eines beut« 
fhen Bundesftaated begeben könne. 

Mir müffen alfo die Stellung Defterreichd, wie bie 
faiferliche Negierung in den oben angeführten Erklärun⸗ 
gen ſie ſelber bezeichnet hat, als vollkommen in den Um⸗ 
ſtänden und Verhältniſſen begründet annehmen. 

Daß die Stellung Preußens zu Dentſchland eine 
ganz andere ift, daß Preußen nur aus der innigften Ber 
bindung mit Deutfhland feine Lebenskraft fchöpfen kann, 


daß ihm — eben um der nung er feiner geis 
Rott u. Merd, Quslienfammlung. II. Band. 
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fligen und materiellen Berhältniffe mit ben übrigen Deuts 
fhen Staaten willen — ein vorwiegended Eingreifen 
in die Leitung ber gemeinfamen Angelegenheiten, eine 
Betheiligung an einer RationalsBertretung Deutſchlands 
sicht nur möglich, fondern felbft Bedürfniß und Pflicht 
ift, bedarf fchwerlich mehr als der bloßen Andeutung. 
Wir dürfen nicht zweifeln, daß auch Defterreich dies in. 
vollem Maße anertennen werde, fo wie wir Die verfchies 
dene und eigenthümliche Stellung Defterreich® anerfennen. 

Diefer Doppelheit in den deutfchen Berhältniffen — 
anf welcher der Reichthum der inneren Entwidelungsfähigs 
keit Deutfchlands beruht — wird daher auch eine Doppel 
heit in der Organifation entfprechen müſſen. Senes Ziel 
ber beutichen Macht, Einheit und Freiheit, das wir oben 
ald die berechtigte Grundlage der unitarifchen Beſtrebun⸗ 
gen anerfannt haben, und das Preußen weder für fich, noch 
für Deutfchland aufgeben kann, wird fidy nicht Durch einen 
einzigen Akt erreichen laffen, fondern nur durch zwei gleichs 
zeitige, einander ergänzende Inflitutionen. indem diefe 
Inftitutionen dem Bedürfniffe der Gegenwart genügen, 
müſſen fie zugleich fo gebildet fein, daß fie die Keime einer 
zukünftigen Entwicelung in ſich tragen, einer Entwickelung, 
bie um fo fruchtreicher fein wird, je mehr die gegenwärtige 
Schöpfung fih an den feften Boden der Wirklichkeit ans 
fehließt, und mit weifer Mäßigung und Befonnenheit von 
Idealen fic, fern hält, und nur das praftifch Erreichbare 
zu verwirklichen firebt, ohne doch der Entfaltung umfaf- 
fender Ideen eine hemmende Schranfe entgegen zu flellen, 

Die kaiſerlich üfterreichifche Regierung hat felbft 
fhon mehrfach auf eine foldye Entwidelung hingedeutet, 
wie diefer Gedanfe auch unfern früheren Mittheilungen 
an diefelbe nicht fremd geblieben if. Wir halten den 
Augenblid nunmehr für gefommen, um für diefes Ver⸗ 
hältniß den feſten und klaren Ausdruf zu gewinnen, 


Sen 
Wir hoffen darin bie lange erſehnte Löſung der großem 
beutichen Frage zu finden; daß: Diefelbe zum einem vaſchen 
und definitiven Abſchluſſe komme, iſt ein Bedürrfniß, wel⸗ 
ches alle deutſche Staaten mis uns theilen. 

Die zwei Juſtitutionen, Die wir für nothwendig hal⸗ 
ten, — und zwar, wie wir bemerken dürfen, nicht raw 
vom deutſchen, fondern vom eurspälfchen Gefidytäpundte 
and — find der deutſche Bundesſtaat und die dentſehe 
Union mit Defterreich. 

„Der deutfche Bundesftaat bilde fie} ohne Ooſterreich 
en trete aber zugleich mit der öſtenreichiſchen Geſammt⸗ 
Monarchie in eine feſte Union. 

Dadurch wird: Oeſterreich für- Deutfchland, Dentfch. 
land für Defterreich erhalten: werden Die wirdtich und 
faktiſch beftehenden Vorhältniſſe, welche: wegläugnen zu 
wollen eine große Thorheit. wäre, werden darim ihren 
entfnrechenden Audorud finden; und e& wird baburch 
Klarheit und Sicherheit. im die Beziehungen Basumen, 
welche bisher in einer unklaren und verworrenen Ders 
wickelung fi bewegten. Es wird, umferer innögen Ue⸗ 
berzeugung nach, das Bebürfniß Deutſchlands, Deſterreichs 
und Preußens gleichmäßig befriedigt werden; und alle 
brei werben: fi, flatt einander zu hommen und zu hie 
dern, vielmehr gegenfeitig in ihren Entwidelung fönbern 
und unterftüßen. 

Wir glauben daher mit unferem Vorſchiage auch dem 
eigenen: Intereffe Defterveichd entgegen zu kommen. Ein 
folches ſtarkes und inniged Bundes⸗Berhältniß wird Deſter 
xeih wie Deutfchland die fihere Bürgfchaft gewähren, 
ohne Störung von außen fich im Innern fefl und krüfſ⸗ 
tig Tonfolidiren zu können — ein Bedürfniß, welches von 
beides gleichmäßig gefühlt wird. Der Schutz und: bie 
Garantie ihres Beſtandes, die beide ſich gegemfeitig: ger 
mähren, muß beikem gleichmäßig: wiltummen ſein. We 
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auch follte jeder von beiden Theilen feine natürlicheren 
Bundeögenoffen finden? Zugleich würbe eine ſolche Union 
die befte Bürsfchaft des europäifchen Friedens fein; fie 
würde in höherem Maße und ohne bie biöherigen Hemm⸗ 
niſſe den Beruf erfüllen, welchen fohon bei der Gründung 
des Bundes von 1815 Preußen unb Defterreich ind Auge 
faßten; und fie würde zugleich eine freiere organifche 
Entwidelmg im Innern in Ausſicht ftellen, als folche 
durch Die Ungunſt der Zeitverhältniffe dieſem früheren 
Bunde zu Theil geworden. 

Ald die Grundzüge einer folchen Union werben wir 
bezeichnen müflen: 

gegen das Ausland find beide Glieder berfelben uns 

trennbar eins und verbunden; 

nach innen aber bilden fie zwei felbftftändige Kör⸗ 

per mit eigener Gefeßgebung; 

zwifchen beiden findet dann eine fernere Vereinigung 

ftatt durch freie Verträge, welche die möglichfte Aus- 

gleichung und Verknüpfung der beiderfeitigen mates 
riellen Intereſſen ficher ftellen und deren immer weis 
tere Entwidelung möglich machen. 

Auf diefe Grundzüge ift der anliegende Entwurf eis 
ner Unionsakte geftügt, den wir der Faiferlich öfterreichi- 
fchen Regierung zur Prüfung und weiteren Beſprechung 
vorlegen. 

Wir knüpfen daran die Hoffnung auf die endliche 
Löſung der großen Frage, welche das gemeinfame Va⸗ 
terland mit fo tiefgreifender Bewegung, ja in neuefter 
Zeit mit fo heftigen Zudungen erfüllt hat; und wir hals 
ten diefen entfcheibenden Schritt — denn als einen fols 
hen müflen wir ihm in diefem Augenblicke anfehen — 
durch die oben dargelegten Erwägungen ber gegenwär- 
tigen gefahrvollen Lage Deutfchlande, fo wie der in der 
Ratır der deutfchen Intereſſen begründeten : beutfchen 
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Berhältniffe für hinreichend motivirt, um einer baldigen 
und offenen Erklärung der Faiferlich öfterreichifchen Regie⸗ 
rung entgegenfehen zu dürfen. 

Wir haben hiermit unfere Anficht über das, was gu 
ſchaffen und zu bilden fei, um dem augenbliclichen, wie 
dem dauernden Bebürfniffe zu genügen, offen und unver⸗ 
hohlen dargelegt. Es bleibt und noch übrig, und darüber 
auszufprechen, wie und anf welchen Wege nadı unferem 
Dafürhalten biefe Schöpfung ind Leben zu rufen fein 
würde, und was wir von der Faiferlich öfterreichifchen Re⸗ 
gierung erwarten zu müflen glauben. 

Wir fallen dies in folgenden vier Punkten zufammen: 

1. Wenn die Faiferliche Regierung fich im Weſent⸗ 
lichen mit unferer Anficht einverftanden finden Tann, fo 
bürfen wir erwarten, Daß fie die Grundzüge ber Union, 
wie fie in dem erwähnten Entwurfe niedergelegt find, ans 
nimmt und ihren hiefigen Gefandten ermächtigt, darauf 
mit Preußen abzufchließen. . 

Wie dringend der Augenblid und wie wänfchend- 
werth es daher ift, zu einer fchleunigen Erlebigung der 
ſchwebenden Fragen zu gelangen, bebarf nicht erft and 
geführt zu werben. 

Wir dürfen daher hoffen, daß die Faiferliche Regie⸗ 
rung ihre Entfchließung nicht verzögern, und uns balb 
zum Abfchluffe der Verhandlungen in-den Stand fegen 
werbe, wenigitend fo weit ed die Grundzüge der Union 
betrifft, wenn auch dad Weitere ber ferneren Berathung 
vorbehalten bleiben mag. 

2. Preußen übernimmt es, diefe Union den anberen 
deutfchen Regierungen und ber National» Bertretung ge⸗ 
genüber ins Leben zu rufen. 

Es erkennt dies als ſeinen Beruf an, nach der Stel⸗ 
lung, die es ſchon jetzt in Deutſchland einnimmt, und 
die ihm im künftigen Bundesſtaate zukommen wird. Es 


fiebt weder won Seiten ber Regierungen, noch ber Na⸗ 
tienal⸗Vertretung, roriche innerhalb des Bundes ſtaates 
demnächſt zuſammentreten wird, erhebliche Schwierigkri⸗ 
te voxraus, ſobald Deſterreich offen feinen Eutſchluß er 
Hört at. Die Einführung der Union in bie völlerrecht⸗ 
lichen Beziehungen wird natürlich son Defberreich umd 
Bornpen gemeinſam geſchehen. 

8. Bär erwarten dagegen, als die natürliche Folge 
Des erzielten Einverſtaãndniſſes, daß die kaiſerlich öfterreishi- 
sche Regierung offenkundig erfläre: wie fie der Bildung 
des Bundesſtaates mit Preußen an der Epige nicht eut- 
gegen fei, und Preußen völlig freie Hand darin laſſe, 
Die Dazu mörhigen Schritte gu thun, und mit den übri- 
geu deutſchen Regierungen felbfiftändig die erforderlichen 
VBVerhandlungen und Berabrebungen zu treffen und bie 
. wumeren Ciurichtsingen defielben, fowohl in Bezug auf bie 
Exrelutip⸗Sewalt als auf He Rationals Bertretung und 
die Verknüpfung der inneren Intereffen durch freie Yes 
bercictunft wab mad, bem Bebürfniffe gu orbnen. 

Mir haben Schon oben bemerkt, wie nothwendig es 
gi, daß die fo Tag fir Tag und Det für Dre in 
Deutfchland erforderten energifchen Wagregeln zur Un⸗ 
kerbrüchumg gewaltfamer bempfratifcger Ansbrüche Hand 
in Hand geheu mit der Befriedigung der wirklichen Bes 
dürfniſſe, aus denen bie unitarifche Bartei ihre Popula⸗ 
ritat und ihre Stärke ſchöpft. Died kann nur gefchehen 
Dadurch, Daß baldigſt der Bundesſtaat und. in demſelben 
eine wahrhafte National-Bertretung in's Leben tritt. 
Preuben hat die vorbereitenden Schritte dazu gethan, 
inden rd die Übrigen Staaten zu Beſprechungen in Ber; 
lin eingeladen hat. Es wäre überflüffig, noch beſonders 
bemerken zu wolle, wie wichtig für den Erfolg Diefer 
Meſprechungen das erklärte Einverftänbniß Oeſterreichs 
ſein wird, und nie viele Schwierigleiten dadurch wärs 
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. den befeitige werben. Der Gedanke bes Bundesſtaates 
würde dadurch eine feite Begrenzung und eine fichere 
Grundlage gewinnen; und Bölfer und Regierungen würs 
ben durch bie zuverfichtlichere Hoffuung auf das Zuftans 
befommen beflelben beruhigt und vielleicht vor manchem 
beflagenswerthen Schritte bewahrt werden, Wir hegen 
das Vertrauen zu ber bundeösfreundlichen Gefinnung Der 
Faiferlihen Regierung, daß fie, einmal in dem Weſent⸗ 
lichen unſeres Planes mit uns einverfianden, und auch 
in Diefer Beziehung in dem gleichen offenen Sinne ents 
gegenfommen und mit der Erklärung ihres Einverfländs 
niffes nicht zurückhalten werde. 

4. Wir glauben daſſelbe Vertrauen zu der Faiferlis 
chen Regierung hegen zu bürfen in Bezug auf die au⸗ 
genblidliche Fürforge für die Leitung der beutfchen Ans 
gelegenheiten; und erwarten Daher, daß biefelbe ihre Zus 
flimmung Dazu geben werde, Daß bis zum Abſchluſſe der 
Bundesſtaats⸗Verfaſſung Preußen die proviforifche Zens 
tralgewalt übernehme. Es erfcheint dies im Intereſſe 
des Augenblidd unerläßlih; mehrere und bebeutenbe 
deutſche Staaten haben fchon den Antrag darauf an 
Preußen gerichtet. Die NationalsBerfammlung ift Durch 
ihre letzten Schritte in eine Richtung hineingefommeen, 
weiche kaum noch dem Gedanken Raum läßt, daß fie 
lange in ihrer jegigen Eriftenz fih erhalten Tünne. Ihr 
Zerfallen wird aber jedenfalld von bedeutenden Krifen 
begleites fein. Mit ihr fteht und fällt — barüber wird 
man ſich fchwerlich täufchen Fünnen — die jetzige pros 
viforifche Zentralgewalt, welcher durch, das Aufhören Der 
National-Berfammlung der Boden unter den Füßen ent 
zogen wird. Daß dann für den Augenblid BVorforge 
proviforifch getroffen werden muß, ift einleuchtend; und 
Preußen wird fi) dem fo vielfach an ihn ergangenen 
Rufe nicht entziehen können. Die durch die Umtriebe 
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der revolutionairen Partei in ihrer Exiſtenz gefährdeten 
dentfchen Staaten erwarten nnd fordern von ihm Schuß 
und Hülfe; ed hat fie verfprochen und fühlt fich flarf 
genug, fie zu leiften; aber es muß ſich auch fagen, daß 
es bas nur dann mit vollem Erfolge thun kann, wenn 
8 Einheit in die Maßregeln bringen und zu Dem Zwede 
proviſoriſch die Leitung derfelben in feine Hand nehmen 
fann. Es beanfprucht Died nicht gegen den Willen, fon 
bern mit Zuftimmung ber Regierungen, und es hofft 


. nd erwartet dieſe Zuftimmung zunächſt von Deiterreic, 


welchem das dringendfte Interefie an Erhaltung ber 
Ruhe und Ordnung auch im übrigen Deutfchland mit 
ihm felber gemein if. Daß es mit der ernten Ausüb- 
ung der ihm dadurch erwachfenden Pflichten die firengfte 
Achtung aller Rechte verbinden wird, bebarf nicht erft 
bemerkt zu werden. 

Dies find die Anfichten, Erwartungen und Wünſche 
Die wir der Taiferlichen Regierung vertrauensvoll vors 
legen. 

Wir glauben burch die offene Entwidelung unferer 
Borfchläge ihren eigenen Wünfchen entgegenzufommen ; 
wir hoffen, durch diefen Schritt dem gemeinfamen deut⸗ 
ſchen Baterlande den wefentlichiten Dienft zu leiften, und 
‚die fo lange fchwebende Frage um Deutfchlands Zukunft 
nunmehr einer endlichen Löſung entgegen zu führen. 

Wir erwarten und erbitten daher mit Bertranen 
‚eine eben fo offene und rüdhaltslofe Erwiderung. 
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Grundlinien zu einer Unionsafte, vorge- 
legt mit Der k. preufifchen Dentkfchrift 
vom ten Mai 1849. 


4. Die deutfche Union ift ein unlöslicher völfers 
rechtlicher Bund, und befteht aus: 

a) der öfterreichifchen Monarchie, 

b) dem deutfchen Bundesftaate. 

Die Verhältniffe von Pofen, SchleöwigsHolftein und 
Lauenburg, Limburg in der Union werden durch Zufaßs 
. Verträge geordnet. 

2. Der Austritt aus ber Union flieht Feinem Bliede 
frei. Die Aufnahme neuer Ölieder erfordert die Zuftims 
mung fämmtlicher anderen. Beränderungen in dem ges 
genwärtigen Befigftande der Unions⸗Glieder können feine 
Veränderung in den Nechten und Pflichten derfelben in 
Bezug auf die Union bewirken; freiwillige Abtretungen 
einzelner Theile des Unions⸗Gebietes bedürfen der Zus 
ſtimmung der Union. 

3. Der Zwed der deutichen Union ift die Erhalt. 
ung der äußern und innern Sicherheit, fo wie Der ges 
genfeitigen Wohlfahrt ihrer Glieder. 

4. Zwifchen den Öliebern der Union befteht ewiger 
Friede ; Streitigkeiten zwifchen beiden find auf Anrufen 
jedes Theiles an einen ber oberften Gerichtehöfe ald Aus 
fträgal-Inftanz zu verweifen. 

5. Tas Unions⸗Gebiet ift dem Audlande gegenüber 
infofern ein gemeinfames, baß jeder Angriff auf daf- 
felbe, von welcher Seite er komme und welchen Theil der 
Grenzen er bedrohe, ftetö mit gemeinfchaftlichen Kräften 
zurüdgewiefen wird. 

6. Wenn eines der beiden Glieder ſich zu einem Aus 


886 


grifföfriege genöthigt erachten follte, fo liegt ihm ob, dem 
anderen Theile die Ueberzeugung zu geben, Daß diefer 
Krieg durch das Geſammt⸗Intereſſe der Union geboten 
fi. Nur unter diefer Vorausſetzung wird ber Krieg 
eine gemeinfame Sache der Union. 

7. Die gegenfeitigen Leiftungen beider Glieder der 
Union in den unter 5. und 6. angebeuteten Fällen wer; 
den durch eine befondere Uebereinkunft im Borand ges 
regelt. 

8. Die beiden Glieder ber Union behalten das Recht 
der Bünbniffe und Verträge mit auswärtigen Staaten, 
ohne daß hieraus eine Verpflichtung für die Union er: 
wachfe. Keine Berbindung diefer Art darf jeboch Bes 
Stimmungen enthalten, weldye die Sicherheit der Union 
und ihrer Glieder irgendwie gefährden. 

9. Die Union ernennt und beglaubigt ſämmtliche 
ftändige Gefandten im Auslande. Der durch dieſe Mif- 
fienen gehende völferrechtlihe Berfehr wird im Namen 
und Auftrage der dentfchen Union geführt; die Gefandt- 
fchaften empfangen von der Union ihre Inſtruktionen, 
und berichten an diefelbe. Die Beſetzung der diploma: 
tifchen Poften gefchieht nad; einem zwifchen beiden 
Unions⸗Gliedern befonders zu regelnden Turnus. 

10. Jedem der beiden Glieder der Union bleibt es über: 
Laffen, für befondere Zwede Bevollmächtigte an auswär: 
tige Regierungen abzufenden. Diefe werden dann nur 
von dem betreffenden Gliede beglaubigt unb inftruirt, 
haben jedoch die fländigen Unions> Gefandten am Orte 
ſtets in voller Kenntniß ihrer Gefchäftäthätigfeit zu er 
halten. Ä | | 

11. Sämmtliche Konfulate werben von der Union 
beftellt und in deren Namen verwaltet. 

12, Die bisherigen Bundesfeftungen gehen in das 
Kigenthum und die Verwaltung ber Union über. 
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13. Es werden unverzüglich Verhandlungen eröffs 
net, um die möglichſte Gemeinſchaft zwiſchen beiden Glie⸗ 
dem der Union in Bezug auf Freigägigkeit, gerichtliche 
Hülfe, Befreiung ded Verkehrs, Handels» Sutereffen, 
Schifffahrt, Poften und Eifenbahnen, Münze, Maß und 
Gewicht, Auswanderung ıc. durch befondere Verträge 
zu erzielen. | 

14. Als Organ für die Leitung der Uniond-Angeles 
genheiten tritt ein permanentes Direktorium von 4 Mits 
gliedern zufammen. Oeſterreich fenbet deren zwei, Preu⸗ 
Ben und die andern deutſchen Staaten gleichfalls zwei. 
Den Gefchäftd-Borftg übernimmt Deftreih. Das Unionds 
Direktorium nimmt feinen Sig in Regensburg. 

15. Die Mitglieder ded Direftoriams können von 
ihren Bollmachtgebern jederzeit abbernfen werben. Ste 
find an die Inſtruktionen gewiefen, welche ihnen von ben 
verfaflungsmäßigen Gewalten der beiden Uniondglieber 
sufommen, und haben diefe in allen Fällen einzuholen 
wo fie fi in ihren Befchläffen nicht zu einigen vers | 
mögen ”). | 


*) In der vom k. preußifchen Spezialbenomächtigten in Wien 
überreichten Faſſung dieſes Entwurfs lautet Nr. 9: 
„Die Politik der Union wird als eine gemeinſame betrach⸗ 
tet und behandelt“ 
und Nr. 10. 14. und 15. find weggelaffen. 
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KR. 8. öfterreichifche Denkſchrift, in Er- 

widernug der F. preufifchen Denkſchrift 

von Den Mai 1849. d. d. 16ten 
Mai S49. 


Die kaiſerliche Regierung ift gewiß weit entfernt, 
die Gefahren zu vertennen, von welchen Deutfchland 
durch Die vorübergehende Verbindung der unitarifchen 
mit der demofratifchen Partei bedroht wird. Sie theilt 
aber nicht minder die von dem Eöniglich preußifchen. Ka; 
binete in feiner Denffchrift vom ten d. M. ausgefpros 
chene Ueberzeugung, daß die legtere dieſer Parteien nur 
durch die Stüße, welche fie dermalen an der erfteren fin 
bet, Geltung und einen Beforgniß erregenden Einfluß 
zu erlangen vermöge. 

Diefe Ueberzeugung ift ber öfterreichifchen Regierung 
nicht erft heute geworden. Durch fie geleitet und in bil 
liger Anerkennuug, daß die biöherige Verfaffung Deutſch⸗ 
lands den Bedürfniffen der Nation wirklich nicht mehr 
zu genügen vermöge, hat das Faiferliche Kabinet ſich bes 
reitd vor geraumer Zeit und wiederholt darüber erklärt, 
daß es, weit entfernt, dem nad, größerer Einigung fire 
benden Nationalgefühle entgegenzutreten, vielmehr vol- 
fommen geneigt fei, den Wünfchen, welche der Ausdruck 
eined wahren Bedürfniſſes find, feinerfeitd bereitwillig 
zu entfprechen. 

Es ift jedoch nicht zu verfennen, daß diefed National: 
gefühl, namentlich in der legteren Zeit, vielfach irre ges 
leitet and mißbraucht, ſich dermalen in Anforderungen 
fundgebe, welche das wahre Bedürfniß bedeutend übers 
fhreiten und felbft fo weit gehen, daß deren unbedingte 
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Anerkennung eine beflagendwerthe Störung aller natürs 
lichen, wie aller Rechtöverhältniffe herbeiführen müffe. 

Diefem zu feuern ift aber die Aufgabe der Regie⸗ 
rungen. Ihnen liegt ed ob, den Augfchweifungen eines 
fonft edlen Gefühle Grenzen zu feßen, und die Erfüllung 
ber aus denfelben entfpringenden Wünfche auf das richs 
tige Maaß zu befchränfen. | | 

Seiner Pflicht getreu hat demnach das Eaiferliche 
Kabinet zwar die Nothwendigkeit einer Neugeftaltung 
Deutfchlands zugeftanden, und auch feine Mitwirkung zur 
Gründung eines einigen mächtigen und flarfen Deutfchs 
lands zugefichert, jedoch zugleid die unmandelbare les 
berzeugung audgefprochen, daß diefed Ziel nur dann zu 
erreichen fei, wenn das neue Verfaſſungswerk Die Adhs 
tung der wohlerworbenen Rechte Aller, die Berücfichtis 
gung und Förderung ber ftaatlichen und materiellen Ins 
tereffen der Einzelnen als oberften Grundfag anerfenne. 

Auf diefem Grundfage beruhen Oeſterreichs Borfchläge 
für die Bildung eines Reichs⸗Direktoriums, für die Vers 
tretung des Volkes bei demfelben, und für die organi⸗ 
ſche Bereinigung der von einem und Demfelben Stamme 
bewohnten, ohnehin durch gemeinfame Intereſſen verbuns 
denen Ländertheile. | 

Diefe Borfchläge dürften zwar den überfpannten Ans 
forderungen unferer Zeit nicht genügen, fie entfprechen 
aber ven wahren Bedürfniffen, welche als foldye zur Gel 
tung kommen müffen, wenn der Kampf der jebt entfef- 
felten Leidenfchaften befchwichtigt, wenn Das verirrte 
Nationalgefühl durch die Rückkehr zu einer richtigeren 
Erfenntniß wieder geläutert fein wird. 

Der Bau, zu deffen Gründung Deftrrreich aufrichtig 
mitzuwirken wünfchte, und an welchem es nad) dem von 
ihm angedeuteten Plane auch mitzuwirken in der Lage 
gewefen wäre, war nicht fowohl auf die Befriedigung 


der in dieſem Angenblide is arger Selbſttäuſchung be 
fangenen öffentlichen Meinung, als vielmehr auf die Be 
bürfniffe der Zufunft berechnet. Sn ihm waren: Bürg- 
ſchaften feiner Dauer zu finden. 

So vergeblid) auch. die Bemühungen des kaiſerlichen 
Kabinetd geweien, eine Verfländigung mit der Foniglich 
prenßifchen Regierung über diefe Fragen herbeizuführen, 
gab es fih doch. audı immer der Hoffnung hi, daß 
eine ſolche vor dem Eintritte ernflerer Ereigniſſe zu er⸗ 
zielen fein werde. 

Die durch Heren General v; Canitz nad) Wien ge 
langte Denkſchrift des königlich preußifchen Hofes vom 
Oten d. hat dieſe Hoffnung vernichtet und die bedauer⸗ 
liche Ueberzeugung gewährt, daß die Anfichten Preußens 
von jenen Oeſterreichs wefentlich verfchieben geblieben find. 

Zwar ftimmen beide darin überein, daß die unitaris 
fhen Beftrebungen unferer Tage, großentheild nur von 
äußern und vorübergehenden Umfänden hervorgerufen 
und bedingt, auch mit diefen. verfchwinden werden; aber 
das königliche Kabinet glaubt nichts defto meniger dem 
fi) Eundgebenden Streben nad) Einheit unbedingt und 
in vollem Maße entfprechen zu follen, indem ed von 
der Ueberzeugung ausgeht, daß ein ſolches Zugeſtänd⸗ 
niß die empörten Leidenfchaften entwaffnen und für die 
Dauer feffeln werde. 

Wie gerne würden wir eine folche Ueberzeugung thei- 
len! Mir vermögen ed aber nicht, und da: diefelbe die 
son dem königlich preußifchen Hofe gefaßten: Entfchlüffe 
bereitö zur vollen Reife gebracht zu haben fcheint, dürfte 
das Faiferliche Kabinet ſich darauf befchränften können, 
die von ihm verlangte Erwiderung auf die Borfchläge, 
welche Preußen ihm gemacht hat, hier niederzulegen. 

. Die Krone Preußen beabfichtigt den Forderungen 
ber Zeit 
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„burc Die Herftellungber Macht und Einheit Deutſch⸗ 
„lands. mit der Möglichkeit eines gemeinfamen und 
„Fräftigen Auftretend gegen dad Ausland und eis 
„ner freien und fruchtreichen Entwidelung freifinni- 
„ger Suftitutionen im Innern; — 
„durch die Schöpfung einer fräftigen, nicht durch 
„die Möglichkeit inneren Widerfpruches in ſich felbft 
„gelähmten, alſo einer einheitlichen Erefutiv-Gewalt;. 
„endlich, durch die Bildung einer National: Bers 
ntretung in Staatenhaus und Volkshaus mit gefeß- 
ngebenden Befugniſſen“ 
zu entfprechen, und diefen fo errichteten Bundesflaat im 
ein vertragsmäßiges Unions⸗Verhältniß zu Defterreich zu 
fegen. | 

An die Kundgebung diefes Vorhabens werden die 
Borfchläge gefnüpft: 

1) daß Defterreich die Grundzüge diefer Union, wie 
fie in einem zur Einficht mitgetheilten Entwurfe an⸗ 
gedeutet find, annehmen, und feinen Sefandten zu 
Berlin ermächtigen wolle, daraufhin mit Preußen 
abzufchließen; — 

2) daß Preußen es übernehme, diefe Union den andes 
ren deutfchen Negierungen und der Nationalvers 
tretung gegenüber ins Leben zu rufen, deren Ein- 
führung in Die völferrechtlichen Beziehungen aber 
von Preußen und Defterreich gemeinfhaftlich zu 
gefchehen habe, wogegen 

3) Defterreich offenkundig zu erklären hätte, daß es 
der Bildung des Bundesflaated mit Preußen an 
der Spige nicht entgegen fei, und Preußen völlig 
freie Hand darin laſſe, die hiezw nöthigen Schritte 
zu thun, und mit den übrigen deutfchen Negierun- 
gen felbfiftändig die erforderlichen Verhandlungen 
und Berabredungen zu treffen, und daß 


4) DOefterreich feine Zuftimmung dazu gebe, daß Preu⸗ 
Ben bis zum Abfchluffe der Bundesftaatsverfaflung 
die proviforifche Zentralgewalt übernehme. 

Es liegt — wie gefagt — nicht in unferer Abficht, 
und hier in eine Erörterung einzulaflen, ob die Bildung 
eined fo vollfommen einheitlichen Bundesſtaates unab- 
weisliches Bedürfniß und auch erfprießlich fei. Wir bes 
faffen uns heute audfchließlich mit den Anträgen, welche 
und gemacht worden find. 

Zu jenen sub 1. und 2. glaubt man bemerten zu 
follen, daß wir nicht wohl mit Preußen eine bindenbe 
Webereintunft abzufchließen in der Lage find, in welche 
als eigentlicher Paziszent ein Bundesſtaat einzutreten 
hätte, der noch nicht einmal gebildet ift, und über deffen 
Befchaffenheit und Berfaffung zur Stunde noch fein Urs 
theil gefällt werden fann, da und aus dem mitgetheilten- 
Entwurfe des Berfaffungsabfchnitted über das Reiches 
oberhaupt wohl die Abfichten der Krone Preußen erſicht⸗ 
lich werden, welche diefelbe in Bezug auf die von ihr in 
diefem Bundesftante einzunehmende Stellung hegt, bie 
Bildung dieſes Bundesftaated jedoch nach Preußens eis 
gener Erklärung erft den diesfalls zu eröffnenden Ders 
handlungen vorbehalten bleiben muß. 

Was den sub 3. geftellten Antrag betrifft, finden 
wir denfelben nicht im Einklange mit der an Defterreich 
wie an alle übrigen Bundesftaaten ergangenen Einlas 
bung zur Theilnahme an den zu Berlin zu pflegenden 
Unterhandlungen, und eben fo wenig vereinbar mit der 
von Sefterreich bezeigten Bereitwilligfeit, fich bei diefen 
Verhandlungen zu betheiligen, welched Vorhaben ed auch 
auszuführen gedenft. 

Hinfichtlich des vierten Antrages endlich glaubt man 
wohl nicht der Berufung anf die zahlreichen Beweiſe 
von Vertrauen zu bedürfen, welche Defterreich Preußen 
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gegeben hat, und gewiß noch immer zu geben bereit fein 
wird. Auch liegen die Beweggründe für die von dem 
Faiferlichen Kabinete wiederholt audgefprochenen Wünfche 
zu nahe, als Daß über diefelben noch ein Zweifel obwals 
ten ſollte. 


Defterreich verfennt Preußend Stellung gewiß nicht, 
fann aber die feine darüber nicht vergeffen, und fo we⸗ 
nig ed felbft die ausſchließliche Leitung der proviforifchen 
Zentralgewalt in Anfpruch nehmen würde, eben fo wenig 
vermag ed ſich der von einer anderen Macht felbititäus 
dig geübten Gewalt unterzuordnen, was doch jedenfall, 
wenigftend bis zur vollftändigen Auflöfung. der bisheri⸗ 
gen Bundesverhältniffe, der Fall fein müßte. 

Die Aufgabe, welhe Preußen in diefer gefahrvollen 
Zeit zugewiefen ift, muß allerdings als eine fchwierige 
und große anerfannt werden. Es ift aber doch wohl 
nicht anzunehmen, daß es begründete Veforgniffe hegen 
dürfe, die Löfung dieſer Aufgabe erfchwert zu fehen, wenn 
Defterreih und Bayern es in derſelben unterflüßen. 


Die fich fonach ergebende Schwierigfeit, auf die von 
Preußen gemachten Borjchläge einzugehen, wird jedoch 
das in allen fonfligen wejentlihen Fragen jo glücklich 
beftehende und innige Einvernehmen zwifchen beiden Mäch⸗ 
‚ten nicht zu flören vermögen. Sie wird insbefondere 
deren enge Verbindung zur vereinten Befämpfung bes 
gemeinfamen Feinded, von welchem fie beide gleichmäßig 
bedrängt find, nicht beeinträchtigen Fünnen. Diefe Bers 
bindung thut vor Allem Noth. Sie ift eine Lebensfrage 
für Preußen wie für Defterreich, und leßteres bietet zu 
berfelben aufrichtig die Hand. 

Die Berfchiedenheit der Anfichten, welche ſich leider 
in der noch ſchwebenden Verhandlung über Deutfchlande 


künftige Geflaltung aus der beiderfeitigen Stellung ber 
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zwei erften Großmächte ergibt, wird fich gewiß noch zu 
Deren Befriedigung ausgleichen laſſen. 
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RR. 8. öfterreichifche Denkichrift, Die Bil- 

dung einer neuen proviforifchen Zentral- 

gewalt betreffend, d. d. IGten Mai 
1849. 


In einer ausführlicheren Denffchrift vom heutigen 
Tage hat das Faiferliche Kabinet die Rückſichten darge 
legt, welche ihm die unbedingte Annahme der Vorfchläge 
Preußens nicht wohl möglich machen. | 

Snfoferne diefe VBorfchläge die fünftige Geftaltung 
Deutſchlands und deffen Beziehungen zu dem Kaiferftaate 
Defterreich betreffen, können biefelben füglich weiteren 
Unterbandlungen vorbehalten bleiben, welche Die fich ders 
malen ergebenden Anftände gewiß zur allfeitigen Befries 
bigung heben werben. 

Dagegen ift ein augenblidliche® Verſtändniß über 
bie Bildung einer den Zeitumfländen entiprechenden, fo 
mit kräftigen proviforifchen Zentralgewalt ein Dringendes 
Bebürfniß. 

Der Erzherzog NReichöverwefer vermag die Stellung, 
welche ihm angewiefen worden ift, nicht mehr länger zu 
behaupten. Seine freie Wirffamfeit, wie die Umftände 
fie erfordern würden, wird durch die Rückſichten gelähmt, 
welche der Urfprung der bieherigen Zentralgewalt derfel- 
ben auferlegt. Dieſemnach ift die Schöpfung einer neuen 


Gewalt nothwendig geworden, welche aller, Ihre Thätig⸗ 
keit hemmenden Beichränlungen entbunden, ſelbſtſtaͤndig 
and kraäftig dem Bedürfniſſe zu entſprechen vermöchte, 
welches deren Einſetzung gebieteriſch fordert. 

Es iſt nicht zu verkennen, daß das Anerbieten Preu⸗ 
Hend, die Ausübung einer ſolchen Gewalt zu Übernehmen, 
weſentliche Bortheile bieten dürfte, und daß deſſen Hin⸗ 
gebung für das allgemeine Beſte Anerkennung ans Da 
verdiene. Der Elnfluß, weichen Preußen in Deutschland 
Abt, Die utaterielle Macht, Über die es gebietet, machen 
ed wuͤnſchenswerth, daß feine gemieinwägigen Abſichten, 
diefen Einfluß geltend zu machen, und diefe Mache zu 
entfalten, möglichft gefördert and unterfiäge werden. 

Diefer Wunfch liegt dem Gegenvorſchlage Dem. 
reichs zum Grunde 

Die Gefahren, von welchen bie geſellſchaftliche on. | 
nung bedroht wird, find fo groß und fü eraft, dad Wie 
Aufgabe, diefelbe zu ſchützen, nur mehr mit Außerfler 
Anſtrengung und vereinten Kräften zu Iöfen ift: 

Bon diefer Ueberzengung durchdrtungen, legt Das 
Fatferliche Kabinet hohen Werth anf feitte und der bewts 
fhen Könige Cheilnahme an der Bildung ber neuen vre⸗ 
viſoriſchen Zentralgewalt. 

Eine Verſtändigung mit ber Partei des Umſturzes 
iſt nicht mehr möglih. Nur Gewalt vermag die ſelbe 
noch zu bezwingen. So ſehr Die Auwendung ſolcher Als 
ßerſten Mittel auch durch das Außergewoͤhnliche der 
Lage geboten iſt, wird die Strenge der zu ergreifenden 
Magßregeln doch die Ungunſt noch ſteigern, im welche 
die Regierungen ohne Unsnahme verfallen ud. Außet⸗ 
bem würde auch Preußens Uebernahme der Zentralge⸗ 
malt in Deutfchland, wie auswärts, manches Wißtrauen 
vege machen, und deſſen alleiniges Auftreten bie Hinder⸗ 
niffe noch vermehren, deren Bewältigung ohnehin ſchwie⸗ 
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sig genug fein dürfte. Diefe Rüdficht gilt insbeſondere 
ber unverlennbar in Süddeutfchland gegen Preußen herr 
fchenden Stimmung, welcher durch Oeſterreichs Theil 
nahme an der Zentralgewalt jeder Borwand benommen 
würde. 

Deſterreich will die Bemühungen Preußend moraliſch 
unterftügen, ihm deren Durdyführung erleichtern und wird 
Died auch unzweifelhaft durch den Eindruck thun, welchen 
das gemeinfchaftliche Auftreten beider Regierungen, durch 
Beichwichtigung möglicher Beforgniffe und durch öffent 
liche Kundgebung des innigen Einverftändniffes zwifchen 
denfelben hervorzubringen nicht verfehlen Tann. 

Aber andy materielle Hülfe dürfte Defterreich zu 
leiften bald im Stande fein. Die Wendung, welche die 
Dinge, aller gegründeten Vorausſicht nad, auf dem uns 
garifchen Kriegsſchauplatze nehmen müſſen, wird Die Faif. 
Regierung in die Lage verfeßen, Über ihre Kräfte freier 
zu verfügen und es ift leicht möglich, Daß deren Verwen⸗ 
bung in Deutichland dann fehr erfprießlich fein dürfte. 

Das Faiferliche Kabinet hofft, Se. Majeftät der Kö⸗ 
ig von Preußen werden dieſe Rücfichten und Oefter- 
reichs bundeöfreundliche Abfichten nicht ıninder würdigen, 
ald man jenen des Könige dankbare Anerkennung zollt, 
und in Folge defien geneigt fein, fich mit Defterreich 
‚über die Errichtung einer and drei Mitgliedern beftehen- 
ben proviforifchen Zentralgemalt zu verfländigen, deren 
Aufammenfegung in der Art zu erzielen wäre, daß De 
-ferreich und Preußen zur Vermeidung alles Zeitverluftes 
die Ausübung der Gewalt fofort übernehmen und bie 
Abrigen deutfchen Könige auffordern, fich über die Wahl 
des britten Mitgliedes unter fich zu vereinigen. Die 
Gemeinſchaft, welche zwifchen den Intereſſen diefer Kö⸗ 
nige und jenen Preußens und Oeſterreichs befteht, ift fo 
innig und fo unverkennbar, daß deren Beitritt zu einer 
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folhen Maßregel gewiß nicht auf fi warten laffen 
und daher die weitere Durchführung diefer Maßregel 
nicht verzögern wird. 

Daß diefe Zeritralgewalt nur eine proviforifche fein 
folle, berufen, der drängenden Gefahr des Augenblickes 
entgegenzutreten, und daß deren Zufammenfegung ben 
einftigen Befchlüffen über die definitive Geftaltung Dentfch- 
lands nicht vorgreife, bedarf wohl faum der Erwähnung. 


132. 


Promemoria Des k. preufiifchen Spezial 

bevollimächtigten Freiberrn von Eanik 

on Das k. E. Öfterreichifche Kabinet, Die 

Uebernahme Der proviforifchen Zentral- 

gewalt Durch Preußen betreffend, d. d. 
| 1Sten Mai 1849. | 


Seit den wenigen Tagen, ald der Unterzeichnete bie 
Ehre hatte, Seiner Durchlaucht dem k. k. Minifterpräfls 
denten, Herrn Fürften von Schwarzenberg, bie Denk⸗ 
fohrift vom 9. d. M. vorzulegen, bat. ſich Die Lage der 
Dinge in Deutfchland geändert. Nicht daß: die politi⸗ 
ſchen Anfichten Preußens irgend einen Wechfel erfahren 
hätten, aber die Ereigniffe find fortgefchritten. Die gäh⸗ 
sende Bewegung ift in eine Krifid ausgebrochen, und 
Erfcheinungen, die man früher heramahen fah, ſtehen 
jest ald Thatfachen da. Die deutfche Nationalverfanms 
lung zu Frankfurt bat ihre Tage befchloffen; bie Zen⸗ 


ctralgewalt, die wit ihr umb durch fie beſtaud, kann fort 
es in ihrem biöherigen Verhältuiffe keinerlei Autor ität 
mehr behaupten: fie muß ſich entweder einer neuen Me 
nelution hingeben, oder eine Gtüge bei Den noch aufs 
sorhtiebenden Megierungen fuchen. 

Drenfen hat alle Mittel und Wege, Die zu einer 
,Verſtändigung wir Fraukfurt führen konnten, erfchöpft; 
her Bruch iſt gefchehen. 

Die Sarteiführer der Republik (oder was baffelbe 
richtiger bezeichnet: der Anarchie und ded Umſturzes al 
ler politifchen und fozialen Ordnung) haben flch des Vors 
wandes bemächtigt: 

die von der deutfchen NationalVBerfammlung aufs 

geftellte Neichöverfaffung gegen abfolntiftifche Reak⸗ 

tions⸗Projekte zu vertheidigen. 

Diefit Vorwand bat unter einem großen Theile der 
yensichen Dollöfläume Anklang gefunden Währeyh ber 
Theil der Bevollerung der Städte und einzelner Diſtrikte, 
der jeder Art von Berfüprung leicht zugänglich iſt, alsbald 
die Gelegenheit ergriff, um Unfug zu beginnen, wurde 
ein anderer beiferer Cheil mit einem Scheine von Tegaler 
Oppofition bethoͤrt, und wine große Anzahl rechtlicher 
Leute dadurch paralpfirt und der Wucht der Aufrührer 
unterworfen: 

Daß ihnen poſitive Auhaltspunkte zum Widerſtaude 

gegen andichweifende Forberungen und gegen bie 

frechen Behauptungen der Feinde fehlten. 

War doch den bdeutfchen Landen eine Einheit und 
Freiheit gewährende Verfaſſung verheißen; wie ſollten 
denn die Völker aun der Erfüllung biefer Verheißungen 
entjagen, oder fie von einer unbeitimmten Zukunft is 
naifiver Geduld abwarten? 

Durch bie Metin find die Maſſen aufgeregt uab 
gegen Die Regierung argwöhnifig gemacht worden, welche 


Stimmung dann leicht von Demagogen andgebentet wer, 
den Tann. 

Der Revolution diefen mächtigen Hebel zu entwin⸗ 
den, hält die prenßifche Regierung für höchft wichtig umb 
nothwendig, um einen Zuftand bed Friebend, des Rechtes 
und der Ordnung wiederherzuftellen. 

Die meiften der beutfchen Regierungen hatten bie 
Rationalverfammlung ihren Gang gehen laffen, ohne 
ihren Lebergriffen entgegenzutreten; das Verfaſſungswerk 
wurde in feinem legten Stadium in ftürmtfcher Haft, in⸗ 
mitten mannigfacher Parteifämpfe, Transaktionen und 
Koalitionen zum Ende gedrängt; ein Kaiferthron, mit 
demofratifchen Snftitutionen umgeben, ſollte anufgebant 
werden, um bie @inheit Deutfchlands ind Wert zu fer 
Gen. Nachdem bie Krone abgelehnt worden war, hats 
delte eö fich um fo mehr um jene rabifalsdemofratifchen 
Drojekte, und „Annahme der Reichöverfaffung” ward 
die Lofung ber revolutionairen Partei. 

Mit der Ausführung der 196 Paragraphen, welche 
die Nationalverfammlung am 28. März d. 3. als die 
Berfaffung des deutfchen Reiches proflamirt hat, Tann 
Dentfchland nicht beftehen. Preußen hat nicht gefänmt, 
dieß offen auszuſprechen. Mit diefer Negation, fo ein: 
leuchtend fie ift, ift jeboch die unabweisliche Aufgabe 
nicht gelöft: an die Stelle des Unhaltbaren etwas Halt⸗ 
‚bares, Möglihes, den Umftänden Angemefiened, Heil 
ſames zu fegen. 

Die preußifche Regierung kann fich diefer Aufgabe 
nicht entziehen: es handelt fih dabei um ihre eigene Eris 
fienz, denn bie preußifche Monarchie iſt zu eng durch 
-mannigfache Bande mit anderen dentfchen Landen verbuns 
ben, ald daß fie fih and der Gemeinfchaft trennen und 
ifoliren könnte. Selbft abgefehen von aller moralifchspos 
litiſchen Nothwendigkeit würde bie geographifche Geſtalt 


der yreußifchen Lande genügend bie Unmöglichfeit eines 
tfolirten Abdfchließend darthun. 

So hat denn Preußen dad Wort ergreifen müflen, 
am in der Verwirrung ber gemeinfamen Angelegenheiten 
einen Standpunkt und einen Weg zu gewinnen, auf wel 
chem Friede und Ordnung wiederhergeftellt werden kön⸗ 
nen. Der König hat am 15. d. M. zum preußifchen 
Bolfe geſprochen. Seiner Majeftät Regierung hatte jchon 
früher ihren Verbündeten ihre Anfichten mitgetheilt und 
fie zur Mitwirkung für den gemeinfamen Zweck aufge 
fordert. 

Diefe Mitwirkung ift, der Ratur der Nerhältnifie 
nach, verfchiedener Art. Am allerwefentlichften verſchie⸗ 
Den (wie feiner näheren Ausdeinanderfeßung bedarf) ift 
die Mitwirkung und Unterflügung, Die Preußen von dem 

- mächtigen Defterreich hofft, von ber, welche wir den 
jenigen Verbündeten darbieten, die bereitd den Stürmen 
ber Revolution erlegen find, oder ihnen unfehlbar erlie 
gen werden, wenn fie feine Stüße finden. 

Den in ben eigenen Landen und in den angreis 
zenden Bundesftaaten verfommenden Unorbnungen glaubt 
die preußifche Regierung mit eigenen Mitteln abhelfen 
zu können; Die neueften Ereignifje im füdweftlichen Deutfch- 
land vereinfachen die Behandlung ber Dinge; der Aufs 
ruhr tritt in unbemäntelter roher Nactheit den Tegitimen 
Regierungen gegenüber, das verrätherifche Treiben der 
Revolution verkörpert fi, fo daß es in offener Feld⸗ 
ſchlacht befämpft und befiegt werden kann. Das ift eine 
dem guten Rechte günflige Ausficht, doc) ift Diefe Lage 

‚ber Dinge nidyt die allgemeine in Deutfchland, und es 
kommt im gegenwärtigen Momente nicht bios darauf an: 
dem Unfuge der fogenannten republifanifchen Regierung 
wo folder auftritt, zu feuern, fondern darauf: allen 
benjenigen beutfchen Ländern, die fich im Zuftande innerer 
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Erfchätterung befinden, eine Stütze und Hülfe zu ge 
währen. Die moralifch politifche Hülfe der E. k. Regie 
rung ift ed, die wir dazu in Anfpruch nehmen, ohne von 
berfelben irgend ein Opfer zu verlangen. 

Aus den, in Erwiderung der Dentichrift vom 9. 
d. M. erhaltenen Mitheilungen, hat der Unterzeichnete 
mit tiefem Bedauern erfehen, wie.die Anficht feiner Re⸗ 
gierung vom E. f. Kabinet nicht getheilt, die engere Vers 
einigung derjenigen beutfchen Staaten, welche ſich dazu 
bewogen finden, zu einem Bundesſtaate, nicht für zweck⸗ 
mäßig gehalten, der Antrag einer feſten und einigen 
Union bed öfterreichifchen Katferreiched mit diefem beuts 
fhen Bundesſtaate abgelehnt wird. 

Was die Idee des beabfichtigten Bundesftaates ans 
langt, fo glaubt der Lnterzeichnete, ſich anf bie desfall⸗ 
figen früheren Erklärungen feiner Regierung, insbeſon⸗ 
bere auf die umterm 28. April d. I. an den fünigl. Bes 
vollmächtigten bei der proviforifchen Zentralgewalt ers 
laſſene Depeſche, beziehen zu dürfen, um jeder Boraus- 
fegung von Willfür und von Mißachtung fremden Rechtes 
zu begegnen. 

In Bezug auf die ablehnende Erwiderung auf die 
vier in der Denkſchrift aufgeſtellten Punkte, erlaubt ſich 
der Unterzeichnete, ohne in eine weitere Diskuſſion ein⸗ 
zugehen, nur zu bemerken: daß der Abſchluß „einer bin⸗ 
denden Uebereinkunft“ mit dem allerdings noch nicht Des 
finitiv fonftitnirten Bundesſtaate ber k. k. Regierung kei⸗ 
neswegs angefonnen worden ift, fondern Daß unfer An- 
trag zunächft dahin ging: 

daß die k. k. Regierung ihr Einverfländniß mit der 

Bildung diefed Bundesſtaates erklären möge. 

Noch weniger ift von einer „Unterordnung Oeſter⸗ 
reich, weder in Beziehung auf den dentfchen Bundes⸗ 
flaat und die Zentralgewalt, welche deſſen gemeinjame 


Angelegenheiten leiten fol, und ohne welche er nicht bes 
ftehen kann, noch auf die Union Defterreichd mit biefem 
Bundeöftaate, welcher auf dem Prinzipe völliger Rechts⸗ 
parität und Reziprozität beruhen würbe, bie Rede. 

In Betreff der für den Augenblid dringlichiten Ans 
gelegenheit, nämlich der Webertragung ber biöher von 
Sr. faiferlichen Hoheit dem Erzherzoge Johann ausgeüb⸗ 
ten proviforifchen Sentralgewalt in andere Hände, er; 
klärt das k. 8. SKabinet ſich einverfianden mit „ber 
Nothwendigkeit der Schöpfung einer neuen Gewalt, 
welche aller ihre Thätigfeit hbemmenden Beſchränkungen 
entbunden, felbftftändig und kräftig den Bedürfniffen zu 
entfprechen vermöchte, welche deren Einfehung gebiete: 
rifch fordert.* Doc walten Bedenfen ob, dieſe Zens 
tralgewalt, für deren heilfame Wirkſamkeit felbftftändige 
Thätigkeit ald die nothwendige Bedingung erfannt wird, 
Preußen anzuvertranen, und der Antrag des k. k. Kabis 
netd geht dahin: dieſe Zentralgewalt, von deren kräfti⸗ 
ger, dem Bebürfniffe des Momentes entfprechender Hand⸗ 
habung die Rettung eines anfehnlichen Theiles Deutſch⸗ 
lands vor den Gefahren bed Umſturzes abhängt, in eine 
Trias zu fpalten, von deren Befchlüffen (denen in jedem 
Falle Verhandlungen vorangehen müßten) die erforbers 
lichen Schritte erft beftimmt werden würden. Preußen 
würde fomit unerfülbare Verpflichtungen übernehmen; 
ed würde der Diepofition über feine eigenen Kräfte ent 
ſagen und Maßregeln im eigenen Gebiete von zeitrau⸗ 
benden Kommunilationen abhängig machen müſſen, einer 
Stellung, deren unberechenbare Nachtheile durch Die zu⸗ 
verfihtlichfte Hoffnung des beften Einvernehmend in den 
gegenwärtigen Umſtänden nicht aufgewogen werden 
können. Died guverfichtliche Vertrauen: daß die gefährs 
: liche Krifis, in der ſich Deutfchland befindet, das ſegens⸗ 
reiche Einverftändnig ber beiden Regierungen nicht ſtö⸗ 


ven, ſondern befefligen möge, fehlt Preußiſcherſeits nicht. 
Der Auftrag, mit bem der linterzeichnete beehrt worben 
it, gibt davon Zeugniß, welchen Werth Preußen auf 
die Zuftimmung bes f. 2. Kabinetes, felbft einer unaus⸗ 
weichlichen Rothwendigfeit gegenüber, legt. : 

Die Hinzufügung eines dritten Gliedes in der Zen, 
tralgewalt würde jedenfalls ihre Wirkſamkeit noch mehr 
berzögern, da die wier Füniglichen Regierungen ſich dar» 
über einigen, und vorausfichtlich mehrere Andere ſich eher 
verlegt als befriedigt darch Diefe Inſtitution fühlen bürften. 

Dad Weſentliche für den Theil von Deutfchland, 
weicher der Wirkſamleit einer einheitlichen Zeutralgewalt 
bedarf, beraubt aber eben darauf: daß fir von Eimer. 
Hand gehandhabt werde, um „der dringenden Gefahr 
des Augenblickes entgegenzutreten", wie die Denkſchrift 
vom 16. den Charakter des Verhältniſſes ſelbſt bezeichnet. 

Preußen wird, wenn feine Vorſchläge fich Feines 
Beifalled zu erfreuen haben follten, wenn alfo die von 
den Berhältniffen geftellte Aufgabe nicht erleichtert, fons 
bern erfchwert werben würde, body jedenfalls das Bes 
wußtfein behalten, die Pflicht eines treuen Verbündeten 
erfüllt zu haben, indem es ſich vertrauensvoll an das 
f. k. Kabinet mit einer offenen Darlegung feiner Anfidy 
ten und bed Planes wandte, der nicht fowohl freiwillig 
egtworfen, als vielmehr durch die Ereigniffe vorgezeich⸗ 
net iſt. 

Wenn, wie die Denffchrift vom 16. fagt, Preußens 
Uebernahme ber Zentralgewalt in Deutſchlaud wie aus⸗ 
wärts, manches Mißtranen rege machen, unb ber {m 
Süden Deutfchlands gegen Preußen herrfchenden Stims 
mung durch DOefterreichd Theilnahme an der Zentralgewalt 
jeder Borwand benommen werben würde, fo würde biefe 
heilfame und bantenswerthe moralifche Unterſtützung doch 
unzweifelhaft durch die Suflimmuug der k. k. Regiernug 
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volftändig gewährt, aber durch eine Theilung ber Exe⸗ 
kutiv⸗Gewalt im Momente des Handelns und innerhalb 
ihres Wirkungskreiſes würde ihre Thätigkeit gehemmt 
und fomit weder dad Mißtrauen der Aengſtlichen, nod 
die Frechheit der Republikaner in dem Theile von Dentfc- 
land, wo die Zentralgewalt ihre Wirkſamkeit entfalten 
fol, überwunden werben. 

Die Theilung irgend einer Macht, oder mit andern 
Worten: die Theilnahme Mehrerer an gewiſſen Befug⸗ 
niſſen, läßt ſich unftreitig in verſchiedener Weiſe denken; 
materielle, lokale, periodiſche Grenzen können eine ſolche 
Theilung oder Verbindung bezeichnen; in einem Moment, 
wie der gegenwärtige, würde jedoch der Zweck einer Zen⸗ 
tralgewalt völlig verfehlt werden, wenn ihr die Einheit 
der Aktion fehlt. 

Wien, den 18. Mai 1849. 

(Gez.) v. Canitz. 
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Promemoria Des E. k. Miniſterpräſiden⸗ 
ten an Den k. preußiſchen Spezialbevoll⸗ 
mächtigten Freiherrn von Canitz, die 
Bildung einer proviſoriſchen Zeutralge⸗ 
welt betreffend, d. d. IVten Mai 1S49. 


DaB kaiſerliche Kabinet vermag nicht die Bedenken 
zu theilen, welche der königlich preußifche General⸗Lieu⸗ 
tenant Freiherr v. Canitz in feiner Denffchrift vom heus 
tigen Tage gegen die Borfchläge erhoben hat, Die von 


Seiten Defterreihd in Bezug anf die Bildung der für. 
Deutfchland zu errichtenden neuen proviforifchen Zen⸗ 
tralgewalt gemacht worden ſind. 

Der Zweck, welcher es als gebieteriſche Noth- 
wendigkeit erſcheinen läßt, eine ſolche Gewalt ausgerü⸗ 
ſtet mit möglichſt großer moraliſcher und materieller Kraft, 
ins Leben zu rufen, iſt die Bekämpfung der Revolution. 
Dieſe bedroht gleichmäßig alle Glieder der großen Staa⸗ 
tenfamilie, und demnach iſt die Beſiegung derfelben ein 
gemeinfames Bebürfniß. 

Die mindermädhtigen Regierungen Deutfchlande 
find bereits fo weit gelähmt, daß fie fchon felbfi zu Werks 
zeugen ihrer Feinde herabgefunfen find, und fid) verur- 
theilt fehen, deren verbrecherifchen Plänen die Weihe 
einer fcheinbaren Gefeblichfeit zu leihen, durdy welche 
die Verwirrung aller Rechtöbegriffe auf das Höchfte ges 
fteigert, alle Bande bed Geſetzes vollends gelöft werben 
müffen. 

Nur auf Preußen, Defterreih und bie Füniglichen 
Höfe, welche der Macht ihrer Feinde bis jeßt noch zu 
wibderftehen vermochten, ift der gefährdeten Gefellfchaft 
letzte Hoffnung geftüßt. 

Bereinzelt und auf ihre eigene Kraft befchränft, muß 
eine jede dieſer Stügen, fo ftarf fie auch fein mag, bres 
chen, und deren innige Verbindung kann das wankende 
Gebäude noch vor dem Untergange retten. _ 

Iſt wohl zu erwarten, daß dies nicht erfannt, und 
nicht endlich die fchon fo theuer erfanfte Erfahrung fruchts 
bringend werben follte, daß bie ganze Kraft unferer Feinde 

nur auf beren Einigkeit beruht? 

Kann man aber dann nicht auch mit Zuverſicht da⸗ 
rauf bauen, daß die ſich mit Preußen zur Bildung einer 
proviſoriſchen Zentralgewalt vereinigten Mächte, in ihrem 
gewiß anfrichtigen Streben nach Erreichung des gemeins 


famen unb großen Zweckes ber Beflegung ber Auavchie, 
die Erfolge diefed Strebend nicht durch Tleinliche Rüds 
fihten der Eigenliebe oder wohl gar der Selbſtſucht laͤh⸗ 
men, und bad einzige zum Ziele führende Mittel, die 
entfprechende Entfaltung aller zu Gebote fiehenben Kräfte, 
in feiner Anwendung beſchränken follten d 

Wir können und einer foldyen Beforgnig unmöglich 
‚bingeben, und hegen im @egentheile die fefte Ueberzen⸗ 
gung, daß ein jeder der Verbündeten feinen großen Be 
ruf erfennend, und nur die gemeinfchaftliche Aufgabe im 
Auge behaltend, ſich diefer willig opfern werde. 

Da Preußen, wie nicht zu verkennen ift, Die bebeu; 
tendften Kräfte in den Kampf führt, wird ihm auch gewiß 
gerne ein diefen wichtigen Leiftungen entfprechender Ein⸗ 
Auß auf die Berwendbung ber Geſammtmacht gegönnt 
werben, während bie Macht der Zentralgewalt durch ben 
Eindrud mindeftend verdoppelt wird, welchen der laut 
und offenfundig ausgefprochene Entfchluß der erften beut- 
fohen Regierungen, in inniger Eintracht den ihnen ange 
botenen Kampf durchführen zu wollen, nothwendig her 
Vorbringen muß, 

Gezwungen gegen einen mächtigen und gefährlichen 
Volkswahn zu Felde zu ziehen, if den Regierungen die 
Theilnahme der Qutgefinnten aller Stämme und beren 
enge Verbindung unentbehrlicher alö je, um dem Buude 
entgegegentreten zu können, von Weldem die Gefahr 
droht. Diefe Theilnahme kann aber nur dann gewedt, 
diefe Verbindung nur dann zu Stande kommen und zu 
einer erfolgreichen werden, wenn bie Regierungen ſich an 
deren Spiße ftellen. 

Defterreichd Beitritt gu der Zentralgewalt faun uns 
möglich das Bertrauen zu derfelben fchmälern, es muß 
and wird Died Vertrauen nur noch erhöhen; benn and) 
die Faiferliche Megierung wünfcht Deutfchlande Ginheit, 
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und wird biefelbe uneigennügig auf jede Weife zu bes 
fördern fireben, wenn fie auf gefeßmäßigem Wege, und 
nicht auf jenem der Empörung herbeigeführt wird. 

Diefem nach liegt ed — wir wiederholen diefe Zus 
fiherung nochmals — durchaus nicht in unferer Abſicht, 
durch den von uns gemachten Vorſchlag ber Fünftigen 
Seftaltung Deutfchlands vorzugreifen. Diefelbe möge 
fid) nad) errungenem - Siege frei entwideln, und wird 
dieß auch können, wenn wir nur erfi zur wahren Freis 
heit durch Bewältigung ihrer Feinde gelangt find. 

Wir glauben dargethan zu haben, daß die von ung 
vorgefchlagene Bildung ber Zentralgewalt deren Ansüb⸗ 
ung nicht befchränten, Dagegen aber beren Macht und 
Einfluß mwefentlich vergrößern werbe. 

Wir haben zugleich Bürgfchaften für die Zukunft 
gegeben, und redjnen daher auf Vertrauen für die Ge- 
genwart. 


Daß diefe drohend fei, darüber klären uns Die Vor- 
gänge am Rhein, in Baden und in fo manchen anderen 
Gegenden Deutſchlands auf. Daß diefe Vorgänge aber 
nur das Vorfpiel der großen Ereigniffe find, welchen wir 
entgegen gehen, ift nicht minder gewiß, und daher eben 
fo unverkennbar, daß ein rafcher Entſchluß bringenb ges 
boten fei. 


Wenn Preußen und DOefterreich benfelben faffen, 
tritt auch in deffen Ausführung feine Verzögerung ein, 
und wird diefe in der von und angebeuteten Weiſe ge- 
ſichert, indem das gemeinfchaftliche Auftreten diefer bei- 
den Höfe den engen und vertrauendvollen Anfchluß ber 
übrigen zur Folge haben wird. 

Aber auch von den Gutgefinnten unter ben Bölfern, 
beren Unterftügung uns von hohem Werthe ift, wirb 
diefer Beweis von Eintracht freudig begrüßt werben, 


denn nur er vermag ben Säben Deutſchlands, in wel 
chem bie Sympathieen für Defterreich noch lebhafter find, 
ald man ed ahnen mag, den nörblichen Brüdern aufs 
richtig zuzuführen. 
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Erlaß des E. preufifchen Minifterpra- 
fidenten an den k. Spezialbevollmäch- 
tigten zu Wien, Die Union Des Deut- 
fchen Bundesftantes mit Defterreich be 
treffend, d. d. D25ten Mai 1849. 


Eure Ercellenz haben mit Ihrem Berichte vom 19, 
d. M. die beiden Denffchriften vom 16. ej. eingefandt, 
weiche der 8. 8. Minifterpräfidene Ihnen in Antwort 
auf das Memorandum vom 9. d. M., welches unfere 
Borfchläge an das k. k. Kabinet enthielt, zugeftellt hat. 
Diefelben waren mir ebenfalls ſchon durch ben k. k. Ge⸗ 
fandten am hiefigen Hofe, Freih. v. Prokeſch⸗Oſten, mit 
getheilt worden. 

Mit Bedauern hat die königl. Regierung aus dieſen 
Schriftftüden entnehmen müflen, daß das k. k. Kabinet 
nicht glaubt, auf die von und gemachten Vorfchläge eins 
gehen zu können, fondern diefelben in allen Punkten abs 
zulehnen ſich genöthigt erachtet. Wir haben eben durd 
bie Sendung Ew. ꝛc. bewiefen, welchen hohen Werth 
Se. Majeftät der König ſowohl, ald Seine Regierung 
anf die Erreichung des fo oft angeftrebten Einverſtänd⸗ 
niffes mit Defterreich Tegte; und wir hatten gehofft, ba 
durch in Stand gefeßt zu werden, in Diefem Augenblicke 
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einer erniten und entfcheidenden Krifts, fowohl Den Kampf 
‚gegen die Revolution, ald die Gründung eined neuen 
und fräftigen-Deutfchlands in der innigften Gemeinfchaft 
mit unferem alten Berbündeten übernehmen zu fönnen. 
Mit Schmerz fehen wir dieſe Hoffnung für den Augenblicl 
vereitelt, und fo wenig wir diefelbe auch für die nächſte 
Zukunft aufgeben, doch für den gegenwärtigen Zeitpunft, 
der fein Zögern und Auffchieben. des Handelns geftattet, 
und genöthigt, auf dem betretenen Wege vorerft allein 
vorzugehen. . 

Wir haben und auch durch die Argumente des k. k. 
Kabinets nicht überzeugen können, daß der von und eins 
gefchlagene Weg nicht der richtige fe. Auch wir. find 
ber unmwandelbaren Ueberzeugung, daß dad gemeinfam 
ind Auge gefaßte Ziel nur dann zu erreichen fei, wenn 
das neue Berfaffungswerf die Achtung der wohlerworbe, 
nen Rechte Aller, die Berücfichtigung und Förderung 
der ftaatlichen und materiellen Sinterefien der Einzelnen 
als oberften Grundſatz anerfenne; und unfer. Plan- ift 
nicht etwa auf bie Befriedigung einer. augenblidiich in 
Selbfttäufchung befangenen öffentlichen Meinung, fous 
dern auf die Bebürfniffe der Zukunft berechnet, für. meldye 
die Bürgfchaften feiner Dauer in ihm felber liegen müfs 
fen. Wir haben nicht geglaubt, dem ſich fund gebenden 
Streben nad Einheit unbedingt und in vollem Maaße 
entfprechen zu ſollen, um durch ein ſolches Zugeftändniß 
bie empörten Reidenfchaften zu entwaffnen und für bie 
‚Dauer zu feſſeln; aber wir haben es für unfere und als 
lex deutfchen Regierungen Pflicht gehalten, dieſes nicht 
erft geftern erwachte, wohl aber durch die ald Thatfache 
baftehende Kriſis des Jahres 1848 zu lebendigerem Bes 
mwußtfein gebrachte Streben nach deutfcher Einheit in fo 
weit zu befriedigen, ald es einem wahren und darum 


mächtigen Bedürfniß der Nation eutfpriht. Das Bors 
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handenfein dieſes Bebürfnified weglängnen zu wollen, 
‚wäre thöricht; es nicht zu befriedigen, hieße nur immer 
neue Krifen für die Zukunft vorbereiten. Wir hatten 
‚daher um fo mehr auf die Mitwirkung des k. k. Kabi, 
nets gehofft, als das Letztere felbft diefed Bedürfniß au- 
erfannt und bemfelben nicht entgegentreten zu wollen 
mehrfach erklärt hat, wie daſſelbe auch noch in der nene⸗ 
ſten Dentichrift vom 16. d. M. wiederholt... Ä 

Bon den beiden Denkfchriften des k. k. Kabinets bes 
zieht fich Die eine weſentlich auf unfere Vorfchläge über 
die künftige definitive Geſtaltung Deutſchlands und die 
Union mit Defterreich, Die andere anf die augenblickliche 
Bildung einer zentralen Leitung ber deutſchen Angelegen: 
heiten, welche die proviforifche Zentralgewalt zu erfegen 
beſtimmt fei. . . 

In Bezug auf den erften Punkt iſt es nunmehr: über; 
flühig, in eine weitere Auseinanderſetzung einzugehen, 
ed wird genügen, die Grundfäge noch einmal fcharf ind 
Auge zu faflen, von denen die fünigl. Regierung fi 
hat leiten laffen, und alsdann die Stellung zu bezeich 
nen, welche wir nach der erfolgten Ablehnung unferer 
Vorſchläge einnehmen zu müſſen glauben. 

Die Geſichtspunkte, von denen wir bei unſern Bors 
: fehlägen audgingen, waren wefentlid) folgende: 

: 1. Für Preußen und die meiſten übrigen bestfchen 
Staaten iſt, um ber eigenen Eriftenz und der Möglich 
keit einer freien inneren Ausbildung willen, bie Bildung 
-eined Bundesftaated anf Grund und ald Entwickelung 
des alten Bundes unabweislich, eined Bundesftantes, 
‚der durch eine einheitliche Exrefutivgewalt, welche bie 
Rechte und die Mitwirkung der einzelnen Regierungen 
fowohl, ald eine kräftige Handhabung der zentralen 
Befugniffe fichere, und durch eine nationale Vertre⸗ 
tung in Staatenhaus und Volkshaus ein neues inni- 
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ges Band um bie deutſchen Stämme fchlingen und nach 
innen wie nach außen bie Nation ald eine nidyt einförmige 
aber einige Einheit barftellen und auftreten laſſen 
Können. 

2. So fehr wir wünfchten, alle deutfchen Stämme 
in dieſem Bundeskörper verbunden zu fehen, fo glaubten 
wir boch anerkennen zu müfjen, daß die eigenthümliche 
Stellung Defterreihd ihm eine volle und unbebingte 
Theilnahme an demfelben nicht geſtatte. Wenn fchen bie 
Betrachtung der großartigen Weltftellung Oeſterreichs 
and ber ihm in der reichen Verbindung feiner mannich⸗ 
faltigen Nationalitäten gewordenen Aufgabe diefe Aner⸗ 
kennung forberten, fo war fie um fo weniger abzumels 
fen, nachdem die k. k. Regierung durch die Berfaffung 
nom 4 März d. 3. die innigere Berfchmelzung biefer 
"Beftandtheile und die einheitliche Entwidelung ber gro⸗ 
Gen Monarchie als das Mar erkannte Ziel ihres Stre⸗ 
bend deutlich und ‚offen hingeftelt hatte. Wir konnten 
sicht umhin, gelten zu laffen, was das f. k. Kabingt 
felbft ausgefprochen, baß nicht ein Theil diefer Monars 
dyie einer doppelten Geſetzgebung unterworfen fein nd 
an den Berathungen eines gefeßgebenden Körpers Theil 
nehmen könne, welcher feinen Schwerpuntt außerhalb 
jener Monarchie habe. | 

Aus der Berbindung biefer beiden GSeſichtspunkte 
ging unfer Vorſchlag hervor, die übrigen Staaten Deutfchs 
. Sands zu einem Bundesſtaat mit einer einheitlichen, aber 
‚die freie Aktion wie die zentrale Mitwirkung ber einzel 
nen Regierungen fidyeraden Exekutivgewalt und einer 
RationalsBertretung in Staatenhaus und Bolldhaus zu⸗ 
fammenzufaflen, und diefen Bundesſtaat in das Verhäit⸗ 
WB einer engen und unanflöslichen Union zur öſterrei⸗ 
chifchen Gefammt- Monarchie ‚treten zu laffen, einer Union, 
in welcher beibe Blieder. zufammen nad außen ald ein 
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mächtige und ben Frieden Europas hütendes Banzee 
erfcheinen, nach innen aber die Freiheit individueller Ent; 
widelung bewahren follten. 

Wir glaubten darin nicht eine Störung, fonders um 
eine naturgemäße und den Umſtänden angemeflene Ent 
wickelnng des heilig gehaltenen alten Bnudes zu fehen. 
Wir glaubten, daß beide Glieder diefer Union in Der 
felben die Bürgfchaft einer großen Zukunft, und. bie 
Keime einer reichen Entfaltung finden würden, und fchexs 
ten daher auch die Opfer nicht, welche durch bie gegeifei- 
tige Garantie und Die Gemeinfamteit der Politik nach augen 
auch uns in diefem Verhältniffe auferlegt werden fonnten. 
Mir glanbten, daß auch die übrigen enropäifchen Mächte 
eine folche Geftaltung einer auf die Defenfive beredis 
neten und angewiefenen, zur Erhaltung bed Friedens 
mächtigen, zum Angriff niemald verlodten Union mit 
derſelben Gefinnung begrüßen würden, in ber fie eiaft 
den Bund von 1815 ald ein nothwendiged Glieb bed 
großen europäiſchen Staaten Syitemd anerfannt hatten. 

Zu unferm großen Bedauern hat die k. k. Re 
gierung dieſe Geſichtspunkte nicht getheilt, oder wenig⸗ 
ſtens nicht diefelben Folgerungen daraus gezogen. Wir 
unfererfeitd fönnen nicht umhin, mit fefter und wohlbes 
gründeter Ueberzeugung an denfelben feflzubalten; uud 
wir glauben und auch jetzt der Hoffnung hingeben zu 
dürfen, baß eine weitere Erwägung auch bad k. k. Ka 
binet unferen dargelegten Annahmen näher bringen bürfte, 
Wir haben unfere Anficht offen und klar ausgeſprochen, 
und glauben nunmehr, ba das k. f. Kabinet auf biefe 
nicht eingehen zu können erklärt hat, von bemfelben 
andere Borfchläge über die fünftige Geftaltung bed Bers 
hältniffes zwifchen der öfterreichifchen Gefammt » Mokar- 
hie und den der Bereinigung in einem Bundeöftante bes 
bürftigen deutfchen Staaten erwarten zu bürfen. 
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Sollte bie k. F. Regierung nicht geneigt fein, folche 
Vorſchläge zu machen, ober follte fie auf unüberwinbliche 
Schwierigkeiten ftoßen, dies Berhältniß auf eine befries 
bigende Weife zu geftalten, fo wird alsdaun noch ims 
mer der einfache und verbürgte Nechtöboden bed Bunbes 
von 1815 übrig bleiben, auf weldyem wir und mit Des 
-fierreich die Hand reichen würden. Mir find eben fo 
verpflichtet als berechtigt, Die durd, Die Bundes Alte bes 
zeichneten Theile der öfterreichifchen Monarchie als bie 
integrirenden Theile dieſes Bundes anzufehen, unb wir 
zweifeln nicht, daß die königl. Negierung von demfelben 
Geſichtspuukt ausgehe. Ihr gegenüber werben wir nit 
unverbrüchlicher Zreue an dem alten Bundes⸗Verhält⸗ 
niffe fefthalten, und alle daraus entfpringenden Ver⸗ 
pflichtungen im vollften Umfange erfüllen. 

Auch jetzt entfernen wir und nicht von dem Nechtds 
boden bes dentſchen Bundes, den wir ald rechtlich fort 
beftehbend zn erachten wiederholt erklärt haben. Wir 
finden: in dem Art. XI der Gründungs Alte deſſelben 
die Möglicyfeit gegeben, das wirklich vorhandene Bedürß 
niß eines Bunbesftaats durch ein engered Bündniß inner 
halb ded Bundes zu befriedigen, ohne unfere Pflichten 
gegen ben Letteren irgend wie zu verlegen. Wir werben 
Daher nunmehr nicht zögern, mit denjenigen Staaten, 
welche ſich und anzuſchließen fich bereit erklärt haben, 
über die Bildung des engeren Bundesſtaates abzufchlier 
Ben, allen übrigen Staaten aber ben Beitritt offen zu 
erhalten. Wir werden alddann die von ben vereinten 
Regierungen gemeinfam berathene Verfaffung dieſes Bus 
beöftaates einer aus dem Umfange derfelben zufammens 
surnfenden VBerfammlung zur Erklärung und Annahme 
vorlegen. Wir glauben dadurch allein, indem wir das 
wahre Bedürfniß des Volkes befriedigen, und auf bie Ach⸗ 
tung alter Rechte und Anfprüce und flügen, ber Revo⸗ 
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Istion ein Ziel su feßen, und bie lang bauerube Krifis 
endlich wahrhaft abfchließen zu können; denn zu einem 
Abſchluß baldmöglichſt zu gelangen und ben ſchwanken⸗ 
den und unfihern Zuſtand, ber einen fo großen Theil 
Deutſchlands der völligen Auflöfung täglich näher führt, 
mit einem geficherten Rechtszuſtand zu vertaufchen, liegt 
im dringenden Jutereſſe Aller, 

Wenn bas k. k. Kabinet ſich für jegt nicht in der 
Rage geglaubt hat, mit und „eine bindende Uebereinkunft 
abzufchließen, in welche ald weiterer Paziszent ein Bun⸗ 
desſtaat einzutreten hätte, der noch nicht gebildet iſt: 
fo dürften diefe Bedenken vielleicht wegfallen, wenn die 
von und vorzufchlagende Berfaflung vorliegen wird, und 
die anderen Regierungen fich darüber erflärt haben. Der 
k. k. Minifter-Präfident hat die Ordnung Der weiteren 
Berhältniffe vom öfterreichifchen Standpunkte aus felbft 
ald geeignet bezeichnet, weiteren Unterhaudlungen vor 
behalten zu bleiben, welche die fich dermalen ergebenben 
Binftände gewiß zur allfeitigen Befriedigung löfen würs 
den. — Bir find willig, indem wir durch bie Bildung 
des Bunbeöftunts im engeren Kreife dem eigenen und 
bem Bebürfniffe der Nachbarftaaten genügen, in Bezieh—⸗ 
ung auf Deflerreich wie auf jeden anderen Staat, web 
cher beizutreten fich nicht in der. Tage findet, jeuen Ge 
Kchtöpunft gelten zu laffen, and vorerſt nur an dem Bu 
dedverhältniß von 1815 feſtzuhalten. 

Wir haben hiermit unfere Stellung klar bezeichnet. 
Während wir bereit find, mit der f. f. Regierung wei 
tere lUinterhandlungen über eine mögliche Baſis Der Zur 
kunft zu unterhalten, fichen wir vorerft für uns ſelbſt 
und mit den an und ‚angefchloffenen Regierungen ber 
dem and dieſen gebildeten Bundesſtaate anf dem Bedeu 
bed Bundes von 1815. 

: Was den Gegenſtand der weiten Denlſchrift bed 
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Et. Kabinets betrifft, namlich die Erfeguug Der provi⸗ 
forifchen Zentralgewalt Durch eine anderweitige zentrale 
Seitung der deutfchen Angelegenheiten, fo erfennen wir 
die Stellung Oeſterreichs zu einer ſolchen zentralen Ges 
walt vollfommen an, und fünnen ed nur in Ueberein⸗ 
flimmung mit früheren Erflärungen finden, wenn De 
fterreih ed für unmöglich erachtet, fi) ber von einer 
andern Macht felbfiftändig geübten Gewalt unterzuord⸗ 
nen. Indem wir aber für den Augenblid die Leitung 
der. gemeinfamen Angelegenheiten zu übernehmen ung 
bereit erklärt hatten, war es kejneswegs unfere Abficht, 
an die Stelle der jeßigen yroviforifchen Zeutralgewalt 
zu treten, oder irgend eine aus deren Befuguiffen oder 
deu Rechten des früheren Bundestages herzuleitende 
Autorität in Anfprud nehmen zu wollen. Es würde 
dies gerade ber Auffaffung der Berhältniffe, namentlich 
zu Defterreih, wie wir fie ben Borfchlägen zu einer 
künftigen Geflaltung Deutſchlands zu Grunde gelegt, 
widerfprechen; es würde die Möglichkeit von Kouflikten 
in Ausſicht ftelen und und eine Verantwortlichkeit auf⸗ 
legen, welche zu vermeiden wir nur wünſchen fönnen. 
Eine neue Zentralsteitung der Angelegenheiten bed deut 
ſchen Bundes fann unſeres Erachtend,nur Durch bie gemein⸗ 
ſame Anerkennung von Seiten aller zu dieſem Bunde 
gehörigen beutfchen Regierungen gefchaffen werben; unb 
wir würden zu einer willfürlichen Uebernahme berfelben, 
als einer wirklichen Bundes» Autorität, phue dieſes An⸗ 
erkenntniß eben fo wenig und als irgend einen andern 
Staat berechtigt erachten. Diefe Berechtigung zur Lei⸗ 
ung der deutſchen BundessAngelegenheiten. würde and) 
Der vielleicht zu erreichende Zutritt einzelner Regierum 
gen nice hinreichend gewähren. 
Wir können und baher nicht verhehlen, welchen 


Sowierigleilen in dieſem Augenbliſcke pie Schöpfung 
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einer neuen proviforifchen Zentralgewalt für Den ganzen 
Umfang des Staaten-Bundes von 1815 begegnen würde 
— Ecwierigfeiten, welche bei einigen beutfchen Bun: 
desftaaten aud den Kämpfen im mern, bei anderen 
and der einmal zur Nationals Berfammlung in Krank 
furt eingenommenen Stellung hervorgehen. 

Sp wenig wir felbft ed unter diefen Umftänden für 
möglicd, erachten, Daß Preußen allein die eigentliche Zeus 
tralgewalt übernehme, fo fchwierig fcheint es und aud 
unter den gegenwärtigen Umſtänden, durch den von dem 
k. k. Kabinet vorgefchlagenen Modus eine wirkliche all 
gemeine anerkannte Zentralgewalt zur Geltung zu brins 
gen. Die Form eines Direftoriumd würbe überdies den 
Bedürfniffen ded Augenblickes, welche ein raſches und uns 
gehinderted Handeln erfordern, wenig entfprechen. 

Wenn nun alfo in Folge diefer eigenthümlichen und 
jedenfalls beklagenswerthen Verhältniffe, der beutfche 
Bund, obgleich faktisch und rechtlich fortbeftehend, eines 
DOrganed ermangelt und für die nächte Zeit noch ers 
mangeln muß, durch welches derfelbe den einzelnen Staas 
ten den erforderlihen Schub gewähren fünne, während 
der neue, von und beabfichtigte Bundesftaat noch nicht 
ind Leben getreten ift: fo fcheint nichts übrig zu bleiben, 
ald dag diejenigen Staaten, welche von ber Auflöfung 
zunächit bedroht find, fich zu gemeinfamer Bekämpfung 
der Gefahren in einem vorläufigen, durchaus freimillis 
gen Bündniß vereinigen, und innerhalb biefes Bündnif- 
fed die Leitung der gemeinfam zu treffenden Maßregeln 
demjenigen Staate übertragen, welcher durch feine ganze 
Stellung am meiften befähigt iſt. Dies ift ed, was 
Preußen vorfchlagen und anftreben zu müſſen geglaubt 
bat; und hierüber ift es mit den föniglichen Regierun⸗ 
gen in Verhandlungen getreten. Nur für Diejenigen 
Staaten, welde ſich ihm freiwillig anfchliegen wollen, 
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und nur auf Grund einer wirklichen und ausdrücklichen 
Uebertragung, ift es bereit, proviſoriſch auch die Leitung 
zu übernehmen; nicht in irgend welchen ehrgeizigen Abs 
fihten, fondern nur in der feften und durch vielfache 
Erfahrung bewährten Ueberzeugung, daß es nur fo alle 
feine Hülfsmittel zum Beften feiner Verbündeten zu ents 
falten im Stande fein werde, und daß eine wirkſame 
Kraft» Entwilelung nur dann flattfinden könne, wenn 
die Leitung in einer Hand liege. Ein folches für Die 
gegenwärtige Lage zum Schuß der innern und äußern 
“ Sicherheit gefchlofiened Bündniß wird weder den Ned, 
ten noch den Pflichten der Mitglieder des deutfchen Bun⸗ 
bes Eintrag thun, noch der zufünftigen Geſtaltung der 
deutfchen Verhältniſſe in anderer Weiſe präjudiziren, als 
infoweit |die Theilnehmer dieſer vorläufigen Verbindung 
ſich ſchon jebt freiwillig über die Grundzüge der Ders 
faffung vereinigen, welche fle den übrigen Regierungen 
gemeinfam zur freien Erflärung fiber ihren Beitritt vor⸗ 
legen wollen. 

Oeſterreich wird [von den Gefahren, deren Bekäm⸗ 
pfung wir bei Schließung dieſes Bündniſſes im Ange 
haben, zunädft weniger berührt; bie Schwierigkeiten, 
mit denen ed zu kämpfen hat, und benen zu begegnen 
ed in biefem Augenblick gerüftet ift, fommen von einer 
anderen Seite; ed Tann fidy gegen die nm fich greifende 
Auflöfung in Deutichland in einer Weiſe abfchließen, in 
welcher fein anderer beutfcher Staat, auch. Bayern, auch 
Preußen nicht, ed vermag. Es kann daher auch — felbft 
abgefehen von den Schwierigkeiten feiner inneren Tage, 
— nicht von ihm gefordert und erwartet werden, daß 
ed den aftiven Theil am Kampfe gegen die repnblifani- 
fhen und anarchifchen Beftrebungen in den übrigen beuts 
fhen Ländern nehme, zu welchem Preußen durch feine 
ganze Stellung berufen iſt. 


a18 


Erwarten zu bürfen aber glauben wir von der bun⸗ 
desfreundlichen Geflunung ber 1. k. Regierung, daß fe 
weder gegen den Abſchluß eines folchen vorübergehenden 
Bünbduifled Preußens mit den dazu willigen Regierungen 
noch gegen die Leitung der Angelegenheiten innerhalb 
dieſes Bündniſſes durch Preußen Widerfireben hegen oder 
Befürchtungen daran knüpfen könnte. Auf die moralifche 
Usterftügung von Seiten Oeſterreichs müflen wir ben 
größten Werth legen; und in diefem Sinne erneuern 
wir den Wunfch, daß die k. k. Regierung fih beftimmt 


dahin ausfprechen möge, daß fie der Bildung eines fols 


Ken Bündniffed und der Leitung deſſelben durch Preus 
Ben nicht entgegen fei. 

Wir glauben, daß alödann eine weitere, den Verhält⸗ 
niſſen entiprechende und allfeitig befriedigende Entwickelung 
anfnaturgemäßem Wege werde herbeigeführt werden fönuen. 

Mir rechnen darauf um fo ficherer, je fefler wir 
überzeugt find, daß die aus der Verſchiedenheit der Bes 
dürfniffe und Verpflichtungen hervorgehende Verfchieden- 
beit der Anfichten in einigen Punkten feinen Einfluß auf 
das freundfchaftliche Berhältnig und die innigen Bezieh—⸗ 
angen üben könne, weldye mit der E, E. Regierung fort 
während und zunehmend zu pflegen unfer eifriges und 
anfrichtiged Beſtreben fein wird. Indem wir zunächſt 
Be Bande feſthalten, welche Defterreih mit Preußen 
und Dem übrigen Deutichland im alten Bunde verknüp⸗ 
fen, bürfen wir hoffen, daß die Zukunft diefelben nur 
immer enger und feiter ziehen werde. 

Ew. Ercellenz wollen diefe Erklärungen der königli⸗ 
chen Regierung zur Kenntniß der k. k. Regierung brins 
gen, und alsdaun die Rüdreife hierher antreten. 

Berlin, den 25ten Mai 1840. 

Der Miniſter⸗Praͤſident. 
(Se) Graf von Blandænbinr g. 
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Depeiche bes ?. preußiſchen weiniſter 
präfideuten an den k. Gefandten zu 
München, Die Berliuer Konferenzen 

‚ betreffend d. d, Zlten Mei 1849... 


Die gegenwärtige Lage ber Dinge in Deutſchlaub 
die Gefahren, die aus dem ſchon in voller Flamme ſtehen⸗ 
ben Bürgerfriege, und aus einem möglicherweile nahe 
su erwartenden auswärtigen Kriege erwachlen, drangen 
jegt zu einem rafchen und fchleunigen Handeln. Die 
jest im Gange befindlichen Konferenzen mit ben hieſigen 
Bevollmächtigten der königl. Regierungen vwerfprecken 
ein günftiged Refultat, aber es ift dringend nothwendig 
daß dies Nefultat nicht verzögert, auch nicht um eine 
kurze Frift hinausgefchoben werde. Daß ed bald und 
raſch erreicht und dadurch ein gemeinfames und energie 
fbed Handeln möglich werde, hängt hauptfächlich von 
einer baldigen Erklärung der königl. bayeriſchen Regie 
rung ab, welche wir beöhalb dringend darum erfuchen 
müſſen. 

Ich beauftrage Ew. Hochwohlgeboren, dem fönigh 
bayerifchen Minifter diefe Lage der Sachen ungeſäum 
porzuftelen, und bei bemfelben eine ſchleunige Erklärung 
in Antrag zu bringen. Die Punkte, an welchen wir feſt⸗ 
halten müſſen, und welche ahue Zweifel auch ber bayerir 
ſchen Regierung durch ihren Bevollmächtigen (hen b⸗ 
kanut find, find folgende: 

1) Die proviſoriſche Abſchließung eines Bunduiſſer 
zwiſchen den königl. Regierungen zum Schub gegen in⸗ 
nere und äußere Feinde. Da der deutſche Bund rechts 
lich fort exiſtixt, faltiſch aber in dieſam Augenbiick Seien 


Wirkſamkeit übt und üben kann, auch Fein gemeinfames 
Drgan mehr hat, feit die Stellung des Reichsverweſers 
durch fein Verhältniß zu der rechtlich nicht mehr auers 
kannten Nationalverfammlung eine unhaltbare geworden, 
ba ein neuer Bundesftaat aber weber zu Abfchluß ge: 
bracht ift, noch faktifch unmittelbar ind Leben gerufen 
werben fann, da zu gleicher Zeit die inneren unb äuße⸗ 
ren Gefahren täglich bedrohlicher werden, und es im Ins 
tereffe Aller liegt, demſelben zu begegnen durch gemein, 
famed Handeln, fo ift, um dem Bebürfniffe des Augen 
blicks abzuhelfen, kein anderes Mittel vorhanden, als ein 
ſolches Bündniß innerhalb der Grenzen, in welchen der 
beftehende Bund es zuläßt und unbeſchadet des letzteren. 

Mir wünfchen daſſelbe in fürzefter Friſt mit den hier 
vertretenen königl. Regierungen abzufchließen. 

23) Jedem anderen deutfchen Staate wird der Zu. 
tritt zu diefem Bunde offen erhalten. 

3) Zu gleicher Zeit muß aber etwas gefchehen, wel 
ches eine Ausſicht für die Zukunft darbietet, und bad 
Verlangen iund Bebürfnig derj großen Mehrheit des 
Deutfchen Volkes zu befriedigen geeignet if. Ohne das 
ift es unmöglich, Die große, durch ganz Deutfchland ver 
breitete und in ihrem bei weitem größten Theile achtungs⸗ 
werthe und ber Revolution, ihrer Gefinnung nach, wis 
derfirebende Parthei der beutfchen Einigung zu gewin⸗ 
wen; und fo lange wir diefe nicht auf die Seite der 
Regierungen herüberziehen fünnen, werben alle Erfolge 
nur partiell und vorübergehend fein, und die Revolution 
wird immer von Neuem einen Vorwand finden, um bie 
Gemüther aufzuregen. Diefe Aufregung auf die Tauer 
burch die bloße Gewalt der Waffen niederhalten zu wols 
len, wäre eine thörichte Hoffnung. | 

Es ift Daher unbedingt nochwenbig, daß bie Regie⸗ 
sungen füh zu gleicher Zeit über deu Entwurf ber künf⸗ 


figen beftnitiven Berfaffung Deutfchlands- einigen, in 
dem Sinne, wie er hier berathen wird, und öffentlich 
erklären, denfelben dem zunächſt zu berufenden, aus 
Staatenhausd und Volkshaus zu bildenden Reichstag ges 
meinfchaftlich vorlegen zu wollen. Diefer Rrichdtagwird aus 
Denjenigen Staaten zu berufen fein, Deren Regierungen erfläs 
ren, fich und anfchließen und dem engeren Bundeöftaate beitres 
ten zu wollen, welcher innerhalb und unbefchadet des großen 
deutfchen Bundes ſich bilden wird. Demfelben beizutreten, 
wird jedem beutfchen Staateworbehalten und offen gelaffen. 

Unm die nothwendige und vom Augenblicke geforderte 
Energie: und Einheit in bie gegenwärtig zu- treffenden 
Maßregeln zu bringen, übernimmt. Preußen die. prowifos 
‚rifche Leitung -in dem umter 1) bezeichneten, Beinde und 
für die eben dert angegebenen Zwecke der inneren:uyb Aus 
Beren Sicherheit. Es verpflichtet fich dagegen, jedem der 
diefent Bund beitretenden Staaten die erforderliche Hilfe 
zu leiften, über denfelben hinaus. aber kann ed anderen, 
nicht beitretenden Staaten gegenüber, Teine Verpflichtung 
zur Hilfsleiftung übernehmen. Auf biefe Punkte hin iſt 
bie königl. Regierung bereit, mit. jeder Regieruns— welche 
darauf eingehen will, abzuſchließen. | 

Sie muß aber dringend wünſchen, bald und entfihle: 
den ſich im Stande zu finden, ben. Umfang biefes Bun⸗ 
bed zu überfehen und erfucht daher die königl. bayeris 
ſche Regierung ſich fobald als möglich baräber erflären 
zu wollen. 

Wenn eine ſolche Erklärung nicht umgehend erfolgt, 
fo werden wir, da die Lage der Dinge zum Handeln 
drängt, ed anfehen und vorgehen mäffen, ale ob Bayeen 
nicht beitreten wolle. 

Ew. Hochwohlgeboren wollen von bieſem Schreiben 
dem königl. bayerifchen Minifter . Mittheilung machen, 
und, mit Bezugnahme auf obige. Bemerkung, benfelden 
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am eine baldige Rückäußerung und entſprechende In⸗ 
firuftionen an den biefigen königl. bayerifchen Geſaub⸗ 
ten erſuchen. 
Berlin, den 21. Mai 1849. 
(Gez.) Graf von Brandenburg. 
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‚Depeiche des k. bayeriſchen Minifters 

Des YUuswärtigen au den F. Geſandten 

zu Berlin, die Berliner Konferenzen 
betreffend, d. d. STten Mai 1849. 


Der königl. preußifche Gefandte am biefigen Hofe 
hat dem Unterzeichneten bie abichriftlich anliegende Des 
yeiche ded Grafen von Brandenburg am 25. d. Mte. 
mitgetheilt. Diefelbe ift fofort in Erwägung gezogen 
worden, und die königl. Geſandtſchaft wird nun von den 
anf Antrag des Gefammt- Minifteriumd von Er. Mai. 
Dem Könige gefaßten Eutfchließungen mit dem Auftrage 
in Keuntniß geſetzt, hievon dem königl. preußiſchen Mi- 
nifierpräfidenten nuter Uebergabe einer Abfchrift Mit 
tbeilung zu machen. 

Die fönigl. Regierung theilt die Anficht des preußi⸗ 
fhen Kabinets, daß die gefahrvolle Lage Deutſchlands 
eine rafche Einigung der Regierung, ſowohl zu Eräftigem 
Handeln gegen die drohende Kriegögefahr, als zur Bes 
gründung einer deutfchen Berfaflung nöthig mache. 

Sie iſt eben fo damit einverfianden, baß eine dau⸗ 
ernde Beruhigung Deutſchlands nicht durch die Gewalt 
der Waffen, fondern nur durch Befriedigung ber Wünſche 
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möglich iſt, weiche der edle Theil ber Ration für eine 
deutfche Einigung hegt. 

Die Negierung Sr. Maj. des Königs findet ſich je⸗ 
doch hinſichtlich der aus jenen Prämiſſen zu ziehenden 
Folgerungen, ſowie der augenblicklichen ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe Deutſchlands zu folgenden Bermerkungen 


veranlaßt. 


Daß der deutſche Bund rechtlich noch beſteht, iſt 
unbeſtreitbar. Nur fein früheres gemeinſames Organ, 
die Bundesverſammlung iſt aufgehoben und an deren 
Stelle ein anderes Organ, die proviſoriſche Zentralge⸗ 
walt, getreten; alle übrigen Verhältniſſe und Geſetze des 
Bundes beſtehen fort. Dieſes neu begründete gemein⸗ 
ſame Organ beſteht aber zur Zeit noch ſowohl rechtlich 
als faktiſch. Der Reichsverweſer, im vorigen Jahre von 
allen Regierungen anerkannt, hat feine Funktion wicht 
niedergelegt fand das von ihm gebildete Reichsminiſterium 
it in Thätigfeit. Sein Verhältniß zur Nativnalverfamm⸗ 
kung ändert hierin nichts; denn er und fein Miniſterium 
find nad der deutlichen Beltimmung der Beichläffe vom 
28. Juni v. 36. nicht verpflichtet, die DBefchlüffe ber 
Kationalverfammlung auszuführen; die Zentralgewalt 
ift vielmehr innerhalb ihrer Kompetenz felhfländig mb 
von der Rationalverfammlung unabhängig. 

Zu diefer Kompetenz gehört vorzüglich He Sorge 
für die äußere und innere Sicherheit Deutfehlandd genau 
in derſelben Weiſe, wie fie früher der Bundesverfaumts 
lung zufam. Die Möglichkeit zur pflihtmäßigen Aus⸗ 
führung Diefer Sorge. ift aber: begründet durch die Bers 
pflichtung aller Bundesglieder zu gegenfeitiger Hilfeleiſt⸗ 
ang. Diefe Verpflichtung der Bundesglieder ift in Art. 
3. und 11. der Bundedafte nnd Art. 25. der Wiener 
Schlußakte fo allgemein und beflimmt ausgeſprochen, 
daß an ihrer umseränderten Fortdauer felbſt für ven 


Fall ber momentanen Lähmung ber Zentralgewalt um 
fo weniger gezweifelt werben faun, als der Bund nad 
Art. 5 der Wiener Schlußalte unauflöslich ift. 

Sn Erwägung diefer Umftände fann die königl. Res 
gierung der Anficht nicht beitreten, daß es erft noch ei- 
ned befondern Bündniffes unter den königl. Regierungen 
bedürfe, um Ddiefelben zu gegenfeitiger Hilfeleiflung zu 
verpflichten. Diefe Berpflichtung befteht, weil eben der 
Bund felbit noch befteht. 

Dagegen läßt fi allerdings nicht verfennen, baß 
die Stellung des Reichsverweſers eine ſchwierige gewor⸗ 
ben ift, und daß für den wahrfcheinltichen Kal feines 
Baldigen Rücktrittes das Bedürfniß befteht, ein anderes 
Drgan zu gewinnen, welches die zur Erhaltung der ins 
neren und äußeren Sicherheit durch gegenfeitige Hilfelei- 
ung und gemeinfchaftliches Handeln nothwendigen Maps 
regeln orbnet und leitet. Diefed Bedürfni hat Die bay: 
erifche Regierung fchon in dem Borfchlage ausgeſpro⸗ 
hen, welchen an das preußiſche Kabinet zu machen 
die königl. Sefandtfchaft unterm 3. d. Mts. angewiefen 
worden ift. 

Die königl. preußifche Regierung glaubt nur zur 
Befriedigung diefed Bedürfniffed einen andern Weg ein, 
fchlagen zu müfjen, indem fie den Abfchluß eines Bünd⸗ 
niffes innerhalb des Bundes vorfchlägt. 

Daß diefer Weg an ſich rechtlich nicht unzuläffig 
ift, kann nach Art. 11 der Bundesafte angenommen wers 
den, umfomehr als eine Anzahl deuticher Regierungen 
durch Anerkennung von der Nationalverfammlung be: 
fchlofienen Reichsverfaſſung fidy zu den übrigen Regie: 
rangen in eine ungleiche Stellung verfegt haben. Wenn 
aber diefed Bündniß dem erwähnten Art. LI entfprechen 
fol, fo wird es eben nur darauf gerichtet werden kön⸗ 
nen, ein andered Organ an die Stelle der Zentralgemalt, 





nicht aber neben diefelbe zu feßen. Daher wird auch 
dem Abfchluffe eines derartigen Bündniffes eine Berftäns 
bigung mit bem Reichsverweſer und mit Defterreich vor 
ausgehen müſſen. 

Disfe Berfländigung wird für Bayern überdies ein 
unnbweisliched Gebot nach feiner Lage und nadı der 
Stimmung feiner Benölferung. Die proviforifche Zen- 
tralgewalt wir» is Bayern gerade von jener Majorität 
ber Öntfinnten, welche die Regierungen für ſich gewin- 
nen müſſen, jegt noch als der einzige Ausdruck und 
Halt der beutichen Einigung. betrachtet, und ein Minis 
ferium welches mit der Zentralgewalt rückſichtslos bräche, 
würde fich in Bayern fchlechterdings nicht halten fünnen. 

Aehulich verhält es fich mit der Rückſichtsnahme auf 
Deſterreichs Stellung. In diefer lag ein Hauptgrund 
für die diesfeitige Ablehnung der in Frankfurt befchlofs 
fenen Verfaffung ‚und gerade derjenige Grund, welcher 
am meiften Anflang in den bayerifchen Stammlanden 
fand. Die Regierung kann und darf diefe Rüdfiht dar 
ber auch bei den Verhandlungen in Berlin nicht außer 
Acht laffen, ganz abgefehen Davon, daß ihr eigened Ges 
fühl für Oeſterreich und Deutichland es ihr nicht ger 
ſtattet. 

Dies ſind die Vorausſetzungen, unter welchen die 
königlich bayeriſche Regierung auf ein Bündniß eingehen 
zu können glaubt. 

Was ſodann den Inhalt dieſes Bündniſſes anlangt, 
fo if es durchaus nothmendig, die proviforifche Befrie⸗ 
digung des augenblidlichen Bedürfniffes von der. Definis 
tiven Verfaffung für Deutfchland fchärfer zu trennen, 
als in der preußifchen Depefche vom 21. d. Mts. ges 
ſchehen ift. 

Diefe Depeſche beantragt unter Nro. 3, daß die 


Regierungen fich zugleich, alfo in diefem Bündnifle, über 
Roth u, Merd, Duclenfommlung. II. Band. 40 


den Entwurf der künftigen definitiven Berfaffung Dentfch- 
lands einigen in dem Sinne, wie er in Berlin berathen 
wird. Diefer Entwurf ift ja aber der königlich bayeri- 
fchen Regierung noch unbekannt, und es ift ihr deshalb 
unmöglich, fidy darüber zu äußern. Daß fie ein Staas 
ten« und Volkshaus will, das fie mit einem neuen Reiches 
tage vereinbaren will, hat fie bereits durch ihre Erflä- 
rungen in den Kammern auögefprochen. Die übrigen 
Theile der Berfaffung mit Ausnahme der Oberhaupte- 
frage fcheinen nad) den neueften Berichten der königl. 
Gefandtfchaft in Berlin in einer Weiſe feltgeftelt zu 
werden, daß die königlich bayerifche Regierung denfelben 
ebenfalld wird zuftimmen können. 

Diejenigen Vorſchläge dagegen, welche in Berlin 
in ter Oberhauptöfrage gemacht worden find, und wie 
ed fcheint gegen die Erklärungen von Defterreich und 
Bayern feftgehalten werden, find von der Art, daß die 
bayerifche Regierung denfelben nicht beitreten kann, ohne 
ihre Pflichten gegen Deutfchlande Integrität und gegen 
dad eigene Land und Volk zu verlegen. 

Demgemäß ift es nothwendig, das abzufchließende 
Bündniß auf das Proviforium zu befchränfen, und das 
Definitioum davon auszufcheiden. 

Daß das Bündniß zum Schuge gegen innere und 
äußere Feinde gefchloffen werde, ift eben fo fachgemäß 
ald daß jedem deutfchen Staate der Zutritt vorbehalten 
bleibe. Ä 

Die für den Augenblid allerdings nothwendige Ener; 
gie und Einheit in der Leitung der Maßregeln würde 
nach ber Veberzeugung der königlich bayerifchen Regie: 
sung auch durch den Borfchlag erreicht, welchen das k. 
k. öfterreichifche Kabinet unterm 16. d. M. gemacht hat, 
weil auch nad) dieſem die proviforifche Leitung wefents 
lich in der Hand des preußifchen Kabinetes liegen würde, 
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und Die beiden übrigen Betheiligten mehr nur eine for 
melle Stellung hätten. 

Die königlich bayerifche Regierung muß ferner bean- 
tragen, daß vorerfi Die näheren Beſtimmungen dieſes provis 
forifchen Bündniffes getroffen und ihr zur Prüfung vorgelegt 
würden, theils über die Rechte der Leitung, theild über 
die Verpflichtungen ber übrigen Bundesglieder, ehe fie 
ihre Zuflimmung zu geben vermag. 

Nah dem Schluffe der mehrerwähnten Depeche 
ſcheint es zwar, ald wolle die königlich preußifche Negiers 
ung fofortige Entfcheidung, und feine weiteren Berhaubs 
lungen. Allein die Königlich bayerifche Regierung kann 
unmöglid glauben, daß es die Abficht fein kann, ihr 
für fo wichtige Fragen bie Prüfung abfchneiden und eine 
willeniofe Hingabe anfinnen zu wollen. ebenfalls würde 
hiedurch der Zwed einer dauernden Einigung nicht ers 
reicht werden. 

Die bayerifche Regierung erftrebt eine Berfaffung, 
weiche ganz Deutichland umfaßt, und hält es für ihre 
Pflicht, in diefem Streben beharrlich zu fein. 

Sn dem hier entwidelten Sinne wird die königliche 
Gefandtfchaft beauftragt, die Verhandlungen fortzu führen 
Bor Allem aber hat fie den königlich preußifchen Minifter. 
um eine beftimmte Erflärung anzugehen, ob das prens 
ßiſche Kabinet zu weiteren Verhandlungen geneigt if, 
und hierüber umgehend zu berichten. 

München, den 27. Mai 1849. 

(Se) Dr. von der Pfordten. 


Der Unterzeichnete beehrt ſich, Seiner_Hochwohlges 
boren dem königlich preußifchen außerordentlichen Geſand⸗ 
ten und bevoflmächtigten Minifter Herrn von Bodelberg 
den Empfang derjenigen Eröffnungen zu befeunen, welche 
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ihm berfelbe unterm 2. und 5. dieſes Monats im Auf⸗ 
trage feiner hohen Regierung über die unterm 26. reſp. 
ss. und 30. v. Wis. zwifchen den Regierungen von 
Greußen, Hannover und Sachſen getroffenen Verabre⸗ 
dungen gemacht bat. 

Obgleich ber. Bevollmächtigte der Föniglich bayerifchen 
Regierung an den zu Berlin vom 17. bis 26. v. Mts. 
gepflogenen Berhandlungen Antheil genommen hat, fo 
fonnte derfelbe doch den Beſchlüſſen der drei obengenann⸗ 
ten Regierungen nicht zuftimnen, weil feine Inftruftio- 
nen von jenen Befchlüffen abgewichen und die Erthei⸗ 
lung nener ihn zur Zuſtimmung ermächtigender In⸗ 
fruftionen fchon and dem einfachen Grunde unmöglich 
war, da die Einladung, dem abgefchloffenen Schutzbünd⸗ 
miffe beizutreten, erfi am 25. v. Mts. dem Unterzeichne⸗ 
ten zugeftellt wurde, der in den Berliner Konferenzen 
feftgeftellte Berfaffungsentwurf aber ebenfalls erft am 
29. 9. Mts., refp. in der legten Redaktion am 2. Juni 
ce. der königl. bayerifchen Regierung zur Kenntnig kam. 


Die königliche Regierung fieht ſich aber audy jekt 
außer Stande, den Berabredungen der genannten drei 
fönigl. Regierungen in ihrem vollen Umfange beizutreten, 
und der Unterzeichnete erlaubt ſich zur Darlegung der 
Gründe hiefür auf die Rede zu verweifen, weldje er 
am 4. d. Mts. in der 22, üffentlihen Sitzung der Kams 
mer der Abgeordneten gehalten hat, und wovon er eis 
nige Exemplare hier beilegt. 


Die königlich bayerische Regierung ift hienach bereit, 
auf Grund des in Berlin verabrebeten Neichswahlgefe- 
Bes zur. Berufung eines beutfchen Reichsſtages mitzumwir- 
ten und wünſcht fehnlichft, daß vor Eröffnung dieſes 
Reichötages es gelingen möge, zwiſchen ſümmtlichen deut⸗ 
ſchen Regierungen ein Einverſtändniß über seinem Ver⸗ 


foffungsentwurf herbeizuführen, welcher dem Neichötage 
sur Zuflimmung Yorzulegen wäre. 

Die königlich bayerifche Regierung wirb Alles thum, 
was in ihren Kräften fteht, um dieſes Ziel zu erreichen, 
und in ber nächſten Zeit an die königl. peußifche Regie⸗ 
rung beſtimmt formulirte Anträge über diejenigen Abäns 
derungen des in Berlin befchleffenen Verfaſſungsentwur⸗ 
fes gelangen laffen, welche nad) ihrer feftbegrünbeten Yes 
berzeugung unerläßlich find, wenn Deutfchland geeinigt, 
anftatt gefpalten werden fol. 

Indem der Unterzeichnete Seine Hochwohlgeboren 
erfucht, feine hohe Regierung hievon vorläufig in Kenm⸗ 
nid zu feßen, benügt er mit Bergnügen biefen Anlaß gur 
ernenerten DBerficherung jeiner ausgezeichneteſten Dei 
achtung. 

München, den 6. Juni 1849, 

(Gez.) von der Pforbten. 
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Erklärung des k. fächfifchen Bevollmäch—⸗ 
tigten bei Den VBerliner Konferenzen 
d. d. 26ten Mei 1849. 


Der unterzeichnete königlich ſächſiſche Bevollmäch⸗ 
tigte ſieht ſich veraulaßt, im Namen und Auftrag feiner 
Regierung nachſtehende Erklärung in die Hände der * 
niglich preußiſchen Regierung niederzulegen. 

Die königliche ſächſiſche Regierung hat bei anauege⸗ 
ſetzter Feſthaltung des Grundſatzes, daß bad Berfatffunge 
wert nicht won der Nationalverſammlung einſeitig be⸗ 


fchloffen, fondern nur im Wege der Vereinbarung mit 
den Regierungen endgültig werden könne, unverändert 
and fo oft ihr Dazu Gelegenheit geboten war, firh dahin 
ausgeiprochen, daß die Bundes oder Reichögewalt nicht 
in einheitliher Geftalt, fondern in Eollegialer aufzuridys 
ten fei, und fidy daher im Gegenfabe zu bem in Frank; 
furt belichten erblichen Kaiſerthum für ein Direktori⸗ 
um erklärt. 

Es gefchah Died namentlich durch die Rote vom 10. 
Februar d. J. in Erwiderung der Zirkular⸗Depeſche ber 
Königlich preußifchen Regierung vom 23. Januar d. J., 
welche gleichfalls das Projekt der Aufrichtung der dent⸗ 
fen Kaiferwürde zurüdwies, fo wie durch Die Note 
som 17. März d. J., worin der prenßifcher Seitö ergan⸗ 
genen Einladung zu einer Verhandlung über dad von 
dem kaiſerlich königlich öfterreichifchen Kabinete in Bors 
fhlag gebrachte Direktorial-Projeft Folge gegeben wurde. 
Indem die königlich fächfifche Regierung fi zur aus⸗ 
fchließlichen Vertretung diefer Abficht berufen fand, war 
diefelbe keinesweges von der Abficht geleitet, nur dyna⸗ 
ftifche Intereffen zur Geltung zu bringen oder ſich der 
Uebertragung der oberften Reichsgewalt an eine einzige 
deutfche Negierung aus partifulariftifcher Eiferfucht wi» 
derfegen zu wollen. Sie gehorchte vielmehr der innigen 
Ueberzeugung, daß die von der Nationalverfammlung 
beabfichtigte und fpäterhin befchloffene Verleihung der 
oberftien Reichdgewalt an Einen der regierenden deut: 
ſchen Fürften einen doppelten, für die künftigen Geſchicke 
Dentſchlands gleich verderblichen Nachtheil bereite; fie 
durfte ſich nicht verhehlen, daß durch diefen Akt eines⸗ 
theild das Ausfcheiden Defterreihd aus dem neuen Buns 
. beöverhältniffe bedingt fei, und baß andererfeitö bie der 
sberften Reichsgewalt zu verleihende einheitliche Spite 
nur zu leicht dazu führen werde, ben Bunbesflaat in 
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den. Einheitöftaat allmälig umzubilden und fomit alles 
und jedes felbitftändige Leben der verfchiedenen deutfchen 
Stämme zu vernichten. 

Die Ereigniffe, welche der Annahme der deutſchen 
Berfaffung von Seiten der Nationalverfammlung bei 
der zweiten Lefung gefolgt find, haben Zuftände herbeis 
geführt, welche zwar die dieffeitige Regierung nicht has 
ben vermögen können, eine verfchiedene Aufihanung der 
Berhältniffe zu gewinnen, denen gegenüber fie jedoch die 
Nothwendigkeit hat ind Auge faffen müffen, ihre Ueber: 
zeugung dem Bedürfniffe der Erhaltung der bedrohten 
ftaatlichen Ordnung und der damit in genauerem Zus 
fammenhange ftehenden, möglichit rafchen Verwirklichung 
des dentfhen Verfaſſungswerkes unterzuordnen. Nadys 
dem fie daher, an der Anficht feithaltend, daß die von 
ber Nationalverfammlung befchloffene Berfaffung ihres 
zum Theil gemeinfchädlichen Inhaltes wegen zu verwers 
fen fei, vor den Gefahren des in Folge diefed Entfchlufs 
fes in ihrem Lande audgebrochenen Aufruhres nicht zus 
rüdgewichen ift, erflärt fie fi) auch bereit, eine der all- 
gemeinen Wohlfahrt förderlichere VBerfaffung anzunehmen, 
welche die Erefutivgewalt des Reiches der Strone Preu⸗ 
Ben verleiht, wobei fie die Sr. Majeftät dem Kaifer von 
Defterreich bundesvertragsmäßig zuftändigen Anfprüche 
durch den im 6. 1. der Verfaffung gemachten Borbehalt 
als ausdrücklich gewahrt betrachtet. 

Die königlich fächfifche Regierung will und darf je 
doch Feine Zweifel darüber beftehen laffen, wie fie dies 
fen Entfhluß allein zu dem Zwecke und in der Erwar⸗ 
tung gefaßt hat, baß diefe Verfaſſung Gemeingut der 
ganzen deutfchen Nation und nicht eines Theiles derſel⸗ 
ben werde. Sie verfennt nicht, daß ein Eintritt ber 
öfterreichifchen Lande in der nächſten Zeit nicht gehofft 
werben darf. Allein die Aufnahme des gefammten übris 


gen Deutichlands in ben Neichöverband, welche, nubes 
fhabet der öfterreichifchen Regierung durch bie Bun⸗ 
beöverfaflung geficherten Rechte erzielt werden foll, hält 
Diefelbe ale Bedingung dafür feſt, daß fie felbft zu eis 
nem bleibenden Verharren in demfelben auf Grund ber 
vereinbarten Berfaflung verpflichtet ſei. Sollte es bas 
ber nicht gelingen, deu Süden Deutfchlande in ben 
Reichsverband, wie er durch die fragliche Verfafiung bes 
ſtimmt worden, aufzunehmen, was wefentlich davon abs 
hängen wird, ob Bayern fich demfelben anfchließt, follte 
vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, al& die Herſtellung 
eined norddeutſchen oder nords und mitteldeutjchen 
Bundes, fo müßte die Föniglich fächfifche Regierung für 
diefe Eventualität die Erneuerung der Verhandlungen und 
Umgeftaltung der vereinbarten Berfaffung ausdrücklich 
vorbehalten. Cine folche Nothwendigfeit wäre ohnedies 
durch die Bellimmung der Berfaffung felbft geboten, 
welche nach allen Richtungen bin dem Namen und ber 
Sache nad) den Anforderungen einer Berfaflung für das 
deutfche Volk in feiner Gefammtheit, nicht aber denen 
eined Vereines einzelner deutfcher Staaten eutfpricht. 
Die königlich fächfifche Regierung hat der von der 
königlich preußifchen Regierung aufgeflellten Anficht gerne 
beigepflichtet, daß Die Regierungen, welche fich zu einem 
engeren Bündniffe, behufs der Bekämpfung ber Partei 
bed Umſturzes, vereinigt haben, der Nation ihren Wil 
len auf unzweideutige Weife zu erfennen geben, das aue 
den Berathungen der Nationalverfanmlung hervorges 
gangene Berfaffungswerf mit denjenigen Abänderungen, 
welche Durch die Rüdfichten auf das Wohl der Geſammt⸗ 
heit fowohl als der Einzelflaaten geboten waren, anzu⸗ 
nehmen und zur Ausführung zu bringen. Diefe Ver⸗ 
pflihtung übernimmt Die königlich ſächſiſche Regierung 
im gerechten Bertrauen darauf, daß. das fächfifche Volt 


ihe Dauk willen werde, ihre Selbſtſtändigkeit dem Ber 
bürfniffe ber deutſchen Einheit und einer fie gewährteis 
fienden Berfaffung geopfert zu haben. Die Erreichung 
dieſes Zieled allein wird das von ihr unter fo fehwieris 
gen Zeitverhältniffen beobachtete Verfahren gerechtfertigt 
erfcheinen laflen. 

Die königlich fächfifche Regierung darf daher nach 
freimüthiger Darlegung vorftehender Gründe nicht be; 
forgen, ihre Abfichten verfannt zu fehen, wenn fie ſich 
für den Fall, daß bis zu dem Zeitpunfte der Einberus 
fung des erften Reichstages jene ihre Entfchliegung bes 
dingende Borausfegung fich nicht verwirklicht haben follte, 
das Recht anderweiter Verhandlungen vorbehält. 

Dem Unterzeichneten liegt eö fchließlich noch ob, darauf 
ergebenft aufmerkſam zu machen, daß in getrener Beob⸗ 
achtung der Beftimmung der fächfifchen Verfaſſungsur⸗ 
funde $. 2. Die dieſſeitige Regierung nicht unterlaſſen 
wird, die Zuflimmung der Kammern zur Annahıne der 
deutſchen Reichöverfaffung einzuholen. 

Mit Bergnügen benugt u. |. w. 

Berlin, den 236. Mai 1849. _ 

(Ge) Freiherr von Beuſt. 
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Erklärung des k. haunöveriſchen Bevoll⸗ 
mächtigten zu den Berliner Konferen⸗ 
zen d. d, S6ten Mai 1849. 


Die unterzeichneten Töniglich hannöverifchen Bes 


vollmüchtigten haben der von dem tiglie yreußifchen 
Roth u. Merl, Quellenſammlung. Il, Band. 


Herrn Bevollmächtigten ihnen ‚vorgelegten Propofition 
rüdfichtlich der Geſtaltung bed demnächſtigen Reichsober⸗ 
hanptes und ber Neichdregierung nachgebend, einen von 
ihnen für richtiger gehaltenen Entwurf bei Seite zu fes 
gen fich bereit erklärt; biefelben finden fich aber verpflich⸗ 
tet, der Föniglich preußifchen Regierung gegenüber ihre 
Anfichten über diefen Gegenftand nochmals audzufprechen. 

Nach der Anficht der Unterzeichneten war es bei 
biefer Frage die Aufgabe: 

1. Deutſchland in feiner Integrität zu erhalten; 

2. Eine Negierungdgewalt zu fchaffen, welche einer 
feitö der Eigenthümlichkeit Deutichlande, — feinen durdy 
Geſchichte und lange Entwidelung feſt zuſammengewach⸗ 
fenen Staatöverbänden — die nöthige Gewähr leitete; 
andererfeitd im Stande wäre, die Lenkung der höchſten 
faatlichen Intereſſen Deutſchlands, d. h. die eigentliche 
Reichöregierung im ächten Geifte der Nation mit unges 
hemmter, durchgreifender Kraft zu übernehmen. Sollen 
diefe Ziele erreicht werden, fo muß Defterreich in voller 
Bedeutung bei Deutfchland bleiben, dem es burch geos 
graphifche Lage, Nationalität und Gefchichte fo enge 
verbunden ift, daß jede Trennung eine unheilbare Wunde 
fein würde. Es muß die leider feit langem Zeitraum 
geförderte Entfremdung befeitigt, das geiftige Band der 
Einheit enger gefchlungen werden. 

Es müflen ferner die höchften Angelegenheiten der 
Nation, ihre Politif gegen Außen — die nach den Ders 
hältniffen der Gegenwart vor Allem in den Beziehungen 
bed Welthandels ihre Grundlage und ihre Entwidelung 
findet — der Reicheregierung zur Berwaltung, Dem 
Reichdtage zur Ueberwachung gegeben werden, damit 
beide — und durch fie die Nation — fi an diefen gros 
Ben Gegenftänden halten und heben. 

Es muß endlich der Regierung in ihrer Sphäre bie 
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Möglichkeit freien und ungehemmten Handelns gefichert, 
und der Zutritt zu den höchften Ehren und Pflichten 
Deutfchlands allen Deutfchen gleich nahe gebracht werden. 

Die Grundzüge zu einer folchen Geftaltung ber 
Dinge glaubt die königlich haunöverifche Regierung ger 
funden zu haben. 

Wenn nun von föniglich preußischer Seite ein Bers 
foffungsplan fefigehalten wird, welcher, wenn die dem⸗ 
felben zum Stüßpunfte dienende „Union’ mit dem ges 
fammten öfterreichifchen Kaiſerſtaate und die für diefe Union 
vorgefchlagene Regierungsformen durchgeführt werben 
follten, jene höchften yolitifchen Angelegenheiten der Ras 
tionalvertretung gänzlich entziehen und fold einer Bes 
hörde überweifen würde, die vom Reichsſstage vollfommen 
unabhängig wäre, welcher ferner dem Reſte der Reichds 
regierung eine Form giebt, die allerdings der Geltung 
der Einzelftaaten ein bebeutended Gewicht verleiht, die 
aber in der Folge der Bertheilung nothwendig zufams 
men gehöriger Gefchäfte unter zwei verfchiedene Behör⸗ 
den Reibung und Schwäche bewirken muß; und welche 
endlich der Eiferfucht verfchiedener Länder gegeneinans 
der fortwährenden Stoff bieten wird; fo bedauern die 
Unterzeichneten, darin um fo weniger Beruhigung finden 
zu können, als die in diefem Entwurfe thatfächlich gege- 
bene völlige Entfremdung Defterreichd von Deutfchland 
nur geeignet fein würde, jene Mängel auf das fchärffte 
hervortreten zu laflen. 

Die Unterzeichneten haben daher nur einerfeitd in 
der unabweislichen Nothwendigfeit einer Einigung der 
Regierungen, andererfeitd in den Erklärungen Defterreich®, 
auf eine Verfaflung nicht eingehen zu können, welche die 
für Deutfchland unentbehrliche gemeinfchaftliche Volksver⸗ 
tretung und Legidlation enthielte, eine Rechtfertigung für 
ihre Nachgiebigfeit gegen einen Verfafiungss Entwurf 
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finden können, welcher ihrer Anficht nach den Bebürfnif 
fen Deutfchlands keineswegs genügt. 

Wie fie aber in dem an die Spite ded Ganzen ges 
ftellten Borbehalte für Defterreich das Mittel erblicen, 
der nothwenbigen Gemeinfchaft Defterreidyd mit Deutfchs 
land ihre Geltung zu verfchaffen, fobald die dortigen Zus 
ftände einer beflimmteren Anficht der Dinge Raum ges 
geben haben werden, und wie fie die Verpflichtung Deutſch⸗ 
lands den Rechten Defterreichd aus der Berfafiung des 
deutfchen Bundes Folge zu geben ausdrücklich anerken⸗ 

en: fo müſſen fie dem fünftigen Reichsſtage auch über 
biefe oberfte Frage die weiteren Verhandlungen vorbes 
halten. 

Zugleich aber vereinigen fie ſich mit dem Bevoll⸗ 
mädhtigten der königlich fächfifchen Regierung für den 
beflagendwerthen Fall, wenn ber gegenwärtige Verſuch 
einer Einigung zu nichts als zur Herftellung eines norbs 
und mitteldeutfchen Bundes führen möchte, in der Erfläs 
rung, daß für diefe Eventualität die Erneuerung ber 
Verhandlungen und die Umgeftaltung bes vereinbarten 
Berfaflungsdentwurfes ausdrücklich vorbehalten bleibe. 

Die Unterzeichneten benugen ıc. 

Berlin, den 26. Mai 1849. 

(Be) Stüve (Ge) H. von Bangenheim. 
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